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Sozialamt und Arbeitsmarktservice, 
Gesundheitssystem und Schule, Nach-
barschaft und Geschäfte, Kulturein-
richtungen und Medien … die „Orte 
der Scham“ sind so vielfältig wie un-
ausweichlich, das belegen die Erzäh-
lungen jener, die sie aus eigener Er-
fahrung kennen. Respekt dagegen ist 
Mangelware, auch davon wissen die 
TeilnehmerInnen eines Workshops für 
Menschen mit Armutserfahrungen zu 
Beginn der 7. Armutskonferenz in ein-
drücklichen Bildern zu berichten.

„Beschämung ist eine soziale Waf-
fe. Beschämung hält Menschen klein 
und rechtfertigt die Bloßstellung und 
Demütigung als von den Beschämten 
selbst verschuldet. Die Betroffen ver-
suchen eine Erklärung für den Sinn der 
Verletzung zu ergründen, die sie zuvor 
erfahren haben. Damit der Akt der Be-
schämung seinen Zweck erreicht, muss 
für den beschämenden Mangel die Ver-
antwortlichkeit auf die beschämte Per-
son selbst übertragen werden“, erklärt 
der Soziologe Sighard Neckel. Wer an-
dere stigmatisiert, sagt: Schande über 
euch! Ihr seid nicht richtig, ihr gehört 
nicht dazu, ihr habt versagt. Stigma-
tisierung ist ein Prozess der Zuschrei-
bung von Merkmalen, die Ablehnung, 
Beklemmung oder Unbehagen bei 
Dritten hervorrufen und die Stigmati-
sierten entwerten. Der Begriff Stigma 
kommt aus dem Griechischen und be-
deutet Brandmal, Kennzeichen, Narbe. 
Die Betroffenen empfinden Scham. Sie 
fürchten ihr Gesicht zu verlieren und 
wissen ihr Ansehen bedroht.

Beschämung hat direkte Auswir-
kungen auf das unterste soziale Netz, 
also auf Sozialhilfe und Notstandshilfe, 
und wird dort zu einem bestimmenden 
Faktor. Nur 40-50%  aller Hilfesuchen-
den nehmen Sozialhilfe in Anspruch, 
obwohl sie ein Recht darauf hätten 
und sie auch bräuchten. Und eine breit 
angelegte Erhebung zum Sozialhilfe-
vollzug ergab, dass Demütigungen Be-
dürftiger auf den Sozialämtern in ho-
hem Ausmaß auftreten. Ähnliches wird 
vom Arbeitsmarktservice berichtet.

Mindestsicherung: Sozialhilfevoll-
zug der Länder verbessern, neue 
Angebote am AMS schaffen
Um Armut nachhaltig zu bekämpfen, 
braucht es deshalb dringend auch 
eine Reform des Sozialhilfevollzugs, 
der in allen Bundesländern grobe und 
rechtswidrige Mängel aufweist. Neben 
der existenzsichernden Höhe ist das 
ein zentrales Kriterium für die Effekti-
vität eines Mindestsicherungssystems. 
Genauso dringend werden Reformen 
und neue Angebote im Bereich der 
Arbeitsmarktpolitik gebraucht. Für Be-
amtInnen und BeraterInnen braucht 
es Qualifizierungs- und Sensibilisie-
rungsmaßnahmen, am besten unter 
Beteiligung jener, die Tag für Tag auf 
der anderen Seite ihres Schreibtisches 
stehen. Denn Stimatisierung wirkt un-
abhängig davon, ob dahinter auch eine 
Stigmatisierungsabsicht steht oder 
nicht. Ressourcen und „Teilleistungs-
fähigkeiten“ von Betroffenen müs-
sen gesehen und respektiert werden. 
Vielfältige Problemlagen wie Wohnen, 
Kinderbetreuung, gesundheitliche 
Beeinträchtigungen, Schuldenregulie-
rung müssen mit Perspektive auf ihre 
Zusammenhänge bearbeitet werden. 
Nur wenn der ganze Mensch in den 
Blick kommt und ernst genommen 
wird, können gemeinsam adäquate 
Lösungen für multiple Problemlagen 
gefunden werden: Arbeitsvermitt-
lung, Wohnen, Kinderbetreuung, The-
rapien für gesundheitliche Probleme 
und psychische Beeinträchtigungen, 
Schuldenregulierung, … 
Die so entstehenden Anforderungen 
decken sich kaum mit dem Selbstver-
ständnis vorhandener Angebote.

Gesundheit: Stigmatisierung hat 
negativen Einfluss auf 
Krankheitsverläufe
Erfahrungen, wie sie im Workshop zum 
Gesundheitssystem berichtet wurden, 
zeigen, dass PatientInnen auf Stigma-
tisierung mit Verbergen und Rückzug 
reagieren. Beschämung hat einen ne-
gativen Einfluss auf den Krankheitsver-
lauf. Irene Holzer von der Grazer Mari-
enambulanz betont die Bedeutung 
des Abbaus von Zugangsbarrieren für 

Editorial
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Armutsbetroffene. „Da geht es um auf-
suchende Arbeit mit interdisziplinären 
Teams, Versicherung für derzeit Nicht-
versicherte, ambulante Angebote und 
Dolmetschhilfen.“

Im offiziellen österreichischen Ge-
sundheitsbericht des Ministeriums 
kommen sozioökonomische Analy-
sen und Strategien noch nicht vor. In 
der Gesundheitsförderung gibt es bis 
jetzt keine integrierten Ziele zur Ver-
ringerung des hohen Krankheitsrisi-
kos Ärmerer. Anderswo gibt es schon 
Erfahrung mit einem umfassenderen 
Vorgehen. In acht europäischen 
Staaten sind größere Programme zur 
Verringerung gesundheitlicher Un-
gleichheit dokumentiert.  Auch für  
Österreich ist eine Gesundheitsstra-
tegie gegen den frühen Tod und das 
hohe Krankheitsrisiko Armutsbetrof-
fener notwendig.

Schule: „Einmal arm“ darf nicht 
„immer arm“ heißen
„’Einmal arm’ darf nicht ‚immer arm’ 
heißen“, appelliert die Sozialwissen-
schafterin Carmen Ludwig von der 
Universität Giessen und beschreibt 
Strategien zum Durchbrechen der Ver-
erbung von Armut. „Notwendig dafür 
ist ein Bildungssystem, das die schwie-
rigen Bedingungen im Elternhaus 
durchbrechen kann und nicht durch 
mangelnde Durchlässigkeit fortführt. 
Und entscheidend sind die Angebote 
im Wohnumfeld der Betroffenen: Sozi-
ale Kontakte, Jugendtreffs, Jugendhilfe 
etc. Kinder und Jugendliche brauchen 
soziales und kulturelles Kapital, um so-
ziale Aufstiegschancen zu erhöhen.“
Eine Schule, die nicht sozial ausgrenzt, 
ist zentraler Bestandteil einer wirk-
samen Strategie von Armutsbekämp-
fung und -vermeidung und stärkt die 
Aufstiegschancen von Kindern aus 
benachteiligten Familien. Das Schulsy-
stem hat eine zentrale Verantwortung 
dafür, ob die Bildungschancen vom Ta-
lent des Kindes oder vom Einkommen 
der Eltern abhängen. Anstelle eines 
defizitorientierten Ansatzes zeichnen 
sich die sozial erfolgreichen Schulkon-
zepte durch die Orientierung an den 
unterschiedlichen Lebenswelten ihrer 

SchülerInnen aus und fördern diese 
individuell in durchmischten statt in 
„gleichgemachten“ Klassen. Das geht 
nur mit einer neuen Unterrichtsqua-
lität, einer neuen LehrerInnenausbil-
dung und einer neuen Raumarchitek-
tur in den Schulen. Damit Zukunft nicht 
von der Herkunft abhängt, braucht es 
einen Bildungsweg, der nicht sozial se-
lektiert, sondern individuell fördert. Es 
braucht eine gut ausgebaute Frühför-
derung vor der Schule; wichtig wäre 
auch, Schulen in sozial benachteiligten 
Bezirken oder Regionen besonders 
gut auszustatten und zu fördern, da-
mit sie für alle Einkommensschichten 
attraktiv bleiben.

Wohnen, Beratung, Medien, Kultur, 
öffentlicher Raum: Es braucht 
Strategien gegen Stigmatisierung 
Stigmatisierung findet in allen Lebens- 
und Erfahrungsräumen statt. Ob es 
um „schlechte“ Adressen in herunter-
gekommenen Wohnvierteln, bevor-
mundende BeraterInnen, um Mitleid 
heischende Sozialkampagnen oder 
Reportagen oder um die Unmöglich-
keit geht, am Kulturleben Teil zu ha-
ben. Einsicht in Zusammenhänge al-
lein ist aber nicht genug. Allerorts gilt 
es Initiativen und Strategien gegen 
Beschämung und Stigmatisierung zu 
entwickeln und weiterzuführen: Von 
Menschen mit Armutserfahrungen or-
ganisierte öffentliche Kundgebungen 
gegen Armut, Forumtheaterauffüh-
rungen, die es Betroffenen ermög-
lichen, ihre Situation selbst und aus 
ihrem Blickwinkel an die breite Öf-
fentlichkeit und an Entscheidungsträ-
gerInnen zu vermitteln, KlientInnen-
Einbindung in Entwicklungsprozesse 
sozialer Organisationen, Kulturpässe, 
Kunstprojekte, und und und.

An der Notwendigkeit, Armut und 
Ausgrenzungserfahrungen durch ent-
sprechende gesetzliche Rahmen-
bedingungen und soziale Rechte  
zu bekämpfen und den Zugang aller 
zu  den gesellschaftlichen Ressourcen 
zu sichern, ändert all das nichts. 
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 BETROFFENEN-VOR!-KONFERENZ: Sichtbar werden!A

 „Wir sind keine BittstellerInnen, wir wol-
len Respekt.“ Diese zentrale Forderung des 
ersten österreichweiten Treffens von Selbst- 
organisationen von Menschen mit Armut-
serfahrungen, das 2006 in Wien stattfand, 
muss als Motto auch aller Folgeveranstal-
tungen, darunter auch die Betroffenen-
Vor!-Konferenz zur 7. Österreichischen  
Armutskonferenz, verstanden werden.

Armutsbetroffene als AkteurInnen sicht-
bar machen, steht als Ziel und Weg im Zen-
trum der seither stattgefunden gemein-
samen Aktivitäten von MitarbeiterInnen 
von Straßenzeitungen, AktivistInnen von 
Erwerbsarbeitslosengruppen, Alleinerzie-
herInnen- und MigrantInnenorganisati-
onen, Selbsthilfegruppen  von Menschen 
mit Behinderungen, psychischen Erkran-
kungen. „Sichtbar werden sollen unsere 
Alltagserfahrungen. Sichtbar werden sollen 
unser Können und unsere Stärken. Sichtbar 
werden sollen unsere Forderungen und 
Wünsche zur Verbesserung der Lebenssi-
tuation“, heißt es im Pressetext zum ersten 
gemeinsamen Treffen.1

Auch auf den Armutskonferenzen selbst 
war und ist das nicht selbstverständlich.

Die oft geforderte und sehr viel seltener 
auch nur ansatzweise eingelöste ‚Partizi-
pation der Betroffenen’ kann an vielem 
scheitern, kann aber auch gelingen. Die 
Herausforderungen sind vielfältig, eine ge-
wisse ‚Anstrengung’ wird allen Beteiligten 
abverlangt. Ob es nun um ein Brechen 
des Mythos vom möglichen „Aufstand der 
Armen“, die Überwindung von Besserwis-
serei und wechselseitigen Vorurteilen, das 
Lernen offen und sensibel aufeinander zu-
zugehen, und dadurch Empfindlichkeiten 
– und Privilegien –  ernst zu nehmen, aber 
auch ablegen zu können, das Hinterfra-
gen der verwendeten Kategorisierungen 
der „Betroffenheit“ oder die Einsicht in die 
Notwendigkeit einer Dreifachstrategie von 
Umverteilung, Anerkennung und Reprä-
sentation und die entsprechende Bereit-
schaft zum Teilen geht.2

1) Die Armutskonferenz: Sichtbar Werden. Mehr Respekt!  
Pressetexte, http://www.armutskonferenz.at

2) Siehe dazu auch Moser, Michaela und Schenk, Martin: 
Armutsbetroffene als Akteure. Partizipation und Selbst-
organisation von Menschen mit Armutserfahrungen, in: 
Dimmel, N., Heitzmann, K., Schenk, M: Armut in Österrei-
ch: Handbuch, erscheint im Herbst 2008 im Studienverlag.

seit 2006 organisieren sich selbstorganisationen von 
menschen mit Armutserfahrungen unter dem motto 
„sichtbar werden“. Drei österreichweite treffen, einige 
seminare und straßenaktionen wurden bislang mit 
unterstützung der Armutskonferenz durchgeführt. 
um sichtbarkeit und teilhabe von menschen mit  
Armutserfahrungen auch auf der 7. Österreichischen 
Armutskonferenz deutlich zu stärken, wurde dieser eine 
Betroffenen-Vor!-konferenz vorangestellt. 

Sichtbar werden! Betroffenen-Vor!-Konferenz

Michaela Moser 
ist Sozialethikerin, 
Sozialexpertin der 

Armutskonferenz und 
Mitarbeiterin der 

Dachorganisation der 
staatlich anerkannten 

Schuldenberatungen asb
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BETROFFENEN-VOR!-KONFERENZ
Sichtbar werden! Sichtbar machen!

Montag, 3. März 14.30 – 18.00
Austausch und Vernetzung,
Stärkung und Präsenz von Betroffenen (VertreterInnen von 
Initiativen und Selbsthilfegruppen armutsgefährdeter und -
betroffener Frauen und Männer) und ihrer Erfahrungen auf 
der 7. Armutskonferenz

Erarbeitung von Forderungen

Detailprogramm: www.armutskonferenz.at 
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Martin Vieregg 
und 
Gabriele Skledar 
sind Theater- 
pädagogInnen und 
SchauspielerInnen 
bei InterACT

7

Viele TeilnehmerInnen waren gekom-
men zum Workshop der Betroffenen-
VOR!konferenz, aus allen Teilen Österrei-
chs, ein Teilnehmer kam sogar aus Bremen. 
Viele davon haben sich aus der Scham und 
der damit verbundenen Isolation heraus-
geschält, haben Initiativen gegründet und 
geben Straßenzeitungen heraus.

Die Idee des Workshops bestand nun 
darin, gemeinsam „Orte der Scham“ zu be-
nennen und in Gruppen dazu theatralische 
„Bilder-Denkmäler“ zu entwickeln und dar-
zustellen. 

Nach einigen Aufwärmübungen zum 
Kennenlernen und zur Motivation der 
Spielfreude wurden “Orte der Scham“ erin-
nert, assoziiert, ausgesprochen: Behörden 
und Ämter, Institutionen, Bildungseinrich-
tungen, NachbarInnen, öffentlicher Raum, 
Familie kommen in den Sinn. Zentraler Ort 
ist aber auch das Zuhause, in dem einen/r 
die Selbstscham überkommt, wenn man 
nicht vor und zurück kann, mit dem Rü-
cken zur Wand steht und sich einfach als 
„Loser“ fühlt, ohne oft genau zu wissen, 
was man wirklich falsch gemacht hat. Die 
Selbstscham treibt schließlich in die Isola-
tion, weil man Berührungsängste zu den 
Menschen aufbaut, denen es nicht so geht, 
die Arbeit und Geld haben. 

Es tut sichtlich gut, über diese Dinge zu 
sprechen, hier sind Menschen, die sich ver-
stehen und nicht verurteilen. 

Ein weiterer Ort wurde einstimmig be-
schlossen: die Medien. Gerade als jemand 
eine Geschichte erzählt, dass er die Mög-

lichkeit hatte, in den Medien seine Anlie-
gen vorzubringen, und durch die Schnei-
dekunst sein Bericht zu einem Fragment 
verstümmelt wurde, dem seines Erachtens 
nach die wichtigste Botschaft fehlte, er-
scheint ein Team vom ORF um einen Beitrag 
für „Salzburg heute“ zu machen: Große Auf-
regung, viele Wort– und Bildmeldungen. 
Das Fernsehteam scheint ebenfalls davon 
begeistert, gerade in diesem Moment er-
schienen zu sein und dreht und dreht. 

Nachdem sich die Gemüter wieder ein 
wenig beruhigt hatten und das Fernseh-
team wieder entschwunden war, kehrten 
wir zu den Orten der „Scham“ zurück: 

Zu jedem Themenkreis fand sich eine 
Gruppe, die dazu ein theatrales Bild stell-
te. Schließlich wurden die durchaus ein-
drucksvollen Bilder auf der Bühne gezeigt 
und in einem ersten Schritt dynamisiert, 
das heißt die Beteiligten konnten eine Be-
wegung machen, hin zu einer Lösung des 
dargestellten Problems. Es war sehr span-
nend zu beobachten, dass oft schon ein 
kleiner Schritt reichen würde, um die Si-
tuation etwas zu entschärfen. Für uns von 
InterAct war es auch interessant, dass die 
Ergebnisse mit jenen fast identisch waren, 
die wir in unserem einwöchigen Workshop 
mit Betroffenen im Vorfeld unseres Thea-
terstückes: „Kein Kies zum Kurven kratzen“ 
erzielt hatten. 

Orte der Scham
mit Hilfe bewährter theatermethoden, angeleitet von 
schauspierlerinnen der Grazer theaterwerkstatt inter-
ACt, wurden im rahmen der Betroffenen-Vor!-konferenz 
„orte der scham“ benannt und ins Bild gesetzt.
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Bei der Armutskonferenz in Salzburg hat-
te auch ich die Möglichkeit meine Anliegen 
vorzubringen, die Probleme in anderen Be-
reichen zu hören und kreativ an Lösungs-
vorschlägen mitzuarbeiten. 

Weil diese Veranstaltung für alle zugäng-
lich war, haben auch viele  „Betroffene“ di-
ese Möglichkeit in Anspruch genommen. 
Das beweist, dass JEDE/R etwas zu sagen 
hat und – dank der Armutskonferenz – 
auch die Chance hat, diese Anliegen an 
den richtigen Stellen vorzubringen. Die 
Vielzahl an Personen mit mehr oder weni-
ger dem gleichen Schicksal schaffte eine 
beeindruckende Stimmung. Menschen, 
die sich niemals vorher gesehen hatten, 
pflegten einen so selbstverständlichen 
Umgang miteinander, dass eine absolut 
positive Stimmung entstand.

Der erste Nachmittag dieser Konferenz 
wurde dazu genutzt, einander erst einmal 
kennen zu lernen. Obwohl das aufgrund 
der enormen TeilnehmerInnenzahl grund-
sätzlich nicht gerade einfach ist, wurde es 
unter Leitung der Theatergruppe InterAct 
aus Graz spielerisch einfach. Durch einige 
Spiele stellten sich vor allem die verschie-
densten anwesenden Gruppen vor, die 
Namen einzelner Personen würde man 
sich dann während der Konferenz merken. 
Neben der Straßenzeitung „Augustin“ aus 
Wien nahmen auch einige VerkäuferInnen 
der „Kupfermuck`n“ aus Linz teil, der Ver-
ein „AhA“ (Arbeitslose helfen Arbeitslosen) 
und viele andere Gruppierungen waren 
auch dabei. 

Schon die ersten Vorstellungsrunden 
hatten bewirkt, dass ein unbeschreibliches 
Zusammengehörigkeitsgefühl entstanden 
war. Die Mitglieder von InterACT haben es 
hervorragend verstanden, allen Teilneh-
merInnen von Anfang an das Gefühl zu 
vermitteln, dass man hier nicht nur zum 
Zuhören, sondern sehr wohl zum aktiven, 
kreativen Mitmachen zusammengekom-
men ist.

In der nächsten Aufgabe, die von Inter-
ACT gestellt wurde, war diese Kreativität 
auch gleich gefragt. Eine äußerst interes-

sante Frage wurde in den Raum gestellt: 
„Welche Orte der Stigmatisierung erfährt 
man im täglichen Leben?“ Auf einer Flip-
chart wurden alle Wortmeldungen notiert 
und es stellte sich heraus, dass es nahe-
zu an jeder öffentlichen Einrichtung zur 
Stigmatisierung sozial Schwacher kommt. 
Beginnend am AMS und Sozialamt, aber 
auch beim praktischen Arzt oder Ärztin 
(da keine E–Card), in einigen Lokalen und 
sogar teilweise auf der Straße – aufgrund 
der Kleidung – bis hin zur Teilnahme am 
Kulturgeschehen (obwohl gerade in die-
sem Bereich mit dem Kulturpass  bereits 
eine enorme Verbesserung herbeigeführt 
wurde), im Hinblick auf Vergünstigungen 
in öffentlichen Verkehrsmittel usw.

Nach dieser Bestandsaufnahme wurden 
drei Gruppen gebildet, jede davon hatte 
die Aufgabe, einen Teilbereich dieser Stig-
matisierungsorte in einer kurzen Szene 
darzustellen. Meine Gruppe wählte eine 
Situation, in der vorbeigehende Menschen 
auf einen Obdachlosen verächtlich bli-
cken und mit dem Finger auf ihn zeigen. 
Ich wurde für die Rolle des Obdachlosen 
ausgewählt und musste dabei eine sehr 
deprimierende Erfahrung machen. Ob-
wohl es sich nur um eine gespielte Szene 
handelte, war dieses „Spiel“ für mich enorm 
belastend. Ich hatte Mühe, die Szene fertig 
zu spielen, so unangenehm war das Gefühl. 
Das lag sicher auch daran, dass ich vor vier 
Jahren tatsächlich für vier  Monate obdach-
los war. Grausame Erinnerungen wurden 
durch dieses Szenenbild wach.

Die folgenden zwei Tage lang wurden 
dann aktuelle Themen in verschiedenen 
Workshops behandelt und in Diskussions-
runden Lösungsvorschläge eingebracht. 
Zusätzlich zu den Workshops waren auch 
zwei Ausstellungen mit dem Thema „Pre-
käres Leben“ zu bewundern. Eine davon, 
von zwei Augustin-MitarbeiterInnen kre-
iert, zeigte anhand von Fotos und Collagen 
auf, wo man überall mit Stigmatisierung 
konfrontiert wird.

In der anderen Ausstellung waren Skiz-
zen von StudentInnen der Kunstuniversität 
zu sehen, die in einem Projekt ebenfalls auf 
Stigmatisierung und prekäres Leben auf-
merksam machten. Das wurde mit Zeich-
nungen von Augustin–VerkäuferInnen 
versinnbildlicht bzw. mit Sprechblasen der 
gezeichneten Personen verstärkt.

im spielerischen zugang mit Beschämungserfahrungen 
wird deren Grausamkeit und die Belastungen, die sie für 
die Betroffenen mit sich bringen, deutlich. Aber auch 
das zusammengehörigkeitsgefühl und die gemeinsame 
suche nach Lösungen wird gestärkt.

Nicht nur zum Zuhören...

Rudolf Lehner 
ist Mitarbeiter bei der 

Wiener Straßenzeitung 
„Augustin“ und im Projekt 

„Sichtbar Werden“ der 
Armutskonferenz
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Verschiebung der Schamgrenze
Nachdem ich bereits intensiv meine 

ganz persönlichen Eindrücke geschildert 
habe, möchte ich im Anschluss über meine 
Erkenntnisse dieser Konferenz berichten: 

Wir stehen dem Arbeitsmarkt zur Ver-
fügung. Der Arbeitsmarkt steht uns nicht 
zur Verfügung. Tatsächlich ist es in der 
Praxis so, dass das AMS entweder Kurs-
maßnahmen verordnet, welche zwar die 
Arbeitslosenstatistik „positiv“ verfälschen, 
schlussendlich aber den Kursteilnehmern 
keine neuen Perspektiven bieten. Der neue 
Trend neben dem so genannten Job Coa-
ching ist die Vermittlung zu Personallea-
sing-Firmen. Damit gibt es zwar wieder 
weniger Arbeitslose, das Lohnniveau liegt 
aber weit unter € 1.000,-. Das derzeitige 
Lohnniveau ist eines der größten Probleme 
in diesem Land. Aufgrund dieser Tatsache 
wird die ehemalige Mittelschicht immer 
mehr verdrängt. Genauer betrachtet gibt 
es eigentlich gar keine Mittelschicht mehr.

Langsam geht der Trend sogar dahin, 
dass sich immer mehr Menschen zur Unter-
schicht bekennen. Dabei ist mir persönlich 
nicht ganz klar, liegt das an der Verschie-
bung der  „Schamgrenze“ aufgrund der 
Aufklärungsarbeit von Organisationen wie 
dem Augustin oder der Armutskonferenz, 
oder liegt es sehr wohl auch daran, dass 
Menschen mit geringstem Einkommen 

sich dieser Einstufung zur Unterschicht 
selbst zuordnen. Schließlich sind aufgrund 
der Lebenshaltungskosten jedenfalls Ab-
striche im Lebensstandard notwendig. Das 
führt sogar dazu, dass neue Schlagwörter 
kreiert werden, die Unterschicht wird ja 
jetzt „Prekariat“ genannt. Die Betroffenen 
wissen schon lange, dass ihre Lebenssitu-
ation prekär ist, für den Wahlkampf wurde 
dieser Ausdruck sogar zum Slogan.

Es sei hier aber auch erwähnt, dass be-
reits Teilerfolge erzielt wurden. Nicht jede/r 
PolitikerIn verwendet nur Schlagworte. 
Aufgrund der Intervention der Armuts-
konferenz gibt es mittlerweile den Mobil-
pass für alle sozial Schwachen, auch die 
Mindestsicherung wurde zur ernsthaften 
Thematik in der Regierung (wie auch im-
mer sich diese in Zukunft zusammensetzen 
wird).

Zusammenfassend ist zu sagen, die pre-
käre Lebenssituation betrifft immer mehr 
Menschen. Es wird daher notwendig sein, 
die Anforderungen und die Definition der 
Ansprüche der BürgerInnen neu zu über-
denken. Es ist daher absolut wichtig, im 
Zuge der Armutskonferenz zielstrebig 
weiter zu arbeiten und die Problematiken 
nicht nur auf zu zeigen, sondern weiterhin 
– Schritt für Schritt – eine bessere Lebens-
situation für einen Großteil der österrei-
chischen Bevölkerung zu bewirken. 
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Der Blick von unten
Diese und folgende  
Illustrationen wurden 
im Rahmen des Pro-
jekts „Der Blick von 
unten“ von Nicole 
Frauscher geschaffen. 
(Siehe Seite 14)
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 Soweit die Lexikondefinition, ohne An-
spruch auf Vollständigkeit.

„Wir befinden uns am Vor(bereitungs)
treffen zur 7. Österreichischen Armutskon-
ferenz. Wer bereitet was vor? Wer ist inte-
ressiert? Wie interessiert man Menschen, 
nicht, noch nicht oder doch schon Betrof-
fene? Jedenfalls nicht mit altklugen Beleh-
rungen oder ellenlangen Vorträgen. Unse-
re, eigentlich Aufgabe eines jeden logisch 
und klar denkenden Menschen, ist es, zu 
sensibilisieren. Ein Spiel wie beim Billard. 
Ein Anstoß und es ergibt sich Erstaunliches! 
Und  Erstaunliches hat ein Workshop zweier 
TheaterpädagogInnen und Schauspieler-
Innen von InterACT geleistet. Zumindest 
angestoßen.

Neben den Merkmalen der Ausgrenzung 
gibt es auch Orte der Ausgrenzung oder 
der Scham. Wovon auch, und das war und 
ist wichtig, nicht nur am Rande der Gesell-
schaft Lebende betroffen sind: Behörden 
und Ämter – auch ein Bauherr hat da so 
seine Schmerzgrenze –, Institutionen, Pres-
se, Funk und Fernsehen, Bildungseinrich-
tungen (Schulen, Kurse, sogar Fahrschulen, 
wenn ich mir die Gebühren nicht leisten 
kann), NachbarInnen..., öffentlicher Raum 
(also Sitz- oder Ruhegelegenheiten nur für 
Konsumierer!). Für den Einzelnen bedroh-
liche Situationen.

Bildertheater ist eine, wie ich meine, sehr 
eindruckvolle Möglichkeit Bewusstsein zu 
wecken, in einer Form, die in keinster Weise 
Ängste schürt. Eine alltägliche, in unserem 
Fall natürlich auf das Thema bezogene  
Situation, wird dargestellt.

Bilder sagen mehr als Worte. 
Hier einige Beispiele:
9 Uhr früh:
Ein Mensch liegt scheinbar hilflos auf 

der Straße. Die Haare fettig, die Kleidung 
schmutzig. Die PassantInnen machen einen 
Bogen um ihn. Wieder so ein Besoffener. 
Selbst schuld. Einige zeigen auf den Mann, 
machen abfällige Bemerkungen. Andere 
verschließen die Augen, wenden sich ab, 
hören nicht den stummen Hilferuf.

Der Mann kam gerade vom Sozialamt, 
wurde niedergestoßen und ausgeraubt, 
hat eine Kopfverletzung und befindet sich 
in Lebensgefahr. „Armut gefährdet Ihre Ge-
sundheit“ sollte auf seiner Stirn geschrie-
ben stehen.

„Stigmatisierung bezeichnet die zu sozialer Diskriminierung führende Charakterisierung einer Per-
son oder Gruppe durch die Zuschreibung gesellschaftlich oder gruppenspezifisch negativ bewerteter 
Merkmale.
Das soziale Stigma als Brandmal kennzeichnet somit ein Auffälligkeitsmerkmal, das als Ausdruck 
der Abwertung Einzelner oder von Gruppen Ursache und Folge sozialer Randständigkeit sein kann. 
Dabei wird von einer Normalität ausgegangen, von der abgewichen wird.
Beispiele für soziale Stigmen waren oder sind das Vorliegen von Vorstrafen, Obdachlosigkeit, kör-
perliche oder geistige Behinderungen, psychische Störungen, Krankheiten aber auch die sexuelle 
Orientierung oder die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Nationalität, Religion oder Volksgruppe.
Auf subtilere Weise wird auch bereits die  Armut zum sozialen Stigma, wenn sie etwa als mangelnde 
Leistungsbereitschaft charakterisiert wird, wenn die Schuld für Armut alleine in einem persönlichen 
Versagen gesucht wird, wenn Betroffenen  ein Ausruhen in der deutlich ideologisch postulierten, 
jedoch tatsächlich inexistenten, sozialen Hängematte unterstellt wird, etwa bei Arbeitslosen oder 
SozialhilfeempfängerInnen. Sichtbares Merkmal ist dabei etwa die Kleidung der Betroffenen, an der 
der soziale Status für jeden sichtbar ist.“ (Definition aus Wikipedia)

Bilder sagen mehr als Worte

Michi Schütte 
ist Mitarbeiter bei der 

Wiener Straßenzeitung 
„Augustin“ und im Projekt 

„Sichtbar Werden“ der 
Armutskonferenz
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Oder wie fühlt es sich so an?
Ein Mensch liegt scheinbar hilflos auf 

der Straße. Die Frisur gepflegt, der Anzug 
nicht von der Stange. Der Aktenkoffer ne-
ben ihm. Ein Geschäftsmann! Was hat man 
ihm angetan? Die PassantInnen werden zu 
SamariterInnen, versuchen ihm zu helfen, 
rufen die Rettung.

Der Mann kam aus einem Gürtellokal, 
hatte etwas zuviel an Alkohol und Drogen. 
Kann man nur hoffen, dass ihr adäquat ge-
kleidet seid, wenn euch Ähnliches passiert.

Selbe Zeit beim Amt der Arbeit oder 
des Sozialen:
Durchaus unterschiedlich sind die Vo-

raussetzungen auch beim Amt der Arbeit. 
Jung, dynamisch, studiert, das eröffnet 
Chancen. Der junge Mann im Vordergrund 
ist durchaus noch fordernd und das zu 
Recht.

Die Spirale der Hilflosigkeit dreht sich 
aber kontinuierlich weiter. Das Verhalten 
der „BittstellerInnen“ ändert sich sukzessi-
ve mit der Erfolglosigkeit beim Ansuchen 
auf Leistungen und vor allem durch das Er-
kennen, dass ich entweder zu alt, zu krank, 
zu unter- oder überqualifiziert für das bin, 
was ich hier eigentlich erhoffe: eine Ar-
beitsstelle!

Allein die Masse der BewerberInnen deu-
tet darauf hin, dass etwas nicht im rechten 
Lot sein kann. Von gespannter Hoffnung bis 
hin zur Verzweiflung reicht die Palette der 
Befindlichkeiten und die Spirale dreht sich 
seltsamer Weise nie nach oben. Obwohl so 
eine Spirale das sehr wohl könnte.

Konkret steht der Sachbearbeiter in einer 
absoluten Machtposition. Ein Beispiel: Ich 
bekomme eine Arbeitsstelle zugewiesen, 
also die Einladung zum Vorstellungsge-
spräch, bin aber nur eine/r von 600! Die 
„Assistentin des Vorstandes“ oder Büroda-
me gibt mir zu verstehen, dass sie nun ge-
nug hat und verweigert mir die schriftliche 
Ablehnung. Was für mich, wenn ich den 
Sachbearbeiter nicht von meiner „tätigen 
Mithilfe“ überzeugen kann, eine Sperre der 
Bezüge bedeutet!

Arme Menschen mit Geldentzug zu be-
strafen sollte doch viel eher strafbar sein. 
Wo bleibt die Würde? Wie man leicht erken-
nen kann... bei manchen schon am Boden.

Weitere Bilder stellen Situationen dar, 
wie sie uns ebenso tagtäglich begegnen. 
Ausgrenzung (jung-alt, dick-dünn, auch 
nicht sichtbare, wie oben beschrieben. 
Also auch arm-reich).

Oder auch der Druck innerhalb einer  
Gruppe, der Familie, in der Firma (Mobbing).

Habt ihr euch schon in so einer oder 
ähnlichen Situation befunden? Dann redet 
darüber. Nur wenn man etwas tut, tut sich 
etwas!

Vorurteile oder Vorverurteilungen dienen 
im Grunde nur dem Schutz der eigenen An-
greifbarkeit, oder anders ausgedrückt dem 
Erhalt des eigenen Status. Wie erklärt sich 
die immer weiter ansteigende offene und 
versteckte Armut, wenn wir nicht die Au-
gen öffnen? Angst. Angst vor Verlust. Nicht 
nur finanziell, sondern auch sozial. 

Hast du heute schon getankt?“
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Im April 2006 fand auf Initiative der Ar-
mutskonferenz das 1. österreichweite Tref-
fen von Armutsbetroffenen im Wiener WUK 
unter dem Titel „Sichtbar werden“ statt 
und startete den Versuch so unterschied-

liche Gruppen wie Arbeitslose, Menschen 
mit psychischen Krankheiten, Angehöri-
ge von psychisch Erkrankten, Behinderte,  
AlleinerzieherInnen, MigrantInnen und 
StrassenzeitungsverkäuferInnen und deren 
Anliegen auf einen Nenner zu bringen. 

Es gab verschiedene Workshops und am 
Ende der dreitägigen Konferenz stellten 
wir fest, dass die Grundanliegen von allen 
„die gleichen waren“. Natürlich hatten die 
verschiedenen Gruppierungen spezielle 
Forderungen, doch die wichtigsten wie ge-
sunde Ernährung, medizinische Versorgung 
und gleiche Behandlung für alle wollten 
wir alle. Es war ein voller Erfolg und wir be-
schlossen uns bald wieder zu treffen, erste 
Kontakte wurden geknüpft, Telefonnum-
mern und E-mail-Adressen ausgetauscht 
und neue Freundschaften geknüpft. 

Schon im Oktober 2006 fand die näch-
ste dreitägige Zusammenkunft, diesmal in 
Linz, statt, bei der sogar drei PolitikerInnen 
anwesend waren, bei denen wir unsere For-
derungen deponieren konnten, außerdem 
stellten wir riesige Pappfiguren her, die wir 
mit unseren Anliegen bemalten und be-
schrifteten. Mit diesen marschierten wir 
durch die Linzer Innenstadt bis zum Tau-
benmarkt, wo wir mit den PassantInnen 
diskutierten. Die Demo war für uns der 
erste Auftritt in der Öffentlichkeit, um uns 
„sichtbar“ zu machen und alle waren be-
geistert. 

Im November trafen wir uns für zwei Tage 
wieder in Wien, wo uns zwei engagierte 
Anwälte und Martina Kargl von der Cari-
tas Wien darüber aufklärten, dass wir auch 
Rechte haben und nicht nur Pflichten. Das 
war für uns etwas vollkommen Neues und 
steigerte unser Selbstwertgefühl enorm. 
Nach einigen Vorbereitungstagen in Wien 
fuhren wir im November 2007 nach Graz, 
wo wir eine neue Gruppe kennen lernten, 
die Großes mit uns vorhatte. 

Die Theaterleute von InterACT wollten 
mit einigen von uns in nur eineinhalb Ta-
gen eine Performance einstudieren, die wir 
dann auf einer Demo als Straßentheater 
aufführen sollten. Andere verpackten Kek-
se, die sie dann mit kleinen Kärtchen, auf 
denen unsere Forderungen standen, ver-
sahen und an die PassantInnen verteilten. 

Vernetzung und stärkung, sowie das sichtbar machen 
von selbstorganisationen von menschen mit Armutser-
fahrungen und deren Anliegen und Lösungsvorschlägen 
stehen im zentrum das Projekts „sichtbar werden“. Die 
bislang gemachten Erfahrungen machen Lust auf wei-
tere Aktivitäten im kampf um ein besseres Leben.

„SICHTBAR WERDEN“
Ein Projekt der Armutskonferenz.

Traude Hlawaty 
ist Mitarbeiterin der 

Wiener Straßenzeitung 
„Augustin“ und im Projekt 

„Sichtbar Werden“ der 
Armutskonferenz

12



 BETROFFENEN-VOR!-KONFERENZ: Sichtbar werden!A

Lautstark und mit „Polizeischutz“ machten 
wir die Grazer Innenstadt unsicher. Abends 
lud uns die Straßenzeitung Megaphon zu 
einem afrikanischen Essen ein. Am letzten 
Vormittag führte InterACT ein Forumthe-
aterstück auf, bei dem auch ein Vertreter 
von Sozialminister Buchinger zugegen war, 
der sich über das gesehene Stück sehr be-
troffen zeigte. Langsam konnten wir kleine 
Erfolge verbuchen, wir wurden „sichtbar“, 
durch unsere Aktionen konnten sie uns 
nicht mehr ganz totschweigen. 

Im März 2008 kam die große Überra-
schung. Wir wurden zur 7. Österreichischen 
Armutskonferenz eingeladen, wo bis dato 
ExpertInnen über unsere Befindlichkeiten 
tagten. Im Mai 2008 durfte ich mit nach 
Brüssel zur 7. Europäischen Treffen von 
Menschen mit Armutserfahrungen fahren 
und erfuhr, dass die Armen europaweit die 
gleichen Probleme haben. 

Unser nächstes Treffen von „Sichtbar wer-
den“ findet im November 2008 wieder in 
Wien statt, wozu wir wieder PolitikerInnen 
einladen und verschiedene Aktionen ver-
anstalten, die wir ab September gemein-
sam beschließen werden. 

Übrigens gibt es unter uns ein Phäno-
men, egal ob ich mit meinen FreundInnen 
in Linz, Graz oder Wien telefoniere, wir alle 
sprechen nie von „sichtbar werden“, immer 
nur von der Armutskonferenz, obwohl wir 
ja keine „wirklichen“ Mitglieder dieser sind, 
sondern „nur“ Betroffene, trotzdem ist es 
für uns alle die Armutskonferenz.

Erfolge als Ansporn zum 
Weitermachen
Der Kulturpass ermöglicht es uns, dass 

wir auch am kulturellen Leben teilnehmen 
können. Jedes Jahr findet im Frühling ein 
„Tag auf Hunger nach Kunst und Kultur“ 
statt, bei dem wir in  vielen Kulturstätten 
in den Backstage-Bereich dürfen oder an 
Führungen in Museen gratis teilnehmen 
können. Der Armutskonferenz haben wir 
es auch zu verdanken, dass es endlich eine 
Grundsicherung geben wird, auch der Mo-
bilpass kam durch ihre Hartnäckigkeit zu-
stande. Einige von uns waren sogar schon 
im ORF bei Sendungen wie, „ Thema“, „Wie 
bitte“ oder „Orientierung“ zu sehen, Maria 
Moser von „Orientierung“ begleitete uns 
sogar nach Brüssel. Auch „Radio Widerhall“ 
wurde auf uns aufmerksam und lud uns be-
reits zweimal ein, eine Sendung zu gestal-
ten. Als einzige wirklich Betroffene konnte 
ich auf der Konferenz „Teil haben und Aktiv 
sein“, die auf Einladung des Sozialministers 
Buchinger zustande kam und an der ca. 250 
„sogenannte“ ExpertInnen teilnahmen, ein 
Referat über die Situation von Sozialhilfe-
empfängerInnen und Obdachlosen halten.

All diese Erfolge sind für uns Ansporn, 
weiter zu machen mit „Sichtbar werden“, 
um ein besseres Leben für die Betroffenen 
zu ermöglichen. 

Weitere informationen und materialien 
zum Projekt „sichtbar werden“ und den Euro-
päischen treffen von menschen mit Armuts-
erfahrungen auf www.armutskonferenz.at
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„Armut auf absolutem niveau ist Leben 
am äußersten rand der Existenz. Die absolut 
Armen sind menschen, die unter schlimmen 
Entbehrungen und in einem zustand der Ver-
wahrlosung und Entwürdigung ums Über-
leben kämpfen, der unsere durch intellektu-
elle Phantasie und privilegierte Verhältnisse 
geprägte Vorstellung übersteigt.“ (Präsident 
der Weltbank, Robert Strange McNamara)

In Kooperation mit der „Armutskonfe-
renz“ haben wir in Armut geratene Men-
schen an die Universität für angewandte 
Kunst eingeladen. 

Die Gespräche, die wir in fünf Sitzungen 
mit den Gästen führten, konnten uns ein 
differenziertes Bild von den alltäglichen 
Bedürfnissen und Nöten dieser Menschen 
vermitteln. Die detaillierten und berüh-
renden Schilderungen der Gäste bildeten 
die Grundlage für eine künstlerisch-ästhe-
tische Auseinandersetzung mit dem The-
ma „Armut“.

Abseits dieser Sitzungen sind einige Stu-
dentinnen auch tageweise mit verschie-
denen Verkäufern der Zeitschrift „Augustin“ 
in der Stadt unterwegs gewesen, um sich 
einen Einblick in die konkreten Lebensver-
hältnisse der „Augustin“-VerkäuferInnen 
verschaffen zu können.

Neben Skizzen, Texten und Portraits war 
es die Aufgabe der StudentInnen, kon-
zeptuelle Ansätze zum Thema „Armut“ zu 
entwickeln. Da Portraits auch voyeuris-
tische Blicke auf sich zu ziehen vermögen, 
suchten die Studentinnen und Studenten 
vermehrt nach alternativen Gestaltungs-
möglichkeiten in der Darstellung. 

Inzwischen liegen unterschiedliche An-
sätze der künstlerischen Auseinanderset-
zung mit dem Thema vor; die Arbeiten sind 
in öffentlichen Präsentationen zur Diskus-
sion gestellt worden.

Im Zentrum aller Überlegungen stand 
für die StudentInnen stets der einzelne 
Mensch. Gerade weil das Thema uns alle 
betreffen kann (ganz besonders den Be-
rufsstand der bildenden Künstlerin/des 
bildenden Künstlers) war der Zugang von 
Anfang an ein stark persönlicher und von 
Empathie getragener.

Ich sehe die gemeinsamen Arbeit nicht 
als abgeschlossen an, die erarbeiteten Fra-
gestellungen sind vielmehr Grundlage ei-
ner weiterführenden Auseinandersetzung 
mit dem Thema „Armut“. 

Im Wintersemester 2008/2009 werden 
wir an einer Publikation arbeiten, die das 
bisher entstandene Material beinhaltet. 

Neben der Präsentation in der Klasse, 
bei der Armutskonferenz in Salzburg und 
in der VinziRast in Wien, haben wir Ge-
spräche mit verschiedenen Personen zum 
Thema geführt: mit Uni.Prof. für Soziolo-
gie Sighard Neckel, Cecily Corti und Chri-
stian Spiegelfeld von der VinziRast in Wien,  
Eugen Bierling-Wagner und Martin Schenk 
von der Armutskonferenz und mit zahl-
reichen Gästen die uns von der Armuts-
konferenz vermittelt wurden: Traudi, Peter, 
Klaus, Christian, Christine...

Mitwirkende StudentInnen:
Lucia Sindinger, 
Jakob Glasner, 
Roswitha Weingrill, 
Johannes Mandorfer, 
Elena Waclaviczek, 
Carina Sacher, 
Anna Wahrbichler, 
Anna Demmelbauer,  
Katharina Unger, 
Christina Boula, 
Claudia Voit, 
Felix Kislich, 
Nicole Frauscher, 
Jasmina Hirschl, 
Tina Oberleitner

Ein Projekt in kooperation mit der „Armutskonferenz“ 
und der klasse „kunst und kommunikative Praxis“ an der 
universität für angewandte kunst.

„Der Blick von unten“

Karl-Heinz Ströhle 
lehrt an der Universität für 
angewandte Kunst, Wien: 

Klasse Erwin Wurm
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 Lucia Sindinger, Studentin

Ein Projekt in Zusammenhang mit einer hei-
klen Thematik im sozialen Bereich zu machen, 
ist eine sehr diffizile Sache. Man bewegt sich 
als Außenstehender, der (momentan) nicht 
von der Problematik betroffen ist, immer am 
Rande des Voyeurismus. Man ist sich dessen 
bewusst, dass man gewissermaßen die Rolle 
eines Beobachters einnimmt, man muss sich 
aber auch bewusst sein, dass man leicht selbst 
zum Betroffenen werden kann.  
Ich habe beschlossen, mich der Problematik 
dadurch anzunähern, dass ich versuche mich 
vollkommen auf die Geschichten der betrof-
fenen Menschen einzulassen, die uns an der 
Universität für Angewandte Kunst im Rahmen 
eines Seminars besucht haben  - auf ihre Ge-
schichten so, wie sie sie vermittelt haben und 
so, wie ich sie verstanden habe. Dabei wollte 
ich möglichst objektiv sein, nicht urteilen 
und genau das weitergeben, was ich erfahren 
durfte. Allerdings ist mir bald klar geworden, 
dass die Geschichten der Menschen, wenn ich 
sie durch meine Zeichnungen darstelle, immer 
eine Interpretation meinerseits sein müssen. 
Die Bilder, die ich produziere, entstammen 

meiner Vorstellung und haben deshalb nur 
begrenzt  mit der realen Vergangenheit der 
Menschen zu tun. 
Trotzdem glaube ich, dass sie einen gewissen 
Zweck erfüllen können: Man kann bestimmte 
Sachverhalte besser verstehen, wenn man 
konkrete Beispiele, gewisse Denkanstöße hat, 
auf die man sich einlassen kann. Ich habe das 
Privileg gehabt, in einem (relativ) unverfäng-
lichen Rahmen einige Menschen ein bisschen 
kennenzulernen, die tatsächlich von Armut 
betroffen sind und bereit waren, von ihrem Le-
ben zu erzählen. Meist ist es im Alltag nicht 
so einfach sich mit Menschen auszutauschen, 
die sich in einer solchen Situation befinden, 
und Hintergründe zu erfahren, die einen an-
fangen lassen zu begreifen, wie leicht es einem 
passieren kann, dass man sich in so einer Lage 
wiederfindet.  Aus dem Abstraktum Armut, 
das ein teils klischeebehafteter, verschlei-
ernder und kollektiver Begriff ist, können 
sich durch den persönlichen Kontakt Indivi-
duen ausgliedern, die selbst für sich sprechen.                                                                                           
Ich hoffe mit meiner Arbeit die Erfahrung wei-
tergeben zu können, die ich gemacht habe. 

Roswitha Weingrill, Studentin

Am Morgen des ersten Besuches unserer Gäste 
vom Augustin half ich bei der Ausstaffierung 
unserer Klassenräume für eben diesen Besuch. 
Wir diskutierten gemeinsame verschiedene 
mögliche Varianten aus Tischen, Sesseln und 
um eine angenehmes Ambiente zu schaffen. 
Wir wollten ja hier keinen Vortrag veranstalten, 
auch sollten sich unsere BesucherInnen nicht 
wie in einem Schaukasten fühlen, dennoch 
wollten wir auch Kommunikation ermöglichen, 
was sich bei der Vielzahl an StudentInnen als 
schwierig erwies. Schlussendlich entschieden 
wir uns für eine kaffeehausartige Situation, bei 
der zwei grüne, gepolsterte Sessel hinter einem 
kleinen Tisch standen. Dennoch hinterließ di-
ese scheinbar unwichtige Diskussion über das 
Setting zu einem künstlerischen Projekt aus 
dem sozialen Raum Eindrücke, die sich später 
vor allem in dem Bewusstsein wiederspiegel-
ten, dass es bei unseren BesucherInnen ganz 
deutlich um eine spezielle Gruppe von Armut 
Betroffenen handelt. 
Als nun unsere BesucherInnen kamen, hatte 
ich bereits so viele mögliche Bilder im Kopf, 
dass ich nicht mehr wirklich hinschauen wollte 
und großflächig aufschrieb, was sie uns er-
zählten. Dabei fiel mir vor allem auf, dass die 
Geschichten und Erlebnisse, die zur Obdach-
losigkeit geführt hatten, sich teilweise nicht 
besonders von Geschehnissen aus meinem 
Bekanntenkreis unterschieden. Immer wieder 
gehen Menschen kleinere Risiken ein, irren 
sich in Menschen oder begehen auch so man-
che Dummheit, manchmal aus emotionalen 
Umständen heraus. In den meisten Fällen hat 
das aber weiter weniger schwerwiegende Kon-

sequenzen als Obdachlosigkeit. So fragte ich 
mich, welche spezifischen Fügungen, Kon-
stellationen oder auch vielleicht Zufälle dazu 
führen, dass ähnliche Entscheidungen oft 
gänzlich unterschiedliche Auswirkungen ha-
ben können. 
Parallel dazu mußte ich des Öfteren an eine 
Diskussionsrunde denken, der ich vor einiger 
Zeit beigewohnt hatte. Dabei war es um das 
Grundeinkommen gegangen und in Folge um 
die Grundbedürfnisse und - rechte jedes Men-
schen. Dabei fragte ich mich besonders ob es 
denn ein Menschenrecht sei, sich Wünsche zu 
erfüllen bzw. das Wagnis einzugehen, für ein 
besseres Leben einiges an Sicherheit aufzu-
geben. Sein gewohntes Leben für den Traum-
mann in Italien aufzugeben, hat doch auch 
etwas Romantisches. 
Auch Fragen nach selbstverschuldeter Armut, 
daraus folgender rechtmäßiger Bedürftigkeit 
und der moralischen Verpflichtung für andere 
ebendiesen Personen zu helfen, stellten sich ein. 
So versuchte ich in meinen Aufzeichnungen zu 
verfolgen, welche Wörter und Satzfragmente 
in den verschiedenen Zusammenhängen eher 
einem Weg in die Obdachlosigkeit als zu einem 
erfüllten Leben führen könnten. Zur visuellen 
Unterscheidung benutzte ich die grünen Pol-
stersessel unseres Arrangements als Platzhalter 
für unsere BesucherInnen, während ich eine 
einfache Hausform verwendete, um all jene 
zu zeigen, die möglicherweise nicht arm sind, 
vielleicht ein unerfülltes Leben haben und 
auch in irgendeiner Weise arm sind oder auch 
einfach nur nicht an unserem Projekt teilneh-
men und in vielen Fällen unsichtbar bleiben. 
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Michael Wrentschur 
ist Soziologe und 

Theaterschaffender; 
Künstlerischer Leiter von 

InterACT, Werkstatt für 
Theater und Soziokultur 

in Graz; 
Hochschullehrer am 

Institut für Erziehungs- 
und Bildungswissenschaft 

der Universität Graz
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„forum.findet.stadt.07: Kein Kies zum 
Kurven Kratzen – Neuer Armut entgegen-
wirken“ ist ein partizipatives Kunst- und 
Forschungsprojekt. 

Es nimmt seinen Ausgangspunkt in dem 
Widerspruch, dass auf der einen Seite Ge-
winne der Unternehmen und Vermögen 
der Spitzenverdiener steigen, während 
andererseits bis zu 150.000 SteirerInnen 
an oder unter der Armutsschwelle leben 
– darunter vielfach Frauen, Kinder und Ju-
gendliche (vgl. Steirische Statistiken Heft 
9/2006). Viele von ihnen haben das Gefühl, 
dass es trotz aller Anstrengungen und Be-
mühungen oft nicht zum Notwendigsten 
reicht.

Das Projekt versteht sich als künstlerische 
und wissenschaftliche Intervention in den 
sozialen und politischen Raum, mit der 
auf unterschiedlichen Ebenen zur gesell-
schaftlichen und politischen Partizipation 
und Lösungssuche aktiviert wird. Es will auf 
kreative Weise dazu beitragen, die Situati-
on von Menschen in finanziell schwierigen 
Lebenslagen zu verbessern und Ideen und 
Vorschläge an die Politik zu formulieren. In-
teraktive Theaterkunst und szenisches For-
schen werden mit politischer Beteiligung 
verbunden, über einen künstlerischen und 
dialogischen Prozess werden Lösungsan-
sätze – unter Einbeziehung von unmittel-
bar Betroffenen – entwickelt. 

Das Projekt richtet sich in besonderem 
Maße an Menschen, die über Erfahrungen 
mit finanziellen Notlagen verfügen, die 
armutsgefährdet oder akut arm sind. Ziel 
war es dabei nicht nur, deren kreative 
Kompetenz zu fördern und zur positiven 
Darstellung ihrer Fähigkeiten beizutragen. 
Vielmehr sollte erreicht werden, dass Men-
schen, die am öffentlich-politischen und 
kulturellen Leben sonst nur wenig parti-
zipieren, mit ihrer eigenen Stimme spre-
chen und auf unkonventionelle Weise zur 
Artikulation ihrer Anliegen und Interessen 
ermutigt werden. 

„Kein Kies zum Kurven Kratzen – Neuer 
Armut entgegenwirken“ realisierte sich bis-
lang auf zwei Strängen: Zum einen wurde 
im Mai, Juni und September 2007 mit mehr 
als 40 Straßentheateraktionen in Graz und 
in der gesamten Steiermark auf das The-
ma „Neue Armut“ aufmerksam gemacht. 
Diese Straßentheaterszenen wurden von 
ca. 3.000 ZuschauerInnen miterlebt. Zum 
anderen wurde unter Mitwirkung von un-
mittelbar Betroffenen die Forumtheater-
produktion „Kein Kies zum Kurven Kratzen“ 
entwickelt, die alltägliche und emotionale 
Auswirkungen von finanziellen Engpässen 
und prekären Lebenslagen aufzeigt und 
bei den interaktiven Aufführungen zur ge-
meinsamen Lösungssuche einlädt. 

Mehr als 1.000 Menschen wirkten bislang 
an den Aufführungen mit und realisierten 
insgesamt 160 Einstiege, um dem Gesche-
hen auf der Bühne eine Wendung zu geben 
und eine mögliche Lösung für die kritische 
Situation zu zeigen. Mehr als 300 Lösungs-
ideen und politische Vorschläge wurden 
formuliert.

Die auf diese Weise entstandenen  
Lösungsideen und politischen Vorschlä-
ge wurden in einem inhaltsanalytischen 
Prozess zu Vorschlägen und Anliegen ver-
dichtet, verschiedenen Themenbereichen 
zugeordnet und mit den armutserfahrenen 
TeilnehmerInnen am Projekt, mit dem Pro-
jektbeirat und weiteren ExpertInnen disku-
tiert, bevor sie VerantwortungsträgerInnen 
aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft über 
das Medium Theater vermittelt werden.

kein kies zum kurven kratzen. forum.findet.stadt07 - neuer 
Armut entgegenwirken. Bericht 2007. interACt – Graz 2007.

Wrentschur, m.: ‘kein kies zum kurven kratzen – neuer Armut 
entgegenwirken. Ein Projekt zur kreativen Beteiligung von 
Armutsbetroffenen’, in: knapp, G. & Pichler, H. (Hrsg.) Armut, 
Gesellschaft und soziale Arbeit. Perspektiven gegen Armut 
und soziale Ausgrenzung in Österreich (klagenfurt, Ljubjana, 
Wien: Hermagoras 2008), s. 692 – 723.

schriefl, u. m.: „ ...und wenn theater die Armut sichtbar 
macht?“ – Das forumtheater als instrument einer Öffent-
lichkeitsarbeit im kontext der sozialen Arbeit am Beispiel der 
forumtheateraufführungen „kein kies zum kurven kratzen“, 
Diplomarbeit am institut für Erziehungs- und Bildungswis-
senschaft der universität Graz, 2007

Das partizipative kunst- und forschungsprojekt „kein 
kies zum kurven kratzen“ macht die alltäglichen und 
emotionalen Auswirkungen neuer Armut deutlich. Die 
initiative von interACt  zeigt damit vor, wie Betroffene, 
Bevölkerung und Politik die gemeinsame Lösungssuche 
ernsthaft angehen könnten.

Kein Kies zum Kurven kratzen – Neuer Armut entgegenwirken



Michaela Moser
ist Sozialethikerin, 
Sozialexpertin der 
Armuts-konferenz und 
Mitarbeiterin der 
Dachorganisation der 
staatlich anerkannten 
Schuldenberatungen asb 

Katja Russo
ist Psychologin und 
Mitarbeiterin von Frauen 
beraten Frauen Wien

Margit Appel
ist Politologin und 
Erwachsenenbildnerin 
und Mitarbeiterin 
der Katholischen 
Sozialakademie 
Österreichs (ksoe) 
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Wer sich schämt, will sich verbergen, im 
Erdboden versinken, sich den Blicken ent-
ziehen. Das Verschwinden-Wollen und Ver-
bergen des eigenen Gefühls- und Innenle-
bens charakterisiert zahlreiche schamvolle 
Ereignisse. Und es bezieht sich nicht nur 
auf die Umwelt, sondern mindestens eben-
so sehr auf den eigenen inneren Blick.

Scham ist ein Gefühl, das zumeist nur in 
Verhüllung und Maskierung erscheint. Die 
gewitzte Antwort auf Beschämung ist be-
reits der Versuch, sich der ärgsten Nöte der 
Schamerlebnisse zu erwehren, nämlich des 
wehrlosen Ausgeliefert-Seins an den Blick 
und die Beurteilungen der Anderen. 

Scham entsteht in verschiedenen Kul-
turen bei unterschiedlichen Anlässen. So 
mögen Jugendliche schamvoll verbergen, 
dass sie noch keine/n Freund/in haben. 
Während alte Menschen sich für ihre sexu-
ellen Gefühle und Aktivitäten schämen. Be-
scheidenheit kann genauso ein Ausdruck 
von Scham sein wie egoistisches Verhalten 
Scham auslösen kann.

Scham ist immer auch ein Ausdruck von 
gewünschtem bzw. unerwünschtem Ver-
halten in einer bestimmten Kultur bzw. 
Subkultur. Die Besonderheit von Scham 
liegt in dem unbewussten gegenseitigen 
Einverständnis von beschämenden und 
beschämten Menschen, dass die entstan-
dene Situation, das gezeigte Verhalten 
schämenswürdig ist. Die beschämte Frau 
widerspricht durch ihr Verhalten, durch 
ihre Lebenssituation, durch das was ihr 
passiert ist ihren eigenen inneren Werten 
– diese innere „Verurteilung“ macht es be-
sonders schwer sich gegen Beschämungen 
zu wehren.

Von Armut betroffene Frauen erleben 
sich als schwache Mitglieder unserer Ge-
sellschaft. Ihre Schwäche können sie nur 
teilweise verbergen, als einzige Möglich-
keit bleibt oft der Rückzug. Kontakte und 
Freizeitaktivitäten werden vermieden, 
nicht nur weil es die finanziellen Möglich-
keiten verwehren sondern auch um die 
Diskrepanz zwischen der eigenen Situati-
on und der der Anderen nicht spüren und 
sehen zu müssen.

Viele setzen ihre ganze Kraft ein, damit 
ihre Armut oder Armutsgefährdung mög-
lichst für die anderen unsichtbar bleibt. Als 
Mütter, oft alleinerziehend, versuchen sie 
durch persönlichen Verzicht und mit viel 
Phantasie und Kreativität ihren Kindern die 
gesellschaftliche Teilhabe zu sichern. 

Frauen mit Armutserfahrungen sehen 
sich oft als inkompetent, da es doch offen-
sichtlich ist, dass sie nicht geschafft haben 
was sonst alle schaffen. Sie sind Verlet-
zungen der Intimitätsgrenzen stärker aus-
gesetzt. Gerade Hilfsangebote sind oft mit 
der Auflage verbunden, intime Details of-
fen zu legen. Die Geschichte des Scheiterns 
möglichst eindrucksvoll und detailliert zu 
beschreiben, jeder Millimeter Schutzwall 
und Intimitätsgrenze kann Hilfe und Un-

Vieles spricht dafür, dass auch die mit Armut verbundene 
scham geschlechtsspezifisch unterschiedlich erlebt wird. 
Die frauen-Vor!-konferenz hat stigmatisierungserfah-
rungen armutsbetroffener frauen und mögliche Gegen-
strategien anhand einer szene des forumtheaterstücks 
„kein kies zum kurven kratzen“, sowie in Workshops und 
Diskussionen be- und erarbeitet.

Frauenarmut, Scham und Stigmatisierung

FRAUEN-VOR!-KONFERENZ
Das arme Mensch – ge-scheiter(t)?
Frauenarmut, Scham und Stigmatisierung

Montag, 3. März 19.00 -21.00
Kennenlernen und Vernetzung 
Austausch zum und Einstieg ins Thema

Dienstag, 4. März 9.00 -12.00
Analysen und Gegenstrategien zu
Frauenarmut, Scham und Stigmatisierung
Impulsreferate und Arbeitsgruppen

Detailprogramm: www.frauenarmut.at
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terstützung verwehren. Die helfende Per-
son muss ganz genau „wissen“, „verstehen“ 
und „nachvollziehen“ können, warum die 
Situation so ist wie sie ist. Sie macht einen 
„Ressourcen- und Kompetenzcheck“, stellt 
Ziele und Prognosen auf. Aufgrund der 
allgemeinen Zuständigkeit von Frauen für 
ihre Kinder sind diese stärker der sozialen 
„Hilfe“ und „Kontrolle“ von öffentlichen In-
stitutionen ausgesetzt als Männer.

Oder sie werden im Rahmen von AMS-
Reintegrationsbemühungen in die Er-
werbstätigkeit oder in Schulungsangebote 
„gedrängt“, deren Umsetzung oftmals 
ein fragiles System von Armutsbewälti-
gungs- und damit Überlebensstrategien 
ins Wanken bringen und nicht zwingend 
zur Armutsüberwindung beitragen. Ge-
ringe Entlohnung, oft in Teilzeitarbeits-
verhältnissen, entfernte Arbeitsorte mit 
langen Anfahrtszeiten, erhöhte Ausgaben 
für Kinderbetreuung, Bekleidung, Essen, 
Schwierigkeiten am Arbeitsplatz erhöhen 
den individuellen Stress.

Frauen mit Armutserfahrungen fühlen 
die Diskrepanz zwischen Ideal und Realität. 
Sie haben sich ihr Leben anders vorgestellt, 
wollten es besser machen, vielleicht anders 
als ihre Mütter und Großmütter, sie hatten 
doch auch viel mehr Möglichkeiten. Sie 
haben es nicht geschafft und sind von sich 
selbst enttäuscht. Sie fühlen die Anhängig-
keit, vom Jugendamt, vom AMS, vom Vater 
der Kinder, vom Partner etc. Sie denken viel 
über Schuld nach.

Der Umgang mit Schamerfahrungen bin-
det viel Energie, verstärkt Selbstzweifel und 
verleitet Frauen dazu, möglichst in eine Art 
Unsichtbarkeit zu verschwinden.

Ethische Herausforderungen –
politische Handlungsstrategien
Wenn in Österreich 13% aller Frauen 

armutsgefährdet sind, dann sind es 87% 
nicht. Was sind die jeweiligen ethischen 
Herausforderungen, was die politischen 
Handlungsstrategien? 

Für nicht armutsgefährdete Frauen be-
steht die Herausforderung darin, sich 
Freiheit von etwas zu bewahren bzw. zu 

erreichen – nämlich von Geld! Für armuts-
gefährdete Frauen besteht die Heraus-
forderung darin, sich Freiheit für etwas 
zu bewahren bzw. zu verschaffen – näm-
lich Würde und Perspektive! Sich aus der 
Opferrolle und dem damit verbundenen 
„verständnisgenerierendes“ Flair, das So-
lidaritätseffekte mobilisieren kann, Auf-
merksamkeit und in den gängingen me-
dialen oder politischen Diskursen oft auch 
moralische Oberhand bringt, zu befreien.  

Armutsgefährdete Frauen haben wenig 
Möglichkeiten, ihre Situation durch Einmi-
schung in die politischen Verhältnisse zu 
verändern: es fehlt ihnen an Zeit, Geld und 
Kontakten. Dazu kommt die Scham, durch 
öffentliches Engagement als Armutsbetrof-
fene sichtbar zu werden. 

Für eine Änderung der Verhältnisse 
braucht es jene, die nicht von Armut be-
troffen sind: sie können Zeit für ehrenamt-
liches Engagement einsetzen, weil sie sie 
nicht zur Gänze zur Sicherung ihrer Existenz 
verkaufen müssen. Gut gemeintes carita-
tives Engagement reicht aber nicht! „Sta-
tushohe“, privilegierte Ehrenamtliche nei-
gen dazu, ihre Privilegien zu erhalten und 
im Rahmen ihrer Interpretationen davon, 
wie Armut entsteht, „statustiefen“, unter-
privilegierten „Bedürftigen“ zu helfen. Um 
das zu ändern,  braucht es die Politisierung 
der „Helferinnen“ und Strukturen, in denen 
solidarische Selbsthilfe Armutsbetroffener 
sich entwickeln und stattfinden kann.

Entsprechend der jeweiligen Lebenslage 
(armutsgefährdet, nicht armutsgefährdet) 
wäre also jeweils zu reflektieren, in welche 
Weise bei gesellschaftlichen Prozessen der 
Verfestigung von Benachteiligungen bzw. 
der Verfestigung von Privilegien mitgespie-
lt wird. So wären als „ethische Versuchung“ 
einerseits (armutsgefährdete Frauen) Anpas-
sung, Selbstaufgabe, Doppelrolle, Entwürdi-
gung... und andererseits (nicht-armutsge-
fährdete Frauen) Paternalismus, Fürsorge, 
Besserwisserei, Mitleid, Überheblichkeit... 
in den Blick zu nehmen und die jeweils ei-
genen Handlungsmotive im Kontext eines 
Politisierungsprozesses kritisch in den Blick 
zu nehmen, ganz gleich ob es um Talkshow-
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Die Frauen-Vor!-Konferenz wurde von der Arbeitsgruppe 
„Frauen und Armut“ organisiert.
Moderation: Klaudia Paiha, Marion Breiter
Workshops: Katja Russo, Marion Breiter, Margit Appel, Michaela Moser, Elisabeth Wöran, 
Angelika Dawson, Ingrid Schmidbauer, Sybille Pirklbauer

Forum-Theater:
Moderation: Lisl Nusshold, Theaterpädagogin und Schauspielerin bei InterACT
Schauspiel: „Phoenix“ Silvia Gangl, Darstellerin bei „Kein Kies zum Kurven kratzen“ und Gabriele
Skledar, Theaterpädagogin und Schauspielerin bei InterACT

Weitere Informationen zu den Aktivitäten der Arbeitsgruppe: www.frauenarmut.at
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Strategien gegen Stigmatisierung und Beschämung
Ergebnisse aus den Arbeitsgruppen (Auszug)
Verbesserung der Einkommenssituation:
 - 1.200,-- Mindestlohn
 - 1.000,-- Mindestsicherung
 - Individualprinzip 
 - Mindestsicherung für Kinder (bei Bedarf auch für über 18jährige)
 - Spezifischere bedürfnisgerechte AMS-Maßnahmen

Stärkung der sozialen Infrastuktur
 - Mehr Information zu und Transparenz von Beratungsangeboten
 - Forcierung ganzheitliche Beratungsansätze (Arbeitslosigkeit, Gesundheit, Umfeld)
 - Erleichteter Zugang zu Sozialwohnungen (insbesonders für von Gewalt betroffene Frauen)

Politisierungsprozesse - Bewusstseinsarbeit
 - Bild des freien und unabhängigen Menschen in Frage stellen, Abhängigkeit und Unterstützung 

als menschliche Grunddimensionen positiv besetzen
 - Autonomie und Bezogenheit nicht gegeneinander ausspielen
 - Vorurteilen, stigmatisierenden und pauschalisierenden Bildern (zB von Alleinerzieherinnen) 

entgegenwirken
 - Politische Beteiligung verstärken, persönliche Scham ablegen, auch Schweigen kostet Energie
 - eigene Erfahrungen als Expertise ernst nehmen
 - Fragen stellen! Strategien entwickeln

auftritte, das Engagement in der Selbsthil-
fegruppe, die Beteiligung an Projekten wie 
„Sichtbar werden“, karitativ angelegte eh-
renamtliche Tätigkeiten, anwaltschaftliches 
Handeln oder Spenden geht.

Bedürftigkeit als menschlicher 
„Normalzustand“
Bedürftig – oder gar abhängig – zu sein, 

gilt in der neoliberalen Erfolgsgesellschaft 
als Schande. Frauen haben heutzutage 
alle Möglichkeiten, heißt es oft und wer 
sich ordentlich anstrengt, in allen Lebens-
bereichen die richtigen Entscheidungen 
trifft und früh genug (ökonomische) Un-
abhängigkeit anstrebt, findet gute Arbeit  
und schafft es auch Job und Familienleben  
locker unter den Hut zu bringen. 

Eine feministische Ethik des Sorgens 
(Care-Ethik) widerspricht diesem Ansatz 
vehement und betont, dass wechselseitige 
Abhängigkeit wesentlich zum Mensch sein 
dazu gehört. Statt stärkerer Eigenverant-
wortung und Leistungsdruck brauche es 
mehr Einsicht und kollektive Verantwor-
tung und Einsatz für das gute Leben aller 
einzelnen und ein Auflösen des angeb-
lichen Dualismus von Abhängigkeit und 
Freiheit. 

Hilfe zu brauchen und in Anspruch zu 
nehmen darf nicht länger „peinlich“ sein, 
sondern muss vielmehr als menschlicher 
Normalzustand anerkannt werden. Keine 
Frau und kein Mann kann ohne die Zu-
wendung und Fürsorge anderer überleben 
und schon gar nicht gut leben. Abhängig-
keit und Verletzlichkeit sind keine Schan-
de sondern vielmehr Teile dessen was das 
Menschsein konstituiert. Bedürftigkeit 
zum Ausgangspunkt für eine neue Politik 
des Sozialen zu setzen, würde dieser Ein-
sicht Rechnung tragen. Und es würde auch 
die Perspektive auf Fürsorgetätigkeiten, 
die derzeit von einer Vielzahl an Frauen un- 
oder schlecht bezahlt übernommen wird, 
grundlegend ändern. 

Nicht die oftmals geforderte verstärkte 
„Eigenverantwortung“ ist also notwendig, 
sondern die Durchsetzung eines Prinzips 
des verantwortlichen Lebens, im Blick auf 
sich selbst und die eigene Bezogenheit auf 
andere, und darauf, wie wechselseitige Ab-
hängigkeiten respektvoll gestaltet und das 
wechselseitige fürsorgliche Tätigsein un-
abhängig von tradierten Geschlechterrol-
len gelebt werden können, in den intimen 
Bereichen des Zusammenlebens genauso 
wie in der Gestaltung einer erneuerten Po-
litik des Sozialen.
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Beiträge zum Theaterstück Gott ist das peinlich! 
Gabriele Skledar, Schauspielerin, InterACT

Der Inhalt: Elfriede Schmölzer, gelernte 
Schneiderin, Mutter zweier Töchter und 
Ehefrau, erlebt den sozialen Abstieg vom 
scheinbar gesicherten Mittelstand. Alles 
scheint bestens, ihr Mann Herbert ist Fa-
brikschlosser, verdient gut: Elfriede näht, 
hat Privatkunden, manchmal auch größere 
Aufträge für eine Firma (Hemdkrägen an-
nähen etc.), ist aber nicht angemeldet. 
Ein Kredit wird aufgenommen, um die Woh-
nung neu einzurichten, schließlich kom-
men ja viele fremde Leute als KundInnen, 
da will man nicht armselig wirken. Die 
Welt scheint in Ordnung, bis Herbert einen 
Bandscheibenvorfall hat. Der Beginn einer 
Abwärtsspirale auf allen Linien. Herbert ist 
lange im Krankenstand und kann seine alte 
Arbeit aus körperlichen Gründen nicht mehr 
machen. 

Der Kundenkreis von Elfriede wird kleiner, 
nur wenige können es sich leisten, Kleidung 
nähen zu lassen, sie kaufen lieber billig beim 
Textildiskonter. Immer wieder kommt es we-
gen des Geldes zum Streit. Es reicht plötzlich 
nicht mehr fürs Notwendigste, die vielen Zah-
lungsverpflichtungen: Kreditrate, Versand-
haus, Miete, Strom… können nicht abgedeckt 
werden, fressen die Familie auf. Jeder Schul-
ausflug wird zum Problem. Es ist so peinlich! 
Man kann doch nicht zugeben, nicht einmal 
35 € für einen Ausflug zu haben. 

Herbert findet endlich wieder Arbeit bei ei-
ner Leiharbeiterfirma. Er verdient viel we-
niger, tut sein Bestes, aber es reicht eben 
nicht! Schließlich trennt sich das Paar, die 
jüngere Tochter zieht zur Mutter, die ältere 
Tochter ist schon lange weg, hat in eine an-
dere Stadt geheiratet, der Kontakt ist fast 
abgebrochen, es hat immer Unstimmig-
keiten gegeben mit dem Schwiegersohn, 
der laut Herbert glaubt “etwas Besseres zu 
sein“, weil er Ingenieur ist und viel Geld 
hat. Für die getrennten Ehepartner kommen 
jetzt zum finanziellen Desaster noch Isolati-
on, Selbstzweifel und Depression dazu. 
Herbert ist arbeitslos, Elfriede findet keine 
Arbeit, Tochter Petra geht noch zur Schule, 
muss aber nebenbei arbeiten. 

Die Ereignisse, die im Forumtheaterstück „Kein 
Keis zum Kurven kratzen“ in mehreren Szenen 
gezeigt werden, wurden für die Armutskonfe-
renz in einen Monolog von Elfriede verpackt. 
Eine Armutsforscherin von der Uni bittet um 
ein anonymes Interview und sie erzählt, wie es 
gekommen ist. Ich spiele die Rolle der Elfriede, 
als Mutter mit vier Kindern kenne ich das Ge-
fühl, immer mit einem Bein im Abseits zu ste-
hen. Viele Erlebnisse teile ich, aber ich habe es 
irgendwie geschafft. 

Während des Monologs merke ich an den Ge-
sichtern der Zuschauerinnen, dass viele die Si-
tuation kennen. Dann kommt die Szene beim 
AMS, wo Elfriede wieder einmal einen Termin 
hat. Sie hat bereits sämtliche vorgeschlagenen 
Umschulungen gemacht, findet trotzdem keine 
Arbeit und bekommt auch keine Bezüge, da sie 
ja vorher nicht offiziell gearbeitet hat. Die Be-
raterin macht ihren Job, sie ist hilflos, Elfriede 
verzweifelt. 

Jetzt kommt das Publikum ins Spiel, um zu-
nächst als Frau Schmölzer, später als Beraterin 
andere Lösungen zu finden. Besonders in Erin-
nerung ist mir ein Einstieg, in dem die Beraterin 
es besonders gut meint; sie versucht empathisch 
auf Elfriede einzugehen, ist unheimlich nett, so 
nett, dass Elfriede sich nur mehr als Lebensver-
sagerin fühlt. Der Versuch Verständnis zu zeigen, 
ist beinahe „nach hinten los gegangen“. Ein 
Beispiel aus der Praxis, das viele in Erstaunen 
versetzt hat.

Die Armutskonferenz stand unter dem Motto 
Scham. Zu meinem großen Erstaunen erlebte ich 
diese wie eine kalte Dusche, als ich von einigen 
Zuseherinnen nach der Vorstellung gefragt wur-
de, ob die gezeigte Geschichte meine eigene sei. 
Elfriede ist eine Bühnenfigur, aber ich teile eini-
ge Erfahrungen mit ihr. Diese überschwemmten 
mich mit großer Heftigkeit und ich wollte mit El-
friede nichts zu tun haben, es war mir schrecklich  
peinlich mit dieser hilflosen Frau identifiziert zu 
werden. Kein Geld zu haben ist in unserer Ge-
sellschaft nicht nur zermürbend, sondern auch 
peinlich, immer mit dem Beigeschmack: „Selber 
schuld“, das wurde mir wieder einmal schmerz-
lich bewusst.
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Alles nur Theater? 
Ursula Dietersdorfer, Kinderfreunde Wien

Das fängt ja gut an: Die FrauenVorKonferenz 
im Santa-Precaria-Saal! Offensichtlich hat der 
anders geheißen, warum sonst ist das Schild des 
vormaligen „Sebastian Rittersaal“  überklebt? St. 
Precaria? Seltsamer Name! Nicht dass mich das 
stört, aber ich verstehe erst später, dass damit 
auch ein symbolträchtiges Zeichen geschaffen 
wurde. Zunächst werde ich von einer mir noch 
Unbekannten angeregt, meinen eigenen Namen 
auf eine Natur!Papierfrau zu schreiben und mich 
in den Reigen der dort schon versammelten Fi-
guren einzuordnen. Ich werde vorsichtig, hoffe, 
dass keine gruppendynamischen Übungen fol-
gen. Ich will nämlich... – ja was eigentlich?

Mitten im Nachdenken folgt die Begrüßung und 
einleitende Worte, dann eine methodisch ange-
leitete Übung: Wir stellen uns  im Raum auf, und 
stellen uns somit vor: Woher kommen wir, was 
arbeiten wir; ui jetzt wird’s spannend: sie fragen 
uns wer schon einmal Arbeitslosenunterstützung 
erhalten hat oder gar (!) Sozialhilfe. Soll ich die 
Hand heben? Das mit der Arbeitslosenunterstüt-
zung stimmt ja so nicht, aber am Arbeitsamt war 
ich doch. Und das peinliche Gefühl damals: So 
weit hast du es also gebracht! ist mir sofort er-
innerbar. Überraschend viele Arme in der Höhe 
– ich atme aus – die sind ja auch nicht voll kom-
men patschert gewesen und haben offensichtlich 
auch Job gesucht.

Gerade als ich mich entspanne, kommt die An-
sage: jetzt wird Theater gespielt. Nein, nicht 
das! Die wollen aber nicht nur, dass wir uns das 
anschauen, sondern da gibt es dann auch den 
Vorschlag mitzuspielen. Es wird eine Szene auf 
dem Arbeitsamt gespielt.  Eine Akteurin spielt 
die Beraterin, auf der anderen Seite des Tisches 
sitzt eine Darstellerin in der  Rolle einer Lang-
zeitarbeitslosen. Beide faszinieren mich. Was ist 
es, das mich trotz innerer Widerstände zuschau-
en lässt? Ich will wissen, ob die „echt“ sind.
Keine Zeit zum Grübeln, die spielen ziemlich 
überzeugend, dass die Frau trotz vielfältiger Be-
mühungen und Umschulung keinen Job findet. 
Die Beraterin muss echt sein, das geht so ab am 
Arbeitsamt, und wie die angezogen ist, so was 
kann man gar nicht spielen; aber auch die ande-
re spielt so, dass sie mich glauben lässt, sie gibt 
Auskunft über ihr eigenes Schicksal. Was will die 
Moderatorin jetzt?

Jemand aus der Gruppe soll die Rolle der Bera-
terin übernehmen. Das kann ja ordentlich unan-
genehm werden, da meldet sich sicher  niemand. 
Aber schon gibt’s Bewerberinnen für die Berate-
rinnenrolle, sie versuchen ihr Bestes. Sie hören 
zu, geben Tipps, ermahnen, verstehen, verspre-
chen, verweisen weiter. Im Anschluss an je eine 
Beratungssequenz erzählt die schauspielernde 
Langzeitarbeitslose, wie es ihr ergangen ist. Und 
das ist ziemlich unterschiedlich: Sich von der Be-
raterin ernst genommen zu fühlen, gepaart mit 
deren Expertise hat ihr am besten zusagt. Auch 
das Publikum, eine Gruppe zwischen Thinktank 
und Expertise, aber auch moralische Instanz 
mit zeitweisem Hang zur  Besserwisserei, kann 
Kommentare abgeben. Es entwickeln sich Ge-
sprächssequenzen. Was meinen wir zum „Spiel“, 
und was kann denn angesichts der nicht sehr 
hoffnungsträchtigen Situation wirklich getan 
werden?

Was mir noch auffällt ist: Es gibt  Momente beim 
Zuschauen, in denen die Situation insgesamt 
schwer auszuhalten ist. Warum eigentlich? Da 
fällt mir ein: Auch ich war ja zunächst arbeits-
los. Mein darauffolgender Job war Berufsorien-
tierungskurse für Arbeitslose anzubieten – ein 
AMS-Projekt. Der Verdienst war mäßig, und die 
Arbeitssicherheit auch. Aber das Selbstwertge-
fühl war sofort besser, als ich auf der anderen 
Seite war. Weg von der Arbeitslosigkeit, die als 
Jobsuche getarnt war, hin zur Seite derer, die ihr 
Geld selbst verdienen. Und last but not least: die 
Existenzangst war schlagartig weg!

Ein weiterer Gedanke beschäftigt mich noch 
lang: Was wir hier sehen, ist für viele Frauen 
kein Theater, und gerade deswegen müssen wir 
darum so ein Theater machen! Theater um die 
Aufmerksamkeit auf die zwischen Prekariat und 
Armut lebenden Frauen zu lenken. Eine Bühnen-
heilige haben wir ja schon: St. Precaria.
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Scham ist ein Wertgefühl. Es zeigt die 
Empfindung an, in der eigenen Selbst-
achtung herabgedrückt worden zu sein. 
Schamgefühle entziehen dem Verhalten 
subjektive Sicherheit. Unabweisbar macht 
sich geltend, eine Wertminderung erfah-
ren zu haben, die die gewohnte oder er-
wartete Teilhabe am Leben mit anderen in 
Frage stellt. Scham gründet in der „sozialen 
Angst“ (Sigmund Freud), verlassen zu wer-
den oder ausgestoßen zu sein. Maßgeblich 
ist hierbei die Wertung des anderen oder 
der Gruppe, sei sie real oder von uns in der 
eigenen Vorstellungswelt antizipiert. Die 
innere Selbstwahrnehmung, persönlich 
entwertet zu sein, mobilisiert dann alle so-
matischen Reaktionen innerer Hemmung 
und des Errötens, durch die das Schamge-
fühl zur anthropologischen Grundausstat-
tung des Menschen gehört. 

Drei Ängste sind es, die das Subjekt in der 
Scham beherrschen: seine Kohärenz als Ak-
teurIn, seine Akzeptanz als Mitmensch, sei-
ne Integrität als Person verloren zu haben. 
Im Augenblick der Scham fällt aller Schutz 
von einer/m ab, den die/der einzelne um 
sich herum aufbauen konnte. Man verliert 
an Distanz, weil Fremde in verborgene Zo-
nen eindringen konnten. Man verliert an 
Würde, wenn Körper, Trieb oder Bedürftig-
keit zur Besichtigung freistehen, das Sub-
jekt zu jener „inneren Rückwendung“ auf 
sein bloß körperliches Dasein veranlasst 
wurde, das der geistig-moralischen Person 
als minderwertiger Modus ihrer Existenz 
erscheint. Man verliert schließlich an Ehre, 
insofern ein behaupteter Status innerhalb 
einer Gruppe durch das tatsächliche Ver-
halten nicht mehr gedeckt ist und damit 
die Grundlage wechselseitiger Wertschät-
zung im Verhalten entfällt.

Muster der Beschämung
Was auch immer historisch mit Scham 

belegt sein mag – Nacktheit oder Schmutz, 
Feigheit oder Ruhmsucht, Frevel oder Ar-
mut, Dummheit oder Misserfolg –, wer sich 
selbst so zur Enttäuschung wird, dass er 
vor Scham versinken möchte, der legt die-
ser Empfindung stets implizit eine Norm 

zugrunde, an deren mangelnder Verwirkli-
chung durch Scheitern oder Versagen sein 
Schamgefühl sich aufrichten kann. Der An-
lass beschämender Bloßstellungen findet 
sich denn auch im persönlichen Verfehlen 
einer Norm, deren Einhaltung zum Inhalt 
des eigenen Selbstbildes gehörte. Scham 
entsteht folglich immer dann, wenn man 
einen „Riss zwischen der Norm der Per-
sönlichkeit und ihrer momentanen Verfas-
sung“ (Georg Simmel) erlebt.

Anlässe von Scham sind in den unter-
schiedlichsten Kontexten und Konstella-
tionen des Alltagslebens verborgen. Hier 
stellen sie eine latente Unterströmung 
des Erlebens dar, über die sich peinliches 
Schweigen legt, weil sie ohne eigenen 
Wertverlust nicht darstellungsfähig sind. 
In eine einfache Unterscheidung gebracht, 
sind es Körper, Persönlichkeit und Status, 
die jeweils für die Anlässe sozialer Scham-
gefühle sorgen, der Mensch in seiner phy-
sischen Natürlichkeit, in seiner selbstbean-
spruchten Identität sowie in der sozialen 
Wertschätzung.

Zurückweisung, die man in seiner Leib-
lichkeit oder als SexualpartnerIn erfährt, 
Gewalt, die das Subjekt physisch erleidet, 
Kontrollverluste in Anwesenheit Dritter un-
tergraben die Selbstsicherheit, mit der man 
in seinem Körper lebt. Überhaupt tritt am 
Körper die beschämende Wirkung sozialer 
Herabsetzung am stärksten hervor, berührt 
sie doch jene Sphäre einer Person, die mit 
ihrer Natur am engsten verbunden scheint. 
Die soziale Abwertung wird hier gleichsam 
organisch mit dem Individuum verbunden, 
das daher fundamental und im Ganzen 
betrachtet als wertlos erscheint. Gerade in 
der Gesellschaft der Gegenwart, die den 
Körper als die letzte Sinnprovinz der ei-
genen Existenz zelebriert, kommt ihm die 
symbolische Bedeutung zu, gleichsam das 
entscheidende Repräsentativorgan der 
Person zu sein. Gesund oder krank, schön 
oder hässlich, gepflegt oder verkommen, 
schlank oder dick auszusehen, wird der 
Person als sichtbarer Ausdruck innerer We-
sensmerkmale angerechnet, als Verdienst 
oder Makel des eigenen Seins.

Ein zweiter Bereich sozialer Beschä-
mung ist die Herabsetzung der selbstbe-
anspruchten Identität. Lieblosigkeit, die 
mir von eigentlich nahen Personen entge-
genschlägt, Tadel oder Spott, den ich von 
anderen empfange, taktlose Invasionen 
in die Privatsphäre oder Beleidigungen 
verletzen die Integrität der Persönlichkeit 

scham ist ein soziales Gefühl, das untergründig in un-
serem Alltag beständig präsent ist. für das selbstbild 
von menschen spielt es eine maßgebliche rolle. Beschä-
mungen eignen sich daher in besonderer Weise dazu, als 
soziale Waffe zu fungieren. Armut und unterlegenheit 
sind typische Anlässe von Gefühlen sozialer scham,  
die das individuum belasten und zu einem rückzugs-
verhalten führen.1

Die Macht der Stigmatisierung: Status und Scham
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und werten mich ab. Alle Aufnahmerituale 
z.B., die innerhalb einer Gruppe ein Neuer 
zu überstehen hat, leben davon, dass die 
Identität der Person zeitweilig vernichtet 
wird, indem man sie bloßstellt und ihre 
Schwächen zur Besichtigung freigibt.

Niederlagen oder Misserfolge in sozialer 
Konkurrenz, Versagen vor gesellschaft-
lichen Leistungs- oder Darstellungsnormen, 
persönliche Diskriminierung für die Grup-
pe, zu der man gehört, Entrechtung, der 
man ausgeliefert ist, bedrohen schließlich 
den Status, den eine Person zugebilligt 
bekam oder für sich unterstellt hatte. Per-
sonen ohne jeglichen Status werden daher 
in vielen Kulturen auch die „Hemdlosen“ 
genannt, weil sie keine Rechte besitzen, 
durch die ihre menschliche Blöße bedeckt 
werden könnte.

Die besondere Last der Scham liegt aller-
dings darin, „endlos“ sein zu können, von 
einer zur anderen Sphäre überzutreten und 
sich dann zu generalisieren. Das ganze Ich 
scheint wertlos, von Fehlern behaftet, mit 
einem Makel versehen zu sein. Soweit sich 
eine Beschämung im Einklang mit selbst 
beanspruchten Normen befindet, löst sie 
den Mechanismus von Selbstvorwürfen 
aus. Noch die Empörung, herabgesetzt 
worden zu sein, verdrängt nicht die zentra-
le Sequenz im Erleben, dass die Wahrneh-
mung der eigenen Identität durch andere 
zur Erfahrung von sich selbst geworden 
ist. Indem man sich schämt, teilt man die 
Fremdbewertung als Selbsteinschätzung 
und rechtfertigt seine Bloßstellung als 
selbst verursacht. Der französische Phi-
losoph Jean-Paul Sartre hat dazu gesagt: 
„Meine Scham ist ein Geständnis“. 

Status und Scham
Scham bezieht sich auf das Selbstwert-

gefühl einer Person, das von ihrer Wert-
schätzung durch andere nicht zu trennen 
ist. Schamgefühle eines Individuums be-
treffen damit immer schon seine Stellung 
inmitten eines größeren sozialen Zusam-
menhanges, sie sind der emotionale Nexus 
zwischen Individuum und sozialer Struktur, 
zwischen der gesellschaftlichen Rangord-
nung und der eigenen Statusposition.

Die Soziologie kennt vier Dimensionen, 
in denen Status in der modernen Gesell-
schaft erworben werden kann; sie stellen 
gleichzeitig die sozialen Quellen dar, de-
nen Wertschätzung in der Gesellschaft 
entspringt: materieller Wohlstand, dessen 
Beleg „Geld“, Wissen, dessen Nachweis das 
„Zeugnis“ ist, die Stellung von Menschen in 
Organisationen und informellen Gruppen, 
die sich als „Rang“ und „Zugehörigkeit“ 

niederschlagen. Bildet man die Anlässe 
sozialer Demütigung idealtypisch auf die-
se Möglichkeiten zum Statuserwerb in der 
modernen Gesellschaft ab, lassen sich fol-
gende Techniken der Beschämung unter-
scheiden:

Die Technik des Ausschlusses einer Per-
son verhindert oder beendet ihre Zugehö-
rigkeit zu informellen Gruppen. Mit dem 
Ausschluss wird Fremdheit bestraft und 
gleichzeitig erzeugt, aus sozialen, körper-
lichen oder kulturellen Gründen. Eine Per-
son mit Fremdheit zu schlagen, ist eine be-
sonders drastische Form der Verachtung. 
Sie kann dahin gehen, die letzte Gemein-
samkeit zwischen Menschen zu kündigen, 
„dem Andern gerade die generellen Eigen-
schaften, die man als eigentlich und bloß 
menschlich empfindet“ (Georg Simmel), 
abzusprechen. Achtungsverlust kann sich 
hier in eine existentielle Scham steigern, 
deren Urbild das ungeliebte und nicht ge-
wollte Kind ist. Das Opfer dieser Existenti-
alscham ist der sich nutz- und wertlos füh-
lende Mensch. Dessen Empfindung hat die 
amerikanische Psychologin Helen Lynd be-
schrieben:  „Wir sind Fremde in einer Welt 
geworden, in der wir dachten, zuhause zu 
sein. Mit jeder wiederholten Verletzung 
unseres Vertrauens werden wir wieder zu 
Kindern gemacht, unsicher über uns selbst 
in einer feindlichen Welt.“

Die Technik der Degradierung einer Per-
son nimmt ihr den Rang, den sie in hierar-
chischen Organisationen innehatte. Durch 
sie wird Subalternität erzeugt, die das so-
ziale Wertgefühl der Person nachhaltig be-
schädigen kann. Scham entsteht hier in der 
Spanne zwischen der eigenen Einschät-
zung und der öffentlichen Rolle, die eine 
Person zugebilligt bekam. Die öffentliche 
Person unterbietet das persönliche Ich-Ide-
al und mutet dem Individuum zu, sich an-
deren in einer Position zu zeigen, die den 
eigenen Maximen der Selbstachtung nicht 
entspricht. Das Beschämende ist, dienen 
zu müssen.

Prüfung wiederum ist die Strategie, die 
kognitive Kompetenz einer Person zu be-
streiten, um anderen damit deren Unwis-
sen zu dokumentieren. Als eine öffentlich 
legitimierbare Demütigung muss sie von 
Sachlichkeit gekennzeichnet, ihr Inhalt 
also kodifizierbar, ihr Verfahren gültig und 
ihr Ziel formell erreichbar sein. Gerade in 
ihrer Sachlichkeit kann die Technik der 
Prüfung das Selbstbewusstsein vernichten 
– als unbezweifelbare Instanz, die in ihrer 
Gleichgültigkeit gegenüber der Person des 
Kandidaten diese nur umso greller in das 
Licht latenter Abwertung taucht. Das Aus-
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bildungssystem, so hat es der französische 
Soziologe Pierre Bourdieu analysiert, „das 
in fiktiver Neutralität gesellschaftliche Be-
wertungen in Zeugnisse transformiert, 
lässt den gesellschaftlichen und den ‚per-
sönlichen’ Wert, lässt akademische und 
menschliche Würde als identisch erschei-
nen. Nicht gebildet zu sein, wird deswegen 
als Verstümmelung der Person empfunden, 
die sie in ihrer Identität und Würde beschä-
digt und bei allen offiziellen Anlässen mit 
Stummheit schlägt“.

Armutsscham
Als eine soziale Abwertung lassen sich 

schließlich alle Vorgänge bezeichnen, 
die der Arbeit oder der Bedürftigkeit von 
Menschen soziale Anerkennung in Form 
materieller Werte entziehen oder ihnen 
diese Wertschätzung gar nicht erst zubilli-
gen. Abwertung bringt in der Konsequenz 
Armut hervor, die sie gleichzeitig stigma-
tisiert. Karl Marx sprach bekanntlich da-
von, dass der Lohn auch eine moralische 
Komponente hat: in ihm materialisiert sich 
nicht zuletzt die soziale Wertschätzung, die 
einer Arbeit zugemessen wird.

Die materielle Geringschätzung mensch-
licher Arbeit stellt ebenso eine Demütigung 
dar wie die Verweigerung einer achtbaren 
materiellen Existenz für jene, die ihr Leben 
nicht durch Arbeit bestreiten können. Im 
modernen Staat müssen sie ihre eigene 
Schwäche taxieren lassen, um Hilfe erwar-
ten zu können. Aus der Armutsforschung, 
aus Analysen zur Arbeitslosigkeit und zur 
Sozialpolitik sind die stigmatisierenden 
Effekte solcher Bewertungssysteme be-
kannt und als Unterlegenheitsgefühle bei 
denjenigen beschrieben worden, deren 
soziale Lage, Lebensform oder Kompetenz 
vor dem Hintergrund geltender Normen 
als persönlich minderwertig charakteri-
siert wird. Die prototypische Situation ei-
ner derart sozial verursachten Scham ist 
die staatliche ‚Bedürftigkeitsprüfung’, die 
jeder Zuweisung von Sozialhilfe voraus-
geht. In ihr ist der Klient gewissermaßen 
gezwungen, seine materiellen Interessen 
gegen seinen Anspruch auf persönliche 
Selbstachtung auszuspielen. In einer Reihe 
konkurrierender Bittsteller stehend, hat er 
sich als jemand darzustellen, der in beson-
derer Weise der Hilfe zum Lebensunterhalt 
bedarf, wodurch er sich gleichzeitig selbst 
stigmatisiert. Was Adam Smith im Jahr 1759 
für das puritanische England beschrieb, ist 
im sozialmoralischen Innenleben der mo-
dernen Gesellschaft bis heute präsent ge-
blieben: „Der Arme dagegen schämt sich 
seiner Armut. Er fühlt, dass sie ihn entwe-
der aus dem Gesichtskreis der Menschen 
rückt oder dass sie, wenn sie irgend Notiz 

von ihm nehmen, doch kaum irgendein 
Mitgefühl mit seinem Elend und seiner Not 
haben. Beides kränkt ihn.“ 

Beschämungen sind soziale Techniken, 
um eigene Vorteile gegenüber fremden 
Ansprüchen konservieren zu können, um 
abweichende Lebensformen oder Eigen-
schaften als minderwertig zu klassifizie-
ren, um die eigene Macht in der Interakti-
on mit Dritten zu erhöhen. Damit der Akt 
der Beschämung seinen Zweck erreicht, 
muss für den beschämenden Mangel die 
Verantwortlichkeit auf die beschämte Per-
son selbst übertragen werden. In der stän-
dischen Gesellschaft sind beschämende 
Mängel von Personen untereinander nur 
begrenzt vergleichbar, weil die Standes-
pflichten die Erfüllung je eigener Normen 
verlangen. In der modernen Gesellschaft 
hingegen vereinheitlicht sich der Bezugs-
rahmen sozialer Wertschätzung auf jene 
Maßstäbe hin, die für die Marktchancen 
von Personen verbindlich sind. Eine zentra-
le Rolle spielt hierbei das Leistungsprinzip 
als formal gleiche, in der Wirklichkeit je-
doch sozial selektive Leitnorm der bürger-
lichen Gesellschaft. Wenn keine herkunfts-
rechtlichen Schranken mehr bestehen, sich 
Reichtum, Wissen, Titel, Kompetenz durch 
Leistung zu verschaffen, wird die Tatsache, 
über bestimmte Ressourcen nicht zu ver-
fügen, als Makel der Person angesehen. 
„Unterlegenheit“ erhält nunmehr einen 
persönlich zurechenbaren Charakter.

„selber schuld...“
Die Erfahrung von Ungleichheit und Zu-

rücksetzung erhält nunmehr die soziale 
Bedeutung, dass ein Statusdefizit auf die 
jeweils ganz besonderen Merkmale der 
eigenen Biographie rückgeführt wird. Die 
Ereignisse ihres sozialen Schicksals be-
kommen die Subjekte als Folgen individu-
eller Entscheidungen zugerechnet. Soziale 
Formen der Scham beruhen nun darauf, 
gesellschaftliche Benachteiligungen zum 
Anlass moralischer Zuschreibungen von 
persönlichem Versagen zu nehmen. Der 
einzelne ist gezwungen, ein persönliches 
Defizit sich selbst erklären zu müssen, da 
kollektive Deutungsmuster sozialer Un-
gleichheit an Aussagewert verlieren. Das 
Individuum ist immer weniger für seine so-
zialen Umstände verantwortlich, die sozi-
alen Umstände – so scheint es – allerdings 
auch immer weniger für das Individuum.

Dieser Prozess der Individualisierung 
sozialer Lagen und Bewusstseinsformen 
schafft strukturelle Voraussetzungen, un-
ter denen sich die Sozialscham auch in 
der modernen Gesellschaft erhält. Die Ver-
wandlung von Außenursachen in Eigen-
schuld wird zur Struktur der Zuschreibung 



Referate. Foren. WorkshopsC

 

25

sozialen Misserfolgs, und weniger denn je 
durch kollektive Deutungsmuster sozialer 
Ungleichheit begrenzt. Die individuelle 
Verantwortlichkeit für die eigene Biogra-
phie steigt an, im gleichen Maße wächst 
die Angst vor dem persönlichen Versagen. 
In der Folge wächst auch die persönliche 
Scham über einen Statusverlust, für den 
man sich selbst verantwortlich macht. Sie 
ist an einem typischen Rückzugsverhalten 
zu erkennen, der Vermeidung von Öffent-
lichkeit für Probleme, die keine privaten, 
sondern öffentliche sind, aber erfolgreich 
privatisiert werden konnten. Entsprechend 
verkriecht sich die Armut hinter den eige-
nen vier Wänden. Nicht klar ist, was schlim-
mer ist – entdeckt zu werden oder nicht 
entdeckt zu werden, Hilfe empfangen zu 
müssen oder noch länger zu entbehren. 
Der deutsche Soziologie Ulrich Beck hat 
dies einmal so ausgedrückt: „Die Zahlen 
sind da. Aber man weiß nicht, wo die Men-
schen sind“.

1) Für eine eingehende Analyse sozialer Scham 
vgl. Sighard Neckel, Status und Scham. Zur symbo-
lischen Reproduktion sozialer Ungleichheit, Frankfurt 
1991 (Campus) sowie den Aufsatz „Achtungsverlust 
und Scham“ in Sighard Neckel, Die Macht der Un-
terscheidung. Essays zur Kultursoziologie der mo-
dernen Gesellschaft, Frankfurt 2000 (Campus).
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Zahlen und Fakten
Österreich hat sich nicht an internationa-

len Studien (OECD: IALS, ALL) zur Erhebung 
der schriftsprachlichen Kompetenzen von 
Erwachsenen beteiligt. Somit fehlen für 
Österreich Zahlen über das tatsächliche 
Ausmaß des Problems. 

Die vorliegenden Zahlen entsprechen 
den Schätzungen der Europäischen Kom-
mission und gehen auf die Ergebnisse der 
PISA Studien (repräsentative Erhebung der 
Kenntnisse von 15-jährigen SchülerInnen; 
2000, 2003 + 2006) zurück, an denen Ös-
terreich teilgenommen hat. In Prozent-
zahlen ausgedrückt sind es 14 – 18% der 
Schülerinnen und Schüler(18.000 jährlich), 
die sich auf den Niveaustufen 1+2 be-
finden, also unterhalb der Stufe 3, die als 
Mindestanforderung für das Bestehen in 
der heutigen Informationsgesellschaft an-
gesehen wird2. Die Grenzen sind fließend 
und reichen von fehlenden Kompetenzen 
im Lesen und Schreiben bis zu Schwierig-
keiten, das Gelesene zu verstehen oder zu 
schreiben. 

Als Kulturtechniken zählen Fähigkeiten 
im Lesen (Textverständnis), Schreiben, 
Rechnen und PC-AnwenderInnenkennt-
nisse. Die Europäische Kommission formu-
liert zusätzlich sogenannte soft skills,  die 
Teamfähigkeit, Fremdsprachenkenntnisse, 
Eigenständigkeit oder Flexibilität umfas-
sen3. Die Anforderungen der Gesellschaft 
steigen kontinuierlich und somit die He-
rausforderungen an die Bildungssysteme, 
Benachteiligungen auszugleichen und Bil-
dungserfolge sicherzustellen. 

Was bedeutet dies für die Menschen?
Die Schulerfahrungen von Erwachse-

nen mit Basisbildungsdefiziten sind meist 

geprägt von Frustrationserlebnissen und 
Stigmatisierung. Sie machen sich für ihre 
Defizite verantwortlich: Eigene Faulheit 
und Dummheit werden oft als Ursache 
angeführt, und sie schämen sich dafür. Sie 
übernehmen die generelle Zuschreibung, 
die fehlende Schriftsprachkompetenz mit 
Dummheit, ja selbst verschuldetem Un-
vermögen gleichsetzt. Die frühen Kind-
heits- und Jugendjahre sind oft geprägt 
von ökonomischer und sozialer Armut und 
fehlender Unterstützung.

Eine weitere Reaktion ist das Unterlassen 
von Fragen und die unterdrückte Neugier-
de; später die Vermeidung von Situationen, 
die Schriftlichkeit erfordern. Es wird schnell 
signalisiert, dass „eh alles klar“ ist und es 
werden Strategien eingesetzt wie „ich habe 
meine Brille vergessen“. 

In unserer Informationsgesellschaft sind 
Menschen, die nicht lesen und schreiben, 
in der Wahrnehmung ihrer Rechte und 
Pflichten benachteiligt und von wichtigen 
Informationen für die unterschiedlichsten 
Belange des Lebens ausgeschlossen. Sie 
laufen Gefahr, aus (Arbeits-)Prozessen aus-
geschlossen zu werden und sie nehmen 
meist nicht Anteil am kulturellen Leben. 
Auch der Zusammenhang zwischen Ge-
sundheit und Basisbildungsdefiziten ist 
erwiesen. 

Mithalten und Teilhabe an Entwick-
lungen erfordern zunehmend gefestigte 
Schriftsprachkompetenzen, für die Teilnah-
me  an Weiterbildungen, aber auch für die 
persönliche Weiterentwicklung.  

Konsequenzen für die Praxis
Den vielfältigen Zusammenhängen gilt 

es Rechnung zu tragen, sollen die betrof-
fenen Erwachsenen erreicht und das Ange-
bot genutzt werden.4

Hierzu gehört beispielsweise die nicht 
diskriminierende Bewerbung der Ange-
bote,  eine ausgewiesene Ansprechper-
son für Fragen und erste Beratung, sen-
sibilisiertes Personal, aber auch ein gut 
ausgestattetes, einladendes Lernumfeld. 
Qualifizierte TrainerInnen sorgen für einen 
wertschätzenden, respektvollen Umgang 
und unterstützen die Lernenden auf ihrem 
Weg.5

Die Kursangebote müssen so ausgerich-
tet sein, dass die Lernenden in die Aus-
wahl der Inhalte und Ziele mit einbezogen 
werden. Dies erfordert seitens der Traine-
rInnen oder TutorInnen einen Perspektiv-
wechsel. Sie erkennen die Ressourcen der 

Der Begriff „funktionaler Analphabetismus“1 setzt die 
kulturtechniken ins Verhältnis zu den Anforderungen 
einer entwickelten informationsgesellschaft. Die in der 
schulzeit erworbenen fähigkeiten reichen für viele nicht 
aus, um den steigenden Anspruchserwartungen entspre-
chen zu können bzw. jene funktionen in der Gesellschaft 
eigenständig auszuführen, die schriftlichkeit erfordern. 
in Österreich wird die zahl der Betroffenen auf 650.000 
bis 1.200.000 geschätzt. Was das für diese menschen 
bedeutet, wie sie damit umgehen, welche maßnahmen 
gesetzt werden, was gut funktioniert, was schlecht – all 
das war thema des Workshops.

Tabu und Stigma in Alphabetisierung und Basis-
bildung. Erfahrungen moderner „Sprachlosigkeit“
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Lernenden und treten mit ihnen in einen 
Dialog: zur Klärung der Interessen und der 
nächsten Lernschritte oder zur Feststellung 
etwaiger Lernblockaden. Die Lernprozesse 
werden gemeinsam reflektiert und die 
Lernzuwächse den Lernenden rückgemel-
det. Dies unterstützt sie dabei, das Lernen 
selbst in die Hand zu nehmen, und fördert 
die Eigenverantwortlichkeit. 

Ziele von Alphabetisierungs- 
und Basisbildungskursen
Neben dem Erwerb der Kulturtechniken 

ist die Vermittlung positiver Lernerfah-
rungen (ich kann etwas, ich kann lernen) 
wichtigstes Ziel. In Kursen erfahren die 
TeilnehmerInnen oft erstmals, dass sie 
ernst genommen und ihre Bemühungen 
anerkannt werden; dass Lernen auch Spaß 
machen kann, Fehler zum Lernen dazuge-
hören; dass verschiedene Meinungen und 
Kritik (auch an dem/r TrainerIn) Platz ha-
ben. 

Die Sinnhaftigkeit des Lernens wird 
durch lebensrelevante Inhalte und The-
men vermittelt. Indem die Interessen und 
Ziele der Lernenden aufgegriffen werden, 
erarbeiten sie das, was sie in ihren beruf-
lichen oder privaten Zusammenhängen 
benötigen. 

Perspektiven und Forderungen
Österreich braucht eine Kampagne, die 

Menschen einlädt, an Bildungsangeboten 
teilzunehmen, und die die Chancen und 
Möglichkeiten von Bildung auch für die 
persönliche Weiterentwicklung aufzeigt. 

Ein flächendeckendes und qualitätsgesi-
chertes Basisbildungsangebot, das leistbar 
ist, muss bereitgestellt werden. Jährlich 
können lediglich an die 900 Menschen in 
Österreich an Basisbildungskursen teilneh-
men. 

Die finanzielle Absicherung sowohl der 
Angebote als auch der TrainerInnen er-
möglicht die erforderliche Kontinuität. 
Auch die professionelle Entwicklung der 
Trainerinnen und Trainer muss gesichert 
sein, durch geförderte Aus- und Weiterbil-
dung, bezahlte Team-Sitzungen, Supervisi-
on und Intervision.  

1) Der Begriff „Analphabetismus“ ist stigmatisie-
rend und sollte somit vermieden werden. 

2) OECD: www.pisa.oecd.org

3) www.alphabetisierung.at/begrifflichkeiten  

4) Qualitätsstandards für die Basisbildung,  
unter www.alphabetisierung.at/service  

5) Berufsbild Basisbildung,  
unter www.alphabetisierung.at/service 

27

Links:
www.vhs21.ac.at/2bw/basisbildung
www.alphabetisierung.at 
(netzwerk Alphabetisierung + Basisbildung: Qualitätsentwicklung und Weiterbildung) 
www.bifeb.at/veranstaltungen 
(Lehrgang universitären Charakters zur Ausbildung von „Alphabetisierungs- und 
Basisbildungspädagoginnen“).
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Wer sich mit Armut beschäftigt, kennt 
die Beobachtung: Arme schämen sich 
für ihr Schicksal. Immer noch werden 
Leistungen des Wohlfahrtsstaats nicht in 
Anspruch genommen, weil Menschen, die 
in Not geraten sind, das Stigma fürchten, 
das den Armen anzuhaften scheint. Dies ist 
ein Bericht aus einer Untersuchung, die die 
genauen Umstände dieser Vorgänge zum 
Gegenstand hatte.

Scham ist ein Produkt der besonderen 
Fähigkeit des Menschen, die Perspekti-
ve anderer auf sich selbst zu antizipieren, 
sich sozusagen mit den Augen seiner Mit-
menschen zu sehen und deren vermeint-
liche Bewertung in das eigene Handeln 
einfließen zu lassen. Mit dieser Eigenschaft 
haben sich Gesellschaftstheoretiker immer 
beschäftigt. Adam Smith (1759) bezeichnet 
sie in seiner Theory of Moral Sentiments als 
Grundlage des Zusammenlebens. Weil der 
Mensch das Bedürfnis nach Anerkennung 
durch seine Umwelt besitzt, ist seinem 
Streben nach persönlichem Vorteil eine 
wichtige Grenze gesetzt. Sozialpsycholo-
gen wie Cooley (1902) und Mead (1913) 
weisen darauf hin, dass die Entwicklung 
der Persönlichkeit eng an die antizipierte 
Wahrnehmung durch die soziale Umge-
bung gekoppelt ist. 

Doch was genau ist Scham? 1901 hat der 
Berliner Soziologe Georg Simmel versucht, 
die mannigfaltigen Umstände, unter de-
nen sie auftritt, auf eine Formel zu bringen. 
Sie hat immer mit dem Hervortreten eines 
Mangels einer Person zu tun, wenn sich die 
Aufmerksamkeit eines Beobachters auf di-
ese richtet. Und ein Mangel in diesem Sinn 
kann Erving Goffman (1956) zufolge dann 
vorliegen, wenn sich herausstellt, dass 
eine erwartete Eigenschaft nicht gegeben 
ist oder ein erwartetes Verhalten nicht er-
folgt. Erwartungen müssen in einer Gesell-
schaft nicht gleichförmig sein, sie können 
zwischen Schichten und Milieus variieren. 
Simmels (1908) Beispiel des Loches im 
Ärmel zeigt, dass man feine Unterschiede 
beachten muss, will man die Scham man-
cher Personenkreise verstehen: Der Junge 

schämt sich wegen des Loches nicht, er hat 
vielleicht Furcht vor Strafe. Auch der Arbei-
ter schämt sich (zu Simmels Zeit) nicht, er 
muss aber damit rechnen, bei einer Bewer-
bungsvorsprache abgewiesen zu werden. 
Dagegen schämt sich die „herunterge-
kommene Person“, die einem früheren Be-
kannten begegnet, weil das Loch im Ärmel 
sozialen Abstieg und das Nichterreichen 
der von beiden geteilten Aspiration sym-
bolisiert.

Arme sind in Gegenwartsgesellschaften 
der Scham besonders ausgesetzt, weil sich 
eine Ideologie der Eigenverantwortlichkeit 
für die persönlichen Geschicke durchge-
setzt hat. Nachdem die Aufklärung dem 
Schicksal und höheren Mächten als Welter-
klärungen die Glaubwürdigkeit entzogen 
hat, wird  Wohlstand in der Moderne als 
Leistungsanzeiger betrachtet. Armut gilt in 
weiten Kreisen als Folge persönlichen Ver-
sagens und scheint mangelnde Leistungs-
fähigkeit anzuzeigen. Anders als in früheren 
Epochen, als Armut nicht unerwünscht war, 
weil sie Gelegenheit zur Mildtätigkeit gab, 
wird Armen heute keine besondere Würde 
zugestanden (Groenemeyer 1999).

Armut ist zunächst durch Einkommensschwäche  
gekennzeichnet. Doch wem es an Geld fehlt, der leidet 
bald unter sozialen folgeproblemen wie der furcht, 
sein Ansehen einzubüßen. Die scham kann sinnvolle  
strategien der Armutsbewältigung erschweren.

Nicht nur zu wenig Geld: 
Armut, Scham und die Folgen

unsere studie (Andreß et al. 1999, salentin 2002) beschäf-
tigte sich mit der rolle der scham bei der Bewältigung von 
Problemen, die sich aus finanzieller knappheit ergeben. Die 
im folgenden analysierten Daten stammen aus dem Pro-
jekt „Versorgungsstrategien privater Haushalte im unteren 
Einkommensbereich“ der universität Bielefeld, das von der 
Deutschen forschungsgemeinschaft gefördert wurde. 1994 
und 1995 wurde 3.600 Personen in je drei sozialstrukturell 
typischen kommunen im osten und im Westen der Bun-
desrepublik Deutschland ein standardisierter fragebogen, 
der Daten zu den Einkommens- und Erwerbsverhältnissen 
und zum in soziale netzwerke eingebetteten umgang mit 
niedrigeinkommen umfasste, postalisch zugesandt. Die 
zufällig ausgewählten zieladressen stammten im osten aus 
Einwohnermeldeämtern, im Westen von einem Direktmar-
ketingversand, wobei anders als in den meisten repräsen-
tativstudien Haushalte des unteren Einkommensbereichs 
durch zusatzinformationen überrepräsentiert werden 
konnten. 784 Antworten trafen ein, von denen 685 von Be-
fragten im erwerbsfähigen Alter zwischen 25 und 65 Jahren 
berücksichtigt werden. Diese Einschränkung ergibt sich aus 
der Vorgabe, daß die zielgruppe die option der Erwerbsar-
beit besitzen sollte. Die um fehlsendungen etc. bereinigte 
rücklaufquote betrug im osten 23%, im Westen 21%. Die 
disproportionale Einkommensschichtung, die gezielt her-
beigeführte ungleiche ost-West-Verteilung und andere 
faktoren werden bei statistischen Berechnungen durch ein 
Gewichtungsverfahren korrigiert.
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Zunächst konnte mit den Daten gezeigt 
werden, dass niedriges Einkommen sich im 
Alltag auf mehrfache Weise zum Problem 
entwickelt. Der Fragebogen erfasst das 
Verhalten in fünf Situationen, die wie folgt 
beschrieben wurden:
•  Freunde von Ihnen wollen ein gutes Re-

staurant besuchen und möchten, dass sie 
mitkommen. Eigentlich wollen sie nicht, 
weil sie sich dieses Essen finanziell nicht 
erlauben können. sie schwanken, wie sie 
sich verhalten sollen.

•  Im Supermarkt sieht Ihr Kind Süßigkeiten 
oder spielzeug, das es unbedingt haben 
möchte. Eigentlich möchten sie diese Ge-
genstände aber nicht kaufen. Das kind 
quengelt.

•  In Ihrem Haushalt steht eine größere An-
schaffung an, etwa weil ihre Waschma-
schine kaputtgegangen ist und nicht re-
pariert werden kann. sie haben aber keine 
ausreichenden rücklagen und müssen sich 
möglicherweise verschulden.

•    Sie begeben sich zu einer Behörde, um eine 
staatliche sozialleistung zu beantragen  
(z. B. zum Arbeitsamt, sozialamt, Woh-
nungsamt).

•  Im Zuge allgemeiner Sparmaßnahmen 
werden viele stellen gestrichen, und auch 
ihnen droht Arbeitslosigkeit.

Welche subjektive Bedeutung wird die-
sen Situationen beigemessen? Stets ran-
gieren die ökonomischen Aspekte an er-
ster Stelle, hier die Konsumeinschränkung 
aus finanziellen Gründen oder der bevor-
stehende Einkommensverlust. Daneben 
stehen aus Sicht der Befragten aber nicht-
ökonomische Belange auf dem Spiel:
•  Sie fürchten, ihre Sozialkontakte zu ver-

lieren, weil diese Kontakte mit kollek-
tiven Konsumhandlungen verbunden 
sind oder mittelbar an das gefährdete 
Arbeitsverhältnis geknüpft sind.

•  Sie sorgen sich um das Wohlergehen der 
Familie, des Partners oder der Partnerin 
und sehen die Harmonie der engen per-
sönlichen Beziehungen bedroht, weil sie 
Angehörigen etwa Konsumwünsche ver-
weigern und Einschränkungen aufbür-
den müssen.

•  Durch den Ausschluss vom Arbeitsmarkt 
und sichtbare materielle Armutsindi-
katoren sehen Sie Ihr Ansehen in den 
Augen von Freundinnen, Freunden und 
Nachbarn und ihr Selbstwertgefühl ge-
fährdet. Darin wird die Scham vor der 
Armut und ihren Folgen deutlich.

Im Sinne der Stresstheorie (Lazarus/Folk-
man 1984) bildet Niedrigeinkommen da-
mit einen Stressor, in dessen Schlepptau 
multiple Sekundärbelastungen ihre Wir-
kung entfalten.

Die obigen Situationen werden in un-
terschiedlichem Umfang als unangenehm, 
beunruhigend und emotional belastend 
wahrgenommen. Nach der Stärke dieser 
Belastung haben wir ebenfalls gefragt. 
Wie erklärt sich nun diese Empfindung, 
genauer, durch welchen Aspekt des Pro-
blemgemenges wird die erlebte Situation 
zur Belastung? Die Regressionsanalyse ist 
ein statistisches Verfahren, das Zusam-
menhänge zwischen Merkmalen aufdeckt.  
Diese werden als Effektstärken quantifiziert 
und lassen sich als Kausalwirkung interpre-
tieren. Die Untersuchung ergibt, dass meist 
der Einfluss des bedrohten Ansehens stär-
ker zur subjektiven Belastungsempfindung 
beiträgt als der ökonomische Aspekt, der 
jedoch durchweg auch einen Effekt besitzt. 
Lediglich der drohende Jobverlust wird 
hauptsächlich durch die zu erwartende 
Einkommenseinbuße zur emotionalen  
Belastung, und es spielt keine Rolle, dass 
Arbeitslosigkeit auch das Ansehen bedro-
hen kann.

Gegenstand der Stresstheorie ist die Art 
und Weise, in der Menschen Belastungen 
verarbeiten. Armut und ihre unmittelbaren 
Folgen stellen offenbar eine emotionale 
Belastung dar, wie die obige Betrachtung 
der Situationswahrnehmung gezeigt hat, 
weshalb es sich anbietet, das Instrumen-
tarium der Theorie auf weitere Fragen an-
zuwenden, insbesondere auf das Verhalten 
zur Problembewältigung. Der Begriff der 
Bewältigung suggeriert allerdings einen 
erfolgreichen Umgang, was einerseits 
eine manchmal problematische Wertung 
einschließt und andererseits der Tatsache 
nicht gerecht wird, dass sich viele Pro-
bleme eben gar nicht ohne weiteres lösen 
lassen. Deshalb hat sich eine Unterschei-
dung des Verhaltens nach seiner Wirkungs-
richtung entweder in eine Emotions- oder 
eine Problemorientierung durchgesetzt. 
Schwere Krankheiten etwa verlangen nach 
Reaktionen, die die emotionalen Folgen 
mildern, da sich am Problem kaum etwas 
ändern lässt. Daher spricht man auch von 
palliativen Reaktionen. Zu dieser Klasse 
von Reaktionen gehören Fluchtreaktionen 
(Evasion), Vermeidungsverhalten, Verglei-
che mit noch schlechter Gestellten und 
die kognitive Verharmlosung, wie auch das 
Ausleben der emotionalen Anspannung. 
Während emotionsorientierte Verhal-
tensweisen nicht die eigentliche Ursache 
angehen, sind problemorientierte Reakti-
onen prinzipiell geeignet, die Quelle der 
Belastung aus der Welt zu schaffen oder zu 
verändern. Zum einen lassen sich Ursachen 
unmittelbar bearbeiten, etwa durch Be-
werbung um eine neue Arbeit, zum ande-
ren ist es aber oft von großer Bedeutung, 

29



Referate. Foren. WorkshopsC

das eigene Vorgehen genau zu planen und 
vorzubereiten und dazu Informationen zu 
beschaffen, wobei es meist Vorteile bringt, 
soziale Unterstützung zu mobilisieren, also 
beispielsweise in Netzwerken um Informa-
tion, Rat und Hilfe nachzusuchen. Die un-
terschiedlichen Reaktionsweisen wurden 
separat abgefragt und dann rechnerisch zu 
je einer Maßzahl für die beiden Wirkungs-
richtungen zusammengefasst.

Am Rande sei hier noch bemerkt, dass 
wir, ausgehend von der gerade getroffenen 
Unterscheidung, untersucht haben, ob 
Arme tatsächlich ein mangelhaftes Bewäl-
tigungs-Verhaltensrepertoire aufweisen. 
Diese Vermutung wurde im Zusammen-
hang mit dem Streit um eine sog. „Kultur 
der Armut“ (Lewis 1966, Rommelspacher 
1989) geäußert. Die räumliche Konzentrati-
on von Armut, Devianz und familiären Pro-
blemen führe zu Resignation und patholo-
gischen Einstellungen, die bewirkten, dass 
Gelegenheiten zum Ausstieg aus der Ar-
mut ungenutzt bleiben. Wie schon US-Un-
tersuchungen zuvor konnten wir allerdings 
zeigen, dass Arme unter sonst gleichen Be-
dingungen ebenso problemorientiert rea-
gieren wie Nichtarme (Salentin 2000).

In einigen Situationen ist nicht eindeutig 
zu unterscheiden, ob ein Verhalten emo-
tions- oder aber problemorientiert wirk-
sam und was situationsspezifisch am Ende 
für die Betroffenen „besser“ ist. Nichts-
destoweniger ist diese Unterscheidung 
dann analytisch nützlich, wenn wie in den 
geschilderten fünf Alltagssituationen der 
Nutzen der eigenen problemorientierten 
Anstrengung der Betroffenen unstrittig 
und die Zuordnung konkreter Reakti-
onen in die beiden Klassen klar ist. Es soll 
im Folgenden darum gehen, wie die ver-
schiedenen Armutsfolgen die Neigung zu 
problemorientierten Bewältigungsreakti-
onen beeinflussen, so wie oben untersucht 
wurde, wie sie sich auf den Belastungs-
grad auswirken. Im allgemeinen geht die 
Stresstheorie davon aus, dass umso mehr 
Bewältigungsanstrengungen – beiderlei 
Art – ausgelöst werden, je mehr in einer Si-
tuation für die Person auf dem Spiel steht. 
Die Analysen bestätigen diesen Trend im 
großen und ganzen: Je mehr die Befragten 
ihre finanziellen Verhältnisse, ihre Fähig-
keit, Sozialkontakte aufrechtzuerhalten, 
die Harmonie in der Familie oder das Wohl 
Nahestehender in Frage gestellt sehen, 
desto stärker bemühen sie sich, der Ursa-
chen ihrer Probleme Herr zu werden, sei es 
unmittelbar oder durch Planung und Vor-
bereitung. Man könnte auch sagen: Wenn 
der Leidensdruck wächst, werden auch die 
Selbsthilfeanstrengungen intensiver.

Die Regressionsstatistik fördert indessen 
eine bedeutsame Abweichung von dieser 
Regel zutage. Anders als die anderen Anlie-
gen, die durch Armut bedroht sein können, 
hemmt bedrohtes Ansehen die Bereitschaft 
zur problemorientierten Bewältigung. Es 
gilt also: Je mehr jemand befürchtet, durch 
die Armut in den Augen seiner Umgebung 
an Wertschätzung einzubüßen, desto we-
niger wird er oder sie sich bemühen, die 
Probleme unmittelbar anzugehen – ein 
fataler Effekt! Zudem ist der Betrag der Ef-
fektstärke  so groß wie bei den finanziellen 
Anliegen. Woran liegt das nun? Wir haben 
dazu die Unterdimensionen der zuvor sum-
marisch betrachteten problemorientierten 
Reaktionen (Mobilisierung sozialer Un-
terstützung, Informationssuche, direktes 
Handeln) isoliert untersucht. Durchweg in 
allen Situationen wirkt sich der antizipierte 
Ansehensverlust zu Lasten der Informati-
onssuche aus. Mit Informationssuche ist 
hier gemeint, zunächst nach Lösungsmög-
lichkeiten zu fragen oder sich von Sach-
kundigen in Einrichtungen oder Personen, 
die ähnliche Erfahrungen gemacht haben, 
beraten zu lassen. In gleicher Weise leidet 
die Neigung, soziale Unterstützung in An-
spruch zu nehmen, die meist die Bitte um 
konkrete Hilfe einschließt. 

Im Einklang mit dieser Beobachtung 
lässt sich zeigen, dass unter dem Eindruck 
des bedrohten Ansehens eine bestimmte 
Unterart der emotionsorientierten, also 
eigentlich problemabgewandten Reakti-
onen mehr als andere in Gang gesetzt wird, 
nämlich die evasiven Bewältigungsformen. 
Wer sich beschämt fühlt, weil er bzw. sie 
der Einladung in ein Restaurant nicht fol-
gen kann, antwortete in der Umfrage 
häufiger, nach einer Ausrede suchen und 
absagen zu wollen, oder aber nur widerwil-
lig mitzumachen und das Problem zu ver-
schweigen. Angesichts der Notwendigkeit, 
eine Sozialleistung zu beantragen, gaben 
die verschämten Befragten häufig an: „Ich 
schiebe den Behördengang lange auf oder 
überlege, auf die Leistung zu verzichten“ 
und „Ich versuche, möglichst wenig an den 
Gang zum Amt zu denken“. Bei drohender 
Arbeitslosigkeit neigten sie zur Antwort 
„Ich gehe in eine Kneipe oder sehe lange 
fern oder fahre einfach weg, um nicht im-
mer daran denken zu müssen“. Diese Reak-
tionen haben im Unterschied zu den mei-
sten anderen palliativen Reaktionen, die 
das Individuum in Abgeschiedenheit von 
seiner sozialen Umwelt ergreift, die impli-
zite Abwendung von einem Sozialkontakt 
gemein. 

Der Mechanismus, der zu diesem Befund 
führt, ist offensichtlich: Wer in einer Not-
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lage Hilfe sucht, offenbart dabei poten-
tiellen Helfern und Helferinnen mitunter 
überhaupt erst diese Notlage. Wer hilft, ist 
in dieser Hinsicht auch Beobachter oder 
Beobachterin, dem bzw. der gegenüber 
ein Makel sichtbar wird. Wenn zu fürchten 
ist, dass dadurch das Ansehen Schaden 
nimmt, werden Hilfesuchende sorgfäl-
tig abwägen, den Gewinn in Anspruch zu 
nehmen, den Information und soziale Un-
terstützung ihnen bringen, da sie sich mit 
diesen auch öffentlich die Schmach zuzie-
hen, die ihrem Problem anhaftet. Arme ste-
cken in einem Dilemma, das sie wohl allzu 
oft in Untätigkeit verharren und vor einer 
Bewältigung zurückschrecken lässt, die ein 
Problem löst, um ein neues zu schaffen. 
Wahrscheinlich werden dagegen Flucht-
reaktionen. Das Problem wird Dritten ge-
genüber verschwiegen. Die Person weicht 
durch aktive Evasion oder Aufschieben der 
belastenden Situation bzw. deren anse-
hensbedrohenden Folgeauseinanderset-
zungen aus. Es bedarf sicher keiner großen 
Phantasie sich auszumalen, bei wie vielen 
realen Vorgängen der Mechanismus am 
Werk ist, der hier mit Umfragedaten nach-
gewiesen wurde.

Armut bedeutet mehr, als mit wenig 
Geld auskommen zu müssen, denn Armut 
ist zugleich Bedrohung der sozialen wie 
der wirtschaftlichen Existenz. Arme leiden 
mitunter so sehr unter der Furcht, ihren Ruf 
zu verlieren, dass sie aus Scham sogar den 
Rückzug aus persönlichen Interaktionen 
antreten. Armut ist also durchaus geeignet, 
das emotionale Wohlbefinden zu beein-
trächtigen. Die Schmach, die ein Soziallei-
stungsbezug und andere Manifestationen 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten potenti-
ell nach sich ziehen, schmerzt. Es ist nicht 
plausibel zu glauben, dass sie ohne zwin-
genden Grund großflächig in Kauf genom-
men wird, wie es in der Diskussion um den 
angeblichen Missbrauch des Sozialstaats 
immer wieder anklingt.

Der Blockierung des Selbsthilfepotentials 
durch die Scham, die man als Dilemma der 
Hilfesuchenden bezeichnen könnte, muss 
entgegengewirkt werden. Wer in einer 
Notlage unbefangen von allen Informa-
tions- und Beratungsangeboten Gebrauch 
machen soll, muss dies entweder in dem 
Bewußtsein einer moralischen Berechti-
gung tun, was eine gesellschaftliche Neu-
bewertung der Armut voraussetzt, die sich 
derzeit nicht wirklich abzeichnet. Oder er 
bzw. sie muss sich auf die vertrauliche Be-
handlung seines/ihres Problems verlassen 
können. Zwei Kriterien sozialpolitischer In-
tervention ergeben sich daraus zwingend:

1. KlientInnen müssen nicht nur als  
HilfebezieherInnen, sondern auch als 
Ratsuchende auf die Wahrung ihrer An-
onymität vertrauen können, wenn sie es 
wünschen. Zu diesem Zweck wären etwa 
anonyme telefonische Beratungsmöglich-
keiten in Ämtern geeignet.

2. Zur Ausgrenzung der Armen trägt 
auch die Tatsache bei, dass im verzweigten 
System behördlicher Kompetenzen für sie 
Ressorts bzw. Leistungsarten zuständig 
sind, die ihrer Klientel den Stempel der 
Randständigkeit aufdrücken. Es würde die 
Behandlung der LeistungsbezieherInnen in 
eine unspektakuläre Routineangelegenheit 
zurückverwandeln, wenn diese Dienste mit 
denen anderer Stellen zu einer Grundver-
sorgung zusammengefasst würden. Die öf-
fentliche Deklassierung als Hilfeabhängige 
bliebe ihnen so erspart.
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Was kann Soziale Arbeit gegen die Entmutigung 
von deprivierten Familien tun? 

Seit vielen Jahren beschäftigt mich in der 
Forschung und der Lehre an der Universität 
Siegen die Frage, wie Menschen, die einen 
schweren Start ins Leben hatten und die 
oft weiterhin unter ungünstigen Bedin-
gungen  aufwachsen, sich so günstig wie 
möglich entwickeln können. Diese  Frage 
ist zunächst darauf gerichtet, neues Wis-
sen zu gewinnen und Wissensbestände auf 
diese Frage hin zu organisieren.  Praktisch 
wird sie spätestens dann, wenn wir die Fra-
ge anschließen: Was können Soziale Dien-
ste dazu beitragen, dass sich Menschen 
trotz ungünstiger Startbedingungen und 
ungünstiger Lebensbedingungen so gut 
wie möglich entwickeln können? 

Da liegt der Einwand in der Luft, dass es 
doch wohl eher darauf ankäme, die un-
günstigen Lebensbedingungen zu verän-
dern.  Dagegen ist nichts einzuwenden. 
Was die Soziale Arbeit tun kann, um un-
gerechte, die Entwicklung von Menschen 
blockierende, ja oft menschenfeindliche 
Lebensbedingungen zu verändern, das 
soll sie tun – so wirksam und professio-
nell wie möglich. Nur dieser Appell, aber 
auch nur eine ausschließlich darauf bezo-
gene Praxis würden mich allerdings noch 
nicht überzeugen. Ich lerne in unseren 
Forschungsprojekten, in denen wir zum 
Beispiel die Biografie von  Pflegekindern 
ausführlich untersuchen (www.uni-siegen.
de/pflegekinder-forschung), immer wieder 
Menschen kennen, die unter wirklich sehr 
ungünstigen Bedingungen leben und ex-
trem schwer zu bewältigende Lebenserfah-
rungen machen mussten. Da möchte man 
manchmal das Leben noch einmal zurück-
drehen und einen neuen Anfang suchen, 
mit mehr Schutz und mehr liebevollem 
Umgang und weniger Vernachlässigung, 
Gewalt, sexuellen Grenzüberschreitungen 

und Angst. Aber das geht natürlich nicht. 
Was bleibt dann? 

Andere Professionen definieren und ver-
messen dann Störungen und bauen darauf 
Verfahren zur Behandlung auf. In der Sozial-
pädagogik möchte ich für eine andere Sicht-
weise werben und diese kurz skizzieren. 

Die Kinder, Jugendlichen und Erwachse-
nen können wir als Menschen betrachten, 
die in ihrem Leben unterschiedliche Pro-
bleme bewältigen müssen. Es ist von der 
Bewältigung von Problemen die Rede und 
nicht von ihrer Lösung. Denn oft ist es nicht 
möglich, ein Problem so zu beseitigen, dass 
es spurlos verschwindet. Dann bedeutet 
Bewältigung vielleicht, ein Problem in ein 
anderes zu transformieren, mit dem man 
besser leben kann, das nicht als ganz so 
belastend empfunden wird oder das weni-
ger einschränkend ist. Eine Bewältigungs-
strategie kann auch darin bestehen, einen 
anderen Umgang mit dem Problem zu ler-
nen, mit ihm etwas besser zurechtzukom-
men, daran nicht zu zerbrechen oder einen 
etwas eleganteren Umgang mit weniger 
einschneidenden Folgen zu erreichen. Ein 
erster Zugang professioneller Hilfe besteht 
also darin, zu verstehen, um welches Pro-
blem es hier geht, wie die Menschen die 
Probleme und die daraus für sie erwach-
senden Aufgaben sehen. Ohne sich diese 
Aufgaben vor Augen zu führen, kann man 
die Schwierigkeiten oder gar das Scheitern 
an der Bewältigung nicht richtig verstehen, 
und es kommt zu der Verengung der Wahr-
nehmung auf individuelle Defizite. Das 
markiert ein Essential sozialpädagogischen 
Denkens: Es geht hier nicht zuförderst um 
die Diagnose von Störungen und Defekten, 
sondern um das kognitive und emotionale 
Verstehen der Probleme, die dieser Mensch 
zu bewältigen hat. 

Für die Bewältigung benötigen die Men-
schen Ressourcen sehr unterschiedlicher 
Art. Diese benötigten Ressourcen und die 
im Einzelfall tatsächlich zur Verfügung ste-
henden können weit auseinander fallen. 
Wenn zentrale Ressourcen fehlen, kommt 
es zu von diesem Menschen zu diesem Zeit-
punkt unbewältigbaren Problemen. Auf die 
Relation von Belastungen und Ressourcen 
kommt es an. Ich habe dies mit dem Begriff 
der Belastungs-Ressourcen-Balance zu fas-
sen versucht (Wolf 2007), den ich jetzt an 
unterschiedlichen  Felder des schwierigen 
Aufwachsens durchdekliniere: Der Ent-
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Von Armut, Ausgrenzung und stigmatisierung geprägte 
Lebensbedingungen können menschen entmutigen und 
resignieren lassen. sie versuchen dann kaum noch, ihre 
situation grundlegend zu verbessern. insbesondere wenn 
sich ihre Erfahrung, schlimmen Verhältnissen schutz-
los ausgeliefert zu sein, wie ein roter faden durch die  
gesamte Biografie zieht und schon in früher kindheit be-
gonnen hat, kann die  resignation geradezu als logische 
konsequenz erscheinen. sozialpädagogische fachkräfte 
können aber impulse für neue Entwicklungen geben. Wie 
sie das anstellen können, soll hier skizziert werden. 
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wicklung von Kindern und Jugendlichen, 
die eine Zeit lang im Heim leben und de-
nen, die in Pflegefamilien aufwachsen oder 
in hoch belasteten Familien. 

Die zusätzlichen Ressourcen müssen an 
die Lebenserfahrungen der Menschen an-
schließen und für  ihre Lebenswelt passen. 
Damit haben wir einen Maßstab, an dem 
wir den Erfolg bzw. Misserfolg beurteilen 
können: Gelingt es für Kinder und Erwach-
sene, zusätzliche Optionen zu eröffnen, 
Entwicklungschancen zu verbessern und 
Belastungen zu mildern oder werden neue 
Probleme produziert, Belastungen ver-
schärft und Entwicklungen blockiert? Es 
kommt dabei auf die tatsächlichen Effekte 
an, nicht auf die (guten) Absichten, denn es 
soll ja nicht der Charakter der Fachkraft, son-
dern ihre Wirksamkeit untersucht werden. 

In einem Forschungsprojekt an der Uni-
versität Siegen wurden die Lebensbedin-
gungen von hoch belasteten Familien, die 
von ihnen zu bewältigenden Probleme und 
ihre Bewältigungsstrategien und Ressour-
cen untersucht. In ausführlichen (am nar-
rativen Interview orientierten) Gesprächen 
mit Frauen, Männern und Kindern, deren 
Familien Sozialpädagogische Familienhil-
fe erhalten haben, wurde untersucht, wie 
die Familienmitglieder die Familienhilfe 
erlebt hatten. Die „Geschichten aus der 
Familienhilfe“ wurden unter der Frage aus-
gewertet, durch welche pädagogischen 
Interventionen die Ressourcen der Fami-
lien und der einzelnen Familienmitglieder 
gesteigert und durch welche sie reduziert 
worden sind. Dieses Forschungsprojekt hat 
inzwischen zu einem Landesmodellprojekt 
in Westfalen geführt (www.uni-siegen.de/
zpe/projekte/aktuelle/lamo-spfh), in dem 
die Forschungsergebnisse zur Qualitäts-
entwicklung der Praxis genutzt werden. 
Auch das Sozialpädagogische Institut des 
SOS-Kinderdorfes in Innsbruck evaluiert 
die Aufsuchende Familienarbeit in Tirol 
nach ähnlichen Kriterien.

Eine zentrale Frage ist: Wie können die 
Erfahrungen von Entmutigung  und Kon-
trollverlust durch sozialpädagogische Pro-
zesse mit dem Ziel von Ermutigung und 
Rückgewinnung von Kontrolle (im Sinne 
von: Einfluss auf andere Menschen und 
auf Dinge) beeinflusst werden. Man kann 
diese Prozesse für jedes Familienmitglied 
untersuchen und z.B. das Zusammenspiel 
von Kontrollverlust des einen und Kon-
trollgewinn des anderen beschreiben. Ich 
beschränke mich in der folgenden Darstel-
lung auf die Kontrollchancen der Mütter 
in den untersuchten Familien. Viele der 
Frauen hatten es weitgehend oder in Teil-

bereichen aufgegeben, ihre Lebensverhält-
nisse zu beeinflussen. So sahen einige im 
Zusammenleben mit ihren Kindern kaum 
noch Chancen, Prozesse in ihrem Sinne zu 
gestalten und Einfluss zu nehmen. Oder sie 
erlebten sich in der Kommunikation mit 
dem Sozialamt, der Schule oder anderen 
Institutionen als hilflos.  Manche hatten tief 
resigniert und sahen es  als hoffnungslos 
an, sich zu schützen und z.B. ihre körper-
lichen Erkrankungen behandeln zu lassen 
oder  sich in einem positiven Licht zu sehen 
und darzustellen. Diese  Haltungen wur-
den nicht nur in einem niedergedrückten 
Habitus  deutlich, sondern manchmal auch 
als selbstverständliches Resümee der Er-
fahrungen: „So ist die Welt, da kannst du 
nichts machen.“

Von Außenstehenden wurde dieser Um-
gang mit dem eigenen Leben und den Le-
bensverhältnissen in der Familie manchmal 
als Faulheit missverstanden. Insbesondere 
die Frauen und Mütter wurden in dieser 
Hinsicht – manchmal selbst von den Mit-
arbeiterinnen – scharf verurteilt. Da hieß 
es über Klientinnen, „die ist zu faul, den 
Müll runterzutragen“ oder „die ist zu faul, 
sich anzuziehen und läuft noch am Nach-
mittag im Nachthemd rum“ oder „die ist zu 
bequem, zum Arzt zu gehen“. Hat man hin-
gegen diese Verhaltensweisen angemes-
sener als Folge von Entmutigung, Resigna-
tion und erlernter Hilflosigkeit dechiffriert, 
kann man die professionelle Soziale Arbeit 
hinsichtlich ihrer Möglichkeiten befragen, 
solche Prozesse abzumildern, d.h. Erfah-
rungen von Ermutigung, Aktivierung und 
Kontrollgewinn zu vermitteln. Damit ist 
man bei einem sehr grundlegenden Thema 
sozialpädagogischer Interventionen, denn 
das Vertrauen in die eigenen Einfluss- und 
Gestaltungsmöglichkeiten ist die Voraus-
setzung vieler Lernprozesse. 

Peter H. Ludwig (1999: 119) hat Ermu-
tigung als „beabsichtigte Zuversichtsan-
regung“ definiert. Für die sozialpädago-
gische Begleitung von Familien kann das 
Thema also so definiert werden: Wie kann 
die Zuversicht in die Wirksamkeit eigener 
Handlungen der Familienmitglieder durch 
die Mitarbeiterin gestärkt werden? Be-
trachten wir einige wenige Beispiele aus 
den Interviews. 

„ich hatte nachher schon Angst, zu Be-
hörden und so zu gehen, zum sozialamt 
und so bin ich schon gar nicht mehr 
gegangen, weil ich da ewig schlechte 
Erfahrungen mit gemacht hab. Denn 
wurd’ ich wieder abgewiesen und denn 
kriegt ich nichts und das ging drunter 
und drüber. Denn hat sich das nachher 
so eingerenkt, bin ich immer mit der Be-
gleitung da hingegangen, die erste zeit.“
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Die Angst ist die – nachvollziehbare – Fol-
ge schlechter Erfahrungen, und  neue, an-
dersartige  Erfahrungen ergeben sich nicht 
mehr von alleine. Die Begleitung der Mitar-
beiterin bietet einen Schutz und sie verän-
dert das Feld: Die Klientin wird im Sozial-
amt anders behandelt, wenn sie begleitet 
wird. Durch die Unterstützung ändern sich 
die Machtverhältnisse in dieser Situation 
und dies ermöglicht neue Entwicklungen. 
Zunächst wurde die Mutter in unserem 
Beispiel allerdings von einer anderen Mit-
arbeiterin betreut. Der Vergleich fällt zu 
deren Ungunsten aus.

„ich hab sie einmal mitgenommen zum 
sozialamt, na denn war feierabend bei 
mir. ich kam da überhaupt nicht zum 
Vor.... sie hat denn das gesagt, denn hat-
te die ‘nein’ gesagt und denn war das für 
sie erledigt. und wenn ich mit der frau 
Wolter, mit Helga, hingegangen bin, die 
hat denn noch diskutiert, da haben wir 
wenigstens was raus gekriegt. ich stand 
da (bei der ersten mitarbeiterin, k.W.) im-
mer wie Pik sieben auf Bahnsteig acht. 
na was soll das, wenn ich mit jemanden 
reingeh, ich möchte was erreichen und 
sie sagt, die sagt ‘nein’, na denn ist gut, 
denn gehen wir wieder. und wir haben, 
wir sind ja hart geblieben, Helga und ich, 
wir haben denn solange diskutiert, bis 
wir, und wir haben denn ‘n Weg gefun-
den, das da irgendwie rauszukommen. 
Das haben wir auch geschafft. Wir hat-
ten ja auch in der oststadt  mietschulden 
und das hab ich auch alles alleine, bin ich 
hingegangen mit Helga und da hab ich 
das geregelt, dass ich das Bekleidungs-
geld denn für silvio erst mal da lasse und 
denn hab ich die mietschulden erst mal 
alle so zurückgezahlt und denn sind wir 
mit dem bisschen ausgekommen, was 
ich denn hatte. (...) und das haben wir 
dann so aufgesetzt und denn, das ging. 
mit der andern hätt’ ich das aber nicht 
machen können. Die hätt’ gesagt, und 
die hätten ‘nein’ gesagt und denn wär’s 
gut gewesen, denn wären wir wieder 
rausgegangen.“ 
 
Die eine Mitarbeiterin wurde nicht als 

Hilfe erlebt, da sie sich auch nicht durch-
setzen konnte. Sie verfügte über keinen 
Überhang, der der Klientin zugute kam. Die 
Szene mit der zweiten Mitarbeiterin – also 
mit Helga – wird als gemeinsames Handeln 
beschrieben: wir sind hart geblieben, wir 
haben diskutiert. Eine solche Erfahrung 
und Interpretation erleichtert es, in einer 
anderen Situation die Regie selbst in die 
Hand zu nehmen:  „... das hab ich dann ge-
regelt …“.  

Eine andere frau beschreibt ihre Erfah-
rung so: „Am besten konnte ich aber mit 
frau D. darüber reden. Da hab ich, wenn 
was gewesen war bei die Behörden, da 
hab ich frau D. angerufen, hab ihr die si-
tuation erklärt und da hat sie mir das ge-
sagt, so und so, und denn hat sie nachher 
gesagt, ‘soll ich denn mitkommen?’ Da 
hab ich gesagt, ‘nein, es reicht mir, wenn 
ich mit ihnen darüber reden kann.’ Das 
haben wir per telefon gemacht, und ich 
versuch das alleine. und denn hab ich 
nachher, wenn das alles fertig war, denn 
nach ein paar tagen sie angerufen, dass 
alles o.k. ist und da hat sie sich gefreut, 
dass ich das alleine geschafft hab.“ 

Hier begleitet die Mitarbeiterin die Frau 
nur indirekt: sie sprechen darüber, die Kli-
entin selbst entscheidet über die Dosie-
rung der Unterstützung. Es bleibt ein ge-
meinsames Projekt, aber die Klientin kann 
das verbleibende Risiko (des Scheiterns) 
aushalten.    

Wiederum eine andere skizziert ihre Er-
fahrung so: „Hm. ich schaff das, sagt sie. 
ich war schon so oft, war schon so oft 
unten am Boden, ich bin immer wieder 
hoch, hab mich immer wieder hoch ge-
rappelt und diesmal auch wieder. Das ist 
unser ganzer stolz, dass wir das soweit 
bis jetzt geschafft haben.“ 
 
Hier richtet sich die Aufmerksamkeit der 

Klientin auf ihre Erfahrung, dass sie sich 
auch in schwierigsten Situationen nicht hat 
unterkriegen lassen. Das macht ihr auch für 
zukünftige Belastungen Mut. Den Erfolg 
führt sie allerdings auch auf die Mitarbeite-
rin zurück: wir haben das geschafft.  

Genauer lassen sich solche Prozesse 
durch die Anwendung einiger theore-
tischer Kategorien analysieren, und man 
kann dann – was für die Praxis bedeutsam 
ist –  neue Handlungsmöglichkeiten entde-
cken.  Hierzu ist eine Unterscheidung ver-
schiedener Arten der Kontrolle und damit 
einer Abstufung von der unmittelbaren 
Kontrolle (Flammer 1990: 153 ff ) bis zu 
einer Situation umfassenden Kontrollver-
lustes (siehe Grafik) interessant.
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Primäre Kontrolle  meint also einen un-
mittelbaren Einfluss der Frau: Sie geht zum 
Beispiel zum Sozialamt, beantragt Geld 
und erreicht, was sie wollte; sie spricht mit 
ihrem Kind und erreicht  die von ihr beab-
sichtigte Verhaltensänderung; sie disku-
tiert mit ihrem Partner und bewirkt, dass 
er sich an der Hausarbeit beteiligt.  Erreicht 
sie  ihr Ziel nicht, versucht sie möglicher-
weise, durch Intensivierung ihrer Aktivi-
täten Kontrolle wiederzugewinnen (Reak-
tanz).  Sie wird vielleicht laut im Sozialamt 
und weigert sich zu gehen, bevor sie nicht  
den Chef der  uneinsichtigen Sachbear-
beiterin gesprochen hat.  Erreicht sie auch 
dann nicht ihr Ziel, besteht möglicher-
weise die Chance, über andere Menschen 
diesen Einfluss zu gewinnen (indirekte 
Kontrolle): Sie bittet die Mitarbeiterin, mit-
zukommen und sie zu unterstützen, oder 
sie sucht den Arzt auf, wenn sie sich krank 
fühlt und ihre Selbstbehandlung erfolglos 
war. Wie das letzte Beispiel illustriert, ist es 
keineswegs ungewöhnlich, zunächst (nur) 
durch Andere Einfluss wiederzugewinnen. 
Jede/r, die/der eine/n SpezialistIn (Rechts-
anwältIn, Autowerkstatt usw.) aufsucht, 
beabsichtigt eine Wirkung zu erzielen, 
die er unmittelbar nicht erreichen kann. 
Gelingt es auch auf diese Weise nicht, die 
Ziele zu erreichen, werden die eigenen 
Erwartungen vielleicht so korrigiert, dass 
die Diskrepanz zwischen Erwartungen 
und Möglichkeiten verringert wird (etwas 
missverständlich: sekundäre Kontrolle):  
Lebenspläne werden z.T. als Illusionen in-
terpretiert und verändert und  Ziele als 
unrealistisch angesehen und aufgegeben. 
Das hat oft zwei Aspekte: Einerseits ist die 
Anpassung der eigenen Vorstellungen an 
die realisierbaren Möglichkeiten durchaus 
eine Chance, eine Spannung zu verringern 
und sogar neue Ansatzpunkte für primäre 
Kontrolle zu schaffen. Andererseits können 
die Vermeidung von Enttäuschungen und 
die Anpassung an ungünstige Verhältnisse 
auch einen bitteren Beigeschmack haben, 
stellen sie doch die Anpassung an eine 
Realität dar, die oft viele Lebens- und Ent-
wicklungschancen vorenthält. 

Noch schwieriger wird die Situation für 
die Menschen, wenn sich die Überzeugung 
einer generellen Nicht-Kontrollierbarkeit 
entwickelt hat. Wenn sie etwa wiederholt 
bedrohlichen Ereignissen ausgesetzt wa-
ren, denen sie weder ausweichen noch die 
sie verhindern konnten, werden sie hilflos. 
Eine Folge der Hilflosigkeit ist, dass auch 
tatsächlich vorhandene Kontrollmöglich-
keiten nicht wahrgenommen und damit 
nicht genutzt werden. Damit werden Situa-
tionen, in denen objektiv noch Handlungs-
möglichkeiten bestehen, subjektiv als un-

beeinflussbar erlebt. Da dieses Erleben auf 
eine Verallgemeinerung von Erfahrungen 
aus wahrscheinlich tatsächlich unbeein-
flussbaren Situationen zurückgeführt wer-
den kann, ist es ein Produkt der Verarbei-
tung dieser Lebenserfahrungen und somit 
erlernt. Eine extreme Form der Hilflosigkeit 
ist die Hoffnungslosigkeit, die sich oft auf 
alle wichtigen Lebensbereiche bezieht. 

Mit diesen Kategorien können Interven-
tionsziele im Umgang mit Menschen, die 
wenig Vertrauen in die Wirksamkeit ihrer 
Handlungen haben, genauer abgeschätzt 
werden. Ich will nur einige Konsequenzen 
nennen.

So ist es nicht nahe liegend von einer 
Frau, die es aufgrund ihrer Lebenserfah-
rungen  weitgehend aufgegeben hat, an 
ihre Einfluss- und Gestaltungsmöglich-
keiten zu glauben, vorrangig primäre 
Kontrolle zu erwarten. Hier käme es eher 
darauf, in kleinen, gut überschaubaren 
Feldern kurzfristig positive Kontrollerfah-
rungen zu  erleichtern und entsprechende 
Situationen zu arrangieren. Pauschale und 
umfassende Veränderungsziele – wie sie 
gelegentlich in der Hilfeplanung zu finden 
sind – können eher kontraproduktiv sein. 
Denn positive Kontrollerfahrungen wirken 
auch verunsichernd, da sie bisherige An-
nahmen in Frage stellen, und Situationen, 
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die bisher als sicher vorhersehbar erlebt 
wurden („da wird sich nichts ändern“, „bei 
mir geht es immer schief“), erscheinen bei 
offenerem Ausgang riskanter. Hier ist eine 
Begrenzung des Experimentierfeldes und 
eine Absicherung durch die Mitarbeiterin 
(„wenn es schief geht, bin ich ja auch noch 
da, aber wir versuchen es mal und es wäre 
doch gelacht, wenn wir das nicht schaf-
fen“). Die Auswahl der Bereiche, in denen 
neue Erfahrungen und Interpretationen 
angestrebt werden, muss sich auch nach 
der Erfolgswahrscheinlichkeit richten und 
nicht primär danach, welches Problem in 
dieser Familie als erstes ins Auge fällt. Denn 
dort ist die Kette der Misserfolge häufig 
am längsten,  und unmittelbare Verände-
rungen sind am unwahrscheinlichsten. 

Auch die Versöhnung mit den eigenen 
Möglichkeiten und Grenzen zu erleichtern 
(sekundäre Kontrolle) kann ein sinnvolles 
Interventionsziel sein, zumal dann, wenn 
nach der Trennung von einigen Zielvorstel-
lungen neue und eben beeinflussbare Ziele 
sichtbar werden. Dazu ist es oft hilfreich, 
dass die Menschen ihre Aufmerksamkeit 
auf die neuen Möglichkeiten richten. Dies  
kann nicht nur explizit in Gesprächen er-
folgen, sondern auch durch tatkräftiges 
Handeln. Wir waren überrascht, dass die 
Klientinnen oft eine deutliche Anregung, ja 
Leitung durch die Mitarbeiterinnen akzep-
tiert und gelobt haben, wenn diese ihnen 
wohlwollend gegenüberstanden und sie 
sie als kompetent einschätzten (ähnlich: 
Schuster 1997 hinsichtlich Direktiven). 
Ohne Wohlwollen war der Verlauf immer 
ungünstig, und bei Kompetenzzweifeln 
wurde er häufig als Verstärkung der Ohn-
machtserfahrungen erlebt („wie Pik 7 auf 
Bahnsteig 8“).

Ideen zu entwickeln, wie auch mit Hilfe 
anderer Menschen ein neuer Einfluss mög-
lich wird (indirekte Kontrolle), kann eben-
falls ein Interventionsziel sein. So könnte 
man überlegen, wer z.B. das als widerstre-
bend erlebte Kind eleganter beeinflus-
sen kann als die Mutter, die sich vielleicht 
festgefahren hat bei der Bearbeitung der 
Schulprobleme. Die Frage, „wen könnten 
wir denn für unser Anliegen gewinnen und 
einsetzen“, erweitert den Blick auf neue, 
eben indirekte Kontrollmöglichkeiten. 

Mittel- und langfristig geht es oft um die 
Übertragung von positiven, neuen Kontrol-
lerfahrungen auf andere, bisher als unkon-
trollierbar angesehene Felder. Besonders 
beeindruckend sind Interviewpassagen, in 
denen  deutlich wird, wie Menschen durch 
den wohlwollenden, ermutigenden und 
optimistischen Umgang der Mitarbeite-

rinnen neue Handlungsmöglichkeiten ent-
decken: beginnen, sich auch wohlwollend 
um sich selbst zu kümmern und sich ganz 
anders als Frau zu erleben und zu inszenie-
ren, ihre Wohnung anders zu gestalten, An-
gelegenheiten ihrer Kinder in die Hand zu 
nehmen oder ihre Partner zu aktivieren. 

Den Leserinnen und Lesern werden wei-
tere Konsequenzen einfallen. Wir sind da-
mit auf einem Weg, Verhaltensweisen von 
Menschen, die zu Klientinnen geworden 
sind, angemessen zu dechiffrieren und 
unsere sozialpädagogischen Handlungs-
möglichkeiten zu erweitern, gerade auch 
bei Familien, die sich in sehr schwierigen 
Situationen befinden. Damit ändern wir 
die schwierigen Verhältnisse nicht grund-
legend, ermöglichen aber neue Bewälti-
gungsformen. So steigt das Vertrauen in 
den Sinn eigener Aktivitäten, das schließ-
lich auch eine Voraussetzung für politisches 
Handeln ist. 
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Der Workshop hatte zum Ziel, sich mit 
unterschiedlichen Perspektiven auf Ar-
mut auseinanderzusetzen und den eige-
nen Blick zu erweitern. Dabei stellten die 
eigene Erfahrung mit Armut im sozialen 
Umfeld und der Erfahrungsaustausch mit 
anderen Workshop-TeilnehmerInnen eine 
wesentliche Ressource dar, der möglichst 
viel Raum gegeben wurde. Auf Grundlage 
dessen wurden die vielfältigen (vorherr-
schenden) Bilder von Armut erarbeitet 
sowie die damit verbundenen möglichen 
Vorurteile und Zuschreibungen reflektiert. 
Es wurde aber auch der Frage nachge-
gangen, was Armut für jede/n einzelne/n 
Workshop-Teilnehmer/in bedeutet. Vor 
allem dieser letzte Aspekt war immer wie-
der präsent in der Auseinandersetzung: 
Armut hat vielfältige Bedeutungen, ist 
keineswegs eindimensional und wird von 
jedem/jeder Einzelnen unterschiedlich er-
fahren. Diese Erfahrungen auszutauschen, 
nicht mehr vereinzelt zu sein, Gemeinsam-
keiten mit anderen zu erleben und dabei 
auch Perspektiven zu wechseln, war eine 
der wichtigsten Erfahrungen für uns Work-
shop-Leiterinnen.

Die ADL-Workshops liefern ein prak-
tisches, auf die persönlichen Erfahrungen 
der TeilnehmerInnen bezogenes Training, 
wobei Fähigkeiten und Kompetenzen im 
Auftreten gegen Vorurteile und Diskri-
minierung entwickelt werden und das 
Verständnis zwischen verschiedenen Be-
völkerungsgruppen gefördert wird. Eine 
Gesellschaft, in der Kulturen und Lebens-
stile aufeinander treffen, wird mit Hilfe der 
Programme positiv erfahren. Methodische 
Ansätze sind dabei:

• Vorurteile sind unbewusst erlernte Verhal-
tensmuster. Diese können daher wieder 
bewusst gemacht und verlernt werden.

• Unterschiedliche Erscheinungsformen 
von Diskriminierung werden thematisiert.

• Durch interaktive Einzel- und Gruppen-
arbeit, Rollenspiele und Fallanalysen 
werden Lösungsmodelle erarbeitet und 
dadurch die soziale und kulturelle Hand-
lungskompetenz erweitert.

• Das Programm kommt ohne moralische 
Verurteilung aus.

• Es werden Wege gesucht, um erlernte 
Einstellungen und Erfahrungen zu diffe-
renzieren und einen Perspektivenwech-
sel vorzunehmen.

Die Zielsetzungen der A WORLD OF DIF-
FERENCE Programme liegen dabei auf der 
Bewusstmachung eigener und fremder 
Identität und der damit verbundenen Aus-
einandersetzung mit der Vielfalt von Le-
bensstilen.

Die in den Programmen von ADL durch-
geführten Selbsterfahrungsübungen sind 
nicht direkt auf die Thematik „Armut“ zuge-
schnitten, daher wurden jene Übungen 
ausgewählt, die uns am sinnvollsten  
erschienen und entsprechend der Thema-
tik adaptiert. 

Die im Vorfeld erhaltenen Informationen, 
wer teilnehmen würde, entsprach nicht der 
tatsächlichen Gruppe, die dann vor Ort am 
Workshop teilnahm. Waren zu allererst vor 
allem Personen aus Berufsfeldern, die mit 
Armut in Berührung kommen, angemeldet, 
schlossen sich einige von Armut Betroffene 
unserem Workshop an. Die TeilnehmerInnen 
des Workshops stellten eine heterogenere 
Gruppe dar als von uns zuerst angenom-
men: von Armut Betroffene, NGO-Mitarbei-
terInnen, VertreterInnen von großen Orga-
nisationen wie dem AMS und der AK. 

Schon bei der Vorstellungsrunde zeigten 
sich unterschiedliche Beweggründe an 
diesem Workshop teilzunehmen und auch 
unterschiedliche persönliche Wahrneh-
mung von Armut. Sich selbst als „arm“ zu 
definieren, hat eine breite Bandbreite und 
ist keineswegs nur auf die ökonomischen 
Verhältnisse zurückzuführen.

Als Trainerinnen achteten wir sehr stark 
darauf, dass die Übungen, die vor allem 
auf die Sichtbarmachung sozialer und 
ethnischer Unterschiede und der damit 
einhergehenden Chancenungleichheit 
und Diskriminierung abzielten, nicht noch 
mal das Gefühl, „arm“ zu sein, verstärkten, 
vor allem nicht bei den von Armut Betrof-
fenen selbst. Doch es zeigte sich für uns 
auch hier, das von Armut Betroffene, die 
eine der schlechtesten Voraussetzungen 
in eine neoliberalen und kapitalistischen 

Der Workshop hatte zum ziel, sich mit unterschiedlichen 
Perspektiven auf Armut auseinanderzusetzen und den 
eigenen Blick zu erweitern. 

ADL: Ein Sensibilisierungs-Workshop 
zu Armut und Vielfalt

Birgit Kupka und 
Maria Pohn-Weidinger 

sind im Rahmen der Anti 
Defamation League (ADL) 

in Wien tätig
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Gesellschaft wie der unsrigen haben,  
diese Übungsformen als gegenseitigen  
positiven Austausch nutzen, möglicher-
weise – so unser Eindruck – sich gegensei-
tig stärken konnten und sich nicht in die 
Rolle der „Armen“ drängen ließen. Auf Ba-
sis des Ansatzes von ADL „Jede/r ist Expert/
in mit dem, was er/sie mitbringt“ war ein 
respektvoller und aufbauender Austausch 
zwischen allen TeilnehmerInnen möglich, 
wie uns auch als Feedback gegeben wur-
de. Und auch wir haben es so erlebt. Jede/r 
konnte sich für die eigene Lebenssituati-
on etwas mitnehmen und auch von den 
Perspektiven andere Lebenssituationen – 
nicht zuletzt wir selbst.

Nach der Erfahrung in diesem Workshop 
sind wir der Meinung, dass Antidiskrimie-
rungsarbeit und Armut für alle Involvierten 
(und auch nicht involvierten) Menschen 
ein sinnvolles und anregendes Lern- und 
Erfahrungsfeld darstellt, dass alle Beteili-
gte in unterschiedlicher Weise in ihr Leben 
integrieren können. Allerdings müsste so 
wohl der Zeitrahmen vergrößert werden, 
wie auch weitere Übung adaptiert wer-
den, um eine Auseinandersetzung mit 
der eigenen Identitätskonstruktion, mit 
eigenem Kulturbegriff bzw.  mit „den An-
deren“ sowie eine Sensibilisierung von Em-
pathie ausreichend zu ermöglichen. Alle 
drei wichtigen Phasen konnten bei diesem 
Workshop leider nur angerissen und ange-
dacht werden.
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Auf der Rangliste der Weltgesundheits-
organisation WHO war das österreichische 
Gesundheitssystem im Jahr 2000 bei einem 
Vergleich von 191 Staaten auf 9. Stelle ge-
reiht und auch die österreichische Gesund-
heitsministerin Andrea Kdolsky betonte 
gerne die Qualität des österreichischen 
Gesundheitssystems im internationalen 
Vergleich. Doch wie schaut es tatsächlich 
aus? Welche Menschen sind mit Barrie-
ren im Zugang zum Gesundheitssystem 
konfrontiert? Wem wird eine qualitativ 
hochwertige medizinische Versorgung ver-
wehrt? Welche Gruppen sind besonders 
von Scham und Stigmatisierung und ge-
sundheitlicher Ungleichheit betroffen?

Tatsache ist, dass die politisch Verant-
wortlichen in Österreich keine politische 
Strategie entwickelt haben, um das hohe 
Krankheitsrisiko von ärmeren Menschen zu 
reduzieren, obwohl den Zusammenhang 
zwischen Armut und Krankheit niemand 
mehr bestreitet. Auch gibt es kaum Maß-
nahmen, um Stigmatisierung zu vermei-
den, so haben beispielsweise Sozialhilfe-
empfängerInnen immer noch keine E-Card. 
Erst, wenn die so genannte Mindestsiche-
rung eingeführt wird, soll sich dieser Zu-
stand ändern.

VertreterInnen aus verschiedenen Be-
reichen bzw. Einrichtungen, die in ihrer 
beruflichen Praxis mit Personen mit Stig-
matisierungs- bzw. Schamerfahrungen 
arbeiten, zeigten denn auch die struktu-
rellen Mängel im österreichischen Gesund-
heitssystem und stellten Ansatzpunkte 
zur Vermeidung von Stigmatisierung und 
Scham und zur Verbesserung des Zugangs 
zu Gesundheitsleistungen vor: Heide Ma-
rie Degendorfer-Reiter von Amber-Med  
in Wien und Irene Holzer von der Grazer 
Marienambulanz rückten die Situation von 
MigrantInnen und Menschen ohne Versi-
cherungsschutz in den Vordergrund. Hilde 
Wolf vom F.E.M. Süd in Wien ging auf ge-
schlechtsspezifische Zusammenhänge im 
Hinblick auf Gesundheit und Krankheit ein, 
während Norbert Krammer vom Vertre-
tungsnetz Salzburg vor allem die Situation 

älterer Menschen in den Blick nahm. Anna 
Dieplinger vom Allgemeinen Krankenhaus 
Linz machte am Beispiel des Sozialdiensts 
des Krankenhauses klar, wie wichtig das 
ganzheitliche in den Blick nehmen ver-
schiedenster Problemlagen ist und Andreas 
Mielck vom Institut für Gesundheitsökono-
mie und Management im Gesundheitswe-
sen in München stellte das Thema in einen 
großen theoretischen Zusammenhang. 

Folgende Forderungen, Vorschläge und 
Wünsche wurden im Rahmen des Work-
shops formuliert:

Bewusstseinsbildung:
• Thematisierung des Zusammenhangs zwi-

schen Armut und psychischer Erkrankung
• Durchforsten bestehender Gesetze in 

Bezug auf Stigmatisierungen
• Bewusstseinsbildung bei ÄrztInnen
• Ressourcenoptimierung durch Interakti-

on mit allen Beteiligten
• Das System in Frage stellen, die Ursachen 

im System suchen
• Entpersonalisierung der Risiken, um Stig-

matisierung zu vermeiden
• Bewusstsein bei PolitikerInnen schaffen

Konkrete Maßnahmen:
• Alternative Behandlungssettings für  

sozial Benachteiligte finanzieren
• Eine bedarfsorientierte Grundsicherung 

von EUR 1000,-
• Bessere Entlohnung für medizinisches 

Personal
• Rechtsanspruch auf gesundes Wohnen
• Angebot von Kinderbetreuung im Spital, 

bei Kuren, Rehabilitationsmaßnahmen etc.
• Flächendeckende Krankenhaussozial- 

arbeit
• Mehr ambulantes Angebot

Ja: Es fehlt an informationen, es fehlt an Geld, es fehlt an 
aufsuchender Arbeit – kurz: es fehlt an einem gleichbe-
rechtigten zugang zum Gesundheitssystem. Das ist eine 
Erkenntnis des Workshops „fehlt ihnen etwas“, der auf 
der 7. Armutskonferenz stattfand. Doch es gibt möglich-
keiten gegenzusteuern, waren sich die teilnehmerinnen 
des Workshops einig.

Scham und Stigmatisierung im Gesundheitsbereich

Verena Fabris
arbeitet bei der Volkshilfe 

Österreich, Fachbereich: 
Gesundheit, Soziales und 

ist deren Vertreterin in der 
Armutskonferenz
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In der letzten Zeit häufen sich nicht nur 
die Armutsberichte, sondern auch die Be-
richte über den Zusammenhang zwischen 
der sozialen Ungleichheit einerseits und 
dem Gesundheitszustand andererseits. In 
einer kaum mehr überschaubaren Vielzahl 
von Arbeiten ist immer wieder gezeigt wor-
den, dass Personen mit niedrigem sozialen 
Status (d.h. niedriger Bildung, niedriger 
beruflicher Stellung und/oder niedrigem 
Einkommen) zumeist einen besonders 
schlechten Gesundheitszustand aufweisen, 
dass sie kränker sind und früher sterben 
als Personen mit höherem sozialen Sta-
tus (Mielck 2005). Diese „gesundheitliche 
Ungleichheit“ ist so oft belegt worden, 
dass an ihrer Existenz nicht mehr gezwei-
felt wird. Selbstverständlich ist nicht jeder 
Unterschied im Gesundheitszustand auch 
gleichzeitig ein gesundheitspolitisches 
Problem, das Interventionsmaßnahmen 
erforderlich machen würde. Die status-
spezifischen Unterschiede sind jedoch so 
groß, dass in allen westeuropäischen Staa-
ten versucht wird, diese Ungleichheit zu 
verringern.

Es konnte z.B. wiederholt gezeigt wer-
den, dass die Sterberate in der unteren Ein-
kommensgruppe sehr viel höher ist als in 
der oberen. Dabei ist häufig ein „Gradient“ 
zu beobachten, d.h. eine mit höher wer-
dendem sozialen Status stufenweise ge-
ringer werdende Sterberate. Das folgende 
Beispiel aus Deutschland mag das Ausmaß 
der Unterschiede verdeutlichen (vgl. Lam-
pert et al. 2007): Männer aus der unteren 
Einkommensgruppe (maximal 60% des 
durchschnittlichen Einkommens) weisen 
eine Lebenserwartung von 70,1 Jahren 
auf. Bei Männern aus der oberen Gruppe 
(mehr als 150% des durchschnittlichen Ein-
kommens) liegt die Lebenserwartung da-
gegen bei 80,9 Jahre; sie ist also um mehr 
als 10 Jahre höher. Bezogen auf Frauen ist 
der Unterschied etwas kleiner (76,9 versus 
85,3 Jahre), aber immer noch erschreckend 
hoch. 

Erklärungs- und Interventionsansätze 
Bei der Erklärung gesundheitlicher Un-

gleichheiten wird zumeist zwischen den 
beiden folgenden grundlegenden Hypo-
thesen unterschieden: (a) Der sozio-öko-
nomische Status beeinflusst den Gesund-

heitszustand (plakativ formuliert: „Armut“ 
macht krank). (b) Der Gesundheitszustand 
beeinflusst den sozio-ökonomischen Status 
(plakativ formuliert: Krankheit macht arm). 
Häufig wird davon ausgegangen, dass der 
erste Erklärungsansatz wichtiger ist als der 
zweite. Dementsprechend ist „Armut“ mit 
einer Vielzahl von Ansätzen versucht wor-
den, den Einfluss des sozio-ökonomischen 
Status auf den Gesundheitszustand zu er-
klären. Für viele dieser Ansätze wurde be-
reits wiederholt belegt, dass sie in der Tat 
einen Beitrag zur Erklärung der gesund-
heitlichen Ungleichheit leisten. 

Es lassen sich vor allem die folgenden An-
sätze und Ergebnisse unterscheiden:

- Arbeitsbedingungen: Von vielen phy-
sischen und psychischen Arbeitsbela-
stungen (z.B. körperlich schwere Arbeit, 
Lärm, Eintönigkeit, geringe Möglich-
keiten des Mitentscheidens) sind die Er-
werbstätigen in der unteren Statusgrup-
pe besonders stark betroffen. 

- Wohnbedingungen: Belastungen wie 
Lärm und Luftverschmutzung sind in 
den unteren Statusgruppen zumeist be-
sonders groß. 

- Gesundheitliche Versorgung: Viele Ver-
sorgungsmöglichkeiten werden von den 
unteren Statusgruppen besonders we-
nig genutzt (siehe unten). 

- Gesundheitsgefährdendes Verhalten: Die 
meisten Ergebnisse liegen für Rauchen, 
Übergewicht, Bluthochdruck und Man-
gel an sportlicher Betätigung vor. Die 
Krankheitshäufigkeit dieser zentralen 
das Herz und das Gefäßsystem betref-
fenden Risikofaktoren ist in den unteren 
Statusgruppen besonders hoch. 

Was folgt daraus für die Ableitung von 
Interventionsmaßnahmen? Auf einer sehr 
allgemeinen Ebene lassen sich die beiden 
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Am zusammenhang zwischen niedrigem sozialen sta-
tus und schlechtem Gesundheitszustand zweifelt heute 
niemand mehr. Bei der Verringerung gesundheitlicher 
ungleichheit muss die zielvorstellung gesundheitliche 
Chancengleichheit heißen. zur Vermeidung von scham 
und stigmatisierung ist es wichtig, die Verhältnisse zu 
betonen, die zu sozialer und gesundheitlicher ungleich-
heit führen und nicht das individuelle Verhalten.

Armut macht krank – Krankheit macht arm 
Vermeidung von Scham und Stigmatisierung bei Maßnahmen zur 
Verringerung der gesundheitlichen Ungleichheit
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folgenden Ansatzpunkte zur Verringerung 
der gesundheitlichen Ungleichheit unter-
scheiden: (a) Verringerung der sozialen Un-
gleichheit, und (b) Verbesserung des Ge-
sundheitszustandes von status-niedrigen 
Personen. Der erste Ansatzpunkt würde das 
Problem quasi an der Wurzel anpacken. Er 
besitzt jedoch den Nachteil, dass er funda-
mentale strukturelle Veränderungen erfor-
derlich macht, die (wenn überhaupt) nur in 
langfristigen gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen erreicht werden können. Die 
Bemühungen um eine kurz- und mittelfri-
stige Verringerung der gesundheitlichen 
Ungleichheit sind vermutlich erfolgreicher, 
wenn sie sich zunächst auf den zweiten An-
satzpunkt „Verbesserung des Gesundheits-
zustandes von status-niedrigen Personen“ 
konzentrieren. Demnach lassen sich in Be-
zug auf die status-niedrigen Personen vor 
allem die folgenden Ziele unterscheiden: 
Verringerung ihres Ausgesetztseins gegen-
über gesundheits-gefährdenden Umwelt-
bedingungen, Verstärkung ihrer gesund-
heits-fördernden Umweltbedingungen, 
Verbesserung ihrer vorbeugenden und 
heilenden gesundheitlichen Versorgung, 
Verbesserung ihres Gesundheitsverhal-
tens, Verbesserung ihrer beruflichen und 
finanziellen Absicherung bei Krankheit. 

Zwei Themenbereiche sind in der bishe-
rigen wissenschaftlichen und politischen 
Diskussion besonders wenig diskutiert wor-
den: die regionale Verteilung des Problems 
und die gesundheitliche Versorgung. Sie 
werden im Folgenden etwas ausführlicher 
dargestellt.

Die regionale Konzentration von 
sozialer und gesundheitlicher 
Ungleichheit
Es ist offensichtlich, dass sich die Pro-

bleme der sozialen und gesundheitlichen 
Ungleichheit in bestimmten Stadtgebieten 
bzw. Regionen konzentrieren. Die stärkere 
Beachtung der regionalen Verteilung des 
Problems ist vor allem dann wichtig, wenn 
Interventionsmaßnahmen zur Verringe-
rung der gesundheitlichen Ungleichheit 
geplant werden. Zum einen müssen die 
Maßnahmen der Gesundheitsförderung  
und Prävention auf jede einzelne Zielgrup-
pe zugeschnitten sein. Die Maßnahmen, die 
sich an alle Bevölkerungsgruppen richten, 
führen eher zu einer Vergrößerung als zu 
einer Verkleinerung der gesundheitlichen 
Ungleichheiten, weil mit derartigen Maß-
nahmen zumeist die oberen Statusgrup-
pen erreicht werden. Je stärker sich eine 
Maßnahme auf die Mitglieder der unteren 
Statusgruppen konzentriert, um so eher 
kann sie zu einer Verringerung der gesund-
heitlichen Ungleichheit beitragen. Es wäre 

daher besonders wichtig, die Maßnahmen 
zur Gesundheitsförderung auch und vor 
allem auf die benachteiligten Stadtgebiete 
zu konzentrieren.

Zum anderen sind viele gesundheitsför-
dernde bzw. -belastende Faktoren direkt 
oder indirekt von den Lebensbedingungen 
in der Wohnumgebung abhängig (Mielck 
2008a). In der gegenwärtigen Diskussion 
wird oft betont, wie wichtig Gesundheits-
verhalten und Eigenverantwortung sind. 
Eine Verbesserung des Gesundheitsverhal-
tens in den unteren Statusgruppen würde 
ohne Frage zu einer erheblichen Verringe-
rung der gesundheitlichen Ungleichheit 
führen. Das Gesundheitsverhalten lässt 
sich mit Appellen an die Verantwortung für 
die eigene Gesundheit jedoch nur schwer 
beeinflussen. Zudem basiert das Verhalten 
häufig nicht nur auf freien Entscheidungen, 
sondern es wird maßgeblich geprägt durch 
die Lebensumstände. Ohne Berücksichti-
gung dieser komplexen Ursachen des Ge-
sundheitsverhaltens besteht die Gefahr, 
dass dem „Opfer die Schuld zugeschoben 
wird“ (blaming the victim). 

Besonders deutlich wird dieses Problem 
bei den Belastungen durch Lärm und Luft-
verschmutzung: Die Personen aus den 
unteren Statusgruppen, die in schlechten 
Wohnungen, in der Nähe von industriel-
len Schadstoff-Aussendern und/oder stark 
befahrenen Verkehrswegen leben, tun dies 
zumeist nicht freiwillig. Häufig werden die 
beschränkten finanziellen Möglichkeiten 
keine andere Wahl lassen. Die Mietpreise 
reflektieren die Unterschiede in der Wohn-
qualität, und oft sind niedrige Mieten 
gleichbedeutend mit höherer Umweltbela-
stung. Hier handelt es sich um eine Expo-
sition, bei der die ausgesetzten Personen 
nur selten die Möglichkeit haben, diese zu 
beenden. Diese Art von Belastung ist kein 
guter Nährboden für Ratschläge zum indi-
viduellen Gesundheitsverhalten.

Soziale Ungleichheit und 
gesundheitliche Versorgung
In Westeuropa verfügen wir über eine 

gesundheitliche Versorgung, welche fast 
allen Menschen eine hohe Versorgungs-
qualität bietet. Das vorherrschende „So-
lidaritätsprinzip“ gewährleistet ein vom 
Einkommen weitgehend unabhängiges 
Angebot der gesundheitlichen Versorgung. 
Gleiches Angebot ist jedoch nicht gleichbe-
deutend mit gleicher Inanspruchnahme. Es 
muss daher zum einen gefragt werden, ob 
es status-spezifische Unterschiede in der 
Inanspruchnahme der gesundheitlichen 
Versorgung gibt, wie groß sie sind und wel-
chen Einfluss sie auf die gesundheitliche 
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Ungleichheit ausüben können. Zum ande-
ren stellt sich auch die Frage, ob die Ärzte-
schaft heute – im Sinne von Virchow1– ein 
“Anwalt für die Armen“ ist. 

 
Zur Frage nach sozialer Ungleichheit in 

der gesundheitlichen Versorgung liegen 
aus Deutschland bisher nur wenige em-
pirische Studien vor [Mielck 2008b]. Die 
vorhandenen sprechen jedoch eine klare 
Sprache: 

(a) Die Früherkennungsuntersuchen für 
Kinder (U1- bis U9-Untersuchungen) wer-
den allen Versicherten in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung kostenlos (d.h. ohne 
Zuzahlung) angeboten. Kinder aus den 
unteren Statusgruppen werden trotzdem 
besonders selten untersucht. 

(b) Die Erwachsenen aus den unteren 
Statusgruppen nehmen die Maßnahmen 
der Gesundheitsförderung und Prävention 
besonders selten wahr. 

(c) Auch wenn man die Analyse auf be-
stimmte Krankheitsgruppen einschränkt: 
PatientInnen aus den unteren Statusgrup-
pen gehen besonders selten zu einem 
Facharzt/einer Fachärztin. 

(d) Die Versorgung erkrankter Zähne ist 
in den unteren Statusgruppen besonders 
schlecht. 

(e) Vor allem in den unteren Einkom-
mensgruppen wird darüber geklagt, dass 
die finanziellen Belastungen durch die Zu-
zahlungen zu hoch sind. 

(f ) Verglichen mit den Versicherten im 
Verband der  privaten Krankenversicher-
ten müssen die Versicherten in der Ge-
setzlichen Krankenversicherung länger 
auf eine ärztliche Behandlung warten, sie 
haben kürzere Gespräche mit dem Arzt/der 
Ärztin, und sie fühlen sich schlechter von 
ihren ÄrztInnen über die Erkrankung und 
die Behandlungsmöglichkeiten informiert. 

(g) Bei chronisch Kranken sind, bezogen 
auf Informiertheit und die Bereitschaft 
ärztlichen Anweisungen zu folgen, zum 
Teil erhebliche Unterschiede nach dem so-
zialen Status der PatientInnen zu beobach-
ten. Bei Typ 2 DiabetikerInnen wurden z.B. 
die folgenden Zusammenhänge gefunden: 
Die Blutzucker-Einstellung (gemessen über 
den HbA1c-Wert) und das Wissen über Dia-
betes sind in den unteren Bildungsgruppen 
besonders schlecht. Die DiabetikerInnen 
mit geringer Bildung nehmen besonders 
selten an einer Schulung teil. 

Diese Unterschiede lassen sich nicht nur 
auf das individuelle Gesundheitsverhalten 
der einzelnen PatientInnen zurückführen, 
sondern auch und vor allem auf das Sy-
stem der gesundheitlichen Versorgung. 
Das System sollte so beschaffen sein, dass 
alle Personen entsprechend ihres Versor-

gungsbedarfs versorgt werden, unabhän-
gig von ihrer sozialen Herkunft. Wenn bei 
einer Personengruppe besonders große 
Hindernisse bei der Inanspruchnahme der 
Versorgungsangebote vorhanden sind, 
dann sollte „das System“ dafür sorgen, dass 
diese Hindernisse so weit wie möglich re-
duziert werden. 

Vermeidung von Scham und 
Stigmatisierung durch 
Betonung der „Verhältnisse“
Bei der Forderung nach Verringerung der 

gesundheitlichen Ungleichheit muss ge-
fragt werden, wie das Ziel „gesundheitliche 
Gleichheit“ definiert werden kann. Sollen 
alle Menschen gleich gesund sein und 
gleich lange leben? Dies ist weder ein er-
reichbares noch ein erstrebenswertes Ziel. 
In Anlehnung an die Argumentation des 
WHO Regionalbüros für Europa lässt sich 
das gesundheitspolitische Ziel daher wie 
folgt definieren: Jeder/jede soll eine faire 
Chance erhalten, sein Gesundheitspoten-
tial voll auszuschöpfen, d.h. alle vermeid-
baren Hemmnisse zur Erreichung dieses 
Potentials sollen beseitigt werden. Diese 
Zielvorstellung lässt sich mit dem Begriff 
„gesundheitliche Chancengleichheit“ um-
schreiben. Sie wird kaum vollständig zu 
erreichen sein; gesucht werden daher rea-
listische, umsetzbare Vorschläge, die dazu 
beitragen, dieses Ziel so weit wie möglich 
zu erreichen. 

Beim Thema „regionale Verteilung der  
Belastungen“ lässt sich die Herausforderung 
so umschreiben: Zum einen muss mehr als 
bisher betont werden, dass viele soziale 
und gesundheitliche Belastungen regional 
konzentriert sind, und dass die Menschen, 
die in diesen Regionen leben, aus finanzi-
ellen Gründen zumeist kaum in weniger 
belasteten Regionen leben können. 

Beim Thema „gesundheitliche Versor-
gung“ lässt sich die Herausforderung so um-
schreiben: Auch wenn allen Versicherten 
die gleiche Versorgung angeboten wird, 
und auch wenn kein Arzt/keine Ärztin ei-
nen ärmeren Patienten/eine ärmere Pati-
entin bewusst schlechter behandeln wird 
als einen reicheren/eine reichere: Offenbar 
gibt es größere Unterschiede in der ge-
sundheitlichen Versorgung zu Ungunsten 
der unteren Statusgruppen. Umgekehrt 
wäre es sinnvoller, d.h. zur Verringerung 
der gesundheitlichen Ungleichheit sollte 
die Versorgung in den unteren Statusgrup-
pen besonders gut sein. 

In beiden Fällen stehen also nicht die 
individuellen Verhaltensweisen im Vor-
dergrund, sondern die „Verhältnisse“. Die 
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Unterscheidung zwischen „Verhalten“  
einerseits und „Verhältnissen“ andererseits 
ist immer noch sehr hilfreich, vor allem 
um auf die Gefahr des „blaming the vic-
tim“ hinzuweisen. Belastungen wie Lärm 
und Luftverschmutzung im Wohngebiet, 
gesundheitliche Belastungen am Arbeits-
platz, Unterschiede in der gesundheit-
lichen Versorgung: bei all diesen Faktoren 
sind die „Verhältnisse“ von entscheidender 
Bedeutung. Wenn die Bedeutung dieser 
„Verhältnisse“ betont wird, dann bleibt 
für individuelle Schuldzuweisung und  
damit auch für Scham und Stigmatisierung  
wenig Raum.

Es gibt selbstverständlich noch mehr 
Möglichkeiten zur Vermeidung bzw. Ver-
ringerung von Scham und Stigmatisierung; 
zu nennen ist hier vor allem die Forderung 
nach „Partizipation“. Sie besagt, dass Pla-
nung und Durchführung einer Maßnahme 
so stark wie möglich von den Personen be-
stimmt werden muss, deren Gesundheits-
zustand verbessert werden soll (Wright et 
al. 2007). Partizipation ist jedoch nur dann 
Erfolg versprechend, wenn auch die Wich-
tigkeit der „Verhältnisse“ betont wird.   
 
1) Rudolf Virchow (1821-1902) war Arzt und Poli-
tiker. Er setzte sich für eine medizinische Grund-
versorgung ein, die Gründung erster kommunaler 
Krankenhäuser in Berlin geht auf ihn zurück.
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Die Versorgung von PatientInnen nach 
einem Krankenhausaufenthalt ist meist 
nicht ganz einfach. Ressourcenprobleme 
und Versorgungsdefizite lassen Angehörige 
oft verzweifeln. PatientInnen können nicht 
mehr in den gewohnten Lebensraum zu-
rück, brauchen finanzielle Unterstützung, 
benötigen adäquate Rehabilitationsmaß-
nahmen oder sind schlichtweg mit einem 
chronischen gesundheitlichen Problem 
überfordert. Im Allgemeinen Krankenhaus 
der Stadt Linz gibt es eine spezielle Anlauf-
stelle für PatientInnen und deren Angehö-
rige zur sozialen Beratung. Gratis wird Un-
terstützung für alle sozialen Problematiken 
seit mehr als 20 Jahren angeboten. Der So-
zialdienst des Allgemeinen Krankenhauses 
der Stadt Linz ist eine interdisziplinäre Ein-
richtung, die neben Pflege und Medizin zu 
den Versorgungsschwerpunkten zählt. 

Soziale Arbeit im 
Gesundheitsbereich
Durch verschiedene gesellschaftliche 

Faktoren werden Gesundheit und Krank-
heit von jedem Menschen anders erlebt 
und mit unterschiedlichen Strategien be-
wältigt. Sozioökonomische Determinanten 
von Gesundheit wie Armut, psychosoziale 
Faktoren, Beschäftigung, finanzielle Res-
sourcen usw.  werden von Diplomierten 
SozialarbeiterInnen erhoben und in der 
Folge individuelle Ziele formuliert und 
Maßnahmen gesetzt. 

Sozialarbeit im Krankenhaus unterschei-
det sich von Langzeitbetreuungen außer-
halb des Krankenhauses und der Sozial-
arbeit mit DauerklientInnen. Drei grobe 
Einteilungen können im Gesundheitsbe-
reich vorgenommen werden:

Die Klassische Sozialarbeit beinhaltet 
die gesamten Aktivitäten, die mit dem Ziel 
vorgenommen werden, die Lebensverhält-
nisse innerhalb des Gemeinwesens für die 
ihm angehörigen Menschen zu verbessern 
(Engelke, 1998).

Die Klinische Sozialarbeit ist eine 
Teildisziplin der Sozialen Arbeit und be-
zeichnet die Sozialarbeit  im Kontext des 
Gesundheitswesens. Die Interventionen 
orientieren sich grundsätzlich am Ansatz 
der Gesundheitsförderung. Darunter ver-
stehen wir nicht nur die Abwehr oder Be-
seitigung von Krankheit, sondern vielfach 
auch die Möglichkeit, mit einer Krankheit 

oder Behinderung zu leben. „Clinical Social 
Workers“ in den USA und „Klinische Sozial-
arbeiterInnen“ in deutschsprachigen Län-
dern können nicht mit der Krankenhausso-
zialarbeit gleich gesetzt werden. Klinische 
Sozialarbeit meint die Behandlung von Per-
sonen im stationären und im ambulanten 
Setting in der Suchtarbeit, Psychiatrie, etc. 
Sie beschäftigt sich mit psychosozialen 
Störungen und körperlichen Beeinträchti-
gungen – in ihren Auswirkungen, mit ihren 
sozialen Gründen und in ihrem sozialen 
Zusammenhang, wobei mit der profes-
sionellen Kompetenz Sozialer Arbeit auf 
Heilung, Linderung oder Besserung hinge-
wirkt wird (Wendt, 2000).

Hingegen ist die Krankenhaussozial- 
arbeit eine Teildisziplin der Klinischen Sozial-
arbeit. Diese definiert sich durch spezifische 
Aufgaben, die durch den stationären Auf-
enthalt und dss Entlassungsmanagement 
beschränkt sind (Bienz, Reinmann, 2004).

Die Sozialarbeit im Krankenhaus berät 
und begleitet PatientInnen (und bei Be-
darf die Angehörigen) aller Altersgruppen, 
deren Lebenssituation sich aufgrund von 
Krankheit und Behinderung in physischer, 
psychischer, sozialer, beruflicher, wirtschaft-
licher und/oder in anderer Hinsicht verän-
dert hat (Gödecker  Reen & Nau, 2002).

Die Aufgaben (lt. Schweizerischen Fach-
verband Sozialdienst in Spitälern) können 
in direkte und indirekte Dienstleistungen 
unterteilt werden (Bienz, Reinmann, 2004).

Die indirekte Dienstleistungen umfas-
sen die Teilnahme an krankenhausinter-
nen Arbeitsgruppen, Weiterbildung für 
Angehörige anderer Berufsgruppen über 
das Gebiet der Sozialen Arbeit, Vertretung 
der fachspezifischen Anliegen der Spitäler 
nach außen, Praxisausbildung von Sozial-
arbeiterInnen bzw. Unterricht an den Aus-
bildungsstätten.

Die direkte Dienstleistungen beinhalten 
Themen wie Abklärung der sozialen Situati-
on – Sozialanamnese, Sozialdiagnose, Ziel-

Da soziale Arbeit im krankenhaus die sozialen, persön-
lichen und finanziellen schwierigkeiten von Patientinnen 
zentral berücksichtigt, kann sie einen wesentlichen  
Beitrag zur Verringerung gesundheitlicher ungleichheit 
leisten. 

1: Unterstützung in allen krankheits- und  
    behandlungsbedingten sozialen Problemlagen
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formulierung, Evaluierung; Vorbereitung 
der Krankenhausentlassung, Beziehungs-
hilfe, Unterstützung bei der Organisation 
finanzieller und materieller Sachhilfe und 
Vernetzung zu externen Institutionen.

Psychosoziale Aspekte
Die Versorgung von kranken Menschen 

beinhaltet nicht nur die heilende Behand-
lung, sondern auch die Sicherung der Le-
bensqualität. Die PatientInnen erleben 
durch eine (chronische) Erkrankung eine 
Zäsur in der Lebensgeschichte, sie müssen 
sich mit der gesundheitlich veränderten 
Lebenslage arrangieren. Diese sind mit 
gravierenden körperlichen und seelischen 
Veränderungen verbunden. Durch weit-
gehende Veränderungen im Alltag, soziale 
und berufliche Rollen kann es zu Überfor-
derungen kommen und PatientInnen gera-
ten in eine Abhängigkeit durch das Versor-
gungssystem.

„Die sozial Arbeit im krankenhaus kann 
durch psychosoziale Betreuung bei see-
lischen Belastungen, bei der krankheits-
bewältigung, bei persönlichen und fa-
miliären konflikten und der Erarbeitung 
einer zukunftsperspektive unterstützen.“ 
(Bienz, reinmann, 2004)

Soziale Beratung
In der sozialen Beratung im Krankenhaus-

sozialdienst dominieren die krankheits- 
und behandlungsbedingten sozialen, 
persönlichen, und finanziellen Schwierig-
keiten eines Patienten/einer Patientin. So-
weit möglich, werden andere beratungsre-
levante Themen an Institutionen delegiert, 
die nach der Krankenhausentlassung die 
Beratung und Versorgung übernehmen.

„Die Beratung ist eine problembezogene 
kommunikation, in der der Berater an 

den ratsuchenden informationen, Emp-
fehlungen und Deutungen in Bezug auf 
lebenspraktische Probleme weitergibt.“ 
(Bienz, reinmann, 2004)

Das Tätigkeitsprofil der Sozialarbeit 
im Krankenhaus 
Die Soziale Arbeit garantiert eine Voll-

ständigkeit des Behandlungsauftrages. So-
ziale, materielle und persönliche Probleme 
der PatientInnen und Angehörigen werden 
mit methodischer Kompetenz bearbeitet. 
Die Fähigkeiten zur Gesprächsführung, Kri-
senintervention, Analyse und Lösung von 
Belastungen, Methoden zur Gesundheits-
erziehung und -beratung, Vermittlung le-
benspraktischer Fähigkeiten, Erschließung 
von Sozialleistungen und die Organisation 
und Koordination von Nachsorgemaßnah-
men stellen die Basis für die Beratung dar. 
(Ansen, 2004)

Sozialberatung wird von vielen Men-
schen erst dann in Anspruch genommen, 
wenn die weiteren Schritte unklar, Klien-
tInnen mit Situationen überfordert sind, 
die Handlungsfelder fehlen oder auch Res-
sourcenprobleme auftreten. Sozialarbeit in 
einem Krankenhaus heißt, für Menschen in 
den außergewöhnlichsten Lebenssituati-
onen da zu sein, weiter zu vermitteln und 
Schnittstelle zu sein zwischen Berufsgrup-
pen intern und zu Institutionen im extra-
muralen Bereich (außerhalb des Kranken-
hauses).
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Elke Schlitz
ist Geschäftsführerin der 
Aids Hilfe Wien

Mehr Infos:
www.aids.at
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Auf 1.700 Quadratmetern werden Präven-
tionsworkshops, Beratung zu den Themen 
HIV/AIDS, Sexualität, Partnerschaft und 
Beziehung, die anonyme und kostenlose 
Durchführung des HIV-Antikörpertests so-
wie die Betreuung HIV-positiver Menschen 
durch SozialarbeiterInnen angeboten. 
Betroffenen steht darüber hinaus das Ak-
tiv- und Tageszentrum zur Verfügung. Ge-
mütliches Beisammensein, gemeinsames 
Essen  und organisierte Ausflüge eröffnen 
neue Perspektiven und helfen gegen Ein-
samkeit.

Vor 20 Jahren war die Diagnose `HIV-po-
sitiv´ mit einem Todesurteil gleichzusetzen. 
Aufgrund des medizinischen Fortschritts 
ist AIDS, wenn auch nicht heilbar, so doch 
behandelbar geworden. Darüber darf aber 
nicht vergessen werden, dass Gesundheit 
nicht nur die Abwesenheit von Krankheit, 
sondern auch soziales und psychisches 
Wohlbefinden bedeutet. 

12.000 bis 15.000 Menschen leben in Ös-
terreich mit HIV/AIDS, etwa die Hälfte da-
von in Wien. Viele von ihnen sprechen aus 
Angst vor Ablehnung mit niemandem über 
ihre Infektion. Die finanzielle Situation Be-
troffener wird in Österreich zunehmend 

schlechter. Von den SozialarbeiterInnen 
der Aids Hilfe Wien werden über 600 HIV-
infizierte KlientInnen betreut. 90% dieser 
Menschen leben unter der Armutsgrenze. 
Gegen dieses `soziale AIDS´ arbeitet die 
Aids Hilfe Wien, indem sie einerseits HIV-
infizierte Menschen durch ihre Angebote 
unterstützt und kleine Zuverdienstmög-
lichkeiten bietet und andererseits über 
HIV/AIDS aufklärt, um Vorurteile abzubau-
en. Neben Vorträgen und Workshops für 
die Allgemeinbevölkerung finden jährlich 
ca. 400 Präventionsworkshops für Schüler/
innen statt.

 
Die Aids Hilfe Wien wird vom Bundes-

ministerium für Gesundheit, Familie und 
Jugend sowie dem Fonds Soziales Wien 
subventioniert. Die Angebote des Aktiv- 
und Tageszentrums und die direkten Un-
terstützungsleistungen für die KlientInnen 
der Aids Hilfe Wien werden aus Spenden-
mitteln finanziert. 
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Bereits 1985 öffnete in Wien die erste Aids-Hilfe ihre 
Pforten. Deutlich erleichtert wurde die Arbeit der Aids 
Hilfe Wien mit der Eröffnung des Aids Hilfe Hauses am  
1. Dezember 1997.

2: Aids Hilfe Wien – Aids Hilfe Haus
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Irene Holzer
Ist ärztliche Leiterin der 

Marienambulanz

Mehr Infos:
www.caritas-graz.at

Leitbild und Ziele:
Niederschwellige allgemeinmedizinische 

Primärversorgung für Menschen, die keine 
Krankenversicherung haben (In- und Aus-
länderInnen) aber auch für versicherte Per-
sonen (In- und AusländerInnen), die aus 
den unterschiedlichsten Gründen (Alkohol- 
und Drogenabhängigkeit, Scham, Wunsch 
nach Anonymität, schlechte Erfahrungen, 
fehlendes Wissen, sprachliche Barrieren, 
soziale Ungleichheit etc.) die Schwelle in 
das öffentliche Gesundheitswesen nicht 
überwinden können. 

Hervorzuheben ist aber vor allem die 
Bedarfsgerechtigkeit der Versorgung, die 
in dieser Einrichtung angeboten wird. Ne-
ben der Beachtung kultureller Aspekte und 
einem ganzheitlichen biopsychosozialen 
Behandlungsansatz liegt ein Schwerpunkt 
der Arbeit auf der Vorbeugung und Früher-
kennung von Krankheiten, bevor sie chro-
nisch werden. 

Einzugsgebiet der Marienambulanz ist 
das Stadtgebiet von Graz und Graz Um-
gebung. Muttersprachliche Behandlung, 
sowie Miteinbezug der Kultur, aus der die 
Patient-Innen kommen, ist eine wichtige 

Entwicklung für umfassende Kompetenz 
der MitarbeiterInnen der Marienambu-
lanz in der medizinischen Versorgung der 
Zielgruppe. Derzeit decken die Mitarbeite-
rInnen acht Sprachen ab (bei Bedarf gibt es 
DolmetscherInnen der Caritas und aus dem 
Dolmetschpool des Kooperationspartners 
Omega).

Die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen 
der Ambulanz erbringen durchschnittlich 
jährlich ca 2500 Stunden. Derzeit gibt es 
fünf hauptamtliche und 31 ehrenamtliche 
MitarbeiterInnen in der Ambulanz. 26 
Ärztinnen und Ärzte bieten in ihren Fach-
arztpraxen in medizinischen Institutionen 
sowie Krankenhäusern ihre Dienste bei Be-
darf kostenlos an!

Angebote:
• Allgemeinmedizinische Ordination:  

Mo – Fr 12:00 – 13:00 Uhr
• Diabetesordination: 1x/Monat und nach 

Bedarf
• Hypertonieordination: nach Vereinbarung
• Frauensprechstunde: dienstags 10:00-

12:00 Uhr/ 1x monatlich mit Gynäkologin
• Psychiatriesprechstunde: donnerstags 

von 9:00-14:00 Uhr
• Sprechstunde Kontaktladen Drogen-

streetwork: Mo + Di 12:00-14:00 Uhr, 
Freitag von 8:00-10:00 Uhr

• Sozialpsychiatrisch Aufsuchende Arbeit: 
2x wöchentlich

Das österreichische Gesundheitssystem ist eines der be-
sten der Welt, doch weist es auch Lücken auf. Die Caritas 
marienambulanz ist seit neun Jahren bemüht, eine die-
ser Lücken zu schließen.

3: Caritas Marienambulanz
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Norbert Krammer
ist Vereinssachwalter, 
Sozialarbeiter und Gesell-
schaftswissenschafter

Mehr Infos:
www.vsp.at
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Sachwalterschaft
Menschen mit psychischer Erkrankung 

oder geistiger Behinderung haben zuneh-
mend Probleme beim Erledigen bestimmter 
Angelegenheiten: etwa beim Umgang mit 
Ämtern und Behörden, Abschluss von Ver-
trägen, bei der Regelung der eigenen Fi-
nanzen oder bei der Sicherstellung einer 
angemessenen Wohnsituation.

Zur Vertretung dieser Menschen kann 
das Gericht eine SachwalterIn bestellen.  
Diese/r trifft stellvertretend Entscheidung-
en, wobei sie/er die betroffene Person in 
ihr Handeln einbezieht.

Patientenanwaltschaft
Gefährdet ein Mensch sich selbst oder 

andere aufgrund einer psychischen Erkran-
kung und gibt es keine alternative Mög-
lichkeit, die Gefahr abzuwenden, kann es 
zu einer Unterbringung kommen: Die/der 
Betroffene wird zwangsweise in einer stati-
onären psychiatrischen Einrichtung aufge-
nommen und behandelt.

Die PatientenanwältInnen vertreten die-
se PatientInnen im gerichtlichen Verfahren, 
in dem über die Zulässigkeit der Unterbrin-
gung entschieden wird. Sie sind vom Kran-
kenhaus unabhängig und treten für deren 
Rechte sowie Anliegen ein. 

Bewohnervertretung
Im Heimaufenthaltsgesetz ist genau fest-

gelegt, unter welchen Voraussetzungen 
bei Menschen mit psychischer Erkrankung 
oder geistiger Behinderung Freiheitsbe-
schränkungen in Alten-, Pflege-, Behin-
derteneinrichtungen und Spitälern vorge-
nommen werden dürfen.

Die BewohnervertreterInnen haben eine 
überprüfende und hinterfragende Funkti-
on. Bei gerichtlichen Überprüfungen der 
Freiheitsbeschränkungen vertreten sie die 

Betroffenen. Sie arbeiten mit allen Betei-
ligten daran, die Dauer von Freiheitsbe-
schränkungen zu verkürzen, sowie Alterna-
tiven vermehrt zum Einsatz zu bringen.

Angebote
Angeboten wird kostenlose Beratung für 

MultiplikatorInnen aus dem Gesundheits- 
und Sozialbereich sowie für Personen, die 
Fragen zu Sachwalterschaft, zum Aufent-
halt in einer psychiatrischen Abteilung so-
wie zu Freiheitsbeschränkungen in Alten-, 
Pflege-, Behinderteneinrichtungen sowie 
in Krankenhäusern haben.

VertretungsNetz hat 78 Standorte und 
an die 100 Teams ehrenamtlicher Vereins-
sachwalterInnen in allen Bundesländern 
(außer in Vorarlberg), 143 SachwalterInnen 
hauptberuflich, 723 SachwalterInnen eh-
renamtlich, 43 PatientenanwältInnen, 52 
BewohnervertreterInnen; VertretungsNetz 
gesamt: 1.112 MitarbeiterInnen (inkl. ad-
ministrative MitarbeiterInnen). 

MitarbeiterInnen von VertretungsNetz 
setzen sich  auf Länder-  und Bundesebe-
ne für die Rechte von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen und geistiger Be-
hinderung ein.

VertretungsNetz stellt die Aus- und Fort-
bildung für die hauptberuflichen und eh-
renamtlichen MitrbeiterInnen sicher, die in 
diesen drei Bereichen tätig sind. 

 Das Bundesministerium für Justiz er-
möglicht die Arbeit des Vereins durch För-
derungen.

seit 2007 treten die drei Leistungsbereiche des Vereins, 
sachwalterschaft, Patientenanwaltschaft und Bewoh-
nervertretung, gemeinsam als Vertretungsnetz auf.

4: Sachwalterschaft, Patientenanwaltschaft,
    Bewohnervertretung
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Hilde Wolf
ist Leiterin des Frauen-
gesundheitszentrums 

FEM Süd im Kaiser Franz 
Josef-Spital (SMZ Süd) 

Mehr Infos:
www.fem.at
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Vorrangiges Anliegen ist, Mädchen und 
Frauen in ihren gesundheitlichen Bedürf-
nissen zu unterstützen und sie zu bestär-
ken, deren Berücksichtigung einzufordern. 
Aufgabe des Frauengesundheitszentrums 
ist es im Speziellen, Barrieren des Zuganges 
zur Gesundheitsversorgung für sozial be-
nachteiligte Frauen, wie Alleinerziehe-
rinnen, Frauen mit geringer Schulbildung 
und/oder geringem Einkommen sowie Mi-
grantinnen abzubauen und deren gesund-
heitlichen Anliegen und Bedürfnissen ge-
recht zu werden. Im Zentrum stehen dabei 
die Stärkung von Selbstbestimmung und 
Empowerment nicht nur im Hinblick auf 
gesundheitliche Belange, sondern in Bezug 
auf verschiedenste Bereiche des Lebens.

Da im kommunalen Umfeld des Frauen-
gesundheitszentrums zahlreiche Frauen 
mit Migrationshintergrund leben, gibt es 
Beratungs- und Informationsangebote 
auch in den Sprachen Bosnisch, Kroatisch, 
Serbisch, Türkisch sowie Arabisch, Englisch 
und Französisch. In einem multikulturellen 
und multiprofessionellen Team stehen 

Psychologinnen, Psychotherapeutinnen, 
Ärztinnen, Gynäkologinnen und Sozialar-
beiterinnen den Frauen zur Verfügung. Die 
Arbeitsweise ist charakterisiert durch Flexi-
bilität, unbürokratisches Vorgehen, Kurzfri-
stigkeit, wobei die Türen offen stehen, um 
mögliche Hemmschwellen abzubauen.

Durch diese Konzeption gelingt es, 
Frauen zu erreichen, für die bestehende 
Institutionen der Gesundheitsversorgung 
und -förderung nicht adäquat sind.

Neben der individuellen Beratung liegt 
ein zweiter Schwerpunkt im Bereich der 
Öffentlichkeitsarbeit. Neben der Pressear-
beit und der Erstellung von Informations-
broschüren werden Informationsveran-
staltungen sowie Gesundheitsaktionen zu 
aktuellen Themen der Frauengesundheit 
durchgeführt, die einen niederschwelligen 
Zugang zur Information gewährleisten. 

Das Frauengesundheitszentrum FEM Süd 
bildet gemeinsam mit dem Frauengesund-
heitszentrum FEM und dem Männerge-
sundheitszentrum MEN den Verein „Institut 
für Frauen- und Männergesundheit“. Die 
Finanzierung erfolgt über Fördermittel der 
Stadt Wien sowie des Bundes (z.B. Fonds 
Gesundes Österreich, Bundesministerium 
für Gesundheit, Familie und Jugend).

Das frauengesundheitszentrum fEm süd in Wien be-
steht seit 1999 im kaiser franz Josef-spital im 10. Wiener 
Gemeindebezirk und ist charakterisiert durch nieder-
schwellige, ganzheitliche, alters- und kulturunabhän-
gige frauengesundheitsförderung. 

5: Das Frauengesundheitszentrum FEM Süd
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Erica Riener
ist  Projektleiterin von 
AMBER-MED 

Mehr Infos:
amber.diakonie.at
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AMBER-MED ist eine Einrichtung der Di-
akonie in Zusammenarbeit mit dem Roten 
Kreuz und bietet ambulant medizinische 
Versorgung und soziale Beratung mit Me-
dikamentenhilfe für Menschen ohne Ver-
sicherungsschutz bei akuten oder/und 
latenten Krankheitssymptomen, mit ent-
sprechend besonderem Bedarf an. 

Dies geschieht: 
• mit niederschwelligem Zugang zu medi-

zinischer Versorgung
• mit erhöhter Aufmerksamkeit und diffe-

renzierter Wahrnehmung ihrer Herkunft, 
jüngsten Geschichte, Symptome / Be-
schwerden

• mit posttraumatisch - oder/und sozialin-
tegrativ therapeutischer Begleitung

• mit unterstützender Sozialberatung über 
Ressourcen und Vernetzung

• mit breitem Fremdsprachenangebot
• mit Vertrauen in Datenschutzsicherheit 

u. Anonymität

Zielgruppe:
Menschen – v. a. MigrantInnen – mit aku-

ten und/oder latenten Krankheitssymp-
tomen und entsprechendem Heilungsbe-
darf, die auf Grund 
• des politisch-rechtlichen Status keinen 

Zugang zu behördlicher oder öffent-
licher Gesundheitsversorgung finden, 
Nichtversicherte sind;

• ihrer sozial deprivierten Situation Scheu 
vor etablierten Ordinationen und/oder 
Ambulanzen haben;

• wirtschaftlicher Gegebenheiten die fi-
nanziellen Mittel für etwaige Behand-
lungen und Medikamente (od. Heilbe-
helfe) nicht aufbringen können;

• ihres Fremdseins muttersprachliche Be-
treuung / Beratung suchen;

• der Unkenntnis unseres Gesundheitssy-
stems Integrationshilfe benötigen.

Zielsetzung:
Wiederherstellung und Gewährleistung/

Stabilisierung körperlicher, psychosoma-
tischer, psychischer Gesundheit bei höchst-
möglicher Sprach-Verständlichkeit.

Angebote, kostenfrei:
• den Alltagsbedarf begleitende ambulant 

medizinische (Not-) Versorgung
• erweiterte Präventiv-Medizin/Beratung
• psychosomatische Facharzt-Betreuung
• Diabetes – Beratung/Betreuung
• Ernährungsberatung
• Ordination für Gynäkologie, Beratung zu 

Frauenfragen 14-tägig
• Ordination für neurologische Facharzt-

Beratung/Betreuung
• Ordination für Kinder- und Jugendheil-

kunde
• psychotherapeutische Kriseninterven-

tion, -Begleitung in Einzel- und/oder  
Familiengesprächen 

• ggf. Zuweisung zu kooperierenden Fach-
ärztInnen; diagnostisch, therapeutisch

• bei Bedarf/auf Rezept Abgabe von Me-
dikamenten (Medikamentendepot des 
ÖRK).

• Sozial- arbeit/beratung zu begleitenden, 
vernetzenden Ressourcen 

Betriebsbasis:
• Zwei Angestellte, ein Zivildiener
• freiwillig ehrenamtliche Mitarbeit al-

ler tätigen Allgem.-/FachärztInnen, des 
medizinischen Personals, der Überset-
zenden

• kostenfreie Kooperation von Wiener 
FachärztInnen, Labors, Instituten für  
Radiologie

• Privat- u. Firmenspenden
• öffentliche Fördergeber

AmBEr-mED steht für AMbulant medizinische Versor-
gung, soziale BERatung mit MEDikamentenhilfe.

6: AMBER-MED
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Dieser Beitrag beschäftigt sich mit diesen 
Fragestellungen. Dazu werden zunächst 
einige empirische Ergebnisse zu den Um-
verteilungswirkungen der österreichischen 
Sozialleistungen angeführt, aber auch zur 
Nichtinanspruchnahme von Fürsorgelei-
stungen am Beispiel der Sozialhilfe. 

Im zweiten Teil werden die Fragestel-
lungen dann aus konzeptueller Sicht disku-
tiert und die Probleme von „Leistungen nur 
für Arme“ am Beispiel der österreichischen 
Sozialhilfe skizziert. Lehren für die geplante 
Bedarfsorientierte Mindestsicherung, die 
die Sozialhilfe ersetzen soll, beschließen 
diesen Beitrag.

1. Annäherung an die Forschungs-
frage auf Basis empirischer Daten
(Michael Fuchs)

Dieses Kapitel versucht auf Basis von 
empirischen Daten eine Annäherung an 
die Forschungsfragen zu bieten und diese  
damit zumindest indirekt zu beantwor-
ten. Das Europäische Zentrum hat unter 
Verwendung des Steuer-/Transfer-Mi-
krosimulationsmodells EUROMOD mit 
EU-SILC 20041 (Einkommen für 2003) als 
Inputdatensatz zwei Projekte durchge-
führt: eines zur Umverteilungswirkung von 
bestimmten Abgaben und Transfers2 und 
eines zum Non-Take-Up (Nichtinanspruch-
nahme) bei der Sozialhilfe3. Um die Einheit-
lichkeit des Referenzjahres sicherzustellen, 
beziehen sich alle im Folgenden referierten 
– im Zeitablauf ohnehin relativ robusten 
Daten – auf das Jahr 2003.

Struktur monetärer Sozialleistungen 
in Österreich: geringer Anteil 
bedarfsgeprüfter Leistungen
Im europäischen Vergleich weist Öster-

reich sowohl eine überdurchschnittliche 
Abgaben- als auch eine überdurchschnitt-
liche Sozialquote auf. Bei der Fokussierung 
auf Sozialversicherungsbeiträge (SV-Bei-
träge) und Einkommensteuer (ESt) auf der 
Abgabenseite zeigt sich, dass insbesonde-
re die SV-Beiträge mit 14,5% des BIP4 relativ 
hoch ausfallen, während die Einkommen- 

und Gewinnsteuern mit 12,7% des BIP5 in 
etwa im europäischen Durchschnitt liegen. 
Bei den Sozialleistungen dominieren die 
monetären Transfers (mehr als 70%), die 
sich auf 20,5% des BIP belaufen und im eu-
ropäischen Vergleich ebenfalls überdurch-
schnittlich ausfallen.6

Die monetären Sozialleistungen folgen 
im Wesentlichen dem Prinzip des horizon-
talen Ausgleichs, d.h. es erfolgt eine grund-
sätzlich vom Einkommen unabhängige 
Umverteilung etwa von kinderlosen Haus-
halten zu Haushalten mit Kindern, etc. Ent-
sprechend machen Sozialversicherungslei-
stungen inkl. „Pensionen“ für BeamtInnen 
72% der monetären Sozialleistungen aus, 
generelle Leistungen7 (insbes. Familien-
leistungen) weitere 15%. Bedarfsgeprüfte 
Leistungen erreichen lediglich einen Anteil 
von 4%8, in den EU-25 ist dieser Anteil dop-
pelt so hoch.

Bedarfsgeprüfte Leistungen finden sich 
in der Pensionsversicherung (Ausgleichs-
zulage), in der Arbeitslosenversicherung 
(Notstandshilfe), im Familienlastenaus-
gleichsfonds (Zuschuss zum Kinderbetreu-
ungsgeld), bei Ländern und Gemeinden 
(Sozialhilfe, Wohnbeihilfen, Familienzu-
schüsse, etc.) sowie bei Stipendien.

Beträchtliche Umverteilung von 
oberen zu unteren Einkommens-
gruppen auf Haushaltsebene
Die Armutsgefährdungsrate für die Ge-

samtbevölkerung ist in Österreich mit 
13% im internationalen Vergleich relativ 
gering.9 Weiterführende Analysen zeigen 
auch, dass die vertikale Umverteilung von 
oberen zu unteren Einkommensgruppen 
durch SV-Beiträge, ESt und monetäre Sozi-
alleistungen in Summe ein beträchtliches 
Ausmaß erreicht. Gemessen am gewichte-
ten Haushaltseinkommen beträgt der Gini-
Koeffizient10 für Bruttomarkteinkommen 
0,34 im Vergleich zu 0,24 für verfügbare 
Nettoeinkommen11, die somit wesentlich 
gleichmäßiger verteilt sind.

Wer sollte in Österreich in den Genuss von sozialleistun-
gen kommen? sollten Geld- und sachleistungen allen 
Bürgerinnen zugute kommen oder nur jenen, die sie 
auch wirklich brauchen?

„Nur für die, die es wirklich brauchen“: 
Sozialleistungen für alle oder nur für Bedürftige?

Michael Fuchs
Europäisches Zentrum 

für Wohlfahrtspolitik und 
Sozialforschung

Karin Heitzmann 
Institut für Sozialpolitik, 

Wirtschaftsuniversität 
Wien
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tab. 1: umverteilungseffekt von sV-Bei-
trägen, Est und monetären sozialleistungen 
(Ebene: gewichtete Haushaltseinkommen), 
2003

Basierend auf Simulationen entrichtete 
das unterste Fünftel (Quintil) der nach ih-
rem äquivalisierten (gewichteten) Netto-
haushaltseinkommen gereihten Personen 
im Jahr 2003 6% aller SV-Beiträge und 2% 
der gesamten ESt und profitierte von 32% 
aller monetären Sozialleistungen. Auf der 
anderen Seite brachte das oberste Fünftel 
38% aller SV-Beiträge und 59% der gesam-
ten ESt auf, während 12% aller monetären 
Sozialleistungen auf dieses Quintil entfie-
len. Das unterste Quintil erhält somit einen 
wesentlich höheren Anteil an Transfers 
als es seiner Abgabenleistung entspricht, 
im obersten Quintil verhält es sich umge-
kehrt.

tab. 2: Anteil an entrichteten sV-Beiträgen 
und Est bzw. erhaltenen monetären sozial-
leistungen per Einkommens-Quintil (Haus-
haltsebene), 2003

Trotz des geringen Anteils an bedarfsge-
prüften Leistungen und des hohen Anteils 
an der Erhaltung des Lebensstandards ori-
entierten Sozialversicherungsleistungen 
sowie an generellen Leistungen haben 
monetäre Sozialleistungen die stärkste 
Umverteilungswirkung. Das ergibt sich 
auch daraus, dass die Wahrscheinlichkeit, 
arbeitslos oder krank zu werden, in den un-
teren Einkommensschichten höher ist. Bei 
den Familienleistungen erfolgt die umver-
teilende Wirkung über die Verteilung der 

Leistungen im Lebenszyklus (hohe Intensi-
tät der Leistungen um die Geburt; Kinder 
verteilen sich anteilsmäßig etwas häufiger 
auf die unteren Einkommensschichten). 
Bei der ESt führt der progressive Tarif zu ei-
ner ebenfalls recht hohen Umverteilungs-
wirkung. Dagegen haben SV-Beiträge auf-
grund der Höchstbeitragsgrundlage sogar 
einen leicht regressiven Effekt.

Effektives Sozialsystem, aber 
punktuelle Verbesserungen 
anzustreben (insbes. Sozialhilfe)

 Aus den bisherigen Befunden lässt sich 
folgende Bilanz ableiten:

- Österreich weist nur einen sehr geringen 
Anteil an bedarfsgeprüften Transferlei-
stungen auf;

- die Sozialleistungen haben insgesamt 
eine beträchtliche armutsvermeidende 
und umverteilende Wirkung.

Das Sozialsystem kann somit als effek-
tiv bezeichnet werden, ein umfassender 
Veränderungsbedarf ist nicht gegeben. 
Allerdings sind punktuelle Verbesserungen 
anzustreben; u.E. nach stellt die Hilfe zur Si-
cherung des Lebensunterhalts im Rahmen 
der Sozialhilfe12 das größte Problemfeld 
dar:

Die Leistung wird von den Ländern als 
subsidiäres Sicherungsnetz bereitgestellt. 
Die Zielgruppe besteht aus Personen, für 
die eigene Ressourcen, Ressourcen der Fa-
milie bzw. Ansprüche gegenüber Dritten 
nicht ausreichen, um die Führung eines 
menschenwürdigen Lebens sicherzustel-
len. Sie stellt damit eine klassische bedarfs-
geprüfte Leistung dar und soll und wird 
dies auch nach Reformschritten bleiben.

2003 bezogen 1,3% der Wohnbevölke-
rung bzw. 1,9% aller Haushalte zumindest 
einmal im Jahr Sozialhilfe. Seit 1995 hat sich 
die Gesamtzahl der BezieherInnen massiv 
erhöht. Im Vergleich mit anderen Ländern 
ist die Anzahl der BezieherInnen jedoch 
nach wie vor gering. Mögliche Gründe da-
für sind die im internationalen Kontext tra-
ditionell geringe Arbeitslosenrate und die 
Gewährung von Notstandshilfe nach dem 
Auslaufen des Arbeitslosengeldes, wäh-
rend in manchen europäischen Ländern ein 
direktes Abgleiten in die Sozialhilfe erfolgt.

Auf Basis von Simulationen haben jedoch 
im Jahr 2003 mehr als 50% der anspruchs-
berechtigten Haushalte Sozialhilfe nicht in 
Anspruch genommen. Österreich befindet 
sich damit im internationalen Vergleich 
durchaus in „schlechter“ Gesellschaft, für 
Deutschland etwa, die Niederlande und 
Finnland sind ähnliche Non-Take-Up-Raten 
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Einkommenskonzept Gini-Koeffizient

Bruttomarkteinkommen 0,337

Bruttomarkteinkommen minus SV-Beiträge 0,340

Bruttomarkteinkommen minus SV-Beiträge minus ESt 0,295

Bruttomarkteinkommen minus SV-Beiträge minus ESt 
plus Sozialleistungen* 
(=verfügbares Haushaltsnettoeinkommen)

0,239

Q: fuchs/Lietz 2007 (EuromoD basierend auf Eu-siLC 2004)
* Annahme 100% take-up; Pensionen mit Ausnahme der Ausgleichszulage wer-
den nicht als monetäre sozialleistungen, sondern als markteinkommen gezählt.

Reihung nach gewichteten 
Haushaltsnettoeinkommen

SV-
Beiträge

ESt Monetäre Sozial-
leistungen*

Quintil 1 6% 2% 32%

Quintil 2 13% 7% 22%

Quintil 3 18% 12% 19%

Quintil 4 25% 20% 15%

Quintil 5 38% 59% 12%

Summe 100% 100%

Q: fuchs/Lietz 2007 (EuromoD basierend auf Eu-siLC 2004)
* siehe Anmerkung tab. 1.

100%
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zu beobachten. Insbesondere im Vergleich 
zu generellen Leistungen sind bedarfsge-
prüfte Sozialtransfers stets durch ein ge-
wisses Maß an Zugangsproblemen charak-
terisiert:

Zum einen wird im Sinne eines ratio-
nalen Kosten-Nutzen-Kalküls auf eine Inan-
spruchnahme verzichtet, wenn die erwar-
tete Leistungshöhe und/oder Bezugsdauer 
zu gering ausfällt bzw. die Transfergewäh-
rung zu unsicher ist, um die Antragskosten 
(Informationen einholen, Ausfüllen von 
Formularen, Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse offen legen, etc.) zu kom-
pensieren. Zum anderen spielen auch sozi-
ale und psychologische Kosten eine Rolle, 
die zunächst die generelle Wahrnehmung 
von staatlicher Hilfe als degradierend um-
fassen. Zusätzlich kann die Fokussierung 
von Transfers auf bestimmte Gruppen bzw. 
das Verhalten von BeamtInnen gegenüber 
ihren KlientInnen die Hilfe einer gewissen 
Stigmatisierung aussetzen.

Jedenfalls müssen die Auswirkungen 
eines hohen Non-Take-Ups bei Soziallei-
stungen als problematisch angesehen wer-
den. Die Ziele von Transferprogrammen 
werden nicht (vollständig) erreicht; die 
Sicherstellung eines Auffangnetzes für Be-
dürftige wird nur teilweise gewährleistet. 
Die Nicht-Teilnahme verursacht weiters un-
gerechtfertigte Ungleichheiten zwischen 
anspruchsberechtigten Personen. Dies 
wird zu einem ernsten Problem, wenn die 
„Entscheidung” z.T. unfreiwillig erfolgt, i.e. 
wenn manche Haushalte von objektiven 
oder subjektiven Barrieren von einer An-
tragstellung abgehalten werden (z.B. wenn 
nur Besser-Informierte partizipieren oder 
die ablehnende Haltung auf der Wahrneh-
mung der Hilfe als entmündigend beruht).

Den theoretischen Modellen folgend, 
legt Non-Take-Up nahe, dass die erwar-
teten Antragskosten den angenommenen 
Nutzen der Transferleistung übersteigen. 
Wenn diese Kosten die Konsequenzen 
von intransparenten Programmen bzw. 
mangelhafter Information, etc., sind, im-
plizieren sie Fehler im Design oder in der 
Implementierung der Sozialleistung. Da 
Informations- und administrative Hürden 
häufig eine bedeutende Rolle spielen, kön-
nen relativ geringfügige Maßnahmen sehr 
effektiv sein. Generell könnten diese darin 
bestehen, mehr Informationen zur Verfü-
gung zu stellen, den Antragsprozess zu 
vereinfachen oder die Prüfung der Anträge 
transparenter zu gestalten.

 
 

Im österreichischen Sozialhilfe-Kontext 
sind u.a. folgende konkrete Reform-
punkte aktuell:

- Vereinheitlichung von Richtsätzen, Ein-
kommens- und Vermögensanrechnung;

- Präzisierung von Leistungen mit unbe-
dingtem Rechtsanspruch;

- Abschaffung des Regresses gegenüber 
den Hilfeempfänger/Innen selbst;

- Etablierung eines One-Desk-Prinzips (z.B. 
für Arbeitslose beim AMS).

Als Ersatz für die derzeitigen Sozialhilfe-
leistungen ist für 2009 eine bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung geplant, die zu-
mindest einen Teil dieser Anforderungen 
erfüllen sollte.

Darüber hinaus darf nicht übersehen 
werden, dass immer noch vergleichswei-
se hohe Armutsgefährdungsraten bei 
bestimmten Gruppen wie etwa Pensioni-
stinnen in Singlehaushalten, Alleinerzie-
herinnen oder Familien mit drei oder mehr 
Kindern zu verzeichnen sind. Das bedeutet 
insgesamt, dass es nach wie vor zumindest 
punktuell notwendig ist, Armutsbekämp-
fung und soziale Eingliederung in das Zen-
trum politischer Anstrengungen zu stellen.

2. Selektive Sozialleistungen: 
Grundsätzliche Anmerkungen 
(Karin Heitzmann)

Nach den empirischen Informationen 
sollen im Folgenden zunächst konzeptu-
elle Aspekte zur Thematik „Sozialleistun-
gen für alle oder nur für die, die es wirklich 
brauchen?“ diskutiert werden. 

Hinter der Frage, ob Leistungen universell 
(d.h. undifferenziert für alle) oder selektiv 
(d.h. differenziert für einige) gewährleistet 
werden sollen, verbirgt sich vor allem auch 
ein ökonomisches Problem: (Öffentliche) 
Sozialleistungen müssen finanziert wer-
den, doch das öffentliche Budget ist knapp. 
Daher muss entschieden werden, wie das 
knappe Budget auf unterschiedliche Be-
dürfnisse aufgeteilt werden soll. Nach 
ökonomischen Vorgaben muss bei dieser 
Entscheidung auf zwei Kriterien Rücksicht 
genommen werden: die Verteilung des 
Sozialausgabenvolumens muss sowohl ef-
fizient sein als auch den gängigen Gerech-
tigkeitsvorstellungen entsprechen. Daher 
werden echte universelle Leistungen nur 
sehr eingeschränkt angeboten: ein Beispiel 
wäre die universelle Gesundheitsversor-
gung in Großbritannien (National Health 
Service), die allen BürgerInnen offen steht. 
In Österreich sind etwa 98% der Bevölke-
rung von der Krankenversicherung (KV) er-
fasst – insofern ist diese Leistung in dem 
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tab. 3: selektive sozialleistungen: optionen

Sinne selektiv, als nur jene, die versichert 
sind, Anspruch auf die Leistungen der KV 
haben. 

Optionen für selektive 
Sozialleistungen
Welche Möglichkeiten gibt es nun, im 

Rahmen von selektiven Leistungen lei-
stungsberechtigte von nicht-leistungsbe-
rechtigten Personen abzugrenzen? Nach 
Gilbert (2001)13 kann die selektive Vertei-
lung von Leistungen nach mehreren Vari-
anten erfolgen. Er differenziert zwischen 
zwei Typen von Leistungen, die sich an 
Bevölkerungsgruppen richten und weitere 
zwei Typen, die sich an Individuen bzw. 
Haushalte richten (vgl. Tabelle 3). 

Leistungen werden nach normativ fest-
gesetzten Bedarfskriterien vergeben, 
wenn letztlich werturteilsbehaftete Krite-
rien festgelegt werden, nach denen Per-
sonengruppen Leistungen erhalten sollen. 
So wird etwa bei Auszahlung von Familien-
beihilfe von einem generellen zusätzlichen 
Bedarf, den Familien mit Kindern haben, 
ausgegangen. Bei der Ausgestaltung von 
Kompensationsleistungen werden die 
Anspruchskriterien wiederum normativ ge-
setzt, diesmal allerdings mit dem Ziel, nicht 
spezifische Bedarfe von Bevölkerungsgrup-
pen zu berücksichtigen, sondern eine Form 
von „Gerechtigkeit“ (wieder) herzustellen. 
Beispiele dafür sind sowohl Sozialversi-
cherungsleistungen, die als Kompensation 
für eingezahlte Beiträge interpretiert wer-
den, aber auch beispielsweise Leistungen 
der Opferfürsorge: Opfern wurde Unrecht 
getan, das durch die Gesellschaft (in Form 
monetärer Zuwendungen) wettgemacht 
werden soll. 

Zwei weitere Typen von selektiven 
Leistungen fokussieren nicht auf spezi-
fische Bevölkerungsgruppen (wie: Frauen, 
Kranke, Sozialversicherte oder Opfer), son-
dern auf Individuen. Die erste Option ge-
währt Leistungen auf Basis diagnostischer 
Differenzierungen und damit auf Grundla-
ge von „technischen“ Bedarfskriterien. 

Beispiele dafür sind einerseits das Pflege-
geld, aber auch die Invaliditätspension. 
Beide Leistungen werden nach einer ärzt-
lichen Untersuchung entweder gewährt 
oder nicht. Die zweite Option schließlich 
garantiert Leistungen nur nach Einkom-
mensprüfung: Sie können nur von ressour-
censchwachen Personen bzw. Familien in 
Anspruch genommen werden. Beispiele 
für diese Art von Leistung, die nach  
ökonomischen Bedarfskriterien gewährt 
werden, sind etwa die Sozialhilfe, die Aus-
gleichszulage in der Pensionsversicherung 
oder die Notstandshilfe im Rahmen der ös-
terreichischen Arbeitslosenversicherung. 

Probleme einkommensabhängiger 
Leistungen
Wiewohl es sich bei den vier zitierten 

Typen allesamt um Ausgestaltungsformen 
für selektive Leistungen handelt, sind es 
insb. einkommensabhängige Leistungen, 
die in Österreich – wie am Beispiel der So-
zialhilfe bereits angeführt wurde – beson-
ders problembehaftet sind: So liegen die 
Richtsätze der Sozialhilfe nicht nur deut-
lich unter der Armutsgefährdungsschwel-
le, die Leistungen der Sozialhilfe werden 
vielfach auch als besonders stigmatisie-
rend wahrgenommen. Viele BezieherInnen 
empfinden ihre Abhängigkeit von der So-
zialhilfe als persönliches Versagen, für das 
sie sich schämen. Dazu kommt, dass bei 
Leistungen der Sozialhilfe sehr genau da-
rauf geachtet wird, dass wirklich keine an-
dere Versorgungsmöglichkeit gegeben ist 
(Prinzip des „Nachschauhaltens“). Vor allem 
in Wien sind die BezieherInnenzahlen der 
Sozialhilfe im letzten Jahrzehnt enorm an-
gestiegen, sodass es zu langen Wartezeiten 
kommt: von einer Soforthilfe kann daher 
keine Rede mehr sein. Nicht zuletzt durch 
Überlastung der SozialhilfebeamtInnen 
wird auch immer wieder von unfreund-
licher und beschämender Behandlung 
durch die Bürokratie berichtet – die insbe-
sondere jene erfahren, die gemeinhin als 
„unwürdige Arme“ gelten. Im Zusammen-
hang mit der Verwaltung der Sozialhilfe 
wird zudem häufig bemängelt, dass nicht 
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Optionen Anspruchskriterien Zielgruppe Beispiele

Leistungen nach normativ 
zugeschriebenem Bedarf

Normative 
Bedarfskriterien

Gruppen Familienbeihilfe, Unterstützungen für Arbeitslose 
oder Alleinerziehende, Frauenförderung

Leistungen zur 
Kompensation

Normative Kriterien 
zur Herstellung von 
„Gerechtigkeit “ 

Gruppen Sozialversicherung, Opferfürsorge

Leistungen nach diagnos-
tischer Differenzierung

„technische“ 
Bedarfskriterien

Individuen Pflegegeld, Invaliditätspension

Einkommensabhängige 
Leistungen

Ökonomische 
Bedarfskriterien

Individuen Sozialhilfe, Stipendien

Quelle: zitiert nach Gilbert 2001
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nur das Ausmaß an Bürokratie hoch sei (und 
für viele aus diesem Grund abschreckend), 
sondern auch etliche Verfahrensmängel 
zu beklagen seien. So werden vielfach Be-
scheide nur mündlich ausgestellt – und da-
mit ein Einschreiten gegen den Bescheid 
erschwert bzw. unmöglich gemacht. Ganz 
abgesehen davon, dass die Konstruktion 
der Sozialhilfe teilweise perverse Anreize 
nach sich zieht. So ist es notwendig, künf-
tiges Erwerbseinkommen für die Tilgung 
der Sozialhilfe“schuld“ zu verwenden, was 
naturgemäß die Anreize zur Aufnahme von 
Erwerbstätigkeit gering hält. Schließlich 
führt der in vielen Ländern administrierte 
Regress, von dem auch Familienmitglieder 
betroffen sind, dazu, dass viele an sich hilfs-
bedürftige Personen diese Art der Hilfe lie-
ber gar nicht erst in Anspruch nehmen. Die 
im ersten Teil dieses Beitrags angeführten 
hohen Raten der Nicht-Inanspruchnahme 
von Sozialhilfe sind u.a. Resultat dieser 
Missstände14.

Nicht zuletzt auf Grund der vielen Män-
gel der zwischen den einzelnen Bundes-
ländern uneinheitlichen Sozialhilfe wurde 
in der aktuellen Legislaturperiode eine 
Reformierung des Sozialhilfe in Angriff ge-
nommen, die im Jahr 2009 durch die Be-
darfsorientierte Mindestsicherung ersetzt 
werden soll. Bei der Beurteilung aktueller 
Reformvorschläge zur Sozialhilfe muss 
dabei berücksichtigt werden, dass nur ein 
Teil der angesprochenen Probleme bzw. 
Herausforderungen die Sozialhilfegesetze 
im engeren Sinn berühren, ein anderer Teil 
weniger mit der Gesetzgebung, sondern 
mit der Vollziehung zu tun hat. Eine bloße 
Anpassung der Gesetzeslage ohne gleich-
zeitige Reformierung der Vollzugspraxis 
wird daher nicht ausreichen, die derzei-
tigen Probleme der Sozialhilfe nachhaltig 
zu lösen. 

Wie sollte nun aber eine einkommensab-
hängige Leistung gestaltet sein, die die Feh-
ler bzw. Mängel der Sozialhilfe nicht wie-
derholt? Beispiele dafür finden sich auch 
in Österreich. Denn es gibt eine Reihe ein-
kommensabhängiger Leistungen, die hohe 
Take-Up Raten aufweisen und von denen 
keine drastischen Probleme im Zusammen-
hang mit dem Vollzug bekannt sind. Dazu 
gehören etwa einkommensabhängige Sti-
pendien, die Ausgleichszulage in der Pen-
sionsversicherung aber auch – wenngleich 
mit Abstrichen – die Notstandshilfe in der 
Arbeitslosenversicherung. Für die geplante 
Bedarfsorientierte Mindestsicherung be-
deutet dies, dass sowohl für die Gesetzge-
bung, vor allem aber für die Vollziehung 
Lehren aus diesen alternativen Leistungen 
gezogen werden sollte.

1) Zur Verfügung gestellt von Statistik Austria.

2)  „Effects of Changes in Tax/Benefit Policies in 
Austria 1998-2005“; gefördert vom Jubiläums-
fonds der Österreichischen Nationalbank (Pro-
jektnr. 11294); siehe Fuchs M., Lietz Ch., Effects of 
Changes in Tax/Benefit Policies in Austria 2003-2005, 
in: Czech Sociological Review 3/07, 611-636.

3)  Teil des Projekts „Accurate Income Measurement 
for the Assessment of Public Policies“; gefördert im 
6. Rahmenprogramm der Europäischen Kommission 
(Projektnr. 028412); siehe Fuchs M., Social Assistance 
– no, thanks? Empirical Analysis of Non-Take-Up in 
Austria 2003, EUROMOD Working Paper N. 4/07.

4) OECD Europa 2003: 11,1%.

5) OECD Europa 2003: 12,6%.

6) EU-25 2003: 18,1%.

7) Im allgemeinen Sprachgebrauch „universelle“ 
Leistungen. Zur Besserung Abgrenzung gegenüber 
der im 2. Teil des Beitrags verwendeten Interpretation 
des Begriffes „universell“ werden diese Leistungen 
hier als „generelle“ Leistungen bezeichnet.

8)Verbleibender Rest auf 100%: Entgeltfortzahlungen 
im Krankheitsfall 5%, sonstige Transferleistungen 4%.

9) EU-25 2003: 16%.

10) Der Gini-Koeffizient ist ein Maß für die Gleichheit bzw. 
Ungleichheit der Einkommensverteilung und bewegt 
sich zwischen 0 und 1 (0: bei absoluter Gleichverteilung 
der Einkommen; 1: wenn ein/e Einkommensbezie-
her/In bzw. Haushalt über alle Einkommen verfügt).

11) Die Analyse basiert auf der Annahme einer 100%igen 
Inanspruchnahme von monetären Sozialleistungen 
durch anspruchsberechtigte Personen; bei tatsächlicher 
Inanspruchnahme beträgt der Gini-Koeffizient 0,26 
(EU-25: 0,30). Gleicher verteilt sind die Einkommen in 
Europa nur in Schweden, Dänemark und Finnland.

12) Im Folgenden als Sozialhilfe bezeichnet.

13) Gilbert, N. (2001). Renegotiating social alloca-
tions: choices and issues. In: Gilbert, N. (Hrsg). Tar-
geting Social Benefits: International Perspectives 
& Trends. New Brunswick / London, S. 211ff.

14) Zu Vollzugsproblemen bei der Sozialhilfe  
siehe auch: http://www.armut.at/armutskonfe-
renz_news_studie_sozialhilfevollzug_0108.htm
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Die sicher etwas zugespitzte Frage „ein-
mal arm, immer arm?“ wurde bereits 1994 
als gleichnamiger Buchtitel eines Sammel-
bandes gestellt. Die Autorinnen und Auto-
ren des Sammelbandes um Michael Zwick 
kamen zu der Diagnose einer „Verzeitli-
chung“ und „sozialen Entgrenzung“ des 
Armutsproblems. Ein großer Teil der Bevöl-
kerung sei vorübergehend von Armut und 
Prekarisierungsprozessen betroffen.
Martin Kronauer weist in seinem Buch 
über „Exklusion“ darauf hin, dass die Kon-
troverse über „Verzeitlichung“ oder „Verfe-
stigung“ im Rückblick eher den Charakter 
eines Scheingefechtes einnehme, weil bei-
de Verlaufsmuster festzustellen seien: Eine 
hohe Fluktuation in der Armutspopulation 
koexistiere mit einem erheblichen Bestand 
an anhaltender Armut (Kronauer 2002: 
99f ). Diese Entwicklung von Armut legen 
auch die Befunde für Deutschland, der Ar-
muts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung nahe: 

1. Einen stetigen Anstieg der  
Armutsquoten 

 Die Einkommensarmut ist von 12,1 % im 
Jahr 1998 auf 13,5 % in 2003 angestie-
gen. Das höchste Armutsrisiko tragen in 
Deutschland Arbeitslose, Migrantinnen 
und Migranten, alleinerziehende Mütter, 
Familien mit mehr als drei Kindern. 

2. Eine Zunahme der gesellschaft 
lichen Ungleichheit in Bezug auf 
Einkommen und Vermögen und  

3. Eine Verfestigung von Armut

So ist ein beträchtlicher Teil der Armen 
wiederholt und über mehrere Jahre hin-
weg von Armut betroffen. Dem Armuts- 
und Reichtumsbericht zufolge macht „die 
Gruppe derjenigen, die zwischen 1998 und 
2003 (fast) durchgehend dem Risiko der re-
lativen Einkommensarmut ausgesetzt wa-
ren, 7 % der Bevölkerung aus.“ (ebd.: XXIII). 

Bei der Reproduktion sozialer Ungleich-
heit spielt – mit Pierre Bourdieu gespro-
chen - neben dem ökonomischen auch 
kulturelles und soziales Kapital im Eltern-
haus eine entscheidende Rolle für die Le-
benschancen und den Bildungserfolg der 
Kinder. Armut kann dabei mehrdimensio-
nal als Mangel an diesen Ressourcen ver-
standen werden (vgl. Drilling 2004).

Die im Rahmen des EU-Projektes 
„PROFIT“1 befragten ExpertInnen waren 
sich darüber einig, dass Armut in Gießen 
für viele Haushalte ein generationenüber-
greifendes Phänomen ist. 

„Da gibt es namen, Wohnviertel, Quar-
tiere, wo sie herkommen. Es sind immer 
die gleichen, da gibt es ganz klassische 
namen, die kennt man beim Jugendamt, 
beim sozialamt, die kennt man über-
all, das sind ganze familienverbünde.“  
(sozialarbeiterin)

Zu den Ergebnissen der Untersuchung:
Familie und soziales Umfeld
Die ökonomische Situation in allen Fami-

lien ist höchst prekär, alle Familien machen 
lange Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit. Wir 
haben vier Familienkonstellationen und 
Lebensausgangslagen in den Familien un-
terschieden.

In einigen Fällen wird die Unterstützung, 
die von den Eltern nicht geleistet werden 
kann, durch institutionelle Hilfe zumindest 
partiell kompensiert. Die BetreuerInnen 
vom Jugendamt können als kompetente 
AnsprechpartnerInnen mangelndes Wis-
sen und fehlende Orientierung ihrer Kli-
entInnen und Eltern kompensieren. Auch 
motivationale Tiefs konnten so immer wie-
der abgefangen werden. Bezogen auf die 
Bewältigungsstrategien führt die instituti-
onelle Hilfe, wenn sie früh und begleitend 
erfolgt und damit positive Erfahrungen ver-
bunden sind, dazu, dass Unterstützungslei-
stungen der sozialen Umgebung von den 
jungen Erwachsenen angenommen und  
eingefordert werden können. Ereignisse 
werden so als beeinflussbar und gestalt-
bar erlebt, Perspektiven können entwickelt 
werden.
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studien belegen, dass ein beträchtlicher teil der Bevölkerung wiederholt und über mehrere Jahre
hinweg von Armut betroffen ist. selektive Bildungssysteme verfestigen die generationenüber-
greifende Wirkung sozialer Ausgrenzung. Dennoch muss deterministischen Vorstellungen einer 
„kultur der Armut“ widersprochen werden.

Keine Wege aus der Armut?

Konstellation Charakteristika Bewältigungsstrategien

I. Elterliches      
Beziehungskapital

Familiäre Beziehungen 
intakt 

Mobilisierung familiärer Ressourcen

II. Milieuspezifische 
Schranken 

Hemmende familiäre 
Strukturen 

(Zeitweiser) Rückzug 
aus der Familie

III. Abwärtsspiralen Krisenhafte Ereignisse 
als Auslöser 

Rückzug in die Familie, Duld-
samkeit & Einschränkung

IV. Kumulative   
Deprivation

Zerrüttete 
Familienstrukturen

Flucht aus der Familie 
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Strukturelle Bedingungen 
im Lebensvollzug 
Den Befragten ist bewusst, dass sie sich 

als HauptschülerInnen am unteren Rand 
der schulischen und gesellschaftlichen 
Hierarchie befinden und sie sehen für sich 
auch kaum Perspektiven. 

In der Armutsforschung wurde bereits 
mehrfach darauf hingewiesen, dass sich 
armutsbedingte Lebensumstände negativ 
auf die Lernmotivation und die Schullei-
stung auswirken können (vgl. Helmhold-
Schlösser 2004: 116). In unseren Fällen ist 
kaum schulische Hilfe durch das Elternhaus 
möglich. Schwellenängste der Eltern, da sie 
die Institution häufig mit negativen Erfah-
rungen und Gefühlen verbinden, führen 
vielmehr eher zur Kontaktvermeidung mit 
der Institution Schule. Die jungen Erwach-
senen machen in ihrer Schulzeit insbeson-
dere Erfahrungen mit Scheitern, Frustration 
und Stigmatisierung. Die Schüler mit posi-
tiven Schulerfahrungen und vergleichs-
weise guten schulischen Leistungen haben 
fast alle Unterstützung, meist durch enga-
gierte Lehrkräfte, erhalten. Dadurch konn-
ten Schülerinnen und Schülern aus sozial 
deprivierten Haushalten an Bildungskapi-
tel z.B. in Form von guten Schulabschlüs-
sen und der Behebung sprachlicher Defizi-
te hinzugewinnen. 

Statuspassagen: Schule –
Ausbildung - Arbeitsmarkt 
Durch die Veränderungen auf dem Ar-

beitsmarkt werden krisenhafte Verläufe im 
Übergang von der Schule in die Ausbildung 
für die jungen Erwachsenen mit sozialen 
Benachteiligungen immer wahrschein-
licher. Dies hängt zum einen mit Verände-
rungen auf dem Arbeits- und Ausbildungs-
markt und damit auch mit den erhöhten 
Anforderungen, die an die Qualifikation 
der Ausbildungssuchenden gestellt wer-
den, zusammen. Die Statuspassage von der 
Schule in die Ausbildung ist in unseren Fäl-
len gekennzeichnet durch Arbeitslosigkeit, 
Gelegenheitsjobs und jahrelange „Warte-
schleifen“ in Beschäftigungsmaßnahmen. 
Die Phase der Arbeitslosigkeit nach der 
Schule ist für die jungen Erwachsenen 
ein zutiefst frustrierendes und demotivie-
rendes Erlebnis. Die jungen Erwachsenen 
orientieren sich nach dem Prinzip der „Op-
tionslogik“ (Schittenhelm 2005: 28) prag-
matisch an den noch für sie erreichbaren 
Optionen auf dem Arbeitsmarkt. Für die 
Motivation ist allerdings entscheidend, ob 
die jungen Erwachsenen für sich in den Op-
tionen eine Perspektive erkennen können. 
Die wiederholte Teilnahme an Maßnahmen 
der Arbeitsagenturen wirkt zum Beispiel 
eher demotivierend und führt zu dem Ge-
fühl, „sich im Kreis zu drehen“.

Auch wenn durch einen Ausbildungs-
platz zunächst eine Stabilisierung der Bi-
ographie und eine Steigerung der Moti-
vation erfolgt, bleibt die Gefahr bestehen, 
dass die Befragten auch in ihrem weiteren 
Lebensweg erneut mit „Drehtüreffekten“ 
zwischen Arbeitsmarkt und Sozialleistun-
gen konfrontiert werden. Zum einen steht 
den Befragten mit der zweiten Schwelle, 
von der Ausbildung in den Beruf, erneut 
eine höchst kritische Statuspassage bevor. 
Zum anderen weisen alle Ausbildungs-
berufe, die den jungen Erwachsenen zur 
Verfügung stehen, z.B. als VerkäuferIn im 
Einzelhandel oder GebäudereinigerIn, eine 
niedrige Entlohnung auf. 

Fazit
Es sind eine Vielzahl von Faktoren, die die 

Lebenslage strukturieren. Mit Blick auf  die 
in den Familien vorgefundene Kapitalaus-
stattung kann die familiäre Ausstattung mit 
ökonomischem, kulturellem und sozialem 
Kapital als defizitär beschrieben werden. 
Familiäre Muster können vor allem dann 
durchbrochen werden, wenn die jungen Er-
wachsenen an kulturellem und sozialem Ka-
pital hinzugewinnen, was ihnen  eine größe-
re Handlungsfähigkeit verleiht. Das selektive 
deutsche Bildungssystem ist jedoch nicht in 
der Lage, die defizitäre Ausstattung mit kul-
turellem Kapital im Elternhaus zu durchbre-
chen, sondern verlängert diese mehrheitlich 
in die 2. Generation. Eine frühe und gezielte 
außerfamiliäre Unterstützung wurde von 
den jungen Erwachsenen, die diese erhalten 
haben, positiv bewertet. Diese Gruppe kam 
auch vergleichsweise besser zurecht, weil ih-
nen damit ein sekundäres Netzwerk außer-
halb der Familie zur Verfügung stand. 

Was wir in den Familien nicht vorgefun-
den haben, ist eine „Kultur der Armut“, ver-
standen als Herausbildung eines eigenen 
Normsystems oder eine resignative Hal-
tung, die im Laufe der Sozialisation ange-
nommen wird. Mit dem Hauptwunsch in 
der Untersuchungsgruppe, den Weg in den 
Arbeitsmarkt zu finden orientieren sich die 
jungen Erwachsenen an gesellschaftlichen 
Normen, also an dem, was gesellschaftlich 
als erstrebenswert gilt (vgl. auch Callies 
2003: 74). Abschließend kann festhalten 
werden, dass wir in den Familien sowohl auf 
reproduzierte als auch auf veränderte Be-
wältigungsmuster gestoßen sind. Folglich 
kann keinesfalls von einem Determinismus 
von „einmal arm, immer arm“ gesprochen 
werden. Dennoch ist auch eine Entwarnung 
alles andere als angebracht: Ein Zusam-
menhang von sozialer Lebenslage und den 
Lebenschancen der jungen Erwachsenen in 
Deutschland ist unübersehbar, die Gefahr 
einer transgenerationalen Verfestigung von 
Armut beachtlich.
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1) Die folgenden Aus-
führungen basieren auf 
der Auswertung von 19 
mehrheitlich narrativen 
Interviews mit jungen 
Erwachsenen zwischen 17 
und 28 Jahren aus Gießen 
und deren Eltern sowie vier 
Gruppendiskussionen mit 
lokalen ExpertInnen (Sozi-
alarbeiter, Lehrerinnen und 
Lehrer aus sozialen Brenn-
punkten, NGOs, lokale Poli-
tikerInnen) in Gießen, die im 
Rahmen des europäischen 
Forschungsprojekts „Policy 
Responses overcoming 
factors in the intergene-
rational transmission of 
inequalities“ (PROFIT) unter 
Leitung von Prof. Dr. Dieter 
Eißel erhoben wurden.
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Soziale Sicherungssysteme und 
Leistungen werden in Frage gestellt und 
grundlegend beschnitten. Waren bislang 
durch den Wohlfahrtsstaat Sozialleistun-
gen, Hilfs- und Unterstützungsangebote 
im Bedarfsfall zuverlässig erwartbar, wird 
diese Sicherheit mehr und mehr brüchig. 
Hilfen, die mit dem Ziel der (Re-)Integrati-
on in und Teilhabe an Gesellschaft relativ 
voraussetzungsreich gewährt wurden, 
werden zunehmend an konkrete Gegen-
leistungen des Hilfeempfängers gekoppelt 
(vgl. Dahme et al 2003).

Diese Brüchigkeit wohlfahrtsstaatlicher 
Hilfs- und Unterstützungsleistungen führt 
zu einer zunehmenden Verschiebung ge-
sellschaftlicher Anforderungen ins Private. 
Die Kompensation sozialer Risiken (wie z.B. 
Arbeitslosigkeit, Krankheit etc.) wird damit 
verstärkt Familien abverlangt. Offensicht-
lich münden die Ende des 18. Jahrhunderts 
mit der Etablierung wohlfahrtsstaatlicher 
Leistungen verbundenen Prozesse einer 
so genannten „Defamilialisierung“, ver-
standen als „Abbau familialer und gemein-
schaftlicher Abhängigkeiten und Zwänge“ 
(Ullrich 2005: 109), zunehmend in einen 
Prozess der gesellschaftlichen Re-Famili-
alisierung: Die aus sozialstruktureller Be-
nachteiligung resultierenden klassen- und 
geschlechtsspezifischen Zumutungen wer-
den (wieder) stärker zum Privatproblem er-
klärt (vgl. Pühl 2003).

Politisch wird eine persönliche „Lebens-
gestaltungsverantwortung“ (vgl. Kessl 
2006) von Familien gefordert. Das Sorge-
tragen für das eigene Wohlergehen und 
die Verpflichtung, die eigene Absicherung 
von Risiken zu betreiben, wird ihnen zu-
nehmend individuell überantwortet. Dabei 
sind Lebensformen mit Kindern in beson-
derem Maße von sozialen Risiken im Kon-
text eines „fortgeschrittenen Kapitalismus“ 
betroffen. Denn Kinder müssen per se als 
potenzielles Armutsrisiko für Familien be-
griffen werden. Hier sind insbesondere Kin-
der im Vor- und Grundschulalter betroffen. 
Seit den 1990er Jahren spricht man vor die-
sem Hintergrund auch von einer „Infantili-
sierung von Armut“ (vgl. Holz 2006).

 

Pluralisierung und Hierarchisierung 
familialer Lebenskonzepte
Seit den späten 70er Jahren des 20. Jahr-

hunderts steht der Diskurs um eine struk-
turelle Pluralisierung und Diversifizierung 
familialer Lebensformen in sozialwissen-
schaftlichen Veröffentlichungen im Vorder-
grund.

Dieser Pluralisierungs- und Individuali-
sierungsdiskurs beinhaltet das Potential, 
zum Dynamisieren kultureller Selbstver-
ständlichkeiten der Lebensgestaltung 
beizutragen. Nichtsdestotrotz sind die 
Diskussionen um die Pluralisierung von Fa-
milien vor allem auch als wirkmächtige Hi-
erarchisierungsprozesse zu identifizieren, 
mit denen gesellschaftliche und kulturelle 
Zuschreibungspraxen verbunden sind. So 
stehen Alleinerziehende, „Patchworkfami-
lien“ und andere „abweichende“ Lebens-
konstellationen unter dem Verdacht, den 
Untergang der Familie insgesamt voranzu-
treiben. Aber auch vorherrschende hetero-
normative Kategorien werden im Kontext 
einer Debatte um die Pluralisierung von 
Lebensformen nicht per se in Frage ge-
stellt. Referenzrahmen und unhinterfragter 
Maßstab der Debatten um den „Wandel der 
Familie“ bleibt in erster Linie die traditio-
nelle Kleinfamilie (vgl. Hartmann 2004).

Verschiedene familiale Lebenskonzepte 
unterliegen insofern einer unterschied-
lichen gesellschaftlichen Bewertung, die ein 
alternatives „so oder so“ der Lebensführung 
in ein hierarchisiertes „besser oder schlech-
ter“ transferieren1. Die politisch-kulturelle 
und auch symbolische Besser- beziehungs-
weise Schlechterstellung verschiedener 
familialer Lebensformen mit Kindern zeigt 
sich dabei insbesondere an ihren materiell 
benachteiligten Existenzweisen. 

Besonders Familien in prekären Lebens-
lagen werden in diesem Zusammenhang 
in ihrer „Leistungsfähigkeit“ als defizitär 
klassifiziert und die Konsequenzen be-
schränkter Bildungszugänge, Lebenschan-
cen und Machtpotentiale werden ihren 
Mitgliedern individuell überantwortet, u.a. 
mit dem Verweis auf die vermeintlich freie 
Wahl von Lebensführungsweisen „jenseits 
von Stand und Klasse“. Aktuell zeigt sich 
die Wirkmächtigkeit von Klassifizierung-
spraxen besonders offensichtlich in der 
Debatte um die so genannte „neue Unter-
schicht“ (vgl. Heite et. al. 2007). 
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Getragen von der Überzeugung, dass der Wohlfahrtsstaat, wie er bislang Bestand hatte, Entwick-
lungen und innovationen in der Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt bremse, geraten seit den 
1970er Jahren sozialstaatliche Gewissheiten und Errungenschaften zunehmend unter Beschuss. 

Re-Familialisierung des Sozialen
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Bilden Eltern „richtig“?
Vorenthaltene Bildungszugänge und -

teilhabe sind als unterschiedliche Verfüg-
barkeit über „verwertbare“ Formen sozi-
alen und kulturellen Kapitals zu begreifen. 
Eltern aus sozial benachteiligten Milieus 
vermitteln im Vergleich zu Erziehenden 
mit höherem Sozial- und Bildungsstatus 
keineswegs „defizitäre“ oder aber weniger 
komplexe Wissensformen und Einstellungs-
muster. Vielmehr sind diese Wissensformen 
unterschiedlich anschlussfähig an die vor-
herrschenden Logiken und Anforderungen 
schulischer Bildungsinstitutionen, „die 
über ein Monopol der Bestimmungsmacht 
darüber verfügen, welche Wissensformen 
und Alltagspraktiken als Bildung gelten 
können und welche nicht“ (Bittlingmayer/
Bauer/Ziegler 2005: 16). Infolge der materi-
ellen Ausstattung und gezielten Förderung 
im Elternhaus gelingt es Kindern aus Fami-
lien mit höherem Sozial- und Bildungssta-
tus eher, spezifische Fähigkeiten und Wis-
sensvorräte zu entwickeln, die ihnen beim 
Eintritt in den Primarbereich deutliche 
Vorteile eröffnen. Denn diese Fertigkeiten 
und Kenntnisse sind mit den formellen, das 
heißt strukturierten und verpflichtenden 
Bildungssettings in der Schule sehr viel 
kompatibler als diejenigen, die Kindern 
aus Familien mit niedrigerem Bildungs-
status mehrheitlich vermittelt werden. 
Dieses Phänomen ist nicht zuletzt dadurch 
begründet, dass Schule als kulturell durch 
Habitusformen herrschender Milieus ge-
prägte Institution deren Kinder begünstigt 
und die Handlungsweisen anderer Kinder 
eher sanktioniert (vgl. ebd.)

Dieser Hinweis sollte nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass sozialstrukturell 
benachteiligte familiale Lebenswelten 
oftmals gekennzeichnet sind durch eine 
Verengung des Sozial- und Erfahrungs-
raumes der Kinder, geringere Chancen und 
Möglichkeitsräume der Entwicklung von 
Interessen, Begabungen und auch Gleich-
altrigenbeziehungen. Es zeigen sich in 
entsprechenden Familienkonstellationen 
nicht selten benachteiligende Entwick-
lungsbedingungen aufgrund der unzurei-
chenden materiellen Ressourcen, die den 
Familienmitgliedern zu Verfügung stehen. 
Diese sind wesentliche Voraussetzungen, 
dass Kinder in einem weniger anregenden 
und fördernden Klima aufwachsen (vgl. 
Chassé/Zander/Rasch 2005; Holz 2006).

In diesem Sinne ist von weniger gün-
stigen individuellen Passungsverhältnis-
sen zu den aktuellen institutionellen Anfor-
derungen im Bildungssystem auszugehen 
(vgl. Bittlingmayer/Bauer/Ziegler 2005). 

US-amerikanische Studien zeigen, wie 
zudem die elterlichen Erfahrungen mit 
Institutionen wie der Schule und die An-
tizipation ihrer Einflussmöglichkeiten ihre 
Herangehensweise bestimmen. Während 
Eltern mit mittlerem und höherem So-
zial- und Bildungsstatus eher mit einem 
„Berechtigungssinn“ ihren Umgang mit 
Institutionen und Professionellen im Sinne 
eines Anspruchs auf Unterstützung und 
Gewährung ihres Anliegens angehen, er-
leben Eltern mit niedrigerem Sozial- und 
Bildungsstatus institutionelle Settings oft-
mals mit einem „Beschränkungssinn“, das 
heißt als Zwang und sich selbst als relativ 
ohnmächtig (vgl. Lareau 2003; s. auch Hei-
te et. al. 2007). Eltern, die sich selbst als 
eher ohnmächtig erleben, artikulieren viel 
seltener Probleme oder Ansprüche gegen-
über Professionellen.

Heite et. al. (2007) verweisen in diesem 
Zusammenhang unter Bezug auf Eberhard 
Bolay (1996) und Sighard Neckel (1991) auf 
die hohe Bedeutsamkeit von Beschämung 
subdominanter AkteurInnen beispielswei-
se in institutionalisierten Settings, da die 
„(wahrgenommene) Unterlegenheit im 
Feld der Lebensführung, vermittelt über 
das (…) weitgehend unterschätzte Mo-
ment der sozialen Scham eine zentrale 
Dimension bei der symbolischen Repro-
duktion sozialer Ungleichheit“ (Heite et. al. 
2007: 67) darstellt. Insofern beeinflussen 
unterschiedliche Erfahrungen mit einem 
„Beschränkungssinn“ beziehungsweise 
einem „Berechtigungssinn“ auch die Nut-
zung beziehungsweise Nichtnutzung von 
wohlfahrtstaatlichen und bildungsbezo-
genen Leistungen sowie von Beratungs- 
und Unterstützungsangeboten (ebd.).

Familie und Soziale Arbeit: 
Abschließende Bemerkungen
Zeitdiagnostische Analysen des aktuellen 

Familiendiskurses weisen unmissverständ-
lich auf die Wirkmächtigkeit gesellschaft-
licher Konventionen und Normierungen 
sowie wohlfahrtsstaatlicher Artikulations-
weisen hin, mit denen Soziale Arbeit eng 
verwoben ist. Als Teil des wohlfahrtsstaat-
lichen Arrangements legitimiert und prägt 
Soziale Arbeit Diskurse über Familie und fa-
miliale Lebenskonzepte. Zugleich ist sie mit 
gesellschaftlicher „Thematisierungsmacht“ 
(vgl. Kessl/Maurer 2005) ausgestattet.  
Diese „Thematisierungsmacht“ eröffnet So-
zialer Arbeit die Chance, normierende und 
regulierende Artikulationsweisen aufzude-
cken, zu skandalisieren und zu verschieben. 
Es geht um den Anspruch Sozialer Arbeit, 
Einblicke in die Vielfältigkeit familialer Le-
bensführung zu geben und die Bandbreite 
gelebter Konzepte mit und ohne Kinder zu 
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erweitern sowie neuartige Handlungsop-
tionen mit Adressatinnen und Adressaten 
zu kreieren. Soziale Arbeit, die demge-
genüber „den standardisierten Bezugsrah-
men Familie“ unreflektiert positiv fixiert, 
bleibt mit dem „Hinweis auf Vielfalt und 
Pluralität(familialer Lebenskonzepte) in-
nerhalb des hegemonialen Ordnungsmu-
sters“ (Hartmann 2002, S. 216).
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• Das hehre berufliche Ethos der Profession 
hindert SozialarbeiterInnen nicht daran, 
im Einzelfall gelegentliche ausgrenzend, 
verletzend zu agieren.

• Diese Tendenz ist keineswegs neu, wird 
nicht erst durch die „neoliberale“ Ideologie 
generiert, sondern begleitet die Sozialarbeit 
seit ihren Anfängen. Systemisch betrachtet: 
Hilfe inkludiert Nicht-Hilfe als ihre „andere 
Seite“.  „Nicht-Hilfe“ als Teil der Hilfe.

• Sozialarbeiterische Fachlichkeit war immer 
schon ambivalent, und sie diente immer 
schon auch der Sicherung von Herrschaft. 
Sie war und ist Teil des Herrschaftskalküls. 
Eine Idealisierung der staatlichen und 
subventionierten Sozialarbeit ist nicht an-
gebracht.

• Einige Beispiele aus der Geschichte: Die So-
zialarbeiterinnen der Charity Organization 
Society (COS) als Regulatorinnen für den 
Zugang zu Hilfe; die repressive Funktion 
der Jugendwohlfahrt als Instrument der 
Unterdrückung gegenüber proletarischen 
Lebensweisen; SA als Instrument der Aus-
sonderung im Nationalsozialismus.

• Sozialarbeit entwickelte eine Fachlichkeit, 
die Individualisierung und Verlangsamung 
als zentrale Elemente beinhaltet. 

• Individualisierung bedeutet das Sich-Ein-
lassen auf die komplexe konkrete Situa-
tion der KlientInnen, auf die Perspektive 
der Fallbeteiligten. Individualisierung 
bedeutet die Überzeugung, dass ein Fall 
nicht anhand einiger scheinbar objek-
tiver Kriterien hinreichend beschrieben 
werden kann und dass eine schematische 
Vorgehensweise stets unzureichend oder 
gar kontraproduktiv ist. Weitere fachliche 
Regeln, wie Respekt vor den KlientInnen 
als Personen, Respekt vor ihrer Lebensre-
alität, das Absehen von moralisierenden 
Bewertungen etc. können als logische 
Konsequenz des individualisierenden Zu-
gangs verstanden werden.

• Verlangsamung ist Resultat des Wissens, 
dass die Komplexität des Einzelfalles, die 
Einholung der Perspektiven der Fallbetei-
ligten, Zeit, Aufmerksamkeit und Umwege 
erfordern; dass Angemessenheit nicht 
unabhängig von Zeit und Raum in einem 
Schnellzugriff hergestellt werden kann.

• Die Missachtung von Individualisierung 
und Verlangsamung als zentrale Kompo-
nenten von Fachlichkeit hat gesellschaft-

liche und organisatorische, aber auch 
individuelle und subjektive Wurzeln. Erklä-
rungsbedürftig ist nicht nur die politische 
Ebene, sondern sind auch die fachliche 
und die individuelle.

• Die Anfälligkeit der Sozialen Arbeit als Pro-
fession für die Missachtung der eigenen 
fachlichen Regeln hat mit ihrem ungeklär-
ten Status zu tun: Die Unklarheit über ihre 
Kernkompetenz bzw. ihren „Gegenstand“; 
der mangelhafte Stand der Selbstorgani-
sation der Profession; die mangelnde Stan-
dardisierung von Normen der Fachlichkeit.

• Sozialarbeit ist immer wieder auf „Hilfe“ als 
zentralen Terminus angewiesen. Dieser Ter-
minus enthält allerdings bereits alle Wider-
sprüche, mit denen sich die Profession (und 
mit ihr das gesellschaftliche System der Hilfe 
insgesamt) auseinandersetzen muss.

• Es besteht eine Bereitschaft der Sozialar-
beiterInnen, die Herrschaftsfunktion der 
Sozialarbeit praktisch überzubetonen, 
gleichzeitig zu verleugnen.

• Gründe dafür finden sich in menschlichen 
Schwächen wie Opportunismus, eigener 
Verletzlichkeit, mangelnder Ambiguität-
stoleranz und Vorurteilen.

• Darüber hinaus gibt es organisatorische 
und politische Rahmenbedingungen, die 
exkludierende Sozialarbeit begünstigen.

• Der Managerialismus als Pseudoideologie 
der Machbarkeit und generellen Planbar-
keit fördert die Herrschaftsaspekte von 
Sozialer Arbeit und unterminiert ihren Hil-
fecharakter. Seine Angriffe zielen auf das 
professionelle Herz der Sozialen Arbeit, auf 
Individualisierung und Verlangsamung.

• Alle Professionen, auch die etablierten, 
stehen unter dem Druck einer Ideologie 
wissenschaftsbasierten Risikomanage-
ments und statistikgestützter Entschei-
dungsfindung.

• Die Aufrechterhaltung des Hilfscharakters 
der Sozialen Arbeit erfordert die Institu-
tionalisierung der Profession und ihrer 
Regeln, und sie erfordert die Institutiona-
lisierung von Kritik und Partizipation. So-
ziale Arbeit muss eine offene, offensive, 
selbstkritische und lernende Profession 
werden. Sie muss für ihren Arbeitsbereich 
den ihr gemäßen Typus wissenschaftlicher 
Fundierung schaffen und durchsetzen.

Thesen zu Hilfeverweigerung und Respektlosigkeit

Peter Pantucek 
unterrichtet an der FH 

St. Pölten und ist Leiter 
des Instituts für Soziale 

Inklusionsforschung
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• Darüber hinaus ist Sozialarbeit an der Ent-
wicklung einer partizipativen und inklusi-
ven Demokratie interessiert.

• Das gesellschaftspolitische Engagement 
der Sozialen Arbeit wird nur dann glaub-
würdig sein, wenn es von einer radikalen 
Bereitschaft zur Selbstkritik und Selbstbe-
fragung begleitet ist. Andernfalls erscheint 
es bloß als Ausdruck von Partialinteressen. 
Institutions-, Gesellschafts- und Selbst-
kritik sind ein notwendiges Element der  
Sozialen Arbeit.

Gesellschaftlich organisierte Hilfe ist nö-
tig, kann aber auch schaden, ausgrenzen, 
vernichten. Eine Soziale Arbeit, die sich als 
Profession und Wissenschaft von den Be-
dingungen der Wirksamkeit gesellschaft-
licher Hilfe versteht, wird Kritik nicht ab-
wehren, sondern interessiert und engagiert 
aufnehmen und für die Weiterentwicklung 
ihrer Wissensbasis verwenden.

Ohne die Eigenaktivität der Menschen ist 
Soziale Arbeit selbst hilflos. Hilflose Soziale 
Arbeit ist repressive Soziale Arbeit.
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Die Beiträge dieses Bandes geben einen umfassenden und systematischen Überblick über den 

aktuellen Stand der Armutsforschung in Österreich und präsentieren neueste Erkenntnisse zu 

Ursachen, Folgen und Bekämpfung von Armut. Zugleich wird ein europäischer Vergleich geboten 
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Handbuch Armut in Österreich
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Erving Goffman (Goffman 1967: 10 f.) be-
schreibt Stigmatisierung als eine „besonde-
re Diskrepanz zwischen virtualer Identität 
[Charakterisierung im ‚Effekt’] und aktualer 
sozialer Identität [dem Individuum nach-
weisbare Attribute]“: Dabei wird ein Indi-
viduum durch die soziale Wahrnehmung 
diskreditierender Eigenschaften von einer 
sozial akzeptierten Personenkategorie in 
eine andere, mindere versetzt und „von 
einer ganzen und gewöhnlichen Person 
zu einer befleckten und beeinträchtigten 
herabgemindert“. Die soziale Wirkung des 
Stigmas liegt damit in der besonderen Re-
lation zwischen einem Attribut und seiner 
Bewertung – dieselbe Eigenschaft kann 
unter verschiedenen Umständen anders 
bewertet werden. In jedem Fall führt Stig-
matisierung zu „Statusdegradierung, die 
wiederum Ausgangspunkt für Diskriminie-
rung individueller und struktureller Art ist“ 
(Maeder/Nadai 2004: 136).

Unter welchen strukturellen und situa-
tiven Bedingungen werden Menschen nun 
stigmatisiert und zu „Diskreditierten“ (vgl. 
Goffman 1967: 12)? Historisch gesehen war 
der Akt des In-Kontakt-Tretens mit institu-
tionellen Arrangements Sozialer Arbeit im-
mer auch mit Stigmatisierung und Diskredi-
tierung verbunden. Die jeweiligen sozialen 
Organisationen können strukturell als Orte 
der Transformation (vgl. Maeder/Nadai 
2004: 139) von z.B. „Armen“, „Kranken“ oder 
„Süchtigen“ zu „Diskreditierten“ verstan-
den werden, da ihnen allein durch das Auf-
suchen der Einrichtung Attribute wie „arm“, 
„krank“ oder „süchtig“ bewiesen werden. 
Dies gilt unabhängig von dem konkreten 
Verhalten in der Interaktion zwischen Sozi-
alarbeiterInnen und KlientInnen. 

Neben dieser grundlegenden Struktur für 
sozialarbeiterisches Handeln, das in institu-
tionelle Arrangements eingeschrieben ist, 
lässt die Interaktionsebene zwischen Sozi-
alarbeiterInnen und KlientInnen durchaus 
mehrere Möglichkeiten des Umgangs mit 
Stigmatisierung und Diskreditierung offen. 
SozialarbeiterInnen würden nach Goffman 
(1967: 40ff ) in ihrer professionellen Funkti-
on zur Kategorie der „Weisen“ zählen – als 
Personen, die mit der Situation der Stig-

matisierten vertraut sind und diese akzep-
tieren. Wesentliches Element dabei ist der 
aus dem Berufsethos abgeleitete Verzicht 
auf moralische Urteile (vgl. Maeder/Nadai 
2004: 139). 

Insofern sind jene Bedingungen genauer 
in den Blick zu nehmen, die – abseits einer 
stigmatisierenden Grundstruktur institu-
tioneller sozialer Arrangements –  Stig-
matisierungen auf der Interaktionsebene 
gegenwärtig verstärkt begünstigen und 
SozialarbeiterInnen auch zur Ausschlie-
ßung von KlientInnen verführen.

Zu verweisen ist hier auf gegenwärtige 
Transformationsprozesse, die unter der 
Überschrift: „Ökonomisierung des Sozi-
alen“ diskutiert werden (vgl. Foucault 2004; 
Bröckling et al. 2000; Kessl 2005). Gemeint 
ist damit, dass sich die Logik der Ökono-
mie auf alle gesellschaftlichen Bereiche 
ausdehnt und sich als zentrales strukturie-
rendes Prinzip durchsetzt. Über den Staat, 
der einer neoliberalen Regierungsrationa-
lität folgt, wird so auch das Feld der Sozi-
alpolitik und der Sozialen Arbeit neolibe-
ral überformt und in ihren fachlichen und 
politischen Möglichkeiten negativ beein-
trächtigt. 

Als wesentlicher Baustein eines „neolibe-
ralen Sozialmodells“ müssen Formen einer 
„aktivierenden Sozialpolitik“ (vgl. Dah-
me/Wohlfahrt 2005; Butterwegge 2005) 
verstanden werden, die die Ursachen und 
Verantwortung für soziale Probleme indi-
vidualisieren und auf „Zustimmung“ und 
„Freiwilligkeit“ der Menschen bauen. Ein-
gepasst in bürokratische Vorgaben sind 
es nun die diversen sozialen AkteurInnen 
selbst, die über die Vermittlung radikal-li-
beraler Wertvorstellungen wie Flexibilität 
und Selbstverantwortung an der markt-
förmigen Anpassung ihrer KlientInnen 
beteiligt sind und ihnen notfalls auch mit 
Kontrolle, Disziplinierung und Zwang zu 
gesellschaftlicher Konformität – sichtbar in 
der Regel in der Wiederaufnahme von Er-
werbsarbeit – „verhelfen“. 

Ökonomistische Kategorien der 
Stigmatisierung und Diskreditierung 
Die Ökonomisierung des Sozialen voll-

zieht sich neben Änderungen von Geset-
zen vor allem über die neuen Beauftra-
gungsverhältnisse zwischen Financiers 
und sozialen Organisationen. Wesentlicher 

Veränderte Bedingungen für stigmatisierung und  
Diskreditierung: Das neoliberale Leitbild des „homo  
oeconomicus“ und die „Ökonomisierung des sozialen“.

Ökonomische Nutzenkalküle und neue Formen 
der Stigmatisierung 

Elisabeth Hammer 
ist am Studiengang 
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Armut und soziale 
Sicherung, aktuelle Diskurse 

in Sozialpolitik und 
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Anspruch seitens der Fördergeber So-
zialer Arbeit ist es, verschiedene soziale 
Leistungen mit quantitativen Indikatoren 
zu messen, in Statistiken auszudrücken 
und vergleichbar zu machen, um so eine 
„rationale“ Zuteilung der finanziellen Mittel 
sicherzustellen. Der damit verbundene, ge-
genwärtige Druck zum kostengünstigsten 
bzw. wettbewerbsfähigsten Angebot 
lässt Effizienzsteigerungen in der Sozialen  
Arbeit so als nicht abwendbare Notwen-
digkeit erscheinen. Dies (ver-)führt – ange-
sichts des gegenwärtigen ökonomischen 
Primats – zu einer Minderbewertung fach-
licher Kriterien. Die fachlich-fundierte of-
fene Suchhaltung gegenüber KlientInnen 
oder eine unvoreingenommene bzw. un-
terschiedslose Interaktion mit KlientInnen 
werden zunehmend beeinträchtigt. Beo-
bachtet werden kann vielmehr ein Mangel 
an ganzheitlicher Wahrnehmung der Per-
son und damit die Reduktion auf einzelne 
für die sozialarbeiterische Intervention als 
relevant angesehene Aspekte der Lebens-
lage von KlientInnen (vgl. Bakic/Diebäcker/
Hammer 2007; Bakic/Diebäcker/Hammer 
2008).

So führt der „Druck der Quote“ zur Ka-
tegorisierung von KlientInnen in „gute“,  
„passfähige“ und „erfolgreiche“ oder 
„schlechte“, „nicht passende“ und „geschei-
terte“ Personengruppen. Insofern ist davon 
auszugehen, dass sich SozialarbeiterInnen 
in der Interaktion gegenwärtig stärker auf 
ökonomisierte Kategorien zur Bewertung 
von Merkmalen und Handlungen der Kli-
entInnen beziehen. Mit diesen Zuschrei-
bungen von SozialarbeiterInnen im Kli-
entInnenkontakt werden ökonomistische 
Maßstäbe wie Selbstverantwortung, Ak-
tivität, Effizienz und Produktivität betont 
und negativ bewertete Ausprägungen wie 
Passivität, Ineffizienz oder Unproduktivi-
tät als Kategorien der Diskreditierung und 
Stigmatisierung angewendet.

Besonders auch aufgrund zunehmend 
geringerer Zeitressourcen – meist institu-
tionell als unausweichlich  definiert – sind 
SozialarbeiterInnen gefordert, möglichst 
schnelle Differenzierungen der KlientInnen 
zu bewerkstelligen. In dieser Zwangslage 
ist zu vermuten, dass SozialarbeiterInnen 
auf eigene (möglicherweise moralisieren-
de) Norm- und Wertvorstellungen zurück-
greifen, die auch gegenläufig zu professi-
onellen Grundhaltungen liegen können. 
Angesichts der Hegemonie neoliberalen 
Denkens und der weiten Verbreitung 
ökonomistischer Einstellungen (vgl. Heit-
meyer/Endrikat 2008) kann dieser Rückzug 
auf eigene Normen und Werte durchaus an 
neoliberale Leitbilder, wie jenes des „homo 
oeconomicus“, angelehnt sein. 

In der Interaktion zwischen Sozialarbei-
terIn und KlientIn stoßen ökonomistische 
Attribute auch bei KlientInnen auf Zustim-
mung, insbesondere weil in unteren sozi-
alen Lagen ökonomistische Einstellungen 
und Nutzenkalküle noch stärker vertreten 
sind als in höheren sozialen Lagen, wie  
Heitmeyer/Endrikat (2008) nachweisen. 
Es ist also davon auszugehen, dass das 
Eindringen und Ausrichten an „neuen“ At-
tributen im Interaktionskontext nicht nur 
von SozialarbeiterInnen bewusst oder un-
bewusst eingebracht werden, sondern oft 
auf Akzeptanz (statt Widerstand) bei Kli-
entInnen treffen. Diese Haltung von Klien-
tInnen kann auch als Form des Umgangs 
mit erfahrener Stigmatisierung verstanden 
werden. Distinktion wird dann zum Mittel, 
um „die ganze Härte des auferlegten Stig-
mas ein wenig abzufedern, indem man eine 
Distanz zwischen sich selbst und diejenigen 
legt, auf welche die negativen Stereotypyen 
zutreffen“ (Maeder/Nadai 2004: 143).
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Am ersten Halbtag wurde im Forum 
das Thema über mehrere Schritte aufge-
rollt. Begonnen wurde mit der Selbstre-
flexion der eigenen großen Freiheit zu 
Mobilität und Migration für europäische Bürger- 
Innen.

In Kontrast dazu wurden die materiel-
len und rechtlichen Migrationsschranken 
für den größten Teil der Weltbevölkerung, 
die Erfahrbarkeit von Ungleichheit gera-
de auch in Hinblick auf Bewegungsfrei-
heit gesetzt. Die gegenwärtige Situation 
zeichnet sich einerseits dadurch aus, dass 
sich für Betroffene von Freisetzungs- und 
Prekarisierungsprozessen in der reichen 
Welt – anders als in früheren Perioden der 
Geschichte – nicht mehr die Emigration an-
bietet, dass andererseits für die massenhaft 
„Ausgegrenzten der Moderne“ (Zygmunt 
Baumann) die reichen Teile der Welt eine 
große Anziehungskraft haben. 

Das staatliche Migrationsregime ist wi-
dersprüchlich, neben völliger Öffnung für 
bestimmte Gruppen (EU-BürgerInnen) und 
der Anpreisung selektiver (qualifizierter) 
Immigration als Problemlösungsstrategie 
(eine implizite Drohung gegenüber den 
eigenen BürgerInnen) kennt es die stren-
ge Befestigung der Grenzen gegen uner-
wünschte, als gefährlich wahrgenommene 
Migration. Dieses Migrationsregime hat 
Wirksamkeitsgrenzen. Irreguläre Migrati-
on lässt sich nicht unterbinden, Abschaf-
fungen nicht realisieren, wohl jedoch die 
Lebenssituation der MigrantInnen wei-
ter verschlechtern und ihr Status und ihr 
Image beeinträchtigen. Soziale Entrech-
tung und Kriminalisierung sind Exzesse der 
Regulierung unerwünschter Migration. 

„Leben in der Schattenwelt“ (Jörg Alt) 
der irregulären MigrantInnen liefert ein be-
sonderes Beispiel verdeckter, verschämter 
Armut. Daneben gibt es aber auch inbe-
sondere in den „global cities“ (ausführlicher 
behandelt wurde dazu eine Studie über Tel 
Aviv) ganze Stadtteile, Toleranz- und Orga-
nisationsräume, wo große (zunächst) irre-
guläre Migrantengruppen sichtbar, organi-
sations- und konfliktfähig werden können. 

Am zweiten Halbtag wurde das Forum 
mit der Präsentation einer Studie über „Ar-
mutsmigrantInnen hinter Gittern“ fortge-
setzt (s.u.).

Zum Abschluss wurde versucht, einige 
politisch-praktische Schlussfolgerungen zu 
formulieren, auf drei Ebenen:

1. für die Migrationspolitik als Politik des 
bewussten sozialen Ausgleichs und der 
Armutsbekämpfung im globalen (und 
nicht nur europäischen) Maßstab, anstatt 
bloßer Abwehr von Armutsmigration

2. für den Umgang mit „Migrationspoli-
tik von unten“, mit irregulären „Migra-
tionsprojekten“ und MigrantInnen, die 
–ungeachtet einer fairen Migrationsre-
gulierung– Regeln brechen, unerlaubt 
Grenzen überschreiten

3. für den Umgang mit straffälligen Migrant-
Innen

ad 1. Für die Migrationspolitik wird die An-
erkennung der Tatsache als Ausgangs-
punkt empfohlen, dass Österreich Ein-
wanderungsgesellschaft ist, sowie die 
Bejahung auch von Entlastungs- und 
Wachstumseffekten durch Zuwande-
rung. Das Recht einer Gesellschaft, den 
eigenen Arbeitsmarkt und das Sozial-
system zu schützen und Zuwanderung 
nach Maßgabe eigener Wirtschaftsinte-
ressen zu kanalisieren (z.B. qualifizierte 
MigrantInnen auszuwählen), kann nicht 
bestritten werden. Eine großzügigere 
Aufnahme auch von Armuts- und Flucht-
migrantInnen (in einem weiteren Sinn als 
nach Genfer Flüchtlingskonvention) wäre 
jedoch ohne Gefahr für das Gesellschafts-
system und würde dem Migrationsre-
gime soziale Legitimation verleihen. 

ad 2. Ungeachtet einer geregelten Zuwan-
derung: „Unerlaubte Zuwanderung wird 
es geben, solange es weltweit Menschen-
rechtsverletzungen und Wohlstands-
gefälle geben wird. Die Mechanismen 
unerlaubter Zuwanderung wieder kann 
man durch repressive Maßnahmen zwar 
verändern, aber nicht beseitigen“ (Jörg 
Alt: Leben in der Illegalität in Deutsch-
land: Herausforderung für Staat und 
Kirche auch nach dem 11.9.2001, siehe: 
http://www.aktivgegenabschiebung.de/
links_illegal.html)
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Daher braucht es eine Politik des Umgangs 
mit „Illegalen“, die die Migrationsregeln 
verletzen. Die Grundsätze dafür sollten 
sein:

a. Keine Kriminalisierung illegaler Einreise 
und illegalen Aufenthalts per se

b. Entkriminalisierung, staatliche Duldung 
„humanitärer Beihilfe“ dazu (Akzeptanz 
der Tätigkeit von Hilfsorganisationen)

c. Achtung von sozialen Grundrechten 
auch dieses Personenkreises (kein Aus-
schluss von medizinischer Versorgung, 
Schulbildung, gewerkschaftlicher Orga-
nisation ..)

d. Bekämpfung von Ausbeutung (z.B. durch 
Schlepperorganisationen) und Schutz 
da-vor (z.B. durch Zeugenschutz)

e. Rückkehrberatung und -hilfe

ad 3. Für Migranten, die mit dem Strafrecht 
in Konflikt kommen, ist, unabhängig von 
ihrem Aufenthaltsrecht, eine Gleichbe-
handlung und die Berücksichtigung ihrer 
besonderen Bedürf-nisse im Gefängnis 
zu fordern. Verlust des Aufenthaltsrechts 
und Remigration entbindet des Strafvoll-
zug nicht von der Resozialisierungsauf-
gabe, stellt diese vielmehr neu. 

Seit dem Jahr 2001 hat sich der Belag in 
Österreichs Justizanstalten um ein Viertel 
erhöht. Im März 2006 befanden sich über 
9.000 Menschen in gerichtlicher Haft, was 
bei einer Kapazität von rund 8.000 Plätzen 
zu massivem Überbelag führt. Der Zuwachs 
geht ausschließlich auf Gefangene mit aus-
ländischer Staatsbürgerschaft zurück. Der 
Anteil der Fremden an allen Gefangenen 
lag Anfang der 1980er Jahre bei sieben Pro-
zent. Einen ersten markanten Anstieg gab 
es in den Jahren 1989 bis 1993, nach der 
Ostgrenzöffnung, auf rund ein Viertel der 
Gefängnispopulation. Dieser Anteil blieb 
bis zum Jahr 1999 relativ konstant. Seither 
steigt die absolute und relative Zahl von 
Fremden in Haft wieder stark an: Im Jahr 
2005 befanden sich knapp 4.000 Ausländer 
in Österreich in gerichtlicher Haft, ihr An-
teil an allen Insassen von Justizanstalten 
erreichte 45 Prozent. 

Bei näherer Betrachtung stammt der 
jüngste Zuwachs an fremden Gefangenen 
zu je einem Drittel aus Osteuropa jenseits 
der neuen EU-Mitgliedstaaten und aus 
Staaten Westafrikas. Das letzte Drittel tei-
len sich Personen aus den für Österreich  
typischen „Gastarbeiter“-Herkunftslän-
dern, aus der Türkei oder den Nachfolge-
staaten Jugoslawiens, und Personen aus 
den neuen EU-Mitgliedsstaaten. 

Die „Prekarisierung“ von Straftätern
Im Strafvollzug haben sich seit jeher 

Personen aus unterprivilegierten gesell-

schaftlichen Gruppen konzentriert, deren 
Arbeitsmarktferne und prekäre sozialrecht-
liche Stellung die Resozialisierungsauf-
gabe erschwerte. Inzwischen kommt bei 
immer mehr Insassen ein irregulärer oder 
unsicherer Aufenthaltsstatus in Österreich 
hinzu, was die Integrationsperspektiven 
nochmals reduziert. Unter den Gefange-
nen fremder Nationalität befinden sich 
zunehmend solche mit einem prekären 
Aufenthaltsstatus. Zwar lassen uns die 
Strafvollzugsstatistiken im Stich, was den 
fremdenrechtlichen Status der Gefange-
nen betrifft, die Indizien dafür liefert aber 
die Polizeiliche Kriminal- bzw. Anzeigen-
statistik. Der Zuwachs an Anzeigen gegen 
Fremde betrifft vor allem Fremde ohne 
Beschäftigung, Fremde mit prekärem, un-
bestimmten oder provisorischem Aufent-
halt und Fremde mit Asylwerberstatus. 
Der überwiegende Anteil der Mehranzei-
gen gegen prekär situierte Fremde betrifft 
Diebstahlsdelikte oder Drogendelikte. Es 
sind vor allem diese Gruppen polizeilich 
ermittelter Straftäter, die die neuen Gefan-
genen darstellen, die die Gefängnisse fül-
len und an den Rand einer Krisensituation 
bringen.

seit dem Jahr 2001 hat sich der Belag in Österreichs  
Justizanstalten um ein Viertel erhöht. im märz 2006  
befanden sich über 9.000 menschen in gerichtlicher 
Haft, was bei einer kapazität von rund 8.000 Plätzen zu 
massivem Überbelag führt.

Fremde im österreichischen Strafvollzug

Hinweise: 
www.irks.at/downloads/ki_2005.pdf
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Werden Fremde in Haft diskriminiert?
Grundsätzlich gilt das österreichische 

Strafvollzugsgesetz mit seinen Ziel- und 
Ausführungsbestimmungen für Öster-
reicher und Ausländer gleichermaßen. 
Einzelne Paragraphen beziehen sich auf 
Ausländer, jedoch eher im Sinne „positiver 
Diskriminierung“ durch die Zusicherung 
von Rechten und sollen insbesondere die 
Nachteile durch Fremdsprachigkeit kom-
pensieren und religiöse Bedürfnisse be-
rücksichtigen. Auch Ausländer, die nach 
der Haft in ihr Heimatland zurückkehren 
(müssen), sind während der Haft rechtlich 
grundsätzlich nicht schlechter gestellt als 
Inländer. Für Ausländer ist kein Justizvoll-
zug eigener Art oder gar „zweiter Klasse“ 
vorgesehen. 

Gesetzliche Vorgaben, die im Gegensatz 
zu „draußen“ Rechte nicht an Staatsbür-
gerschaft koppeln, und einzelne positive 
rechtliche Diskriminierungen führen ge-
meinsam mit der teilweise egalisierenden 
Wirkung „totaler Institutionen“ einerseits 
zu einer Einebnung von Ungleichheiten 
zwischen In- und Ausländern, doch der 
Mangel an Sprachkenntnis, sozialen Net-
zen und Integrationsperspektiven, von 
dem Ausländer häufig betroffen sind, wirkt 
sich andererseits auch im Gefängnis nega-
tiv aus und erzeugt Benachteiligungen, die 
nicht kompensiert werden. 

Diese strukturellen Nachteile werden 
vorwiegend durch das Ignorieren von 
Differenzen „bewältigt“. Die Bedeutung 
sprachlicher und kultureller Barrieren, die 
zu Informationsdefiziten und verminder-
ten Beteiligungschancen führen, wird ten-
denziell verharmlost. DolmetscherInnen 
spielen im Alltag im Strafvollzug kaum 
eine Rolle. Fremdsprachenkenntnisse sind 
keine entscheidende Qualifikation bei der 
Aufnahme zur Justizwache. Abgesehen 
vom „Ausländer-referat“, das derzeit eher 
an Ressourcen verliert als gewinnt, gibt es 
in der Justiz keine spezielle Ansprechstelle 
für Fragen in diesem Bereich. Die Behand-
lung ausländischer Insassen ist durch ein 
hohes Maß an Improvisation gekennzeich-
net, was zu unterschiedlichen Standards in 
verschiedenen Justizanstalten führt, etwa 
in Hinblick auf Deutschkurse für Insassen 
oder Englischkurse für BeamtInnen.

Eine erstmals ermöglichte statistische 
IVV-Auswertung verdeutlicht an den 
Beispielen Lockerungs- und Beschäfti-
gungsmaßnahmen strukturelle Benach-
teiligungen ausländischer Gefangener. So 
zeigt sich, dass ausländischen Gefangenen, 
insbesondere wenn ihnen nach der Haft ein 
Aufenthaltsverbot droht, deutlich seltener 

Vollzugslockerungen gewährt werden, die 
mit einem Verlassen der Anstalt verbunden 
sind. Österreicher dürfen im Laufe ihrer 
Strafhaft durchschnittlich an 3,4 pro 100 
Tagen die Anstalt auf Ausgang verlassen, 
Ausländer hingegen nur an 5 pro 1.000 
Tagen in Strafhaft. Beim Freigang sieht es 
ähnlich aus: Österreichern wird im Durch-
schnitt (auf die Strafhaftdauer bezogen) an 
einem von 100 Tagen Freigang gewährt, 
Ausländern durchschnittlich nur an einem 
von 1.000 Tagen. Die Statistik zeigt auch, 
dass die Situation für bestimmte Gruppen 
von Ausländern besonders schlecht ist: Fast 
niemand aus den ehemaligen Sowjetrepu-
bliken hat je ein österreichisches Gefängnis 
auf Freigang oder Ausgang verlassen.

Die Benachteiligung bei Beschäftigung 
und Arbeitsverdienst resultiert vor allem 
aus der Tatsache, dass ausländische Ge-
fangene häufiger in Untersuchungshaft 
angehalten werden, wo es weniger Be-
schäftigungsmöglichkeiten gibt und auch 
keine Verpflichtung zur Arbeit besteht. Ös-
terreicher verdienen pro Tag in Haft durch-
schnittlich mehr als doppelt so viel wie 
Ausländer. Ein anderes Vergleichsmaß, das 
die Benachteiligung im Bereich Beschäfti-
gung relativiert, erhält man, wenn man die 
gesamte Verdienstsumme nur auf die Straf-
haftzeit bezieht. Wenn man Ausländer und 
Inländer in Strafhaft vergleicht, so verdie-
nen Österreicher nur noch 1,3 mal so viel 
wie Ausländer. 

 
Neue Herausforderungen und  ihre 
Bewältigung durch die Institution
Die größten Probleme bringt derzeit 

nach Meinung der Befragten die Überfül-
lung der Anstalten, die eine adäquate Be-
treuung und Unterbringung aller Insassen 
unmöglich macht. Dass der „Überbelag“ mit 
einer Zunahme von Fremden einhergeht, 
ist eine zusätzliche Herausforderung. Man 
habe „die Kommunikation verloren“, meint 
ein Personalvertreter verunsichert. „Ver-
ständigungsschwierigkeiten“ sind nicht 
nur sprachlicher Natur. Besonders schwer 
tut man sich mit Insassen aus der ehema-
ligen Sowjetunion, wo es neben einer ge-
meinsamen Sprache oft auch am Willen zur 
Verständigung mangelt. Problematisch ist 
auch die starke Kategorisierung von Seiten 
vieler Justizbediensteter, die alle Insassen 
aus (Nicht EU)-Osteuropa wenig differen-
ziert als „die Russen“ bezeichnen und die-
ser Gruppe kollektiv eine Reihe negativer 
Eigenschaften zuschreiben.

Wo die Integration der Fremden in den 
Arbeitsprozess und somit in die Anstalt 
funktioniert, hört man wenig Klagen. Die 
Zusammenarbeit in den Betrieben, die Per-
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spektive, Jahre oder gar Jahrzehnte mit-
einander zu verbringen, und der tägliche 
Kontakt führen in vielen Fällen zu einem 
Abbau von gängigen Vorurteilen. Gerade 
mit Insassen aus Afrika kommt man gut 
zurecht, sie werden durchwegs als „ange-
nehmes Klientel“ beschrieben, als „anpas-
sungsfähig“, „arbeitswillig“, „nicht aggres-
siv“ und „künstlerisch begabt“. 

In Justizanstalten mit hohem Auslän-
deranteil ist ein gewisser Gewöhnungs-
effekt eingetreten. Die Lage wird in den 
Gesprächen normalisiert, es sei alles  „ei-
gentlich wie immer“, meint man etwa in  
Suben, einer oberösterreichischen Justiz-
anstalt mit einem Ausländeranteil um die 
70 Prozent. Man ist im Strafvollzug ge-
wohnt, sich auch an schwierige Umstände 
anzupassen, schließlich konnte man noch 
nie jemanden „annahmeverweigern“. Be-
sonders dort, wo ausländische Insassen 
gefährdete Arbeitsplätze der Justizwache 
und Standorte von Justizanstalten (oder 
deren Außenstellen) sichern, hat man sich 
gut arrangiert. Ausländische Insassen sind 
in dieser Hinsicht auch „systemerhaltend“ 
und funktional für den Vollzug, da man 
sie widerstandsloser in entlegenen Haft-
anstalten und großen Hafträumen unter-
bringt und bei ihrer Betreuung (mit Verweis 
auf bevorstehende Abschiebungen und 
Sprachbarrieren) eher einspart. In Hinblick 
auf die Bedingungen in den Heimatlän-
dern werden Standards mitunter relativiert 
und alte „verwahrende“ Vollzugsformen 
konserviert.

Der Strafvollzug hat sich als Institution 
durch die Veränderung der Insassenpopu-
lation weniger verändert, als man erwar-
ten könnte. Dass Kommunikation oft kaum 
möglich ist und der Zweck der Resoziali-
sierung bei so vielen Insassen wegfällt (da 
man Ausländer ohne Aufenthaltstitel und 
Arbeitsgenehmigung nicht in die österrei-
chische Gesellschaft reintegrieren kann), 
führt erstaunlicherweise zu keiner Sinnkri-
se. Dies legt die Vermutung nahe, dass Re-
sozialisierung bzw. „Wiedereingliederung“, 
wie es im Strafvollzugsgesetz heißt, auch 
bisher nicht der allerwichtigste Zweck von 
Gefängnissen war. In den Anstalten gibt 
es relativ wenig Wissen darüber, was mit 
den ausländischen Insassen nach der Haft 
passieren wird. Der Strafvollzug erscheint 
insgesamt wenig zukunftsorientiert, wich-
tiger ist oft die Integration in die Anstalt als 
Integrationsperspektiven nach der Haft.

Verbesserungsbedarf
Verbesserungsmaßnahmen müssen ei-

nerseits im Strafvollzug selbst ansetzen. 
Es müssten mehr Anstrengungen unter-
nommen werden, um Sprachbarrieren und 
Informationsdefizite zu beseitigen, etwa 
durch Sprachkurse für Insassen und Per-
sonal, mehrsprachige Informationsblätter 
und Anträge sowie den Einsatz von Dol-
metschern (zumindest bei den besonders 
sensiblen Ordnungsstrafverfahren und me-
dizinischen Untersuchungen). Unterschied-
lichen Standards in Justizanstalten gleicher 
Funktion sollten nach oben hin angegli-
chen werden. Justizbedienstete sollten in 
ihrer Aus- und Fortbildung im Umgang mit 
Fremden noch intensiver geschult werden. 
Information über Lebensbedingungen in 
den Herkunftsländern kann das gegensei-
tige Verständnis fördern. Wünschenswert 
wäre auch die gezielte Aufnahme von Per-
sonal mit Sprachkompetenzen und Migra-
tionshintergrund. 

Reformbedarf besteht jedoch auch auf 
kriminalpolitischer Ebene. Bei Ausländern 
werden Alternativen zur Haft seltener ge-
nutzt als bei Inländern. Da nicht integrierte 
Ausländer von den Strafverfolgungsbe-
hörden nicht immer gleich wie Österrei-
cher und integrierte Ausländer behandelt 
werden können (etwa bei der Verhängung 
der Untersuchungshaft, bei Diversion 
oder Bewährungshilfe), braucht es neue 
kriminalpolitische Konzepte für diese Tä-
tergruppen. Strafvollzug fern der Heimat 
– der wohl kaum der Re-Integration dienen 
kann, weder in die österreichische, noch in 
die Herkunftsgesellschaft – sollte so weit 
als möglich vermieden werden.

 
Dieser Bericht beruht auf der Studie „Ausländische 
Gefangene in österreichischen Justizanstalten und 
Polizeianhaltezentren“ (Hofinger/ Pilgram 2006), 
für die Interviews mit Mitarbeitern des Strafvollzug 
durchgeführt wurden und die Statistik des österrei-
chischen Strafvollzugs (basierend auf der IVV, der 
Integrierten Vollzugsverwaltung) ausgewertet wurde. 

Die Langfassung des Berichts findet sich auf   
www.irks.at/downloads/ForeignPrisoners.pdf 
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Nur zu oft kann ja beobachtet werden, 
dass die Bewertung durch die Bewohne-
rInnen dieser Viertel sich von der Außen-
sicht durch Personen, deren Eindrücke 
sich häufig überwiegend auf passagere 
Eindrücke (mehr/minder beschleunigter 
Transiterlebnisse) gründen, grundlegend 
unterscheiden. Generell aber bleibt die 
lokale Politik eher an der Außensicht und 
den hier vertretenen Positionen orientiert. 
Tatsächlich sind jedoch Maßnahmen der 
Gegensteuerung gut beraten, sich an den 
für die Innensicht relevanten Indikatoren 
auszurichten: am (noch) vorhandenen 
Potenzial, an aktuell bereits gelebten Ge-
genstrategien sowie an modellhaften Sze-
narien für einzuleitende Maßnahmen und 
steuernde Eingriffe durch die AkteurInnen 
der Stadtentwicklung/Stadtplanung.

Segregation und sind Ergebnis eines
komplexen Bedingungsgefüges
Anstelle der umgangssprachlichen 

Formulierung „schlechte Viertel“ wird im 
Fachdiskurs zumeist der weniger mora-
lische Begriff „belastete Nachbarschaften“ 
verwendet. Damit wird eine kritische 
Entwicklung im sozialen Nahraum ange-
sprochen, die insbesondere in Form von 
nachbarschaftlichen Beschwerden und/ 
oder Äußerungen der Unzufriedenheit 
bzw. Beschwerden über unzureichende 
Wohn- respektive Wohnumfeldqualität 
zum Ausdruck kommt. Gewissermaßen 
haben wir es hier mit einem prozesshaften 
Geschehen im sozialräumlichen Kontext zu 
tun, das dem dynamischen Modell einer 
Negativspirale entspricht. Für die Dyna-
mik dieser Negativspirale sind wesentlich 
zwei gegenläufige und sich wechselseitig 
verstärkende Aspekte (Push- und Pull-Fak-
toren) zu nennen. 

Im Zuge einer anfänglich normalen Fluk-
tuation der Besiedlung (durchschnittlich 
etwa 5% des Bestandes) siedeln sich ver-
mehrt/überwiegend neue Personen und 
Haushalte in diesem Umfeld an, die auf 
dem sozioökonomischen Parameter eher 
durch besondere individuelle/soziale Bela-
stungen ausgezeichnet sind (Armutshaus-
halte, Langzeitarbeitslose, MigrantInnen). 
Wir können somit von einem ausgeprägten 
Pull-Effekt sprechen, der zudem zu einem 
guten Teil von Institutionen der öffent-

lichen Hand gefördert und verstärkt wird, 
die (in falsch verstandenem Verträglich-
keitsdenken dem Image folgen) eine Ne-
gativselektion bei den Wohnungswerbe-
rInnen vornehmen und gezielt Personen 
und Haushalte zuweisen, die sich durch ein 
niedriges sozioökonomisches Profil aus-
zeichnen. Eindimensionale wohnpolitische 
Modelle sind ursächlich am Entstehen ne-
gativer Dynamik beteiligt.

Vermehrt ziehen in der Folge Personen 
mit höherer sozioökonomischer Positionie-
rung aus diesem Umfeld weg, um sich ge-
wissermaßen in sozialräumlicher Hinsicht 
zu verbessern und sich dem perspektivisch 
absehbaren Stigma der Wohnadresse zu 
entziehen. Die Absiedlung von sozioöko-
nomisch besser gestellten Mittelstands-
haushalten stellt einen Pushfaktor dar, 
der die Fluktuation im Viertel nachhaltig 
erhöht und die Dynamik des Niedergangs 
zusätzlich anheizt. Dieser Trend wird we-
sentlich durch (neo)liberale Positionen 
zur Bewerbung und mithin Förderung von 
Wohneigentum als Idealfigur mittelstän-
discher Wohnwünsche (Wohnen als Ware 
und Statussymbol) unterstützt. 

Fahrstuhleffekt durch primäre und 
sekundäre Faktoren wechselseitiger 
Verstärkung
Den strukturellen Faktoren einer fort-

schreitenden sozialen Entmischung von 
Siedlungen und/oder Stadtteilen gesel-
len sich weitere Aspekte bei, von denen 
ich glaube, dass diese eher als sekundär 
bedeutsam eingeschätzt werden können; 
denen aber gleichwohl große Bedeutung 
für Tempo und Intensität der angespro-
chenen Entwicklung auf der Negativspirale 
zugeschrieben werden muss. Demzufolge 
kommt es im Zuge der sozialen Entmi-
schung zu einer weitgehenden Verschlech-
terung der sozioökonomischen Parameter 
des Siedlungsverbundes sowie zu qualita-
tiven Einbußen.

Besonders sensibel reagieren erfahrungs-
gemäß – und aus der betrieblichen Logik 
heraus nur zu verständlich – jene Betriebe 
und Geschäfte, die zu einem wesentlichen 
Teil darauf angewiesen sind, dass ihre an-
visierte Laufkundschaft sich im näheren 
Umfeld wohlfühlt. Sobald das nicht mehr 
der Fall ist und diese Kundschaften gewis-
sermaßen die Nähe dieser Geschäfte zu 
meiden beginnen, sind die Betriebsinhabe-
rInnen klarerweise gezwungen, sich andere 
Standorte zu suchen. Die damit leergewor-
den Geschäftsflächen und Betriebsstätten 
haben inzwischen soweit an Wert verloren, 

Die Polarität „gute Viertel – schlechte Viertel“ setzt eine 
Bewertung voraus, wobei in der regel aber unklar bleibt, 
von wem diese Bewertung anhand welcher indikatoren 
vorgenommen wird. 

Wenn die Adresse zum Stigma wird
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dass sich an die Stelle eingesessener und 
etablierter Betriebe nun eher solche mit 
deutlich niedereren Erwartungen bezüg-
lich des Zielpublikums niederlassen. Dabei 
handelt es sich nur zu oft um einschlä-
gige Betriebsstätten mit eher schlechtem 
Image, prekären Arbeitsplätzen etc. An die 
Stelle von Cafés und Restaurants treten 
Take-away- und Auslieferküchen, Spiel- 
und Wettcafés. Mit dem Wertverlust der 
Liegenschaften wird damit gewissermaßen 
auch in ökonomischer Hinsicht der Raum 
dafür frei, dass sich eine Parallelökonomie 
von und für MigrantInnen etablieren kann.

Schritt für Schritt verändern diese Stadt-
teile ihr Äußeres; die öffentliche Hand tut 
ihr Übriges dazu und beginnt, das Wohn-
umfeld zu vernachlässigen. Sitz- und Auf-
enthaltsangebote in den Parks werden 
z.T. offensiv zurückgebaut. Im öffentlichen 
Raum entwickeln sich „hot spots“, d.h. Treff-
punkte von sozial auffälligen Personen. 
Öffentlicher Konsum von Alkohol bzw. ille-
galen Drogen ist ein zusätzliches äußeres 
Zeichen dafür, dass das Image dieses Stadt-
teils den Bach runter geht.

Angebote der soziokulturellen Infra-
struktur verschwinden aus dem Ortsbild, 
die Vielfalt der Nahversorgungsstrukturen 
lässt nach und das Image der öffentlichen 
Einrichtungen, wie z.B. Schulen, gleicht 
sich dem allgemeinen Wertverlust an. Die 
Anteile von Kindern aus Armuts- und/oder 
MigrantInnenhaushalten steigen überpro-
portional. Die noch im Stadtteil verbliebe-
nen Mittelstandshaushalte beginnen ihre 
Kinder für den Schulbesuch in anderen Be-
zirken umzumelden.

Wenn in weiterer Folge Vandalismus 
und Kleinkriminalität zunehmen, Jugend-
banden die Gegend unsicher machen und 
Präsenz sowie Interventionsdichte der 
Exekutive ebenso zunehmen wie die An-
zeigenstatistik, dann ist der Abstieg des 
Bezirks in ein „schlechtes Viertel“ wohl end-
gültig besiegelt.

Letztendlich sind nur mehr die im Viertel 
übriggeblieben, die nicht mobil genug sind 
bzw. die es sich nicht leisten können, sich 
ein anderes Domizil in ansprechenderen 
Verhältnissen zu suchen. Die Armutsver-
hältnisse haben sich dann in struktureller 
und sozialräumlicher Hinsicht soweit verfe-
stigt; dass endogene Potenziale und exter-
ne Hilfestellungen zur Armutsbewältigung 
nicht mehr greifen; im Gegenteil: Die Vo-
raussetzungen dafür, dass diese Armutsver-
hältnisse an die Generation der in diesem 
Viertel Heranwachsenden weiter vererbt 
werden, sind mithin mehr als gegeben.

Gezielte Einflussnahme und 
Gegensteuerung sind möglich
Es versteht sich wohl von selbst, dass 

nach Möglichkeit bereits frühzeitig inter-
veniert werden muss, um eine Chance auf 
die nachhaltige Beeinflussung der Entwick-
lung und insbesondere die Verhinderung 
des „Fahrstuhleffekts“ zu haben. Je weiter 
fortgeschritten die Entwicklung ist, umso 
schwieriger – soweit kann generell verall-
gemeinert werden – ist die Gegensteue-
rung.

Insbesondere geht es dabei um Hand-
lungsmodelle in den Aktionsbereichen von 
Politik und Verwaltung einerseits sowie der 
sozialen Arbeit andererseits. Ohne diese 
hier in aller Komplexität ausbreiten zu kön-
nen, so kann doch leicht festgestellt wer-
den, dass allen diesen Aktionsbereichen 
eine Vielzahl an Instrumentarien und 
Handlungsmodellen zur Verfügung steht, 
die mehr/minder direkten Einfluss auf die 
Stadtteilentwicklung nehmen können, so-
fern es sich dabei nicht um solitäre Schnell-
schüsse handelt, die sich dann womöglich 
wechselseitig in ihrer Wirkung aufheben.

A) Handlungsebene der Politik 
      und Verwaltung

Vergabepolitik: In erster Linie steht wohl in 
Frage, wie es um den Bestand von Woh-
nungen bestellt ist, auf deren Vergabe 
die kommunale Wohnungsverwaltung 
direkten oder indirekten Zugriff hat. 
Günstigerweise sollte dieser Anteil mehr 
als die Hälfte des Wohnungsbestandes 
ausmachen, um auf Perspektive sicher-
stellen zu können, dass sozialräumlich 
abgestimmte und gewissermaßen maß-
geschneiderte Vergabekriterien ein wirk-
sames Instrumentarium zur Steuerung 
von sozialem Mix respektive zur Gegen-
steuerung von entsprechenden Schief-
lagen darstellen können. Unabhängig 
davon ist es in dieser Situation unerläss-
lich, dass sich die Kommune respektive 
das kommunale Wohnungsamt mit den 
vor Ort maßgeblichen Wohnbauträgern 
und Verwaltungskörperschaften ins Ein-
vernehmen setzt, um eine zielorientierte 
Abstimmung von Vergabe und weiterge-
henden Maßnahmen der Wohnraumver-
waltung vornehmen und vor allem um-
setzen zu können. 

Bestandspolitik: In der einleitenden Pha-
se des Niedergangs von Stadtteilen/
Bezirken/Vierteln ist in der Regel eine 
rapide Zunahme in der Fluktuation der 
Wohnungsbelegung festzustellen. Woh-
nungen werden frei und es kommt zu 
mehr/minder langen Phasen des Leer-
standes. Dieses Alarmzeichen für den 
beginnenden Niedergang bietet jedoch 
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auch gleichzeitig die Chance für eine 
gezielte Intervention; z.B. durch die Sa-
nierung und Aufwertung von Altbauten, 
die sich im unmittelbaren Verfügungs-
bereich der Kommunen befinden. Da-
mit kann in qualitativer Ergänzung zur 
neu justierten Vergabepolitik auch die 
Akzeptanz und Bleibeorientierung jener 
Bevölkerungsteile unterstützt werden, 
die ansonsten – in Abwehr des befürch-
teten Fahrstuhleffektes – das Weite su-
chen würden.

Städtebauliche Maßnahmen: Diese steu-
ernden Maßnahmen auf der Ebene der 
Bevölkerungsstruktur müssen unbedingt 
und gleichzeitig durch weitergehende 
städtebauliche Maßnahmen unterstützt 
und abgefedert werden, z.B. durch die 
Entkernung von verdichteten Baustruk-
turen und/oder die gezielte Erschließung 
von Zwischen- und Freiräu-men für die 
Verbesserung der Wohnumfeldqualität; 
z.B. durch den Rückbau von Baukörpern, 
die eine Freiraumerschließung verhin-
dern bzw. die kommunikative Qualität 
der Siedlungsbezüge (fehlende Achsen 
und Brücken zwischen Siedlungsteilen) 
einschränken. Last but not least wird 
auf dieser Handlungsebene ein bezirk-
licher Masterplan als Grundlage für Neu-
baumaßnahmen benötigt, der schwer-
punktmäßig auch Fragen des ruhenden 
Verkehrs, der kommunikativen Bezüge 
zwischen den örtlichen Erholungsräu-
men sowie der Wohnumfeldqualität be-
antworten kann und auch für Bauvorha-
ben verbindlich sein muss, die nicht in 
der Regie der Gemeinde bzw. kooperie-
render Baugenossenschaften erfolgen. 

Wohnumfeldgestaltung: Eine zentrale Rol-
le für die Etablierung eines anregenden 
sozialräumlichen Klimas spielen Erho-
lungs- und Begegnungsräume, die auch 
im Sinne sozialer Freiräume funktionie-
ren und gewissermaßen die – auch unter 
denkbar schlechten Voraussetzungen 
– vorhandenen Potenziale und Gestal-
tungskräfte zur Entfaltung bringen. 
Ergänzend dazu bedarf es eines Geh- 
und Radwegenetzes für die fußläufige 
Erschließung der Erholungsräume und 
zur Förderung von Austauschprozessen 
zwischen den einzelnen Siedlungsteilen 
sowie mit den angrenzenden Vierteln. 
Ausgangspunkt und Voraussetzung für 
gelingende Austauschprozesse ist eine 
zielgruppenspezifische Gestaltung und 
Möblierung der Freiräume, sodass sich 
sowohl alte als auch junge Menschen, 
alleine oder in Gruppen aufhalten und 
aktiv betätigen können. Von besonderer 
Bedeutung ist es dabei, dass in diesem 

Kontext nicht darauf vergessen wird, 
dass Jugendliche hier einen adäquaten 
Platz für ihre Interessen vorfinden.

Verkehrstechnische Erschließung und 
Anbindung: Die steuernde Gestaltung 
eines Viertels, insbesondere zur Reani-
mation eines „schlechten Viertels“ lebt 
wesentlich von angepassten Maßnah-
men verkehrstechnischer Erschließung, 
unter anderem um zu vermeiden, dass 
z.B. durch überdimensionierte Durch-
fahrtswege Kommunikationshürden ver-
festigt werden und/oder auf Perspektive 
tote Zonen entstehen. Fragen wie diese 
er-scheinen insbesondere entscheidend 
dafür, ob und inwieweit es gelingt, Be-
triebsstätten und damit Arbeitsplätze 
im Revier zu halten bzw. wieder anzu-
siedeln. Ohne Arbeitsplätze im Viertel 
aber bleibt den BewohnerInnen im ar-
beitsfähigen Alter nur die Perspektive 
des Auspendelns, was einerseits das Ri-
siko von Arbeitslosigkeit und Langzeitar-
beitslosigkeit erhöht (Wer nimmt schon 
jemanden mit der Adresse!), andererseits 
jedoch unmittelbar einen Substanzver-
lust für den sozialen Nahraum nach sich 
zieht. Sind es unter diesen Vorzeichen 
doch vor allem jene Personen mit hö-
herer sozialer Kompetenz, die in letzter 
Konsequenz dann ja nicht nur für die 
Erwerbstätigkeit auspendeln, sondern 
auch für Bildung, Kultur und Freizeit an-
dere räumliche Bezüge für sich erschlie-
ßen. Im Stadtteil bleiben dann nur jene, 
die es sich aus Mobilitäts- und/oder Ar-
mutsgründen schlicht nicht leisten kön-
nen, ihren unmittelbaren Nahraum zu 
überwinden.

Soziale und soziokulturelle Infrastruktur: 
Soziales Leben im Stadtteil ist wesent-
lich abhängig von der sozialen und so-
ziokulturellen Infrastruktur vor Ort, ins-
besondere davon, inwieweit diese in der 
Lage ist, sich gewissermaßen als eigen-
ständige und interaktive Stadtteilkultur 
zu etablieren. Kindergärten und Schulen 
sind in diesem Zusammenhang ebenso 
zur Mitwirkung aufgerufen, wie Stadtteil-
bibliotheken und Veranstaltungsräum-
lichkeiten. Unverzichtbare Voraussetzung 
dafür ist aber sicherlich, dass für die Ent-
wicklung und Entfaltung dieser Stadtteil-
kultur die geeigneten Ressourcen und 
Freiräume bereit gestellt werden.

Maßnahmen zur Armutsbekämpfung: 
Sobald ein Stadtteil zu kippen und der 
Fahrstuhleffekt zu starten droht, treten 
– wie oben bereits skizziert – auch erste 
Erscheinungen einer beginnenden sozi-
alräumlichen Verfestigung von Armuts-
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verhältnissen zutage. Spätestens dann 
ist die kommunale Armutspolitik gefor-
dert, Mittel und Ressourcen für die un-
mittelbare Armutsbekämpfung bereit zu 
stellen sowie das kommunale Repertoire 
an unterstützenden Dienstleistungen zu 
mobilisieren.

B) Handlungsebene sozialer 
Arbeit und Stadtteilentwicklung
Um dem gesellschaftspolitischen Auf-

trag zur entstigmatisierenden Wirkung im 
sozialen Nahraum entsprechen zu können, 
sind die sozialen Dienstleistungseinrich-
tungen in mehrfacher Hinsicht gefordert. 
Allem voran geht es dabei wohl darum, die 
Segregationstendenzen innerhalb der sozi-
alen Dienste zumindest soweit rückgängig 
zu machen, damit sinnvolle Verknüpfungs- 
und Vernetzungsstrukturen aufgebaut wer-
den können. Nur vor diesem Hintergrund 
kann die noch eher junge und noch wenig 
etablierte Zielvorgabe einer Sozialraum-
orientierung der sozialen Dienste auch tat-
sächlich umgesetzt werden. Damit könnte 
sich auf längere Sicht eine neue und radi-
kale Form der Niederschwelligkeit sozialer 
Arbeit durchsetzen, die ernst macht mit 
dem hohen Ziel der Normalisierung – ins-
besondere auch der Lebensbedingungen 
jener Personen, die aufgrund von Armut, 
abweichendem Verhalten oder eben auch 
Abhängigkeit von bewusstseinsverän-
dernden Substanzen aus den „normalen“ 
Lebensbezügen tendenziell bis tatkräftig 
ausgeschlossen werden.

Sozialraumorientierung in diesem Sinne 
würde bedeuten, dass ganzheitliche Ange-
bote der sozialen Arbeit möglichst nieder-
schwellig in die nahräumlichen Gemein-
wesenbezüge eingebettet werden und in 
diesem Rahmen Integration fördern und der 
Tendenz der sozialräumlichen Verfestigung 
von Armutsverhältnissen entgegen wirken. 
Fachspezifische Parallelstrukturen, z.B. für 
Drogenhilfe, Familienhilfe, Straffälligenhilfe 
etc., machen in diesem Aufgabenrahmen 
wenig Sinn. Auf der Ebene der Gemein-
wesen müsste stattdessen ein integrativer 
Grundsatz gelten, der dem Dreierschritt der 
primären, sekundären und tertiären Prä-
vention auch inhaltlich und ohne Abstriche 
entsprechen kann. GeneralistInnen haben in 
diesem Kontext den Vorrang vor Spezialis-
tInnen, die es wohl auch weiterhin brauchen 
wird – im Rahmen einer sozialraumverpflich-
teten Grundstruktur sozialer Arbeit.

Bedarfs- und Potenzialanalyse, Moni-
toring – mit der Methode parteilicher Ak-
tions- und Handlungsforschung – sowie 
partizipative Angebots- und Strukturent-
wicklung in den Einrichtungen der sozi-
alen Infrastruktur, abgestimmt auf die kon-
kreten sozialräumlichen Anforderungen 
und die konkrete Entwicklungsstufe des 
bezirklichen Niedergangs, stellen Instru-
mente sozialer Arbeit dar, die in dieser Si-
tuation zuallererst gefordert sind. Allem 
voran sind die sozialen Dienste darüber 
hinaus gefordert, Diskursangebote zu set-
zen und örtliche Öffentlichkeit durch die 
systematische Forisierung des Sozialraums 
herzustellen. Zu beachten wird dabei sein, 
dass diese Öffentlichkeit nicht an den Be-
zirksgrenzen endet, sondern im Sinne 
eines brückenschlagenden sozialen Kapi-
tals auch die angrenzenden Sozialräume 
aktivierend einbezieht.

Wirkfaktoren in Stichworten
Die Stadt Salzburg ist ein ausgesprochen 

gutes Anschauungsbeispiel, z.T. für span-
nende und gut gelungene Beispiele, z.T. 
aber auch für halbherzige und/oder über-
haupt verpfuschte Ansätze. Die nähere 
Betrachtung sowohl der gelingenden als 
auch ib. der unzulänglichen Versuche gibt 
Einblick in zentrale Wirkfaktoren, die für 
ein Gelingen von besonderer Bedeutung 
sind. Dabei handelt es sich um folgende 
Gesichtspunkte:

• Informationssicherheit, Auftragssicher-
heit und Rollenklarheit der Gemeinwe-
senarbeit

• Überparteilichkeit der Unterstützungs-
struktur

• Beteiligungsqualität – sozialräumliche 
Verortung für Beteiligung und Stadtteil-
kultur

• Aktives soziales Kapital
• Zielgruppenspezifische und bedürfnis-

orientierte Angebote zur Förderung von 
Integration und Begegnung

• Nutzen für alle: Was es braucht? Viele 
kleine Win-Win-Situationen

• kollektive Formen der Armutsbekämp-
fung (Tagesstruktur, Eigenarbeit und Zu-
verdienstmöglichkeiten etc.)

• Austausch zwischen Bezirken – Brücken-
schlag 

• Stadt – Stadtteil – Beziehungsgefüge/
Durchlässigkeit und Mobilität
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CHECK-LIST –
Wie Mann/Frau es nicht machen soll
Am Beispiel einer Neubausiedlung in 

Salzburg lässt sich deutlich machen, wie 
man/frau es machen muss, damit es sicher-
lich nicht klappt:

Diese Neubausiedlung startet mit großen 
Ambitionen in der Planungsphase und rela-
tiv guten Voraussetzungen im Startprozess, 
die sich in entsprechender Medienpräsenz 
niederschlagen. Dem ArchitektInnen-Wett-
bewerb kommt große Aufmerksamkeit zu. 
Dann aber geht das Projekt im Sinne des 
Wortes baden; der Rotstift nimmt noch vor 
dem eigentlichen Start des Neubaus ver-
sprochene stadtteilrelevante Infrastruktur 
und soziale Ansprüche zurück. Es folgt eine 
massive bauliche Verdichtung und – u.a. 
aufgrund des gesunkenen Interesses an 
den angebotenen Wohnungen – eine eher 
unplanmäßige Vergabe der Wohnungen 
nach der ganz normalen Dringlichkeits-
reihung auf der Warteliste des städtischen 
Wohnungsamtes. Die Folge ist fehlende 
soziale Durchmischung respektive Konzen-
tration von Armutshaushalten. Die nach-
folgende Rücknahme der geplanten und 
angekündigten Wohnumfeldangebote tut 
ein Übriges, um letztlich die Produktions-
bedingungen für ein „schlechtes Viertel“ 
abzurunden.

Bereits kurz nach der tatsächlichen Be-
siedlung kommt es zu ersten krisenhaften 
Vorfällen und massiven Beschwerden der 
BewohnerInnen. Diese sind dann der An-
lass für nachträgliche stückweise Verbesse-
rungen bezüglich Dichte, Wohnumfeldge-
staltung und soziokulturelle Infrastruktur. 
Ein BewohnerInnenzentrum wird etabliert 
und siedlungsbezogene Gemeinwesenar-
beit gestartet. 

Im Rückblick zeigt sich, dass die struk-
turellen Fehler in der Startphase nur mit 
viel Mühe und mit eingeschränkter Wir-
kung wieder behoben werden konnten. 
Das Image einer Problemsiedlung aber ist 
inzwischen verfestigt und nicht mehr so 
ohne weiteres rückgängig zu machen.

Splitter aus der Diskussion 
In der lebhaften Diskussion werden eini-

ge zentrale Fragen aufgeworfen, die z.T. zu 
einer kritischen Auseinandersetzung mit 
den von Christoph Stojk und Heinz Schoibl 
vorgestellten Thesen führen.

Insbesondere wird der Begriff der  
Parallelökonomie als tendenziell entwer-
tend kritisiert und stattdessen die Frage 
gestellt, ob dies nicht eher als Potenzial 
und als Chance für das betroffene Viertel 
gewertet werden müsste. Dahinter steckt 
doch konkrete Arbeit; insbesondere Mi-
grantInnen erbringen damit Leistungen 
– auch für das Gemeinwesen.

Äußerst kritisch wird auch thematisiert, 
ob und inwieweit es überhaupt sachlich 
gerechtfertigt ist, bestimmte Kennziffern 
z.B. Anteil von MigrantInnen an den Be-
wohnerInnen eines Viertels als Maßstab 
dafür heranzuziehen, Bezirke und Stadt-
teile im Sinne der Diktion in „gute“ oder 
„schlechte“ Viertel zu qualifizieren. Gerade 
in dieser Frage wird dringend eine sensib-
lere Sprache eingefordert, um zusätzliche 
Stigmatisierungen vermeiden zu können.

Ein weiteres Kapitel der Diskussion dreht 
sich um die Frage der Verantwortung. 
Wenn Sozialraumorientierung eine Re-
sponsibilisierung anstrebt und den Bewoh-
nerInnen selbst letztlich die Verantwor-
tung zuschreibt, die weitere Entwicklung 
des Viertels (mit)zu bestimmen, dann wird 
letztlich die Frage offen und unbeantwor-
tet gelassen, wer denn die Verantwortung 
dafür trägt, dass es überhaupt so weit ge-
kommen ist. Es wäre doch eine zentrale 
Aufgabe für die Einrichtungen der sozialen 
Arbeit und deren MitarbeiterInnen, auch 
die Agenturen der Wirtschaft, Verwaltung 
und Politik in die Pflicht zu nehmen, die Re-
sponsibilisierung also gewissermaßen um-
zudrehen und dafür Sorge zu tragen, dass 
die notwendigen Ressourcen bereitgestellt 
und die entsprechenden Arbeitsaufträge 
erfüllbar werden. Diese Aufgabe wird von 
der sozialen Arbeit – nach Meinung einer 
Teilnehmerin – aktuell zu wenig beachtet, 
auf die Gefahr hin, dass dann absurder-
weise den Betroffenen selbst die Aufga-
be zugeschrieben wird, sich am eigenen 
Schopf aus dem Sumpf zu ziehen. 
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Christoph Stoik 
ist wissenschaftlicher 

Mitarbeiter am 
FH Campus Wien. 

Seine Schwerpunkte sind: 
Gemeinwesenarbeit, 

Sozialer Raum, Stadt- und 
Regionalentwicklung, 

Partizipation, Theorien 
und Methoden der 

Sozialen Arbeit

Die in vielen Städten der nördlichen He-
misphäre zu beobachtende zunehmende 
soziale Segregation, ist in Österreich in 
abgeschwächter Form zu erkennen. Anzei-
chen für eine zunehmende Zergliederung 
des städtischen Raums gibt es allerdings 
zahlreiche:

Die Konflikte in und um den Raum 
nehmen zu: In Wien wurden die Gebiets-
betreuungen für die städtischen Wohn-
hausanlagen eingerichtet, um Nachbar-
schaftkonflikte und Konflikte um den 
öffentlichen und halböffentlichen Raum 
in den Anlagen besser regeln zu können. 
Der Ruf nach Videoüberwachung des öf-
fentlichen Raums und von Wohnhausan-
lagen wird immer lauter (und auch teil-
weise erfüllt). Es wird diskutiert, welche 
Menschen und Gruppen in welchen Räu-
men erwünscht bzw. unerwünscht sind 
(z.B. Punks in den Einkaufstraßen, Bettel-
verbote). In vielen Städten finden Ausei-
nandersetzungen darüber statt, ob und 
wie Moscheen gebaut werden dürfen.

Diese Konflikte sind Ausdruck dafür, dass 
der Raum umkämpft ist, dass neu definiert 
wird, wer über den Raum wie verfügen darf. 
Sie deuten daraufhin, dass im materiellen 
städtischen Raum gesamtgesellschaftliche 
Transformationsprozesse sichtbar werden. 

Wachsende soziale Ungleichheiten 
schreiben sich in den Raum

Ursachen für Zuschreibungprozesse
im städtischen Raum sind komplex:
Die zunehmenden sozialen Unterschiede 

bilden sich auch zunehmend im physischen 
Raum ab. Menschen mit höherer Bildung 
verlassen tendenziell die Stadtteile, in de-
nen mehrheitlich benachteiligte Menschen 
leben. Die Gründe dafür sind unterschied-
lich: Die einen verlassen die Wohnhausan-
lage, weil sie im Vergleich zu benachbar-
ten neu errichteten Siedlungen in baulich 
schlechterem Zustand ist. Die anderen lei-

den unter dem Image eines Wohngebiets. 
Und die nächsten wollen die Kinder in eine 
Schule geben, die mehrheitlich von auto-
chthonen SchülerInnen besucht wird.

Nicht nur zunehmende ökonomische 
Ungleichheiten haben Auswirkungen auf 
Prozesse im städtischen Raum, sondern 
auch zunehmende milieuspezifische Un-
terschiede. Mit der Ausdifferenzierung von 
Lebensstilen differenzieren sich Interes-
senslagen stärker aus, auch in Bezug auf 
die Raumaneignung. Es geht nicht nur um 
Interessensgegensätze zwischen Jung und 
Alt (Jugendliche, die in einer Wohnhaus-
anlage Sport betreiben wollen und ältere 
Bevölkerung, die „ihre Ruhe haben will“). Je 
nach kultureller Herkunft wird öffentlicher 
Raum unterschiedlich genutzt. Für das au-
tochthone ArbeiterInnen-Milieu scheint 
das äußere Erscheinungsbild und der 
Ruhe- und Erholungswert des öffentlichen 
Raums im Vordergrund zu stehen. Für man-
che türkische Milieus dient der öffentliche 
Raum v.a. der Kommunikation und dem 
Feiern von Festen. Menschen aus kosmo-
politischen, mobilen Milieus nutzen den 
öffentlichen bzw. halböffentlichen Raum 
im Wohnviertel ganz anders bzw. weni-
ger, als Menschen aus Milieus mit engen 
Wohnverhältnissen, die sich viel im Stadt-
teil aufhalten. Dabei ist nicht nur die Art 
der Nutzung umstritten, sondern auch wer 
den Raum wie nutzen darf. Je heterogener 
die Bevölkerung eines Stadtteils ist und je 
knapper der Raum ist, umso größer sind 
auch die Konflikte. Also besonders in den 
Stadtteilen, in denen eher ökonomisch be-
nachteiligte Bevölkerungsgruppen leben, 
die eher dicht besiedelt sind und in denen 
viele verschiedene Milieus aufeinander 
treffen, sind die Konflikte auch um den 
Raum im Zunehmen begriffen. Diese kon-
fliktbeladenen Stadtteile gelten dann eher 
als „schlechte Viertel“. Gesamtgesellschaft-
liche Ausdifferenzierungsprozesse und zu-
nehmende soziale Ungleichheit, wird also 
sichtbar und wirksam in den städtischen 
Räumen, wobei es zu einer Festschreibung 
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seit jeher wurde die stadt in „gute“ und „schlechte Viertel“ geteilt. menschen in den „schlechten“ 
Vierteln leiden darunter aus teilen der Gesellschaft ausgeschlossen zu werden und sie leiden  
unter dem schlechten image, das ihr stadtteil hat. Es ist vom „kippen“ der stadtteile zu hören. 
Gemeint ist, dass „zu viele Ausländerinnen“ dort wohnen würden und die „Durchmischung“ nicht 
mehr gegeben sei. Diese Ethnifizierung verstellt den Blick auf die tatsächlichen Entwicklungen in 
westeuropäischen städten und auf die ursachen für zuschreibungsprozesse für stadtteile.

Herausbildung von „schlechten Vierteln“ als 
Ausdruck zunehmender sozialer Ungleichheit
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kommt: Wer in „schlechten Vierteln“ lebt, 
wird tendenziell mehr aus gesellschaft-
lichen Teilsystemen, wie Erwerbsarbeit, Bil-
dung und politischer Aushandlung ausge-
schlossen. Die, die es sich leisten können, 
verlassen die Viertel. Gentrification und 
Aufwertungsprozesse können zwar dazu 
führen, dass aus „schlechten Vierteln“ in-
teressante und gefragte Stadtteile werden. 
Allerdings werden ökonomisch benach-
teiligte Bevölkerungsgruppen in andere 
Vierteln verdrängt, die dann als „schlechte 
Viertel“ definiert werden.

Ökonomisch verwertbare 
Räume ziehen Kapital an
Neben diesen gesellschaftlichen Ver-

änderungsprozessen wirken auch andere 
gesellschaftspolitische Transformations-
prozesse: Aufgrund von Globalisierungs-
effekten und neoliberaler Entwicklungen 
verändern sich die Einflussmöglichkeiten 
von Sozial- und Stadtentwicklungspolitik. 
In der Stadtentwicklungspolitik schwindet 
die direkte Steuerfähigkeit der Politik zu 
Gunsten einer ökonomischen Steuerung. 
Kapital will dort investiert werden, wo es 
ökonomisch interessant ist. So wird der 
städtische Raum zusehends mehr in öko-
nomisch verwertbaren Raum und ökono-
misch unbedeutenden Raum eingeteilt. 
Während in den ökonomisch verwertbare 
Raum Kapital investiert wird, bleibt es dem 
Staat überlassen, öffentliche Mittel in die 
unbedeutenden Räume zu verteilen und 
die Folgekosten von der Spaltung der Räu-
me zu tragen. Es kann von einer Umvertei-
lung von Mitteln weg von benachteiligten 
Raum gesprochen werden. Ökonomische 
Verwertbarkeit nimmt  also gegenüber 
sozialintegrativen, sozialstaatlichen Prin-
zipien an Bedeutung zu.  Das verschärft 
eine räumliche Segregation. Die Entste-
hung von „schlechten Vierteln“ hat also 
auch mit ökonomischen Umverteilungs-
prozessen zu tun, die zusehends mehr der 
Gewinnorientierung von Kapitalinvestiti-
onen folgt.

Soziale Arbeit
Die Soziale Arbeit hat die Aufgabe der In-

tegration von Menschen in die Gesellschaft, 
also auch der Erweiterung von Teilha-
bemöglichkeiten auf der einen Seite, ande-
rerseits wirkt sie an der Festschreibung von 
sozialer Ungleichheit mit. Wo Soziale Arbeit 
zum Einsatz kommt, liegt ein „soziales Pro-
blem“ vor, ein Mangel. Durch sozialräum-
liche Programme, wie die Sozialraumorien-
tierung in der Jugendwohlfahrt, aber auch 
durch die soziale Stadtentwicklung wird 
nach außen sichtbar, dass ein städtischer 
Raum als problematisch definiert wird. Die 
Soziale Arbeit hat also auch die Funktion 

der Zu- und Festschreibung von Raum-
qualitäten. Aus dieser Erkenntnis heraus 
ergeben sich zumindest zwei wesentliche 
Konsequenzen: Erstens ist die Soziale Ar-
beit dazu verpflichtet, zu reflektieren, wie 
sie selbst Stigmatisierungsprozesse unter-
stützt. Sie ist gefordert, Strategien zu ent-
wickeln, Stigmatisierungsprozessen entge-
gen zu wirken. Zweitens ist Soziale Arbeit 
aufgefordert, einerseits Teilhabeprozesse 
von Menschen in „schlechten Vierteln“ zu 
befördern, andererseits, sich sozialpolitisch 
einzumischen. Soziale Arbeit muss auf Rah-
menbedingungen hinweisen, die dazu füh-
ren, dass sich soziale Ungleichheiten mani-
festieren.

Die Entstehung von „guten und schlech-
ten Vierteln“ sind verknüpft mit gesamtge-
sellschaftlichen Prozessen. Sie haben zur 
Konsequenz, dass Ungleichheiten räum-
lich manifestiert werden. Soziale Arbeit 
hat dabei ebenfalls die Funktion, die Stig-
matisierung von Räumen zu manifestieren. 
Diese Funktion ist zu hinterfragen und ihr 
entgegen zu wirken, indem Teilhabemög-
lichkeiten erweitert werden und auf sozi-
alpolitische Rahmenbedingungen Einfluss 
genommen wird.
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Im Workshop werden zentrale Aspekte 
von Ausgrenzung und Armutsgefährdung 
im Zusammenhang mit dem Erwerbssy-
stem thematisiert und dabei vor allem 
neue Entwicklungen in den Blick genom-
men. Obwohl Erwerbsarbeit nach wie vor 
den zentralen Integrationsmechanismus 
darstellt, verläuft die Trennlinie zwischen 
drinnen und draußen längst nicht mehr 
nur zwischen ArbeitsplatzinhaberInnen 
und Arbeitslosen. Insofern kommt es zu 
einem Verschwimmen vormals klarer Gren-
zen. Gleichzeitig finden sich durch neue 
Exklusionsmechanismen Gruppen vom 
Ausschluss von Erwerbsarbeit bedroht, die 
sich das früher nie hätten träumen lassen. 

War soziale Unsicherheit in den Wohl-
fahrtsstaaten westeuropäischer Prägung 
in der zweiten Hälfte des zwanzigsten 
Jahrhunderts nur an den Rändern der Ge-
sellschaft lokalisiert, weisen inzwischen 
Entwicklungen, wie die durch die Globali-
sierung forcierte Verlagerung von Arbeits-
plätzen sowie die Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes und die Zunahme atypischer, 
von eben diesem Normalarbeitsverhältnis 
abweichender, und minder geschützter 
Beschäftigungsformen, auf eine Rückkehr 
sozialer Unsicherheit in die Erwerbsarbeits-
sphäre und damit ins Zentrum der Gesell-
schaft hin. Prekarisierung, d.h. unsichere 
Arbeits- und Lebensverhältnisse und wor-
king poor, d.h. Armut(sgefährdung) trotz 
Arbeit, sind zwei neu entstandene zentrale 
Begriffe, die diese Entwicklung markieren. 

Prekär ist mittlerweile ein gebräuchlicher 
Begriff, jedoch in unterschiedlichster Ver-
wendung,  oftmals auch bedeutungsgleich 
mit atypischen Beschäftigungsformen. 
Eine verbreitete Schwäche in derzeitigen 
Auseinandersetzung mit Prekarisierung 
liegt in ihrer Konzentration auf die Be-
schäftigungsform, die uns zu eng gezogen 
erscheint. Denn zum einen sind nicht alle 
atypischen Beschäftigungsverhältnisse 
prekär, auch wenn sie – durch den Zwang 
zur Unsicherheit – ein prekäres Potential 
enthalten, zum zweiten sind die sozialen 
Folgen auch von den subjektiven Verar-
beitungsformen und damit verknüpft den 
individuellen Ressourcen abhängig, und 
drittens ist Prekarität und damit Armuts-
bedrohung auch im so genannten Norma-
larbeitsverhältnis zuhause – etwa in den 
Niedriglohnbranchen. 

Die Frage der Ausgrenzung – also die 
Frage nach sozialer Desintegration bzw. 
Integration in und durch Erwerbsarbeit 
– reicht über die engere Definition von  
Prekarität hinaus. Nach einem groben  
Raster (Dörre et al. 2005) lassen sich mit 
Blick auf Erwerbsarbeit folgende Dimensi-
onen sozialer Integration/Desintegration 
ausweisen:  

Am Beispiel von „älteren“ Arbeitslosen 
und prekärer Erwerbstätigkeit in der Kre-
ativwirtschaft werden neue Aspekte von 
Ausschluss- und Armutsbedrohung be-
handelt. Am Beispiel von „älteren“ Arbeits-
losen wird gezeigt, wie das Abwälzen von 
Marktrisiken auf die Beschäftigten in der 
Arbeitswelt zu Rahmenbedingungen führt, 
die eine Ausgrenzung von Älteren zu Folge 
haben und darüber hinaus Alter zu einem 
Stigma am Arbeitsmarkt werden lassen. 
An den hochqualifizierten Kreativen wird 
deutlich, dass soziale Unsicherheit und 
Prekarität wirklich bereits den Kern der 
Gesellschaft erreicht haben und dass Inte-
gration in und durch Erwerbsarbeit nicht 
mehr automatisch und durchgängig ge-
währleistet ist. Es zeigt sich aber auch, dass 
soziale Folgen von prekarisierter Erwerbs-
arbeit nicht zuletzt auch von subjektiven 
Verarbeitungsformen und vor allem der 
Verfügbarkeit individueller, familialer und 
sozialer Ressourcen abhängt. Hier kommt 
wieder soziale Herkunft und Klassenlage 
und damit auch die Reproduktion sozialer 
Ungleichheit ins Spiel. 
Literatur: Dörre, k.; kraemer, k., speidel, f. (2005): Prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse – ursache von sozialer Desin-
tegration und rechtsextremismus? Endbericht. november 
2005. teilprojekt 2 im forschungsverbund „Desintegrations-
prozesse – stärkung von integrationspotenzialen einer mo-
dernen Gesellschaft“. ms: Jena/recklinghausen.

Verkehrte Arbeitswelten – vom Verschwimmen der Grenzen  
zwischen drinnen und draußen: Neue Aspekte von Ausgrenzung im  
deregulierten Kapitalismus

Integrationsdimensionen Integrationsmodus Desintegrationsmodus

Reproduktive Dimension Sichere, unbefristete Be-
schäftigung, Einkommen 
oberhalb des soziokul-
turellen Minimums

Einkommen am oder 
unterhalb des Existenz-
minimums; unstete, 
befristete Beschäftigung.

Sinnhaft-subjektbe-
zogene Dimension:

Sinnproduktion über 
Arbeitsinhalte

Blockierte Sinnproduktion

Sozial-kommunikative und 
Anerkennungs-Dimension:

Befriedigende Sozialbe-
ziehungen, Integration 
Stammbelegschaften;

Unbefriedigende 
Sozialbeziehungen; 

Planungsdimension Möglichkeiten zu länger-
fristiger Lebensplanung

Zwang zu kurzfristiger, 
reaktiver Lebensplanung;
Verlust der Zukunftsperspektive

Statusdimension: Feste, gesellschaftlich 
anerkannte Statusposition

Statusinkonsistenz

Vertragsdimension: Vertragssicherheit über 
kollektive Statusrechte

Individuelle Ver-
tragsunsicherheit
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 Die Bildinterpretation soll zeigen, wel-
che impliziten Botschaften mit Bildern im 
Rahmen von Spendenkampagenen ver-
bunden sein können und auch bei einem 
„flüchtigen“ Blick wirksam werden. Impli-
zite Bildbedeutungen bzw. der implizite 
Bildsinn wird deutlich, wenn das Bild als 
Zusammenwirken seiner verschiedenen 
Elemente betrachtet wird. 

Bitte schauen Sie sich dieses Bildsegment 
an, lassen Sie Assoziationen dazu schweifen 
und stellen Sie Vermutungen zu den mög-
lichen Bedeutungen dieser rosa Schleife 
bzw. zu ihren möglichen Bildkontexten an. 
Tun Sie das, auch wenn Sie schon wissen, 
in welchem Bildzusammenhang diese kon-
krete Schleife steht. Zum Beispiel: 

diese rosa Schleife kann bildlich 
- als ein Symbol dienen – die Farbe erin-

nert an jene Schleifen, die für Aids oder 
Krebs stehen, seine Form ist jedoch un-
terschiedlich 

- sie könnte jedoch auch ein Accessoire ei-
ner Mädchenkleidung, eines Haustieres, 
etc. darstellen.

- es könnte auch eine Schleife um ein Ge-
schenk sein. 

Was sehen Sie jetzt? 
- Teile des Gesichtes einer Frau 
- schwarze Hautfarbe 
- Sie haben vielleicht Mund und Lippen 

bemerkt, die Ihr Auge angezogen haben 
- oder die durch einen Lichtglanz hervor-

gehobene Stirn, die Frisur 
- oder: dass die Augen nicht sichtbar sind

In Verbindung mit der abfallenden rech-
ten Schulter sehen wir einen leicht nach 
links geneigten Kopf – es entsteht ein Aus-
druck von Zaghaftigkeit, Bescheidenheit, 
fast Demut. 

Was sehen Sie jetzt in Kombination mit 
der rosa Schleife und dem Gesicht, den 
Schultern der Frau? 

Offensichtlich sind die Augen verborgen. 
Es gibt keinen Augenkontakt zu „uns“, den 
Betrachtern, obwohl das Gesicht und der 
Körper „uns“ zugewandt sind. Unsere Bli-
cke bleiben unbeantwortet. 

spendenkampagnen, die mit Bildern arbeiten, lösen viel-
fältige Assoziationen aus. Die folgende Bildinterpretation 
will implizite Botschaften deutlich machen. Eine exempla-
rische Analyse und Einladung zum mitinterpretieren.

Bildbotschaften in Spendenkampagnen – 
eine exemplarische Analyse

Roswitha Breckner 
ist am Institut für Sozio-
logie der Uni Wien tätig. 
Ihre Forschungsgebiete 
sind Methodologie und 

Methoden interpretativer 
Sozialforschung (insbe-

sondere Bildanalyse). 
Arbeiten zu Migration 
und Biographie sowie 

Feministischer Theorie 
und Gender
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Der Hintergrund ist dunkel, fast schwarz 
– es ist keine zeitliche, örtliche oder sozi-
ale Situation zu sehen. Das Bild zeigt nicht 
jemanden bestimmten in einer konkreten 
Umgebung. Vielmehr typisiert es eine Per-
son als „Frau“, „blind“, „schwarz“ – und nicht 
zu übersehen: auch als „hübsch“. 
Es bleibt eine Irritation bezüglich der Be-
deutung der rosa Schleife. 

Ist die schwarze Frau eine (gesundheitliche) 
Gefahr oder ein Geschenk? Wenn letzteres, 
von wem an wen? Unterstreicht die Schlei-
fe, wie hübsch die Frau ist? Oder verbirgt 
sie lediglich ihre Augen, ihren Blick und da-
mit auch ihre Subjektivität?

Was fügt der Text den Bildbotschaften hin-
zu? Zu lesen ist: „Licht für die Welt – Schen-
ken Sie einem blinden Menschen der Drit-
ten Welt das Augenlicht – mit einer Spende 
von 30 Euro. Danke.  PSK 92.011.650  www. 
Licht-fuer-die-welt.at“. In der kleinsten Zei-
le lesen wir: „mit freundlicher Unterstüt-
zung von Croma Pharma GmbH“ – eine 
Firma, die u.a. augenärztliche (ophthalmo-
logische) Produkte herstellt. 
Mit dem Text wird eine der möglichen 
Bildbedeutungen fixiert: es geht um eine 
Spende, die bildlich (durch die Schleife) als 
„Geschenk“ dargestellt wird. Die Schleife ist 
um das Gesicht, den Kopf einer Frau gebun-
den, die im Bild den BetrachterInnen zuge-
wandt ist. Dadurch wird jedoch sie implizit 
als „Geschenk“ dargestellt. Offen ist immer 
noch, von wem an wen. Zugleich wird mit 
der Schleife ihre Bedürftigkeit markiert. 
Bedürftigkeit wird assoziativ mit Blindheit, 
Frau-Sein, dunkler Hautfarbe und dunklem 
Hintergrund dargestellt. All dies ist textlich 
verbunden mit „dritter Welt“.  

Wenn wir dieses Bild anschauen wird 
„schlagartig“ deutlich, ohne dass dies ge-
sagt werden muss, dass „sie“ in Not sind 
– und nicht „wir“. Not wird mit Fremdheit 
in Verbindung gebracht, indem Hautfar-
be und Gesicht als körperlicher Ausdruck 
eingesetzt wird um Distanz, oder gar eine 
trennende Grenze zwischen „uns“ und „ih-
nen“ zu schaffen. Durch diese Differenz 
bzw. Grenzziehung befinden „wir“ uns nicht 
nur auf der „gesunden“, sondern auch auf 
der „wohlhabenden“ Seite, während „sie“ 
„blind“, „arm“ und „bedürftig“ sind. Gleich-
zeitig sind „sie“ „hübsch“ (Mund – Schleife), 
also wert, „angeschaut“ zu werden. Und 
„wir“ können „sie“ anschauen oder gar an-
starren, ohne dass „sie“ zurückblicken. 

In diesem Zusammenhang könnte die 
Schleife durchaus ein Geschenk symboli-
sieren – wenn auch entgegen den Intenti-
onen der PlakatproduzentInnen. Für unsere 
großzügige Spende werden wir mit der Ge-
wissheit beschenkt, auf der „besseren Seite 
des Lebens“ gelandet zu sein. Werden „wir“ 
darüber hinaus auch mit einem „hübschen“ 
„weiblichen“ Anblick beschenkt, der unse-
re ästhetischen Bedürfnisse befriedigt? 

Wenn wir dieses Bild in dieser Perspektive 
sehen, sehen wir eine typische koloniale 
Vorstellung, die – vermutlich bzw. hoffent-
lich nicht bewusst – in die Bildgestaltung 
einer Kampagne zum Sammeln von Spen-
dengeldern für ein christliches Dritte-Welt-
Projekt, die Christoffel Blindenmission, 
eingeht. Die dargestellte Person wird im 
Status eines Objektes und nicht als Sub-
jekt in einer konkreten Lebensumgebung 
gezeigt. Das Bild suggeriert einen ethnisie-
renden und vergeschlechtlichenden Blick 
seitens der BetrachterInnen.
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Kommentar von Gabriel Müller, Leiter Öffentlichkeitsarbeit 
von Licht für die Welt: In der Kürze und Prägnanz jeder Wer-

bebotschaft liegt die Kraft. Das Sozialsujet „Geschenk Augenlicht 
- afrikanische Frau mit rosa Augenschleife“ von „Licht für die Welt“ 
besticht durch eine feine Ästhetik mit positiver textlicher Auflö-
sung. Es in Einzelteile zu zerlegen ist vielleicht wissenschaftlich 
interessant, verzerrt jedoch die in sich ruhende Ästhetik wie auch 
die kombinierte Botschaft, die sehr wohl - und nicht versteckt - zu 
Spenden für blinde Menschen in den Armutsgebieten unserer Erde 
einladen soll. Viele sozial engagierte Menschen in Österreich sind 
dieser Einladung gefolgt, weil sie gerne augenkranken und blinden 
Menschen in Entwicklungsländern helfen möchten. Das heißt: Die 
soziale Botschaft ist angekommen. Wir sind mit dem Sozialsujet 
überglücklich und unserer Werbeagentur BBDO Austria, die uns pro 
bono mit Kreativleistungen unterstützt, sehr dankbar. 
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 Das Hauptproblem dabei liegt gleich am 
Anfang der Planung – abgesehen von den 
mangelnden finanziellen Mitteln – in der 
Frage der Zielgruppe: Nach wem richtet 
sich die Ausrichtung meiner Kampagne? 

Klingt einfach, klar. Im Mittelpunkt ste-
hen die Betroffenen, und nach ihnen muss 
sich meine Kampagne richten. Doch zu-
meist haben sie selber keine Stimme, also 
wer bestimmt was in ihrem Sinn ist? Der 
Vorstand, die Mitglieder oder Mitarbeiter-
Innen des Vereins? Prinzipiell ja, hat aber 
zwei Nachteile: Oft sehen sie die Inhalte 
nur aus der Innensicht und haben zudem 
wenig Vorstellung, was kommunikativ 
möglich ist und was nicht. Und der Köder 
muss nun mal dem Fisch schmecken und 
nicht dem Angler. 

Also brauchen wir Know-How von außen 
– von Agenturen oder WerberInnen, die di-
ese Außenwelt kennen und wissen, was bei 
der Bevölkerung ankommt. Ihre Motivation 
ist klar und – wenn man sie kennt und da-
mit umgehen kann – auch legitim: Werbe-
preise gewinnen, in Kreativ-Rankings, die 
die Branche bestimmen, ganz nach oben 
kommen. Und mit Sozialthemen lässt es 
sich nun mal kreativer sein als mit Super-
markt-Werbung. 

Druck von allen Seiten
Dann sind da noch die SponsorInnen – 

die man oft braucht, um Kampagnen mög-
lich zu machen. Denn selbst wenn man es 
schafft, Gratis-Werbefläche zu bekommen, 
so sind doch noch Produktionskosten 
da, die bezahlt werden müssen – und das 
funktioniert idealerweise über Sponso-
rInnen. Doch sie haben natürlich auch ihre 
Ziele und Vorstellungen: Für sie muss sich 
das Sponsoring rechnen, d.h. sie wollen es 
durch entsprechenden medialen Gegen-
wert von der Steuer absetzen können, und 
das ist in Österreich mit dem sogenannten 
„Sponsoring-Erlass“ möglich. Natürlich 
wollen sie auch oft Gutes tun, das ist nicht 
abzusprechen, doch letztendlich bleibt ein 
Unternehmen ein Unternehmen und keine 
Hilfsorganisation, daran ist nicht zu rütteln.

Dem Dilemma nicht genug, sind da 
auch noch die Medien. Ihre Motivation ist 
es, gute Storys zu bekommen, d.h. meine 
Kampagne sollte möglichst auch diese lie-
fern, um nicht nur als bezahlte Anzeigen 
sondern auch noch idealerweise redaktio-
nell unterzukommen. Doch dazu muss ich 
die Welt der Medien kennen, muss wissen, 
worauf sie abfahren, und die so genannten 
Nachrichtenfaktoren wie Aktualität oder 
Personalisierung kennen, schlichtweg: ich 
muss wissen, wie ich meine Kampagne zu 
einer Geschichte verpacke. 

Handelt es sich bei meiner Kampagne 
um eine Fundraising-Kampagne, die nicht 
primär Aufrütteln oder Aufklären zum Ziel 
hat, sondern Spenden generieren will, dann 
muss ich meine Botschaften auf dieses Mi-
nimum reduzieren und noch emotionaler 
werden. Das Ergebnis: Oft suggerieren 
Kampagnen, dass mit Spenden politische 
Ziele erreicht werden, z.B. das Problem der 
Armut in Österreich gelöst werden kann. 
Man gerät dabei in die Gefahr, den Staat 
aus seiner Pflicht zu nehmen, indem man 
das Problem mit einem Spendenaufruf zu 
„lösen“ versucht.

Ist der Fokus wiederum zu stark auf der 
Kreativität, gibt man dem Druck der Agen-
turen zu sehr nach, sind die Kampagnen 
oft zu abgehoben und passen weder zum 
Ziel noch zur Organisation, d.h. sind weder 
authentisch noch zielführend. So manche 
der Kampagnen der letzten Jahre sind so 
am Ziel vorbeigeschossen und wurden von 
den Kommunikationsverantwortlichen der 
Organisationen eher mit Hängen und Wür-
gen genommen – besser eine Kampagne 
als gar keine Kampagne, ist die Devise. 

Ist der Fokus zu stark auf der Innensicht, 
sind die Kampagnen zu intellektuell und 
funktionieren nicht. Oft sind sie zudem viel 
zu textlastig. Wenn man bedenkt, dass man 
im Normalfall genau eine Sekunde Zeit hat, 
um ein Plakat zu sehen und zu verstehen. 
Da ist kein Platz für große Erklärungen. 

Im Extremfall sind Kampagnen nicht nur 
am Ziel vorbeigeschossen, sie können so-
gar mehr anrichten als bewirken, bis hin 
zur Stigmatisierung und Entwürdigung der 
Betroffenen. Und – sie können Vorurteile 
noch verstärken, anstatt zu helfen. Dies 
kommt z.B. bei so manchen Kampagnen 
vor, die die afrikanische Bevölkerung zum 

Welche organisation kennt das nicht: sie wollen bzw. 
müssen kommunizieren, um ihre ziele zu erreichen – sei 
es politische Veränderung, gesellschaftliche Verände-
rung oder aber ganz einfach, um die mittel zu bekom-
men, um ihre Arbeit machen zu können.

Das Dilemma der Sozialkampagnen
Über die enge Gratwanderung zwischen Mitleid und Verantwortung

Gabriele Faber-Wiener
 ist Director für Public und 

Non-Profit Kommunika-
tion bei Trimedia Austria, 

einer der führenden 
PR-Agenturen Österreichs. 

Zuvor war sie 20 Jahre in 
Non-Profit-Organisationen 

tätig
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Ziel haben. Sie bewirken, dass das ohnehin 
schiefe bis falsche Afrika-Bild, das in Euro-
pa und somit Österreich herrscht, noch ver-
stärkt wird, dass „die da unten“ noch mehr 
als Opferlämmer abgestempelt werden. 

Die Lösung: Mehr Selbstbewusstsein 
und Know-How
Wie schafft man nun die Quadratur des 

Kreises, wie komme ich aus diesem Dilem-
ma heraus? Die zwei Schlüsselworte heißen 
Selbstbewusstsein und Know-How. NPOs 
sind die 3. Macht im Staat, sie spielen eine 
immense Rolle in der Bevölkerung, sie ha-
ben Einfluss auf die Politik – doch sie sind 
immer noch viel zu bescheiden. In anderen 
Ländern sieht das ganz anders aus, den-
ken wir nur an den angloamerikanischen 
Raum, aber auch an Frankreich oder die 
Niederlande, wo NPOs eine tragende Rolle 
spielen. In Österreich haben NPOs immer 
noch das Image der lieben und netten Gut-
menschen, denen man Geld gibt, damit 
sie etwas Gutes tun – die Worte „professi-
onell“ und „Know-How“ werden nur selten 
mit NPOs in Verbindung gebracht – dabei 
sind sie es, die die viel schwierigeren Be-
dingungen zu meistern haben. Sie müssen 
mangelnde finanzielle Ressourcen oft mit 
noch viel mehr Kreativität und Know-How 
aufwiegen – auch in der Kommunikation. 

Das gilt es zu bedenken, wenn man an 
PartnerInnen und AnsprechpartnerInnen 
herantritt – mehr Selbstbewusstsein, sowohl 
gegenüber Werbeagenturen als auch gegen-
über SponsorenInnen. Gerade in Zeiten von 
Corporate Social Responsibility, wo ganz-
heitliches Denken und soziale Anliegen von 
vielen für sich reklamiert werden, sind NGOs 
wichtige Player in der Gesellschaft. 

Ecken und Kanten zeigen
Dieses Selbstbewusstsein gilt es zu le-

ben: Zeigen Sie Ecken und Kanten! Denn 
wer sich nicht aus dem Fenster hängt, der 
wird übersehen. Das gilt auch bei der Me-
dienarbeit: Klare Grenzen haben und diese 
auch kommunizieren. Gerade als NGO ist 
man oft Druck ausgeliefert, vor allem von 
Seiten der Medien und der Politik. Ethik 
und Prinzipien sollten dabei kein Schlag-
wort sein, sondern sind gerade für NGOs, 
deren Image ihr Kapital darstellt, das Um 
und Auf.

Know-How – der Schlüssel zum Erfolg
NGOs ziehen international immer mehr 

Spitzenkräfte an. Ein Fünftel der Harvard-
AbsolventInnen geht mittlerweile in den 
sogenannten 3. Sektor – obwohl sie als 
Top-Leute in der Wirtschaft ein Vielfaches 
verdienen könnten. 

Dieser Trend lässt sich auch in Österreich 
feststellen, auch in der Kommunikation. 
Immer mehr NGOs leisten sich gute PR-
Leute mit entsprechender Ausbildung, im-
mer mehr nehmen auch externe Beratung 
in Anspruch. Dieses Know-How zu entwi-
ckeln, ermöglicht letztendlich auch, aus 
dem Dilemma herauszukommen und ent-
sprechende Kampagnen zu entwickeln. 

Kampagnen, die nicht nur wie bisher mit 
klassischen Mitteln wie Plakat und Inserat, 
sondern vor allem auch mit anderen, dem 
Thema gemäßen Medien arbeiten. Nicht 
alle Kampagnen brauchen Plakate und In-
serate, gerade das Web 2.0 ermöglicht viele 
neue Formen der Kommunikation, die ge-
rade für NPOs wie gemacht sind. Detto der 
Bereich der kreativen PR, der symbolischen 
Aktionen. 

Hier ist noch ein großes Entwicklungs-
potential, und wer, wenn nicht NPOs, sind 
prädestiniert dazu, dieses Potential auszu-
schöpfen und aus dem Nachteil einen Vor-
teil zu machen?
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mehr...

…Selbstbewusstsein
(gegenüber Agenturen und 
Medien, NPOs sind 3. Macht 

im Staat!) 

…Trends nutzen, 
Brücken bauen

(CSR, Menschen abholen,
wo sie stehen)

…ethische Grenzen 
kommunizieren 

(gegenüber Medien u. Politik)

…Know How 
in Kommunikation 

(Medien, PR, Fundraising)

…Authentizität zeigen

…Ecken und Kanten zeigen

Betroffene
Ziel: Hilfe, Würde, 

Gleichberechtigung

Werbeagenturen
Motivation: Kreativpreise (90%)

SpenderInnen
Ziel: Spenden, 5Bs

Medien
Motivation: Gute Storys, 5B: 

Evtl. SponsorenMotivation: 
Präsenz, (Gutes Tun)

Politik Bevölkerung

Wer bestimmt bei sozialkampagnen – nach wem richte ich mich?

Die Quadratur des kreises – wie schaffe ich das?
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Neoliberale Menschenbilder in 
der Ökonomie
Für den liberalen Ökonomen und Nobel-

preisträger Friedrich August Hayek war die 
Diagnose eindeutig: „ungleichheit ist nicht 
bedauerlich, sondern höchst erfreulich. sie ist 
einfach nötig. Gerade die unterschiede in der 
Entlohnung sind es, die den einzelnen dazu 
bringen, das zu tun, was das sozialprodukt 
erst entstehen lässt. Durch umverteilung läh-
men wir diesen signalapparat. Diejenigen, 
die die reichen attackieren, vergessen, dass 
die meisten von ihnen im Verlaufe des reich-
werdens Arbeitsplätze schufen und so mehr 
Leuten geholfen haben, als wenn sie ihr Geld 
den Armen gegeben hätten“ (Hayek 1981).

Sein Menschenbild changiert stillschwei-
gend zwischen dem eines tüchtigen Un-
ternehmers und eines bedürftigen Ar-
beitssuchenden. Die Argumentation muss 
inkohärent bleiben. Denn das geläufige 
Diktum, die Reichen müssten reicher wer-
den (sonst investieren sie nicht) und die 
Armen müssten ärmer werden (sonst ar-
beiten sie nicht), operiert mit unterschied-
lichen Verhaltensannahmen von Armen 
und Reichen. Während für das Glück der 
Vielen ein – zumeist schlecht bezahlter – 
Arbeitsplatz genügen soll, bedarf es bei 
den Erfolgreichen massiver monetärer 
Anreize bei der Entlohnung. Für diese di-
vergierenden Arm–Reich-Menschenbilder 
beim Thema der Ungleichheit gibt es keine 
rationale Begründung.

 „Das thema Gerechtigkeit wird bei uns 
leider völlig falsch diskutiert. Den Armen 
und schwachen zu helfen ist ein Gebot der 
mitmenschlichkeit. Gerechtigkeit ist aber vor 
allem Chancengleichheit und Leistungsge-
rechtigkeit, nicht Gleichheit im Ergebnis. Wir 
aber schauen immer nur auf die Verteilung. 
Dabei lässt sich doch nur verteilen, was zu-
vor erarbeitet wurde. und damit möglichst 
viel erarbeitet, also der zu verteilende kuchen 
möglichst groß wird, muss sich Leistung loh-
nen“ meint Herr Josef Ackermann, CEO der 
Deutschen Bank. Wieder stößt man auf ein 
widersprüchliches Menschenbild. Für die 
einen (vermutlich Leute wie Ackermann) 
muss sich Leistung lohnen, die anderen 

sollen sich hingegen begnügen bzw. lei-
sten eben nichts, denn sonst wäre die Ein-
kommensungleichheit ja nicht so groß.

Ungleichheit in der Ökonomie
Für die Soziologie ist soziale Ungleich-

heit ein Schlüsselthema, die Frage nach 
dem Ursprung der Ungleichheit war histo-
risch sogar die erste Fragestellung der so-
ziologischen Wissenschaft (Rehberg 2006). 
In der ökonomischen Literatur ist das In-
teresse am Ungleichheitsthema hingegen 
diffuser und heterogener. 

Manche ÖkonomInnen – wie etwa Mar-
tin Feldstein – meinen, dass Ungleichheit 
gar kein Thema für die Ökonomie sei. Ar-
mut ja, aber Ungleichheit nicht, denn eine 
bestimmte Einkommensungleichheit wäre 
als Leistungsanreiz unvermeidlich, da sonst 
die individuellen Anstrengungen reduziert 
würden. Sollten also alle etwas dazube-
kommen, läge doch offensichtlich kein 
Problem vor, da ja auch die Armen besser 
gestellt wären.

Der übliche ökonomische Befund lautet 
demnach, Ungleichheiten sind gerechtfer-
tigt, wenn sie zum Wohlstand einer Gesell-
schaft beitragen. Solange Ungleichheiten 
zu Wirtschaftswachstum führen, seien sie 
sogar wünschenswert. Der amerikanische 
Philosoph John Rawls hat diese Sicht ein-
geschränkt. Ungleichheiten seien nur dann 
gerecht, wenn sie die Lage der Armen ver-
bessern. Eine Anhebung des durchschnitt-
lichen Wohlstands einer Gesellschaft reiche 
nicht aus, denn die Vorteile der Ungleich-
heit müssen den Bedürftigen zukommen.

ÖkonomInnen interessieren sich vorran-
gig für den Zusammenhang von Ungleich-
heit und Wirtschaftswachstum. Ungleich-
heit sei schlecht für Wachstum, betonte die 
Weltbank nun in ihrem Weltentwicklungs-
bericht 2006. Dies ist eine relativ neue Po-
sition in der ökonomischen Wissenschaft. 
Damit bleibt Gleichheit trotzdem einem 
instrumentellen Verständnis verhaftet und 
wird nicht intrinsisch, als Wert an sich, be-
gründet.

Soziale Ungleichheit ist in weit gerin-
gerem Ausmaß ökonomisch erforscht als 
Armut. Bei Ungleichheitsfragen ist auch 
die methodische Problematik anders ge-
lagert (Jenkins/Micklewright 2007). Verg-
lichen werden müssten Armut mit Reich-
tum, Inklusion mit Exklusion, Überfluss mit 

Ökonomische urteile stehen in einem historischen und 
sozialen kontext und reflektieren immer auch gesell-
schaftliche Auseinandersetzungen um macht, Werte 
und interessen.

Ökonomie als Mentorin ungleichheitsfördernder 
Politik? Für ein Bilderverbot in der Ökonomie
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Mangel, Privilegien mit Benachteiligungen. 
Damit eine solche Zusammenschau ge-
lingt, wäre ein theoretisches Konzept un-
umgänglich. 

Es gibt zwar seit kurzem eine Vielzahl 
von methodischen Studien zur Messung 
von Ungleichheit und den damit einher-
gehenden Datenproblemen (für einen 
Überblick siehe Milanovic 2004). Soziale 
Ungleichheit bleibt aber schwer zu bestim-
men. Welche Dimensionen (Einkommen, 
Vermögen, Gesundheit, Lebenschancen, 
…) sollen herangezogen werden? 

Einkommen ist nicht nur eine Ressource 
für Ausgaben, sondern auch gesellschaft-
licher Maßstab von Anerkennung. Und 
Ungleichheit ist verwoben mit Fragen der 
Achtung und des Respekts. Zumeist liegt 
der Fokus in der ökonomischen Analyse 
dateninduziert auf Einkommensungleich-
heit. Vermögensungleichheit wird erst 
in letzter Zeit aufgrund des Vorhanden-
seins von Haushaltsbefragungen verstärkt  
analysiert. 

Seit langem wird Kritik am Menschen-
bild des rationalen, nutzenmaximierenden 
homo oeconomicus geübt. Es sei unrealis-
tisch und einseitig. Die Bedeutung von so-
zialen Normen für ökonomische Entschei-
dungen wurde vernachlässigt. 

Wie die Naturwissenschaften haben 
die Sozialwissenschaften ein Interesse, 
Gesetze zu formulieren, die Prognosen 
ermöglichen. Eine strikte Trennung von 
Subjekt und Objekt, wie sie die Naturwis-
senschaften kennzeichnet, ist jedoch nicht 
möglich. Die Volkswirtschaftslehre hat 
jene soziale Welt zum Gegenstand, an der 
sie selbst Anteil nimmt. Objektivität in der 
Ökonomie kann daher nur in Abhängigkeit 
von den erkenntnisleitenden Interessen 
konzeptualisiert werden. 

Eine auf sich selbst fixierte Ökonomie 
vernachlässigt aber die Analyse sozialer 
Prozesse. Ihr Kennzeichen ist ein mathe-
matischer Formalismus. Es wird nicht ein-
mal versucht, die Oberflächenphänomene 
des Kapitalismus zu dechiffrieren. Fragen 
nach der Bedeutung von Forschungsresul-
taten für die soziale Wirklichkeit werden 
zurückgewiesen oder durch ad hoc Über-
zeugungen ersetzt. Die modellierten Indi-
viduen haben nichts mit realen Menschen 
zu tun, und die Beurteilungskriterien des 
wissenschaftlichen Erfolgs sind im metho-
dischen Feld zu verorten und nicht in der 
Verbesserung der Lebenssituation armer 
Menschen oder der Reduktion von Un-
gleichheit. 

Der akademische Wettbewerb führt 
auch dazu, dass orthodoxe, also die vor-

herrschende Forschung kritisiert werden 
kann. Die kritische Bezugnahme auf die 
orthodoxe Ökonomie – und nicht auf Fra-
gen der sozialen Wirklichkeit – wird oft mit 
einer angeblich notwendigen „Anschluss-
fähigkeit“ im wissenschaftlichen Diskurs 
begründet. Man könne sonst nicht mit den 
KollegInnen kommunizieren. Ein Anschluss 
ist jedoch stets nur für jene interessant, die 
dasselbe Spiel des mit Prestige verbun-
denen wissenschaftlichen Wettbewerbs 
spielen wollen. Merkmal dieser kritischen 
ökonomischen Variante ist der Mangel an 
Distanz zum Spiel. Eine Kritik am neoklas-
sischen Menschenbild etwa ist auch nur 
methodischer Natur.

Pluralisierung der Ökonomie?
Die gegenwärtige Mainstream-Ökono-

mie hat meines Erachtens kein einheit-
liches Menschenbild. Es taucht eine Viel-
zahl von Bildern in spieltheoretischen und 
verhaltensökonomischen Arbeiten auf. 
Diese reichen von Egoismus, Altruismus, 
Kooperation, Solidarität über Empathie 
bis zu Habgier. Meist werden die Begriffe 
in Dichotomien gepresst. Gegenwärtig 
boomen Forschungsrichtungen wie Ver-
haltensökonomie, Kulturökonomie und 
Glücksforschung. Diese dehnen ihr wissen-
schaftliches Untersuchungsfeld auf alltäg-
liche menschliche Verhaltensweisen aus. 
Die Modellwelt von monadenhaften Indi-
viduen, die vollständig informiert sind und 
dann rational ihre Eigeninteressen zu ma-
ximieren suchen, wird verlassen und sogar 
Gesellschaft gerät in einer eingeschränkten 
Weise in den Blickpunkt. In Experimenten 
wird eine Ungleichheitsaversion der Men-
schen festgestellt und dass Glück nicht mit 
großer Ungleichheit zusammengehe. Der 
methodische Zugang über eine vertraute 
alltägliche Welt erleichtert dann eine brei-
te mediale Rezeption und ermöglicht quasi 
en passant die Kritik herrschender Dog-
men (wie jene von Nutzenmaximierung 
und Rationalität). Doch ist mit diesem Be-
fund bereits ein emanzipatorischer Schritt 
gesetzt?

Die ProponentInnen der verhaltensöko-
nomischen Forschungsrichtung können, 
wenigstens forschungsimmanent, nicht 
beanspruchen, einen besonderen Spürsinn 
für soziale Relevanz zu haben. Es werden ja 
nur Alltagsbeobachtungen in formalisier-
ter Weise dargestellt. Die Gefahr besteht, 
sich in der unendlichen Weite des mensch-
lichen Verhaltens zu verlieren. Gewiss, 
Menschen gewinnen ihr Glück eher über 
Familie, Sex und Freundschaften als über 
Geld. Mit der wesentlichen Einschränkung: 
dann, wenn sie schon ein bestimmtes Ein-
kommensniveau haben. Und dies ist eine 
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Verschiebung von den monetären Nutzen 
maximierenden Individuen der neoklas-
sischen Welt zu den vielfältigen Verhaltens-
formen der Menschen, die beanspruchen 
mag, realistischer zu sein. Menschen ha-
ben Vorstellungen von Gerechtigkeit, und 
erfahren Ungleichheit als Ungerechtigkeit. 
Doch dies sind keine zureichenden Cha-
rakteristika, die Gesellschaft anhand gera-
de dieser individuellen Merkmale zu defi-
nieren. Es erfolgt eben keine theoretische 
Konzeptualisierung dieser Verhaltensstruk-
turen wie etwa im soziologischen Konzept 
von Bourdieu, welcher das Ensemble an 
Denkschemata, moralischen Standards 
und Verhaltensgewohnheiten als Habitus 
zu konzeptualisieren gesucht hat (Schürz 
2008). Die soziale Wirklichkeit in der Ver-
haltensökonomie erscheint eher wie eine 
unübersichtliche Menge an unverknüpften 
Daten und Diskursen.

Für eine normative Ökonomie
Eine gängige Position lautet weiterhin, es 

gebe das Geschäft der ökonomischen Wis-
senschaft und dieses folge Regeln, denen 
alle Beteiligten zustimmen können. Dane-
ben ist gesellschaftspolitisches Engage-
ment gegen soziale Ungleichheit möglich. 
Zu einer Ungleichheit, die als ungerecht 
empfunden wird, kann eine persönliche, 
quasi private Meinung vertreten werden, 
die sich zumeist in einer vagen normati-
ven Beurteilung der Ungleichheit   groß, 
übermäßig groß oder steigend   erschöpft. 
Implizit arbeitet diese Variante mit einem 
positivistischen Wissenschaftsverständnis. 
Sie glaubt, dass Werte und Fakten säuber-
lich voneinander getrennt werden können. 
Die Welt der Fakten wäre die gemeinsame 
Basis für wissenschaftliche Diskussionen. 
Die Werte würde man privat leben und 
ein wenig vielleicht bei der ökonomischen 
Themenauswahl. Die ökonomische Wis-
senschaft ist eine Disziplin, die explizite 
Werte zu vermeiden sucht. Implizite Wer-
te ließen sich leicht identifizieren. Welche 
Themen überhaupt wahrgenommen und 
bearbeitet werden, welche ökonomischen 
Aspekte zum Problem werden, hat viel mit 
Wertungen zu tun. Allein dies zu explizie-
ren würde eine Reflexion auf die eigene 
Disziplin erfordern. Epistemische Werte 
wie Kohärenz der Gedankenführung und 
Konsistenz der Argumentation werden als 
Quasi-Fakten akzeptiert. Dann ist aber zu 
fragen, warum epistemische Werte akzep-
tiert und moralische und politische Werte 
abgelehnt werden.

Halten wir an der aristotelischen Bestim-
mung des Menschen als eines zoon politi-
kon fest, so kann die Dichotomie zwischen 
wertfreier ökonomischer Fachtätigkeit und 

wertenden politischen Überzeugungen 
nicht überzeugen. Im Gegensatz zum Fach-
idioten: „idiotes“ ist im griechischen: ein 
Privater, der nur seine „idia“, seine eigenen 
Interessen verfolgt. Doch der politische 
Mensch ist in seinem Beruf als ÖkonomIn 
nicht wertfrei. Werte müssen auch gar nicht 
vermieden werden. Wichtig ist es nur, sie 
in der Arbeit stets auszuweisen. Die klas-
sen- und geschlechtsspezifisch geprägten 
dominierenden Wertorientierungen, seien 
es Perspektiven auf Staatsaufgaben, Mei-
nungen zur Reichtumsakkumulation oder 
wirtschaftspolitische Prioritäten, würden 
dann offengelegt werden. Und oft wäre die 
heimliche Verbindung von Ideologie und 
faktenorientierter Forschung einsehbar.

Konturen einer gesellschafts-
kritischen Ökonomie
Aus einer emanzipatorischen Sicht 

krankt die vorherrschende Ökonomie vor 
allem daran, dass sie mit einer ungleichen 
Welt so einverstanden ist. Gesellschafts-
kritische Ökonomie analysiert die soziale 
Wirklichkeit aus einer emanzipatorischen 
Perspektive. Sie setzt an den Paradoxien 
der kapitalistischen Verhältnisse an und 
untersucht die Formen von Macht und 
Herrschaft. Durch diese emanzipatorische 
Perspektive sind gesellschaftskritische 
ÖkonomInnen parteiisch. Das heißt jedoch 
nicht, dass sie ihre Untersuchungen unter 
das Primat des normativ gewünschten Er-
gebnisses stellen.

Wichtig ist gesellschaftskritische Ökono-
mie, indem sie aufzeigt, inwiefern gesell-
schaftliche AkteurInnen von bestimmten 
ökonomischen Themen betroffen sind. 
Dies würde es erleichtern, verschiedene 
Topoi einer demokratischen Entscheidung 
zuzuführen, die bislang von ExpertInnen 
vor öffentlicher Kritik immunisiert wur-
den. Weil gesellschaftskritische Ökonomie 
explizit normativ orientiert ist, erleichtert 
sie eine normenorientierte Befragung der 
ökonomischen Disziplin hinsichtlich ihrer 
gesellschaftlichen Nützlichkeit. Gesell-
schaftskritische WirtschaftsexpertInnen 
können ihre gesellschaftspolitischen In-
teressen benennen, sind in sozialen Aus-
einandersetzungen parteiisch und ent-
wickeln ihre ökonomischen Argumente 
entlang der verschiedenen Ausformungen 
gesellschaftlichen Leids.

Gesellschaftskritische Ökonomie folgt 
insofern Wissenschaftsvorstellungen des 
Pragmatismus, da sie dem demokratischen 
Charakter der wissenschaftlichen Produk-
tion einen hohen Stellenwert beimisst. 
Zu selten wird überhaupt die Möglichkeit 
erwähnt, dass der „einfache Mensch von 
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der Straße“, der vorgebliche Souverän in 
der Demokratie, die Agenda der ökono-
mischen Forschung bestimmen könnte. 
Nach pragmatischer Auffassung ist Wissen-
schaft erfolgreich, wenn sie demokratisch 
organisiert ist. Und Erfolg wird als soziale 
Nützlichkeit verstanden. Ökonomischen 
Forschungsfragen von öffentlichen Institu-
tionen wären gegenüber allen Betroffenen 
zu legitimieren.

Gesellschaftskritische Ökonomie bleibt 
ihrer Natur nach negativ auf die bestehen-
de Gesellschaft bezogen. Ihr Schwerpunkt 
liegt nicht in der Entwicklung positiver 
Utopien einer neuen Gesellschaft. Da sie 
wie andere Wissenschaften arbeitsteilig 
vorzugehen hat, kann aus ihrer Perspektive 
kein Blick fürs Ganze gewonnen werden. 
Für Menschen, die unter der gesellschaft-
lichen Ungleichheit leiden, wäre schon viel 
erreicht, wenn Ihnen wissenschaftliche Ar-
gumente belegen würden, dass ihr Leiden 
nicht auf sie selbst zurückzuführen ist, son-
dern strukturelle Ursachen hat. 

Eine gesellschaftskritische Ökonomie 
muss selbstreflexiv sein. Reflexivität zer-
stört eine ideologische Allianz von Inte-
resselosigkeit und Expertenkult. Allein 
um ihren Ruf der Wissenschaftlichkeit zu 
genügen, müsste Ökonomie reflexiv sein. 
Sie müsste sich selbst zum Gegenstand 
machen und die sozialen Determinanten, 
denen sie ausgesetzt ist, zu erforschen su-
chen. Die sozialen Determinanten, die be-
stimmte Forschungszweige mit finanziellen 
Mitteln fördern, die Machtmechanismen, 
die gesellschaftskritische Forschungen 
ausschließen, und die kurzlebigen wissen-
schaftlichen Moden wären auch ihr Thema.

Gesellschaftskritische Wirtschaftsexper-
tInnen rekurrieren in ihrer Arbeit auf andere 
Disziplinen, da die Ökonomie hinsichtlich 
ihrer Annahmen zum menschlichen Ver-
halten zu dürftig ist. Am Menschenbild der 
ÖkonomInnen liegt es trotzdem nicht, dass 
ihre wirtschaftspolitischen Empfehlungen 
oft ein Mehr an Ungleichheit beinhalten. 
Eher ist dies darin begründet, dass sie sich 
an Eliten orientieren und sich nicht darum 
kümmern, dass soziale Ungleichheit das 
Gemeinwesen zerfrisst. Nicht ein falsches 
Menschenbild, sondern die vernachlässigte 
Analyse von Macht in der Gesellschaft stellt 
das gesellschaftspolitische Defizit der Öko-
nomie dar. Nicht, dass der Mensch ohnehin 
lieb und gegen soziale Ungleichheit sei, ist 
bereits ein fortschrittlicher Befund, sondern 
die nüchterne Analyse der Gründe der fort-
bestehenden sozialen Ungleichheit. 

Für eine gesellschaftstheoretische 
Fundierung
Eine Alternative wäre, ökonomische Un-

gleichheitsarbeiten in einem gesellschafts-
theoretischen Konzept der Ungleichheit zu 
verorten. Die Ungleichheitstheorie begann 
bei Karl Marx als Kapitalismustheorie, sozi-
ale Ungleichheit war dabei vor allem wirt-
schaftliche Ungleichheit. Für Pierre Bourdi-
eu zieht sich die soziale Ungleichheitslogik 
durch alle Verästelungen unterschiedlicher 
Lebensstile. Ihre klassenspezifischen Spu-
ren finden sich im ästhetischen Geschmack, 
in den Vorlieben für bestimmte Musik und 
bestimmte Bilder. Überall finden sich Prä-
gungen durch soziale Lagen. 

Eine verstehende Methode der Sozial-
wissenschaften versucht zu eruieren, wa-
rum sich Menschen so verhalten, wie sie 
sich verhalten.

Die Anweisung Spinozas war, „nicht be-
mitleiden, nicht auslachen, nicht verabscheu-
en, sondern verstehen“. In seinem Werk, „Das 
Elend der Welt“ hielt Bourdieu daher auch 
fest: nicht mitleidsvolle Anteilnahme, son-
dern verstehender Nachvollzug ist von Nö-
ten. Hierfür benötigen sozialwissenschaft-
liche ForscherInnen aber selbstreflexive 
Distanz und dürfen ihre Menschenbilder 
nicht mit denen der untersuchten Men-
schen verwechseln.

In seinem Werk „the intellectuals and so-
cialism“ von 1949 betonte Hayek, dass die 
zentrale Lektion, welche wahre Liberale 
von den Erfolgen der Sozialisten lernen 
müssen, deren Mut sei, Utopien zu haben. 
Für SozialistInnen galt aber in der Utopie 
stets ein Bilderverbot. Was ein, nicht vom 
Kapitalismus deformierter Mensch erst sein 
könnte, muss in den Sozialwissenschaften 
offen bleiben. 
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Die Handelskammern, die die Interes-
sen jener Geschäftsleute vertreten, die 
Umsatzrückgänge den BettlerInnen in die 
Schuhe schieben? Die PassantInnen, die 
angesichts entgegen gestreckter Hände, 
Büchsen, Hüte belästigt sind bei ihrem 
Bummel durch die Innenstadt oder dem ei-
ligen Gang durch die U-Bahn-Station? Die 
BeamtInnen der Polizei, die gegen Men-
schen vorgehen (sollen), die nichts Straf-
bares tun? Die SozialarbeiterInnen, die ihre 
Rolle finden müssen, zwischen „Politikbe-
ratung“ und Empowerment einer Gruppe 
ausgegrenzter Menschen? 

Letztlich haben wohl einzig und allein 
die Menschen, für die sich Betteln als ein-
zige Lösung in prekären Lebenssituationen 
darstellt, wirklich ein Problem: nämlich für 
sich und für Menschen, für die sie verant-
wortlich sind, das Überleben zu sichern. 
Und alle anderen sind in ihrer spezifischen 
sozialen Verantwortung angefragt, mit dem 
Problem dieser Menschen umzugehen.          

Hamburg: Betteln als soziale Realität
In Hamburg, so Stephan Nagel, dort Mit-

arbeiter im Diakonischen Werk, hatte es im-
mer wieder Debatten um die Nutzung des 
öffentlichen Raumes vor allem in der Innen-
stadt gegeben. Im Dezember 2005 spitzte 
sich die Lage zu, weil die Handelskammer – 
in einer Stadt wie Hamburg ein besonders 
mächtiger Akteur – „Maßnahmen gegen die 
drohende Unwirtlichkeit der Stadt“ gesetzt 
haben wollte: in bestimmten Einkaufsstra-
ßen sollte das Betteln verboten werden. Im 
Rahmen mehrerer Gesprächsrunden zwi-
schen Handelskammer, VertreterInnen der 
Kommune, Sozialarbeit, (kirchlichen) Wohl-
fahrtsverbänden („Runder Tisch St. Jakob“), 
u.a. konnte ein Konfliktausgleich erzielt 
werden. Die Hamburger Diakonie hatte 
dabei die Position vertreten, dass ein Bet-
telverbot verfassungswidrig wäre und ein 
Eingreifen über das Ordnungsrecht abge-
lehnt: es gehe vielmehr darum, Betteln als 
soziale Realität anzunehmen. Konnten die 
Konflikte um ein Bettelverbot in Hamburg 
zunächst erfolgreich beigelegt werden, ist 
der Konsens mittlerweile wieder gebro-
chen und neue Auseinandersetzungen ste-
hen an, berichtete Stephan Nagel. 

Wer hat das Problem? Die städte, deren selbstbild und 
touristische Attraktivität durch offenkundige Armut im 
straßenbild irritiert wird? Die politisch Verantwortlichen 
der stadtverwaltungen, die glauben, Durchgriffskompe-
tenz und Handlungsfähigkeit zeigen zu müssen, wenn 
Geschäftsleute und Passantinnen sich über „Bettlerun-
wesen“ beschweren? 

Betteln - Strategien gegen die Verdrängung

Margit Appel 
ist Politologin und 

arbeitet in der 
Katholischen Sozialaka-

demie Österreichs - ksoe, 
mit den Schwerpunkten 
Sozial- und Wirtschafts-

politik und politische 
Erwachsenenbildung

Hier fasst sie verschiedene 
Strategien zusammen 

und gibt Einblicke in die 
Diskussion des Forums

86

Thesen / Lernerfahrungen aus der Hamburger Situation:  Stephan Nagel

•Grundrechte von „AußenseiterInnen“ können nicht allein juristisch geschützt werden; es muss 
auch eine zumindest minimale Akzeptanz in der Gesellschaft erreicht werden. Deswegen haben 
politische Auseinandersetzungen eine große Bedeutung.

• Lokale Bedingungen und Konflikte haben einen großen Einfluss auf die tatsächliche Regulierung 
des Zugangs zum öffentlichen Raum (Bettelverbote, Aufenthaltsverbote, Trinkverbote etc.).

• Wohlfahrtsverbände, Organisationen der sozialen Arbeit, Kirchen, Bürgerrechtsorganisationen 
sind gefordert, solche Auseinandersetzungen zu führen bzw. in sie einzugreifen.

• Auch gegen starke wirtschaftliche und politische Interessen können diese erfolgreich sein.

• Menschen- und bürgerrechtliche Argumentationen und nicht mitfühlende und verständnishei-
schende sollten im Vordergrund stehen.

• In Konflikten um Bettelverbote wird auch ein allgemeinerer Diskurs zu Armuts-, Gerechtigkeits- 
und Verteilungsproblemen geführt. 

• Dabei gibt es oft eine starke Tendenz zur Ethnisierung/Rassifizierung. 

• Nur selten gelingt es den Betroffenen, selbst politisch handlungsmächtig zu werden.

• Notwendige advokatorische Politik steht in Gefahr, gegenüber den Betroffenen paternalistisch  
zu agieren.

• Informelle zivilgesellschaftliche Zusammenschlüsse zur Moderierung der Konflikte um die Nut-
zung des öffentlichen Raumes können einen starken Druck ausüben, Kompromisse auf Kosten 
(der Rechte) der Betroffenen zu schließen.
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Roma in Graz
Elke Duffek, Nora Fischer, Evelyne Hei-

ling, Heimo Hirschmann und Christian 
Walter sind Studierende des Studiengangs 
„Sozialarbeit/Sozialmanagement“ an der 
FH-Joanneum Graz. Sie ließen sich, an- und 
aufgeregt von der heftigen „Bettelverbot“-
Debatte im Sommer 2006 in Graz, auf eine 
Begegnung mit der Lebenswelt bettelnder 
Roma ein. Unter anderem war es ihnen 
wichtig aufzuzeigen, dass die Diskussi-
on darüber, ob Wegweisung bettelnder  

 
Menschen wünschenswert bzw. rechtlich 
möglich ist / sein soll und wie die entspre-
chenden Argumentationsschienen sind, 
viel zu kurz greift. Von ihrem sozialarbei-
terischen Grundverständnis her ging es 
ihnen vielmehr um den Umgang mit Aus-
grenzung: was kann wie getan werden, um 
Menschen nicht ihren elenden Lebensbe-
dingungen zu überlassen bzw. überlassen 
zu müssen.
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Thesen zur Rolle der Sozialarbeit in Konflikten 
um die Nutzung des öffentlichen Raumes  Stephan Nagel

•Die Sozialarbeit hat in den Konflikten eine widersprüchliche Position. Sie ist eingezwängt zwischen dem staatlichen 
Versorgungs- und Normalisierungsauftrag und den konkreten Bedürfnissen und Rechten der KlientenInnen.

• Soziale Arbeit tendiert häufig dazu, die Betroffenen vorwiegend als Hilfebedürftige aufzufassen. 
• Es geht um die Mobilisierung von Verständnis für soziale „Randgruppen“. Richtig, weil: Rechte können nicht nur juri-

stisch, sondern müssen auch politisch verteidigt werden. Jedoch: Gefahr einer Klientelisierung und Entmündigung
• Die Sozialarbeit darf die Kategorie „Hilfebedürftigkeit“ nicht aufgeben, sonst würde sie Menschen, die nicht selbst Hilfe 

fordern, ihrem Elend überlassen.
• Vor allem als kommunal finanzierte Sozialarbeit muss die Sozialarbeit der Kommune ihre „Problemlösungskompetenz“ 

demonstrieren, um ihre Existenz und Position zu behaupten. Der Öffentlichkeit wird deshalb eine Problemkonstruktion 
angeboten, die um die Vermittlerrolle der Sozialarbeit zentriert ist. Die Interessen und Rechte der Betroffenen kommen 
da schnell zu kurz.

• „Eigenmächtiges“ Handeln der Betroffenen muss dann gegen den „Mitleidsdiskurs“ der Sozialarbeit organisiert werden. 
• Auch deshalb ist eine grundrechtliche und bürgerrechtliche Fundierung der Argumente in diesen Konflikten so wichtig.
• Die Sozialarbeit sollte reflektieren
 - auf welche Weise sie in die Konstellation verstrickt ist, die die Betroffenen ohnmächtig macht;
 - welche Ressourcen und welche institutionellen Arrangements ein „Empowerment“ der Betroffenen fördern könnte.

Roma in Graz Heimo Hirschmann u.a.

Die Debatte um bettelnde osteuropäische 
Roma in der Innenstadt von Graz beschäftigt 
seit Sommer 2006 Politik und Medien in der 
steirischen Hauptstadt. Der vom BZÖ unter-
stützte Antrag der ÖVP für ein „Bettelverbot“ 
konnte durch Ablehnung von SPÖ, Grünen und 
KPÖ nicht durchgesetzt werden. Diese Diskus-
sion, die durch Medien öffentlich gemacht 
wurde, erweckte unser Interesse. Wir wollten 
uns mit den „problematischen“ Roma und ih-
rer Situation näher auseinander setzen. Das 
Hauptziel des Projekts war es, die Lebenswelt 
und die Ansichten der Roma selbst der Öffent-
lichkeit näher zu bringen.
Die Begleitung von vier bettelnden Roma in 
Graz führte uns zu einer Darstellung und Ana-
lyse ihrer Lebenswelt. Dieser Tag ermöglichte 
auch den Roma eine Abwechslung in ihrem All-
tag, in dem einmal ihr Leben, ihre Person und 
nicht ihre Tätigkeit im Mittelpunkt standen. 
Mit Hilfe dieser gesammelten Eindrücke und 
Informationen stand für uns schlussendlich im 
Mittelpunkt, einen Artikel über ihre Lebenswelt 
zu verfassen und diesen in diversen Medien zu 
veröffentlichen, um der Gesellschaft eine etwas 
andere Sichtweise in Bezug auf diese brisante 
Thematik zu ermöglichen.[Kleine Zeitung, 19. 
Dezember 2006: „Bettlerstudie: Ich sehe jetzt 
die Roma mit anderen Augen“, Radio Steier-

mark, 20. Dezember 2006: 6.12 Uhr: „Guten 
Morgen Steiermark“, KORSO – das nachhaltige 
Magazin für Graz und Steiermark, Jänner 2007: 
„Projekt an der FH erforscht Lebenswelten der 
bettelnden Roma“.]

Unsere aus diesem Projekt erfahrenen Ein-
drücke und das daraus resultierende Wissen 
verarbeiteten wir in einem wissenschaftlichen 
Artikel. Dieser erscheint unter dem Titel   
„Lebensweltanalyse der bettelnden Roma 
in Graz“ als Publikation in der Zeitschrift  
„SiÖ – Sozialarbeit in Österreich – Zeitschrift 
für Soziale Arbeit, Bildung und Politik“. 
Durch die Darstellung der Lebenswelt der 
Roma ist es uns gelungen, dieses Thema einem 
breiteren Publikum (Bewohner/innen der Stadt 
Graz sowie der gesamten Steiermark, Interes-
sierten und Spezialist/innen) zuzuführen. Mit 
Hilfe der Präsenz in den Medien konnten wir 
eine Sensibilisierung der Öffentlichkeit errei-
chen, Probleme aufzeigen und den Versuch 
starten, Mythen abzuklären, sowie Öffentlich-
keitsarbeit für unser Projekt und den Studien-
gang Sozialarbeit/Sozialmanagement an der 
FH JOANNEUM GRAZ zu leisten. Mit diesem 
Projekt gelang uns ein großer Schritt, hin zur 
Erreichung einer gesellschaftlichen Akzeptanz 
der bettelnden Roma in Graz.



Referate. Foren. WorkshopsC

Betteln war in Graz bis 1975 strafrecht-
lich verboten. Eine Situation, die sich einige 
GrazerInnen wohl noch immer wünschen, 
geht man nach der Schilderung der Erleb-
nisse der Roma, dokumentiert von der Gra-
zer StudentInnengruppe. Und dennoch: 
„Respekt vor anderen Menschen ist ihnen 
(den Roma in Graz) sehr wichtig, was sich 
auch durch ihre Aussage ‚Die Grazer sind 
gut’ gezeigt hat, obwohl dieselben ihnen 
vorwerfen, ihr Stadtbild zu zerstören“ (SiÖ-
Beitrag).

Betteln als Beruf?
Für Betteln ist Wissen und Kompetenz 

notwendig, sagt die Wiener Bildungswis-
senschaftlerin Marion Thuswald und hat 
ihre Diplomarbeit unter den Titel „Betteln 
als Beruf. Wissensaneignung und Kom-
petenzerwerb von Bettlerinnen in Wien“ 
gestellt. Die von ihr interviewten und 
beobachteten Frauen sind in ihren Her-
kunftsländern mit Prozessen sozialer Aus-
schließung konfrontiert. Die dadurch ent-
stehende „Überlebensunsicherheit“ ist der 
Grund für ihre Entscheidung, die Möglich-
keiten der Pendelmigration zu nutzen und 
– der durch Mundpropaganda weiterver-
breiteten Hoffnung folgend – in Österreich 
durch Betteln oder andere Arbeit zu Geld 
zu kommen.    
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Bettlerinnen in Wien Marion Thuswald

Die untersuchten Bettlerinnen in Wien nützen 
öffentlichen Raum zum Betteln. Dieser bietet 
ihnen die Chance des Kontakts zu potentiellen 
GeberInnen, birgt aber auch zahlreiche Bedro-
hungen.  Neben der Grundversorgung für sich 
bzw. ihre Familien und der Suche nach Per-
spektiven zur Verbesserung ihrer Lage müssen 
die Frauen in Wien auch für ihren Schutz (vor 
Belästigung, Erniedrigung, Geldabnahme, Ver-
haftung…) Sorge tragen.
Der Erfolg der Pendelbettlerinnen bemisst 
sich nicht nur daran, wie viel Geld sie erbet-
teln, sondern wie viel ihnen nach Abzug der 
Lebenserhaltungskosten in Wien übrig bleibt. 
Er hängt außerdem von den sich  ändernden 
Bedingungen vor Ort, ihrer körperlichen Ver-
fassung sowie ihrer Berufserfahrung ab. Zen-
trale Aspekte ihres notwendigen Berufswissen 
sind Sprachkenntnisse, Orientierungsfähigkeit 
in Wien, geeignete Ortswahl, Frustrationstole-
ranz sowie die Fähigkeit, ihr Anliegen glaub-
würdig und eindringlich, aber nicht aufdring-
lich zu vermitteln.
Unter den gegebenen unsicheren Bedingungen 
entwickeln die Frauen eine Kompetenz, die 
als Überlebenskompetenz konzipiert werden 
kann. Dazu gehören etwa die Fähigkeiten, 
trotz unsicherer Bedingungen Normalität her-
zustellen, die Handlungsfähigkeit zu erhalten, 

Gelegenheiten als Chancen zu nützen, die ei-
gene Integrität zu erhalten, der eigenen Men-
schenkenntnis zu vertrauen, den Glauben an 
die Menschlichkeit nicht zu verlieren, ein Wir 
zu schaffen. 
Überlebenskompetenz zeigt sich bei den 
Frauen in der Ausprägung eines Habitus´ des 
selbstbewussten Leidens. Leiden zeigt sich 
in den Interviews als eine zentrale Lebenser-
fahrung der Frauen. Trotzdem erscheinen sie 
nicht als passive Opfer. Sie eignen sich ihr 
Leiden an, es wird zu einem zentralen Element 
ihres Selbstverständnisses und der Legitimität 
ihres Anliegens.
Wichtige Ressourcen der Frauen sind ihre mo-
ralische Integrität und ihre sozialen Netze, 
die zumeist auf familiären Verbindungen, 
Hilfe unter Landsleuten sowie Solidarität un-
ter Frauen beruhen.  Diese Netze sind auch 
für den Wissens- und Kompetenzerwerb der 
Frauen zentral. 
Die Strategien von Polizei, Wiener Linien, 
herrschender Politik und dominanten Medi-
en greifen die Frauen an eben diesen Stärken 
an: Sie kriminalisieren ihre Beziehungen und 
sozialen Netze („organisierte Bettelei“) und 
sprechen ihnen die moralische Legitimität ab 
(„Missbrauch der Kinder“).
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Betteln ist Privatsache
Eine Aktion möchte Elisabeth Panholzer, 

Kunststudentin in Wien, durchführen. Sie 
hat Stickersujets entworfen (zwei Demons-
trantinnen/ein Demonstrant, die Schilder 
mit folgenden Aussagen hochhalten: „Bet-
teln ist Privatsache“, „Ich geh betteln, wo 
und wann immer ich will“ und „Ich will 
nicht betteln, aber dürfen muss ich“), die 
auf den Homepages möglichst vieler ko-
operierender Organisationen zum Down-

load angeboten und dann ihren Weg in 
den öffentlichen Raum finden sollen. 

Die Idee zu dieser Aktion hatte Frau Pan-
holzer nach dem Urteil des Verfassungs-
gerichtshofes im Falle eines mit einer Ver-
waltungsstrafe belegten Bettlers „wegen 
passiven Bettelns im Stadtgebiet Fürsten-
feld.“ In der steirischen Stadt Fürstenfeld 
galt bis 2006 ein Bettelverbot auch für pas-
sives Betteln. 
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Betteln ist Privatsache (EMRK 8) Elisabeth Panholzer
oder... Ich will nicht betteln, aber dürfen muss ich!

In den letzten Jahren nimmt restriktives Vor-
gehen gegenüber BettlerInnen zu … Doch 
ein Bettler erregt Aufsehen, und ein Urteil 
des Verfassungsgerichtshofes lässt aufatmen. 
Fürstenfeld hat eigenmächtig ein Bettelver-
bot über das Stadtgebiet verhängt, passives 
Betteln wurde mit einer Verwaltungsstrafe von 
280 Euro belegt. Ein betroffener Bettler wird 
von einer Anwältin unterstützt und drei Mo-
nate später vom Verfassungsgerichtshof frei-
gesprochen, das Bettelverbot in Fürstenfeld 
aufgehoben.
Die Begründung lautet folgendermaßen: Der 
Bettler (Name unbekannt), der Volksgruppe 

der Roma zugehörig, darf sein Recht auf freie 
Meinungsäußerung einfordern. Weiters wird 
zugunsten seiner Person entschieden auf Basis 
des Artikel 8 der EMRK. Da dieser Mann nicht 
in den österreichischen Arbeitsmarkt inte-
griert werden kann und er aber seine Familie 
ernähren muss, darf er betteln, um sein Privat-
leben zu erhalten. 

Die europäische Menschenrechtskonvention 
gilt für alle Menschen in diesem Land. Darum 
ist Betteln Privatsache und jede/r darf Betteln 
wann und wo immer er/sie will!

Die Diskussion im Forum war differen-
ziert, genau und angeregt. Fragen wurden 
gestellt, Haltungen abgewogen, Informati-
onen ausgetauscht, Kontakte geknüpft. Ein 
Recht auf Betteln – und wenn es zur Pflicht 
wird? Allen gehört der öffentliche Raum für 
ihre Meinungsäußerung, auch für das Bet-
teln – und wenn diese Toleranz zu „Killing 
with kindness“ verkommt? Mythen über 
das Bettlertum nicht unterstützen – und 
wie den Missbrauch, den es doch auch 
gibt, nicht übersehen? Und immer wieder 

prüfen: wollen wir selbst am liebsten weg-
schauen oder schaffen wir es, bettelnden 
Menschen den Respekt zu zollen, zu dem 
sie uns herausfordern?

In den Wochen nach der Armutskonfe-
renz hat es in Wien, ausgelöst von der Ver-
schärfung des Wiener Sicherheitsgesetzes 
betreffend Personen, die Kinder dabei ha-
ben wenn sie betteln, einige Aktionen ge-
geben.  Eine erfreuliche Folge der Vernet-
zung bei der Armutskonferenz.
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Ziel des Beitrags ist es, Gemeinsamkeiten 
der Projekte herauszuarbeiten und Diskus-
sionsbeiträge zu ordnen. Grundsätzlich 
sind auch bei diesen Initiativen die beiden 
Ebenen der Stigmatisierung zu unterschei-
den: Stigmatisierung als Prozess auf gesell-
schaftlicher Ebene (extern) und Scham, als 
Reaktion des Individuums auf gesellschaft-
liche Zuschreibungen und Ausgrenzung 
(intern). Von daher müssen Strategien ge-
gen Stigmatisierung nach deren „externer“ 
und „interner“ Wirkung analysiert werden. 

Die Ideen, die von den einzelnen Pro-
jekten gegen Stigmatisierung vorgeschla-
gen und erprobt wurden, lassen sich in 
folgende Bereiche ordnen: Thematisieren 
von Stigmatisierung und Ausgrenzung; 
Ermöglichen, selbst zu sprechen; Kunst als 
Ausdrucksform; Selbstermächtigung ge-
gen Scham; und Gesellschaftliche Raum-
nahme. Diese Punkte möchte ich nun ein-
zeln beleuchten und zum Schluss noch 
einige Schwierigkeiten in der Umsetzung 
aufzeigen. 

Thematisieren von Stigmatisierung
Der erste Schritt einer Initiative gegen 

Stigmatisierung besteht darin, durch Publik- 
machen des Themas Problembewusstsein 
zu schaffen, bzw. als Initiative, als Projekt 
oder als soziale Einrichtung de-stigmatisie-
rende Arbeitsformen zu erkennen, als sol-
che zu benennen und zu fördern. 

Folgende Aspekte erschweren diesen 
Schritt: Auf institutioneller Ebene das 
Selbstverständnis von Projekten, die sich 
zwar oft indirekt gegen Stigmatisierung 
richten, sich allerdings nicht offiziell als 
solche bezeichnen; auf individueller Ebene 
die Zweitrangigkeit des Themas Scham und 
Stigmatisierung gegenüber Prekarisierung, 
sozialen oder materiellen Schwierigkeiten. 
Stigmatisierung und Scham werden daher 
oftmals weder von professioneller noch 
von Betroffenenseite thematisiert. 

Im Forum waren vor allem die Projekte 
von Tina Oberleitner und Peter Krobath 

bewusst auf das Thema Stigmatisierung fo-
kussiert und dementsprechend konzipiert. 
Symbolisch traf man sich im Projekt „Das 
eigene Leben“ sogar im „Saal der Ausge-
grenzten“.

Betroffeneninitiative - 
Betroffenensprache
Ein weiterer Punkt, den vor allem Tina 

Oberleitner als Resultat des Kunstprojekts 
hervorhob, ist die große Bedeutung der 
eigenen Mitteilungsmöglichkeit. Schwie-
rigkeiten und Probleme werden meist über 
Dritte kommuniziert, nicht durch die Be-
troffenen selbst. Als weitere Prämisse von 
Initiativen gegen Stigmatisierung ist da-
her die Aufforderung zu sehen, Betroffene 
selbst zu Wort kommen zu lassen. Professi-
onelle sind aber durchaus angehalten, den 
Rahmen für Eigeninitiative zu schaffen und 
Öffentlichkeit zu gewinnen. Explizit wird 
diese Prämisse vom Absagenservice um-
gesetzt, wo Betroffene selbst „zu Stift und 
Zettel greifen“. Auch der Augustin versteht 
sich als Rahmenschaffer für Aktionen von 
Betroffenen.

Kunst als Ausdrucksform
Vor allem in diesem Punkt gab es große 

Einigkeit: Kunst als grundlegendes Mittel 
gegen Stigmatisierung oder zumindest als 
Mittel, um Stigmatisierung aufzuzeigen. 
Kunst verbindet die Stigmatisierungsebe-
nen in unübertroffener Weise: Zum einen 
ist Kunst immer an die Gesellschaft gerich-
tet – Kunst sucht und braucht Öffentlich-
keit; zum anderen ermöglicht Kunst, dass 
sich Betroffene mit ihrer eigenen Lebens-
situation auseinandersetzen, Ausgrenzung 
reflektieren und Scham überwinden. Das 
Kunstprojekt Das eigene Leben, an dessen 
Ende ein Buch, mit künstlerischen Aufar-
beitungen des Themas Erwerbslosigkeit 
stand, liefert ein gutes Beispiel für diese 
Form der Initiative gegen Stigmatisierung. 
Projektleiterin Tina Oberleitner stellt gene-
rell eine Tendenz zu vermehrter Verschrän-
kung von Sozialem und Kunst fest („Sozial-
kunst“). Dahinter steht überdies die Idee, 
dass Kunst selbst durch die primäre Aus-
richtung an Eliten zur Ausgrenzung neigt, 
und durch derartige Projekte Kunst für alle 
zugänglicher werden soll. 

Kunst ist eine Arbeitsform, die auch in 
sozialen Einrichtungen, wie dem Saftladen, 
einen Stellenwert hat. In Workshops wird 
das Mittel hier bewusst eingesetzt, um 
das Selbstbewusstsein der Betroffenen zu 
stärken. Ebenso können die F13 Aktionen 
des Augustin als (Aktions)Kunst bezeich-

Robert Rybaczek 
ist Sozialarbeiter, 

Projektmitarbeiter der 
Armutskonferenz und 

Student der 
Internationalen 

Entwicklung in Wien
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Der inhalt des folgenden Beitrags ist aus der mitschrift 
und reflexion jenes forums entstanden, in dem Projekte 
zum thema „initiativen gegen stigmatisierung“ vor-
gestellt und diskutiert wurden. unter der Leitung von  
Gerald raunig präsentierten darin tina oberleitner  
(Das eigene Leben, documenta 2007), robert som-
mer (Augustin), Peter krobath (kuserutzky-klan) und  
Hermann oberdünhofen (saftladen salzburg) Pro-
jekte und entwickelten mögliche strategien gegen  
stigmatisierung. 

Initiativen gegen Stigmatisierung
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net werden. Robert Sommer konstatiert, 
dass in Zeiten zunehmender politischer 
Vereinnahmung der Sozialarbeit die Kunst 
das fehlende politisch-kritische Potential 
der Sozialarbeit kompensieren kann. Und 
schließlich ist auch das „Absageservice“ 
des Kuserutzky-Klans als literarische Kunst-
form zu betrachten. 

Selbstermächtigung gegen Scham
Der folgende Anti-Stigmatisierungsan-

satz bezieht sich vor allem auf die individu-
elle Ebene. Durch das Auseinandersetzen 
mit ihrer Situation bzw. durch die Proble-
matisierung gesellschaftlicher Ausschluss-
mechanismen werden Betroffene dabei 
unterstützt, Selbstbewusstsein aufzubau-
en und eigene Fähigkeiten zu entdecken. 
Hermann Oberdünhofen konstatiert, dass 
Sozialarbeit oft defizitorientiert an Men-
schen herangeht, während Kunst einen 
sehr positiven Zugang verfolgt und da-
durch beim Aufbau von Selbstbewusstsein 
unterstützen kann. 

Selbstermächtigung kommt vor allem 
im „Absageservice“ zur Geltung, wo Men-
schen, die durch Absagen immer wieder 
Frustrationserfahrungen machen mussten, 
den Spieß umkehren und sich spielerisch 
vom großen psychischen und gesellschaft-
lichen Druck befreien können. Peter Kro-
bath erklärt, dass sich die Erwerbslosen 
durch den Rollenwechsel auf gleiche Au-
genhöhe mit den ArbeitgeberInnen be-
geben. Ebenso arbeiten Augustinprojekte, 
wie die Obdachlosen-Fußballmannschaft, 
oder der Augustin-Straßenchor unter die-
ser Prämisse. Ganz nach dem Motto: Ich bin 
nicht nur arbeitslos/wohnungslos/Asylwer-
berIn, ich bin auch SängerIn/FußballerIn/
KünstlerIn. 

Gesellschaftliche Raumnahme
Insbesondere die Aktionen des Augustin, 

in denen ganz bewusst Grenzüberschrei-
tungen stattfinden, werden mit diesem 
Grundsatz verbunden. Öffentlicher Raum 
wird von Ausgegrenzten besetzt, mit dem 
Ziel, zu verhindern, dass Randgruppen aus 
dem öffentlichen Raum verdrängt wer-
den. Diese Aktionen bewegen sich oft auf 
einem schmalen Grat zwischen Provoka-
tion und gesellschaftlicher Anerkennung. 
Die Grenze zwischen Legalität und Illegali-
tät wird dabei bewusst überschritten (Bet-
telverbote ignoriert, StraßenmusikerInnen, 
etc.), mit dem Ziel, die Grenze in Frage zu 
stellen und Diskussion anzuregen. Grenzen 
sind immer gesellschaftlich gemacht und 
können daher auch von der Gesellschaft 
verändert werden. 

Wenn es in ihrer Macht steht, sind Initi-
ativen gegen Stigmatisierung also aufge-
fordert, Raum zu okkupieren und für Rand-
gruppen zu reklamieren.

Schwierigkeiten und Kritik
Unter anderem wurden in der Diskussi-

on folgende Kritikpunkte vorgebracht, die 
zum Weiterdenken anregen sollen:

Die Konzipierung von Projekten für spe-
zifisch Betroffene (z.B. Arbeitslose, Woh-
nungslose...) fördert eine Tendenz zur 
Ghettoisierung. Wenn man Betroffene, de-
nen dasselbe Stigma anhaftet, in eigenen 
Projekten sammelt, stellt sich die Frage, ob 
das Stigma dadurch nicht noch verstärkt 
wird.

Eine weitere Kritik betrifft die kurze Dau-
er zahlreicher Projekte in diesem Bereich. 
Das betrifft insbesondere Kunstprojekte, 
aber auch die Aktionen des Kuserutzky-
Klans, die überdies an fehlender Finanzie-
rung leiden. 

Einig war man sich in diesem Forum 
auch, dass Frauen deutlich weniger in den 
Projekten anzutreffen sind, als Männer. Un-
abhängig von den tatsächlichen, oft nur 
spekulierbaren Ursachen für die Unterre-
präsentation wurde vor allem die Forde-
rung nach mehr spezifischen Angeboten 
für Frauen laut. 

Initiativen gegen Ausgrenzung haben 
nur dann Erfolg, wenn es tatsächlich zu 
Grenzverschiebungen kommt, d.h. wenn 
den Ausgeschlossenen ein Stück mehr Teil-
habe ermöglicht wird, wenn Stereotype 
abgebaut werden und Scham bezwungen 
wird. An diesen Kriterien muss die Wirk-
samkeit von Initiativen gegen Stigmatisie-
rung gemessen werden.
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 Das Wiener Absageservice
„Haben Sie es satt, auf Ihre Bewerbungen 

immer nur Absagen zu erhalten? Sind Sie 
es leid, sich auf ein ideales Anforderungs-
profil hinzubiegen? Wir schaffen Abhilfe“, 
versprach das Wiener Absageservice per 
Flugblatt. In Kooperation mit der „Berliner 
Absageagentur“ wurden Arbeitssuchende 
aufgefordert, auf Stellenausschreibungen 
statt einer Bewerbung eine Absage zu 
schreiben. „Das Absageservice unterstützt 
Sie dabei, unzumutbarer Lohnarbeit eine 
Absage zu erteilen. Wir helfen Ihnen, pro-
blematische Stellenangebote zu erkennen 
und dauerhafte Lösungen zu finden.“ Der 
Kuserutzky-Klan half bei Formulierungen 
(mit den von Firmanabsagen bekannten 
Floskeln) und verschickte die Absagen ko-
stenlos mit dem Briefkopf „Wiener Absa-
geservice“ an die ArbeitgeberInnen.

Ein Beispiel: „Sehr geehrte Damen und 
Herren, es tut mir leid, dass ich Ihnen die 
Stelle als Immobilienfachberaterin absagen 
muss. (...) Ich habe nämlich erst vor kurzem 
eine neue Wohnung bezogen und bin mit 
dem damit verbundenen Schuldenberg 
in meinem derzeitigen Leben sehr beein-
trächtigt. Aus diesem Grund kann ich Ihren 
Job leider nicht antreten, da es mit meinem 
Gewissen nicht vereinbar ist, eine andere 
Person in eine ähnliche Lage zu bringen, ...“ 
(Weitere Beispiele finden sich auf www.f13.
at/abs/ )

Die Aktion begann am 13. 1. 2006, bei 
dem F13-Aktionstag der Obdachlosenzei-
tung Augustin, wurde auf einer Internet- 
seite fortgesetzt und hatte dann im Mai 
2006 einen zweiwöchigen Bürobetrieb im 
Rahmen von „Soho in Ottakring“.

Wellness für Loser
Bei „Soho in Ottakring 2007“  setzte sich 

der Kuserutzky-Klan nicht nur künstlerisch 
und philosophisch mit dem Thema Well-
ness und Mindness auseinander, sondern 
auch praktisch. Geboten wurden unter an-
derem: Rückenstreicheln mit Haushaltsge-
räten, Hometrainers Little Outdoor Adven-

tures, Gottes-Erfahrungen für Ungläubige 
(wissenschaftlich betreut!), Anleitungen 
zum Blaumachen, Einschulung zum Hyper-
ventilieren (kostenloser Rauschzustand), 
die tägliche Fünf-Uhr-Zigarette oder das 
energetische Phettbergwasser.

Dem selbstbezogenen Diskurs von Well-
ness, Selfness und Mindness mit seinen 
postmodernen Anstandsregeln („Halte 
dich fit!“, „Rauche nicht!“, „Ernähre dich 
gesund!“, „Sei du selbst!“, „Vertraue deinen 
Emotionen!“, etc.), dieser Herstellung von 
Body&Soul-IchAGs, stellte „Wellness für 
Loser“ den neuen Mega-Trend des „Social-
ness“ gegenüber. Bei einigen Veranstal-
tungen wurden Versuche und Ideen dafür 
(Utopien, Tauschkreise, Kost-nix-Läden 
etc.) vorgestellt und diskutiert.

Loser in Zeiten des Turbokapitalismus 
sind für den Klan nur vermeintliche Loser. 
Denn: Bei den Losern liegt das Potential 
für grundlegende kreative Veränderungen 
in der Gesellschaft (GewinnerInnen wollen 
die Spielregeln nicht ändern).

Colonia Catering
Die Gesellschaft des Hyperkonsums hat 

sich als Gesellschaft der (Ent)Täuschung 
entpuppt, schreibt der Philosoph Gilles 
Lipovetsky. Steigende Lebensmittelpreise 
und Hungerrevolten haben auch zu einer 
Diskussion über Lebensmittelüberfluss 
geführt. Pro Supermarktfiliale werden in 
Österreich pro Tag rund 50 kg an genieß-
baren Lebensmitteln weggeworfen. Doch 
lässt sich die Überfluss- und Wegwerf-Ge-
sellschaft boykottieren? 

Bei „Soho in Ottakring 2008“ beschäf-
tigte sich der Kuserutzky-Klan künstlerisch 
(z.B. mit der Kochperformance „Leben 
ohne nix“) und aktiv mit dem Thema Kon-
sumverweigerung und Überlebensmüll. Es 
gab Einschulungen in Dumpster Diving, 
das Tauchen nach Schätzen in Supermarkt-
containern. Gut erhaltene, verwertbare 
Lebensmittel wurden gesammelt und fürs 
„Colonia Catering Bankett“ verkocht. Das 
Motto: Dumpster Diving ist eine Kunst, 
die satt macht. Ein Überlebenstraining für 
Arme. Und Colonia Catering ist Teil ihrer zu-
künftigen Festkultur.

Ermutigung und selbstermächtigung von Armen,  
Arbeitslosen und so genannten Losern waren ein we-
sentliches ziel der künstlerischen Aktionen, welche die 
Wiener Gruppe kuserutzky-klan in den letzten Jahren im 
umfeld der Wiener obdachlosenzeitung „Augustin“ und 
des Wiener kunstfestivals „soho-in ottakring“ in szene 
setzte. Wobei selbstironie und Augenzwinkern nicht zu 
kurz kamen.

Absageservice, Wellness für Loser und 
Colonia Catering

Der Kuserutzky-Klan 
sind:

Peter A. Krobath, 
Andrea Seidling, 
Birgit Beermann, 

MIG, 
Milena Krobath 

und Nadja Piplits
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Die BesucherInnen des „Saftladens“ sind 
zum Teil KlientInnen von Bewährungshilfe, 
Haftentlassenenhilfe oder anderer Sozi-
alberatungsstellen, zu beinahe der Hälfte 
jedoch ohne sonstige Beratung oder Be-
treuung. Entsprechend dem Leitbild des 
Vereins NEUSTART ist der Saftladen auch 
auf Straffälligenhilfe und Kriminalitätsprä-
vention ausgerichtet. Im Mittelpunkt  der 
Angebote stehen dabei immer die aktuellen 
Lebensumstände und Problemlagen der 
KlientInnen. Soziale Fragestellungen wie 
Wohnungslosigkeit, Suchterkrankungen, 
Arbeitslosigkeit und Vereinsamung be-
stimmten die Entwicklung der Einrichtung.

Aufgabe der SozialarbeiterInnen des 
Saftladens ist die Hilfestellung bei der 
Strukturierung des Alltags, bei der täg-
lichen Grundversorgung sowie bei den er-
sten Schritten zur sozialen Rehabilitation. 
Dazu bietet der Saftladen für seine Besu-
cherInnen Angebote auf drei Ebenen:

Durch das Aufenthaltsangebot wird der 
Alltag der BesucherInnen gestaltet, das 
Interesse für eine aktive Zeitgestaltung ge-
weckt und der Vereinsamung entgegenge-
wirkt. Dies geschieht in einer drogen- und 
gewaltfreien Atmosphäre ohne Konsum-
zwang. Neben einem Tischfußball- einem 
Tischtennis- und einem Billardtisch, einer 
Menge von Brett- und Kartenspielen und 
den dazu benötigten PartnerInnen findet 
man im „Saftladen“ immer auch Leute zum 
Plaudern. Darüber hinaus gibt es spezielle 
Freizeitangebote sportlicher oder kulturel-
ler Natur, auch außerhalb der Einrichtung. 
Gemeinsam mit Salzburger KünstlerInnen 
wird immer wieder auch zu kreativen Akti-
vitäten eingeladen.

Der Versorgungsbereich deckt die all-
täglichen Grundbedürfnisse der Besuche-
rInnen ab. Es werden täglich Frühstück, 
Mittagessen, Imbisse, Kaffee, Tee und 
alkoholfreie Getränke  zu sozialhilfever-
träglichen Preisen angeboten. Außerdem 
stehen Duschen, Waschmaschine und 
Wäschetrockner gegen geringe Kosten-
beiträge zur Verfügung. Zusätzlich bietet 
der „Saftladen“ die Möglichkeit, sich in der 
Kleiderkammer kostenlos mit gebrauchter 
Kleidung zu versorgen.

Im Clearing- und Beratungsbereich 
werden Problemlagen und bestehender 
Beratungs- bzw. Betreuungsbedarf der 
KlientInnen festgestellt, Handlungsspiel-
räume dargestellt und entsprechende 
Angebote im „Saftladen“, innerhalb von 

NEUSTART oder auch extern aufgezeigt. 
Um den BesucherInnen in ihren vielfäl-
tigen Lebensschwierigkeiten möglichst 
adäquate Hilfsangebote bieten zu kön-
nen, vernetzt sich der „Saftladen“ mit den 
entsprechenden Beratungs- und Betreu-
ungseinrichtungen in der Stadt Salzburg. 
Neben den NEUSTART-Leistungsbereichen 
bestehen gute Kontakte zu Bahnhofs-So-
zialdienst und Notschlafstelle der Caritas, 
der Gefährdetenhilfe und den Wohn- und 
Beschäftigungseinrichtungen der „Esage“, 
der Drogenberatung und einigen anderen 
Institutionen. Ein guter Teil der sozialar-
beiterischen Interventionen im Saftladen 
geschieht durch die Weitervermittlung zu 
diesen Institutionen.

Der „Saftladen“ wird von Menschen mit 
verschiedensten Problemlagen, die oft 
auch kumulieren, aufgesucht. Neben den 
klassischen Benachteiligungen wie Haft-
entlassung und Vorstrafen, Arbeitslosig-
keit, Alkohol-, Drogen- oder Spielkrankheit 
und fehlende oder mangelhafte Wohnver-
sorgung gewinnen in der letzten Zeit auch 
psychische Erkrankungen an Bedeutung. 
Darüber hinaus nutzen auch Menschen mit 
Migrationshintergrund in letzter Zeit ver-
stärkt die Einrichtung. Außerdem frequen-
tieren verstärkt Menschen den „Saftladen“, 
die nicht immer diesen Problemkreisen 
zuzuordnen sind, sondern aus verschie-
densten Gründen (gesundheitliche Beein-
trächtigungen, Ehescheidung, Schulden 
usw.) an der Armutsgrenze leben, nicht fest 
in ein Familiensystem oder einen Freun-
deskreis eingebettet und deshalb zuse-
hends von Vereinsamung bedroht sind. Für 
die BesucherInnen ist der Saftladen Versor-
gungseinrichtung, Wohnzimmer und Fa-
milienersatz gleichzeitig, sie brauchen das 
beratende oder entlastende Gespräch mit 
den SozialarbeiterInnen, einen Billardpart-
ner oder das Angebot eines gemeinsamen 
Kegelabends genauso wie einen Besuch 
am Krankenbett, wenn ein stationärer Spi-
talsaufenthalt notwendig ist.

Der „saftladen“ des Vereins nEustArt bietet straffälligen, 
wohnungs- und obdachlosen sowie langzeitarbeitslosen 
menschen, häufig auch mit psychiatrischen Problemen, 
einen Platz zum Verweilen, zur regeneration und zur  
sozialisation an. Er ist die einzige für alle Besucherinnen 
offene Aufenthaltseinrichtung in der stadt salzburg.

NEUSTART - Der Saftladen

NEUSTART Saftladen 

Schallmooser 
Hauptstraße 38

A-5020 Salzburg
T +43 (0) 662 650436-501
F +43 (0) 662 650436-500

saftladen@neustart.at
http://www.neustart.at

Öffnungszeiten:
Mo, Di, Mi, Fr: 9.30 – 17.00

Do: 12.00 – 17.00
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Tina Oberleitner 
ist Kunstvermittlerin

Das Buch ist erhältlich 
unter:

www.tinaoberleitner.com  
oder 

www.documenta12.com
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Im Kontext der Kunstvermittlung der 
documenta 12, einer der weltweit größten 
zeitgenössischen Kunstaustellungen (Kas-
sel 2007) wollte das  Projekt „Das eigene 
Leben“ zur Vernetzung der verschiedenen 
Vermittlungsformate und der Bildung 
eines heterogenen, vordergründig nicht 
kunstinteressierten Publikums beitragen. 
TeilnehmerInnen am Projekt waren Hart-
mut Krüger, Ulrike Hagedorn, Michael Kat-
zer, Günther Rüdiger und Karl H. Funk. Fünf 
Personen, die von Arbeitslosigkeit und de-
ren Auswirkungen betroffen waren bzw. In-
teresse an dem Thema Arbeitslosigkeit und 
Stigmatisierung hatten und in die Öffent-
lichkeit gehen wollten. Das mit finanzieller 
Unterstützung des Fonds SozioKultur Kas-
sel und der Heinrich-Böll-Stiftung durchge-
führte Projekt orientierte sich an eines der 
drei Leitmotive der documenta 12. „Was 
ist das bloße Leben?“, ein Begriff welcher 
sich auf  das „nackte Leben“ von Giorgio 
Agamben, ein römischer zeitgenössischer 
Philosoph, der das Buch „Homo Sacer. Die 
Souveränität der Macht und das nackte 
Leben“ 1995 verfaßte, bezieht. Die Frage 
nach dem nackten und bloßen Leben gilt 
hier der Ausgesetztheit beziehungsweise 
der Ausgegrenztheit menschlichen Lebens. 
Agamben sagt, daß der Mensch von einer 
rechtlichen Gewalt, die über den Zustand 
und die Funktion entscheidet, bestimmt 
und verwaltet wird.1

Ziel des Projektes war ein Buch, welches 
sich künstlerisch mit den Themen Arbeits-
losigkeit, der mit ihr verbundenen Armut, 
sowie Stigmatisierung auseinander setzt. 
Mein Anliegen war, die Meinungen und 
Äußerungen der Betroffenen zu zeigen, 
und nicht wie sonst üblich, die der Politi-
kerInnen, PressesprecherInnen oder son-
stigen Persönlichkeiten. Ebenso war mir 
wichtig, nicht die Personen, die sich im 
nackten Leben befinden oder die Betrof-

fenen zu zeigen beziehungsweise zu ou-
ten, sondern das Leben, in dem wir uns 
alle befinden, sichtbar zu machen und zu 
thematisieren. Im Rahmen des Workshops 
versuchten wir anhand von gemeinsamen 
Projekttreffen im Salon des Refusés2, sowie 
von gemeinschaftlichen Ausstellungsbesu-
chen der documenta 12, die Krise der Er-
werbslosengesellschaft zu thematisieren. 
Wir stellten uns die Frage, wieweit sich das 
private und intime Leben in der zeitgenös-
sischen Kunst zeigt und konzentrierten 
uns auf das eigene Leben, ein Leben im Ar-
beits- beziehungsweise Arbeitslosenalltag 
und beobachteten dessen Umgang in der 
Kunst. Entstanden ist eine Sammlung von 
unterschiedlichsten Werken in Form von 
Texten, Gedichten, Zeichnungen, Collagen 
und Fotografien. 

Ausgangspunkt für alle TeilnehmerInnen 
waren Zeichenutensilien, Papier und leere 
Kalenderblätter für den Zeitraum August, 
welche Tageszeiten von 8 bis 18 Uhr zulie-
ßen, wo Termine und Aufgaben, aber auch 
Sonstiges formuliert werden konnte. Zeigt 
uns der Kalender, wie wichtig gewisse 
Merkmale in unserem gegenwärtigen All-
tag geworden sind, oder dreht sich gar das 
eigene Leben zu einem großen Teil um Ar-
beit und den Beruf? 

Wenn mich jemand fragt, was oder wer 
ich bin, gebe ich meinen Namen, Tina 
Oberleitner, zur Antwort und ich bin... Was 
bin ich? Kunstvermittlerin, Kunstpädago-
gin oder Künstlerin? Oder bin ich einfach 
nur ein Mensch, der sich gerne mit Per-
sonen und Kunst auseinandersetzt? Als Be-
ruf wird dies allerdings nicht verstanden. 
Somit auch nichts, womit ich Geld verdie-
nen kann. Willkommen in der Welt der Aus-
gesetztheit menschlichen Lebens, der Aus-
grenzung und Stigmatisierung. Im bloßen, 
nackten Leben.

1) Agamben, Giorgio. Homo Sacer. Die Souveränität der  
Macht und das nackte Leben.  
Frankfurt am Main: Suhrkamp, 2002

2) Salon des Refusés (refusés – ausschließen); Der Salon 
der Refüsierten, der Zurückgewiesenen im Pariser 19. 
Jhd. bekannt, wo zurückgewiesene Künstler der offizi-
ellen Kunstausstellung ihre Malereien präsentierten

Die Ausgesetztheit des „nackten Lebens“ war thema 
eines Projekts im rahmen der kunstvermittlung der  
documenta 12, das sich mit Arbeitslosigkeit und Armut  
beschäftigte.

Das eigene Leben
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Wer vor 15 Jahren versuchte in einem der 
sehr wenigen Armutsberichte eine Verbin-
dung von Armut und Schulden zu finden, 
suchte vergeblich. Diese Verknüpfung kam 
schlicht nicht vor. Erst in den letzten Jahren 
hat sich ein massives Umdenken ergeben. 
Schulden sind mittlerweile anerkannte 
klassische  Armutsauslöser geworden.

Auch die Sozialhilfe hat umgedacht. Wäh-
rend früher Schulden bei der Bemessung 
der Sozialhilfe gar nicht gesehen wurden, 
ist dies zumindest für einige  Sozialhilfeab-
teilungen anders.

„Ein Einkommen reicht heute oft nicht, 
um finanziellen Verpflichtungen nach-
zukommen – daher werden schulden 
gemacht … wird nicht gegengesteuert 
steht am Ende häufig eine drohende De-
logierung … spätestens dann muss die 
sozialhilfe einspringen … schulden be-
drohen gesicherte Existenzen … bis hin 
zur Armut.“
n.n. Leiter einer BH-sozialhilfeabteilung

300.000 Haushalte haben 
österreichweit Schuldenprobleme
Davon suchen etwa sieben Prozent  

Hilfe bei einer Schuldenberatungsstelle in  
Österreich.

Die Mehrheit dieser Betroffenen 
ist häufig

• Untergetaucht
• In Schwarzarbeit
• Wohnungslos
• Lebt nach dem Motto „Zwei Löcher auf 

und eines damit zu“
• Lebt von anderen (LebenspartnerInnen, 

Verwandten, FreundInnen…)
• Straffällig
• Verdrängt das Problem
• Bleibt vermeintlich weniger „gefährliche“ 

Dinge schuldig (Miete, Unterhalt, Privat-
schulden…)

• Nimmt andere mit aufs Schuldenkarus-
sell (Bürgschaften…) 

• Lebt arm und ausgegrenzt
• Merkt die beginnende Armut noch nicht, 

weil Rücklagen vorhanden sind. Tatsache 
ist jedenfalls, dass die Überschuldung 
und damit die Armut durch Schulden die 
Mittelschicht erreicht

Die Folgen sind vielfältig und führen 
in die Armutsfalle.

• Kein Konto
• Ausgegrenzt von sämtlichen Finanz-

dienstleistungen
• Kein finanzieller Spielraum
• Keine 10€/Tag für Dinge des persön-

lichen Bedarfs
• Der Arztbesuch: eine Katastrophe
• Der Schulbeginn: ein Albtraum
• Kino, Theater, Konzert:  Fremdwörter
• Gäste einladen: war einmal
• Weihnachten: ein Horrortrip
• Urlaub: gibt es nur im Katalog
• Der Gerichtsvollzieher:  Dauergast
• Das Inkassobüro: um 22.00 Uhr noch vor 

der Tür
• Straftaten als ständige Möglichkeit, das 

Überleben zu sichern
• Bedrohung des Arbeitsplatzes wegen 

Lohnpfändungen
• Tanken – wenn überhaupt ein Auto vor-

handen ist – wird zur Investition, die sich 
nicht mehr ausgeht … und eine Repara-
tur führt zu neuen Schulden

Die Schuldenberatungen in Österreich 
beraten  jährlich ca. 20.000 KlientInnen. 

Statistisch sind diese 20.000 Personen nach 
folgenden Blickpunkten zu sehen:

• 60% haben ein Einkommen unter 1.000 € 
/Monat

• 60% haben Lohnpfändungen und sind 
schon darum arm, weil das Existenzmi-
nimum um ca. 150 € unter der Armuts-
schwelle von etwa 860 € liegt, sogar sehr 
arm!

• Ca. ein  Drittel ist  arbeitslos
• Durchschnittliche Schuldenhöhe  65.000 € 
• Ca. 8.000 Anträge auf Privatkonkurs/Jahr 

(bei  jährlichen Steigerungen)

Um die Situation für die betroffenen 
300.000 Menschen zu verbessern, gibt es 
viele Ansatzpunkte und Verbesserungs-
maßnahmen. Viele von denen sind bei ent-
sprechendem politischem Willen rasch und 
armutsbekämpfend umsetzbar.

Wer schulden hat, steckt mit zumindest einem Bein in 
der Armutsfalle. zusammenhänge und Hintergründe 
von Überschuldung und Armut sind vielfältig, die folgen 
und Lösungsansätze auch. 

Leben Sie einmal mit 2,30 Euro am Tag!
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Top Ten der dringendsten 
Forderungen

1. Existenzminimum auf  1000 € anheben
2. Unterhaltsforderungen immer  an erster 

Stelle bei Lohnpfändungen
3. Berücksichtigung der tatsächlichen Le-

benshaltungskosten bei Pfändungen
4. Bei Zahlungsunfähigkeit: Zinsenstopp 

sofort!
5. Verbesserungen beim Privatkonkurs 

– Weg mit der 10 % Hürde!
6.  Girokonto für jeden Erwachsenen
7. Verbraucherbildung/Finanzkompetenz 

intensivieren
8.  Leichterer  Zugang zu Sozialleistungen
9.  Sozialleistungen armutsfest machen
10. KonsumentInnen auf gleiche Augen-

höhe mit der Wirtschaft bringen

Erinnern Sie sich an die Überschrift? Ge-
meint ist die Zeile  mit den 2,30 € pro Tag. 
Es gibt Familien, die auf Grund der monat-
lichen Fixausgaben für Miete, Betriebs-
kosten, Müllgebühren, Strom, ORF, Versi-
cherungen, Telefon, Kindergarten, Schule, 
Bus, Kreditraten pro Kopf und Tag  2,30 € 
zur „freien“ Verfügung (= Lebensmittel, Be-
kleidung, Friseur, Ausgehen...) haben. Die 
aufgezeigten Maßnahmen würden  diesen 
und vielen anderen Menschen mit Schul-
denproblemen große Entlastungen  brin-
gen. Und das sehr schnell.
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Die „Zweite Sparkasse“: Eine „Bank für Menschen ohne Bank“ Manfred Moth

Ein wichtiger Schritt zum Recht auf ein  
Girokonto für jeden Erwachsenen ist das 
Konto der Zweiten Sparkasse. Nach erfolg-
reichem Start  werden derzeit Filialen in 
ganz Österreich gegründet.

Etwa 5.000 Menschen suchen jährlich die Be-
ratungs- und Hilfszentren der Caritas Salzburg 
auf, weil sie arm oder in plötzliche Not geraten 
sind. Ein besonderes Hindernis, ihr Leben wie-
der in den Griff zu bekommen, ist der Verlust 
des eigenen Bankkontos bzw. der Verlust der 
„Bankfähigkeit“. Um diesen Menschen einen 
wirtschaftlichen Neubeginn zu ermöglichen, 
eröffnete die „Bank für Menschen ohne Bank“ 
mit Hilfe der Salzburger Sparkasse ihre erste 
Zweigstelle in der Mozartstadt.

Kooperation mit Caritas und Schuldnerbera-
tung Salzburg
Die Caritas und die Schuldnerberatung Salz-
burg vermitteln geeignete KlientInnen als 
KundInnen an Die Zweite Sparkasse, wo sie 
von ehrenamtlichen Mitarbeitern der Salz-
burger Sparkasse betreut werden. Auch das 
Habenkonto wurde in enger Kooperation 
mit diesen Einrichtungen entwickelt. In der 
Schuldnerberatung macht man immer wieder 
die Erfahrung, dass eine fehlende Bankverbin-
dung große Nachteile für die KlientInnen be-
deutet. So haben Arbeitslose bei der Jobsuche 
kaum eine Chance auf eine Einstellung, wenn 
sie keine Bankverbindung vorweisen können. 
In der Rainerstraße 4 bietet seit kurzem die 

Zweite Sparkasse für verschuldete Menschen, 
die keinen Zugang zu Bankdienstleistungen 
mehr bekommen, ein Habenkonto. Diese Bank 
wird von rund 80 aktiven und pensionierten 
MitarbeiterInnen der Salzburger Sparkasse 
ehrenamtlich geführt. Menschen, die aus ver-
schiedensten Gründen wie etwa Arbeitslosig-
keit,  Scheidung, Privatkonkurs oder Krank-
heit in eine finanzielle Notlage geraten sind, 
erhalten ein kostenloses Habenkonto und an-
dere Leistungen, die ihnen dabei helfen sollen, 
wieder an einem „normalen“ gesellschaftlichen 
und finanziellen Alltagsleben teilnehmen zu 
können.

Hilfe zur Selbsthilfe
„Dem ursprünglichen, gemeinnützigen Spar-
kassengedanken folgend bieten wir heute 
mit den Produkten der Zweiten Sparkasse fi-
nanziell benachteiligten Menschen eine neue 
Grundkonstante für ihr Leben. Denn auch heu-
te gibt es Menschen in Salzburg, die ohne Bank 
dastehen“, so Johann Lassacher, Generaldirek-
tor der Salzburger Sparkasse. „Unser Leitmotiv 
‚In jeder Beziehung zählen die Menschen’ wird 
auch die Arbeit in der Zweiten Sparkasse prä-
gen. Diese Sparkasse ist damit für Menschen 
da, die einen Zweiten brauchen. Denn manch-
mal geht es nicht alleine“, ergänzt Lassacher. 

Die Zweite Sparkasse, Rainerstraße 4, 5020 
Salzburg / Termine nach Vereinbarung mit der 
Schuldnerberatung, Tel. 0662/879901 oder der 
Caritas-Sozialberatung, Tel. 0662/849373-230



Beate Blaschek
ist Leiterin der Abteilung 
für Konsumentenschutz, 
Finanzdienstleistungen 
und Verbraucherbildung 
im BMSK

97

KapitelA Referate. Foren. Workshops: Selbst verschuldet!?C

97

Der Staat, der durch die Einführung des 
Schuldenregulierungsverfahrens im Jahr 
1995 erste Bemühungen zur Entschuldung 
Privater gesetzt hat, ist nun zu einer Ver-
besserung der Regelungen aufgerufen um 
mehr SchuldnerInnen die Möglichkeit zur 
Restschuldbefreiung zu bieten. Darüber hi-
naus wird der Ruf nach einer umfassenden 
VerbraucherInnenbildung als präventive 
Maßnahme immer lauter.

Die im Allgemeinen Bürgerlichen Gesetz-
buch von 1811 (ABGB) zu findenden Bestim-
mungen zum Schutz von SchuldnerInnen 
sind rar. Zwar gibt es ein Verbot, bei einer For-
derung ohne gerichtliche Geltendmachung 
die Zinsen über die Hauptschuld wachsen zu 
lassen; durch die Praxis der Kontokorrentver-
rechnung bei Krediten werden aber die Zin-
sen regelmäßig dem Kapital zugeschlagen, 
so dass die Regelung erst ab Fälligstellung 
des Kredits zur Anwendung kommt.

Die Anrechnungsregel im ABGB allerdings 
fördert in erster Linie die Kreditgeber, da 
demgemäß Zahlungen auf eine Schuld zu-
erst auf die Zinsen und dann auf das Kapital 
anzurechnen sind. In der Praxis werden von 
diesen Zahlungen zu allererst aber noch die 
Kosten der Rechtsverfolgung abgezogen, so 
dass nicht selten die Schuld gleich bleibt, in 
einigen Fällen sich sogar erhöht.

Um die Situation überschuldeter Personen 
zu erleichtern gibt es daher bereits - auch 
als Reaktion auf die im Jahr 1997 vom BMSK 
durchgeführte Wilhelminenbergtagung zum 
Thema  „Verschuldung – individuelle und so-
zialstaatliche  Verantwortung“– Gespräche im 
Rahmen einer Arbeitsgruppe im Justizmini-
sterium: einerseits wird ein Verbot des Zinses-
zins (wie in Deutschland) angedacht, anderer-
seits eine Änderung der Anrechnungsregel, 
wonach zuerst die Kosten, dann das Kapital, 
und zuletzt die Zinsen getilgt werden, disku-
tiert. Fraglich ist noch, ab welchem Zeitpunkt 
diese Regelungen zur Anwendung kommen 
sollen: möglich wäre eine generelle Anwen-
dung oder eine Anwendung ab Verzug einer 
Zahlung oder – wie die Kreditwirtschaft das 
gerne hätte – erst 6 Monate nach Fälligstel-
lung einer Schuld.

Der von den Schuldenberatungen immer 
wieder kritisierten „Zinsenspirale“ könnte 
damit ihre Relevanz genommen werden.

Darüber hinaus sind Bestrebungen im 
Gang das Privatinsolvenzverfahren zu er-
leichtern. Ein Abgehen von der 10%-Quote, 

die SchuldnerInnen jedenfalls an ihre Gläu-
bigerInnen abliefern müssen, um in den Ge-
nuss der Restschuldbefreiung zu kommen, 
ist zwar nicht in Sicht; diskutiert wird aber 
die Möglichkeit einer Erweiterung der Bil-
ligkeitsgründe. Diese sind bislang zwar auch 
nicht abschließend im Gesetz angeführt, so 
dass RichterInnen durchaus die Möglich-
keit hätten im Sinne des Zwecks der Be-
stimmung weitere Gründe heranzuziehen. 
Nachdem diese Möglichkeit aber nicht in 
Anspruch genommen wurde, soll es jetzt zu 
einer expliziten Erweiterung dieser Gründe 
im Gesetz kommen. Eine weitere Neuerung 
könnte eine amtswegige Überleitung in das 
Insolvenzverfahren bei solchen Personen 
sein, die innerhalb eines Jahres ihre fälligen 
Schulden nicht zurückzahlen können und 
daher immer wieder mit erfolglosen Exeku-
tionen konfrontiert werden.

Um es erst gar nicht so weit kommen zu 
lassen, sehen viele – darunter auch der IWF, 
die OECD und die EU – die Verbreitung der 
VerbraucherInnenbildung, und dabei insbe-
sondere der finanziellen Allgemeinbildung, 
als probates Heilmittel. VerbraucherInnen 
müssten nur ausreichend informiert sein, 
dann wären die meisten Überschuldungen 
und Insolvenzen zu vermeiden. Dabei ist 
allerdings zunächst Information und Bil-
dung zu unterscheiden. Während Verbrau-
cherInneninformation sich meist darin 
erschöpft die Produkte und ihre Vor-, im 
besten Fall auch ihre Nachteile zu erklären, 
soll VerbraucherInnenbildung die Menschen 
befähigen, unter Berücksichtung der Aus-
wirkungen in der globalisierten Wirtschaft 
und der Nachhaltigkeit sowie ihrer eigenen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhält-
nisse bewusste Entscheidungen zu treffen. 
Dem steht entgegen, dass lt. einer Befra-
gung der EU aus dem Jahr 2004 sich ca. drei 
Viertel der europäischen Bevölkerung nicht 
mit Finanzthemen beschäftigen möchten. 
Dementsprechend schlecht ist auch das 
diesbezügliche Wissen.

Will man nachhaltig Änderungen herbei-
führen, die wirklich zu einer Haltungsände-
rung hin zu kritischen KonsumentInnen füh-
ren sollen, so müsste am besten schon in der 
Volkschule das Interesse an Verbraucherthe-
men geweckt und kontinuierlich durch ge-
eignete Materialien der eigene Handlungs-
spielraum ausgelotet und die Hintergründe 
der Wirtschaft näher gebracht werden.

Die Entwicklungen auf dem markt laufen oft den gesetzlichen normierungen davon. Durch 
eine aufmerksame und vorausschauende Gesetzgebung gelingt es den schutz der konsu-
mentinnen auf hohem niveau zu halten und dadurch Überschuldungen zu vermeiden.

Überschuldung – Versuche des Gesetzgebers ein 
systemimmanentes Phänomen in den Griff zu bekommen
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Im Rahmen der Sozialberatungsstellen 
der Caritas wurden 2006 österreichweit 
insgesamt 41.900 Menschen unterstützt 
(21.234 KlientInnen, 20.644 Mitunter-
stützte). Die gesamte Beratungsleistung ist 
mit mehr als 73.300 dokumentierten Bera-
tungen anzugeben. Hier wurden mehr als 
2,3 Millionen Euro an KlientInnenaufwen-
dungen zum Einsatz gebracht.

Spezifische Betroffenheitsquoten:
Auf 1000 EinwohnerInnen kommen 3,1 

direktbetreute KlientInnen einer Caritas 
Sozialberatungsstelle, wobei die Quote bei 
Frauen, speziell zwischen 25 und 29 Jahren, 
deutlich höher liegt als bei Männern.

Beinahe die Hälfte der KlientInnen der SB 
lebt in den Landeshauptstädten. 17% der 
KlientInnen kommt aus dem ländlichen 
Raum, während 37% ihren Wohnsitz in 
einer Bezirksstadt haben. Ein Hinweis da-
rauf, dass in ländlichen Räumen von Armut 
betroffene Menschen weniger Zugang zu 
Hilfseinrichtungen finden.

Anders als der Bevölkerungsdurchschnitt 
sind mehr als die Hälfte aller KlientInnen al-
leinstehend, 19% alleinerziehend und 29% 
in einer aufrechten Partnerschaft lebend.

Finanzielle Verhältnisse:
• Mehr als ein Drittel aller KlientInnen 

(34%) erhält hauptsächlich AMS-Zah-
lungen, überwiegend Notstandshilfe.

• 20% leben von Pensionszahlungen.
• 6% wurden mit keinem eigenen Einkom-

men angegeben.
• 9% leben von der Sozialhilfe als Haupt-

einkommen.
• 19% haben andere Einkommensquellen 

wie Krankengeld, Kinderbetreuungsgeld...
• AusländerInnen sind häufiger ohne Ein-

kommen als InländerInnen, daher auch we-
niger Pensionen, AMS-Leistungen, jedoch 
stärker familienbezogene Leistungen 

• Sozialhilfe ist zumeist nur eine Ergän-
zung zum Einkommen. 59% der Klien-
tInnen beziehen nicht ausschließliche 
Richtsatzergänzung der Sozialhilfe. Die 
häufigste Einkommenskombination sind 
Leistungen des AMS und Sozialhilfe.

Höhe der Einkünfte:
Das durchschnittliche Haushaltseinkom-

men  beträgt 990 €, die Hälfte aller Klient-
Innen aber hat weniger als 837 € Einkom-
men zur Verfügung. 

Das Äquivalenzeinkommen beträgt 679 € 
(die Armutsschwelle der Statistik Austria 
liegt 2004 bei 900 € mtl).

Gesamtausgaben:
422 € durchschnittlich monatlich
20% der KlientInnen haben maximal 2 € 

täglich für den Lebensbedarf zur Verfügung.

Hintergrundsituationen: 
Arbeitslosigkeit und Verschuldung sind 

die häufigsten Problemlagen der Cari-
tas-KlientInnen.  Es wenden sich jährlich 
10.000 -12.000 Haushalte  mit diesen Pro-
blemlagen an die Sozialberatungen. 56% 
sind arbeitslos, davon  34% bereits länger 
als ein halbes Jahr.

Verschuldung:
46% der KlientInnen sind verschuldet, 

Frauen deutlich häufiger als Männer. Nur 
21% können regelmäßigen Ratenzah-
lungen nachkommen. 

Durchschnittlich belaufen sich die monat-
lichen Schuldenrückzahlungen auf 200 €, 
zumeist ohne Schuldenregulierungsver-
fahren und Betreuung durch Schuldner-
beratungsstellen. Durch die Schuldenzah-
lungen gelangen die KlientInnen häufig in 
immer wiederkehrende Engpässe bei Mie-
te, Energie und Lebensbedarf. Zusätzlich 
nötige Ressourcen, wie für Reparaturen 
und Anschaffungen im Haushalt, nötig  
sind dann nicht vorhanden.

Die Verschuldung liegt gläubigerseitig 
bei Banken, Telefonanbietern, Versand-
häusern, Privaten. Es bestehen aber auch 
„existentielle Schulden“ wie Alimente,  
Verwaltungsstrafen und Energie- und 
Wohnkostenrückstände.

Viele der KlientInnen können aufgrund 
einer Verschuldung kein Konto führen und 
erhalten Ihre Leistungen bar angewiesen. 
Überweisungen können dann nur mittels 
teurer Bankspesen vorgenommen werden. 
Innerhalb der Kooperation mit der Zweiten 
Sparkasse können betreute KlientInnen 
zugewiesen werden, die ein Konto infolge 
von laufenden und beginnenden Dienst-
verhältnissen (Einkommensanweisung) 
und für eine Einkommens/Ausgabenver-
waltung brauchen, ein solches aber infolge 
einer Verschuldung nicht erhalten würden. 
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Martin Litschauer 
ist Referatsleiter der 
Sozialberatung der 

Caritas Wien

Arbeitslosigkeit und Verschuldung sind die häufigsten 
Probleme von Caritas klientinnen. Den daraus erwach-
senden mehrfachbelastungen einer komplexen sozialen 
Lebenssituation wird das eher willkürliche und unein-
heitliche Angebot öffentlicher sozialer Einrichtungen 
nicht wirklich gerecht.

Finanzielle Verhältnisse von Caritas-KlientInnen
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Krankheit und Sucht:
22% der KlientInnen sind krank. Jeder 

Fünfte wurde in der Beratung als psycho-
sozial auffällig eingestuft. Im Vergleich 
dazu sind Alkohol (7%), Drogen (3%) und 
Medikamentensucht (3%) eher selten. Alle 
diese Problemgruppen machen einen Ge-
samtanteil von 37% aus.

Wohnsituation:
67% der KlientInnen leben in Haupt-

mietwohnungen, 4% haben Wohnungsei-
gentum. Die verbleibenden 29% befinden 
sich in einer rechtlich prekären, ungesi-
cherten Wohnsituation. Drohende und 
akute Wohnungslosigkeit betreffen 36% 
der KlientInnen. Im Besonderen sind davon 
MigrantInnen betroffen. Die durchschnitt-
liche Miete beträgt 328 €, und die durch-
schnittliche Wohnungskostenbelastung 
liegt bei 36% und damit deutlich über den 
in der Mindestsicherung vorgesehenen 
Standards von 25%.

Spezifische Problemlagen:
• 28% weisen Integrationsprobleme auf
• 21% Verlust des Partners, wobei hier 

Frauen häufiger betroffen sind
• 5% Gewalt oder Haftentlassung
• 2% der KlientInnen sind nicht versichert

Gesamteindruck
Die Lebenssituation der KlientInnen der 
Caritas Sozialberatung ist geprägt von par-
allel auftretenden Mehrfachbelastungen:
• Einkommensarmut
• Soziale Isolation
• Mangelnde Finanzübersicht und Kompe-

tenz in der persönlichen Verwaltung

Hohe Zahlungsanforderungen bei 
primären Kosten wie:
• Miet-  und Energiekosten
• Steigenden Lebensbedarfskosten
• Verwaltungsstrafen und Alimentations-

zahlungen
• Unvorhergesehene Zahlungen überfor-

dern schnell den finanziellen Rahmen
• Finanzielle Überforderung neben 

falschen Prioritäten (Schuldenzahlungen 
vor Abdeckung der Existenzkosten)

• Keine langfristige Stabilisierung der Le-
benssituation mit parallelem Anwachsen 
der nicht regulierbaren Verschuldung

Dem Wunsch der KlientInnen nach einer 
generellen Lösung stehen die hohen An-
forderung der komplexen, sozialen Situa-
tion gegenüber. Oft bleibt es seitens der 
sozialen Sicherungsangebote nur bei Maß-
nahmen, die den KlientInnen ein  „Am Le-

ben erhalten und mit den Schulden leben 
lernen“ vermitteln.

 
 Der Zugang zu Schuldenregelungen ist 

hier zumeist  ausgeschlossen durch:
• Primäre Zahlungsanforderungen (Miete, 

Energie)
• Dem Fehlen eines ausreichenden, sta-

bilen Einkommens und eines sozialen 
Auffangnetzes

• Psychische Beeinträchtigungen, die 
das Treffen von langfristigen Entschei-
dungen verunmöglichen

• Höherschwellige Zugänge zu  Beratungs-
angeboten

• Mangelhafte Unterstützungen bei Zah-
lungsproblemen wie Miet- und Energie-
kostenrückständen

 Gerade bei den existentiellen Zahlungen 
steht ein hoher Bedrohungsfaktor einem 
eher willkürlichen und uneinheitlichen An-
gebot öffentlicher sozialer Einrichtungen 
gegenüber (Sozialhilfe, wenn vorhanden, 
Delogierungspräventionsstellen und auch 
Schuldnerberatungseinrichtungen unter-
scheiden sich in Zugang und Angebot).

Einige Forderungen aus der 
Sozialberatung zu Primärangeboten:

• Professionelle, entschuldungsorientierte 
Anlaufstellen  auch bei der Lösungsun-
terstützung von Schulden bei Miet- und 
Energiekosten, entgegen dem uneinheit-
lichen Fürsorgecharakter der betrauten 
öffentlichen Einrichtungen.

• Für die Vermeidung drohender Energie-
armut (Energiesperre durch Energiever-
sorgerIn) braucht es standardisierte, auf 
Ursachenbekämpfung zielende Lösungs-
strategien ähnlich der Delogierungsprä-
vention bei drohendem Wohnungsver-
lust. Energieversorger wie öffentliche 
Hilfeeinrichtungen müssen gleicherma-
ßen eingebunden sein.

• Aufnahme von Energie (Strom, Heizung...) 
in den Wertebereich  eines Grundbedürf-
nisses „Wohnen“, verbunden mit einer 
adäquaten finanziellen Berücksichtigung 
bei der Bemessung von öffentlichen 
Grundsicherungsleistungen.

• Verstärkte Anwendung von Sozialarbeit 
in den öffentlichen Serviceeinrichtungen 
wie Sozialämtern, Jugendwohlfahrt-
seinrichtungen, psychosoziale Anlauf- 
stellen..., entgegen dem Trend des Rück-
zugs,  damit  Angebote und Lösungs-
strategien insbesondere bei mehrfach 
belasteten komplexen Haushaltslagen 
nachhaltiger wirksam werden. 
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Um zu den Armutsbetroffenen zu kom-
men – und das muss im schnelllebigen 
Medienalltag meist gleich und sofort sein 
– wenden sich Journalistinnen gerne an 
NGOs und Einrichtungen, die direkt mit Ar-
mutsbetroffenen arbeiten. Die wiederum 
sind im Zwiespalt: Einerseits wollen sie, 
dass über Armut berichtet wird, dass das 
Thema Armut öffentlich und medial präsent 
ist – und das nicht nur aus der Perspektive 
von PolitikerInnen, sondern auch aus der 
Perspektive der Betroffenen selbst. Ande-
rerseits sind sie den Betroffenen verpflich-
tet, wollen und müssen deren Privatsphäre 
wahren. Für die Betroffenen selbst stellt sich 
die Frage, was es bedeutet – gerade ange-
sichts der Stigmatisierung von Menschen 
mit Armutserfahrungen – mit und in ihrer 
schwierigen Situation öffentlich präsent zu 
sein. Wenn sie ihre Geschichte erst einmal 
erzählt haben, verlieren sie weitgehend die 
Kontrolle darüber, was mit ihrer Geschichte 
passiert: Welche Interviewausschnitte wer-
den gebracht? Welche Aussagen werden 
nicht gebracht? Werden sie korrekt wieder 
gegeben? In welchem Kontext wird ihre 
Geschichte erzählt, welches Bild von Armut 
wird vermittelt? 

In diesem Spannungsfeld standen die 
Fragen, die Menschen mit Armuts- und Me-
dienerfahrung, NGO-VertreterInnen und 
JournalistInnen gemeinsam erörtert. Da-
bei wurde auch die grundsätzliche Frage 
Betroffene ja oder nein diskutiert. In dieser 
Frage überwiegen doch, so zeigte die Dis-
kussion, die guten Gründe dafür, Armuts-
betroffene in der Armutsberichterstattung 
zu Wort kommen zu lassen. Dass  konkrete 
„Armutsfälle“ das Problem der Armut ver-
deutlichen und zeigen können: Armut gibt 
es wirklich, ist durchaus ein schlagendes 
Argument. Ein zweites gutes Argument ist 
das des Sichtbar-Werdens. Armut ist ver-
deckt, versteckt, stigmatisiert. Armutsbe-
troffene selbst zu Wort kommen zu lassen, 
eine mögliche Gegenstrategie. Sichtbar 
werden ist ein Schritt in Richtung Subjekt-
Werden. Wobei: Sichtbar-Werden bedeu-
tet nicht immer und notwendiger Weise 

Subjekt-Werden. Ob Armutsbetroffene 
als Subjekte – und nicht bloß als Projekti-
onsfläche, Illustration, Staffage, eben bloß 
Arme – sichtbar werden, hängt von der Art 
der Darstellung ab. Die Frage ist also we-
niger „Armutsfälle“ ja oder nein, sondern: 
Wie mit Armutsbetroffenen umgehen, wie 
sie und ihre Situation darstellen?

Verschiedene Medien – verschiedene 
JournalistInnen
Nicht alle Medien sind gleich. Printme-

dien, Radio und Fernsehen funktionieren 
nach unterschiedlichen Logiken. Und auch 
innerhalb von Printmedien sowie Radio- 
und Fernsehsendern bzw. -sendungen gibt 
es Unterschiede. Einen wesentlichen Unter-
schied macht die Frage nach dem Bild. Zum 
einen stehen bildgebende Medien vor dem 
Problem, dass Armut heute in unseren Brei-
ten unsichtbar ist. Wie also das Unsichtbare 
sichtbar machen? Zum anderen werden Ar-
mutsbetroffene auf Bildern – im Fernsehen 
oder auf Fotos in Printmedien – viel leich-
ter erkannt als in Texten bzw. im Radio. 
Und das kann angesichts der gesellschaft-
lichen Stigmatisierung von Menschen mit 
Armutserfahrungen ein Problem sein – ein 
Problem, das sich verschärft, wenn Kin-
der im Spiel sind. Ein anderer Unterschied 
liegt in der Art und Länge von Beiträgen. 
Magazinbeiträge in Printmedien und im 
Fernsehen sowie Radio-Features können 
differenziertere Darstellungen bringen als 
Nachrichtenbeiträge. Wenn es um die Ent-
scheidung für NGOs geht, Betroffene zu 
vermitteln, und wenn es für Betroffene um 
die Entscheidung geht, sich einem Medium 
zur Verfügung zu stellen, kann die Frage, 
um welches Medium und um welche Art 
von Beitrag es sich handelt, durchaus ent-
scheidend sein. Ebenso entscheidend kann 
sein, um welchen Journalisten bzw. welche 
Journalistin es sich handelt. Seitens NGOs 
regelmäßige Kontakte zu JournalistInnen 
zu pflegen, kann nicht nur eine Vertrau-
ensbasis schaffen, sondern eventuell auch 
eine Basis für Auswahl : Welchen Medien 
und welchen JournalistInnen wollen wir 
Betroffene vermitteln? ist eine Frage, die 
zu stellen durchaus legitim ist.

Journalistinnen und Journalisten wollen immer „fälle“ 
zeigen, wenn sie über Armut berichten. um das Problem 
zu veranschaulichen. um zu zeigen, dass es Armut wirk-
lich gibt. um ihr ein Gesicht zu geben. Weil fälle berüh-
ren, bewegen, Betroffenheit erzeugen. 

„Ich brauche eine Alleinerzieherin mit zwei Kindern“ 
Armutsfälle in den Medien

Maria Katharina Moser
ORF Hauptabteilung 
Religion – Fernsehen 

100



Referate. Foren. WorkshopsC

DOs and DON‘Ts in der 
Armutsberichterstattung
Umgang mit Betroffenen: Transparenz 

und Kommunikation sind wesentlich im 
Umgang von JournalistInnen mit Men-
schen mit Armutserfahrungen. Armutsbe-
troffene wollen vorab gut informiert sein: 
über Medium bzw. Sendung, über Art, 
Länge und Zielrichtung des Beitrags; über 
das konkrete Vorgehen – wie lange wird 
ein Interview dauern, wie ausführlich wird 
die interviewte Person im Beitrag vorkom-
men? Während des Interviews ist Respekt 
im Umgang mit den InterviewpartnerInnen 
gefragt: Zurückhaltung bei Regieanwei-
sungen und Inszenierungen (gerade wenn 
es sich um einen Fernsehbeitrag handelt); 
die Möglichkeit, auf Fragen auch nicht zu 
antworten, die eigene Wohnung nicht her-
zuzeigen; das Angebot von Anonymisie-
rung (Achtung z.B. bei Bildern, ob da durch 
Straßenschilder o.ä. Adressen erkennbar 
sind). Welche Möglichkeiten der Kontrolle 
über das Material gibt es für die Armutsbe-
troffenen – z.B. Sperre von Beiträgen oder 
Bildern in Archiven, damit das Material nicht 
ungefragt von anderen weiterverwendet 
werden kann. Auch nach dem Interview ist 
Kommunikation gefordert. Gibt es irgend-
welche Änderungen? Wann erscheint der 
Beitrag bzw. wird der Beitrag gesendet? Zu 
einer guten Kommunikation gehört auch, 
interviewten Personen Belegexemplare zu-
kommen zu lassen und ihr Feedback zum 
fertigen Beitrag einzuholen. 

Das Problem Einzelfall und die vielen 
Gesichter der Armut: „Armutsfälle“ medial 
aufzugreifen und vorzustellen, birgt die 
generellen und grundsätzlichen Probleme 
von Einzelfällen: So sehr der Einzelfall eine 
Problemlage verdeutlichen kann, so sehr 
verengt er sie auch – auf den/die darge-
stellte Einzelne und auf das Spezifische 
seiner/ihrer Situation. Oft wird über den 
Einzelfall eben nur ein Gesicht von Armut, 
eine Facette deutlich. Der Erfahrung von 
NGOs und Armutsbetroffenen nach beson-
ders beliebt bei Medien sind – der Titel des 

Forums bei der Armutskonferenz deutet 
darauf hin – Alleinerzieherinnen. Sie schei-
nen besonders gut geeignet, den Skandal 
der Armut zu thematisieren. Denn bei Al-
leinerzieherinnen und vor allem bei Kin-
dern kann man davon ausgehen, dass sie 
nichts können für ihre schwierige Lage. Al-
leinerzieherinnen sind besonders unschul-
dige Opfer, der SozialschmarotzerInnen-
verdacht kommt hier zumindest langsamer 
auf. Umgekehrt wird die Alleinerzieherin 
zum Stereotyp für Armut stilisiert. Die For-
derungen, die vor diesem Hintergrund an 
Armutsberichterstattung zu stellen sind: 
mehrere Gesichter, Facetten und Betrof-
fenheiten von Armut sichtbar zu machen, 
von Problagen und nicht von Fällen aus-
zugehen, Einzelfälle immer mit der gesell-
schaftspolitischen Ebene zu verknüpfen 
und das gesamte Bild – also nicht nur die 
Betroffenen von Armut, sondern auch die 
Nutznießer von Ungleichverteilung – zu 
zeigen. Nicht nur in der Auswahl der „Ein-
zelfälle“, sondern auch in ihrer jeweiligen 
Darstellung ist die Vermeidung von Stereo-
typen und Stigmatisierungen zentral, etwa 
indem auf Sprache geachtet und stigmati-
sierende Begriffe wie „sozial schwach“ etc. 
vermieden werden.

Betroffene zwischen Illustration – Inter-
pretation – InterAktion: Ein letzter Heraus-
forderungskomplex – der auch mit dem 
Problem von Stereotypisierung und Stig-
matisierung zusammenhängt – bezieht 
sich auf die Frage, in welcher Rolle Armuts-
betroffene vorkommen: Sind sie dazu da, 
ein Problem zu illustrieren? Stellen sie eben 
einen Fall dar, den SozialexpertInnen dann 
interpretieren und kommentieren? Oder 
interpretieren sie ihre eigene Situation 
selbst und werden darüber hinaus auch als 
politische Subjekte, die Forderungen und 
Lösungsvorstellungen haben, sichtbar? 
Nicht nur die negativen Seiten der Armut 
sind darstellungswürdig, auch Potenziale, 
Forderungen und Hoffnungen der Betrof-
fenen müssen Eingang in die Armutsbe-
richterstattung finden.
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„Ich brauche eine Alleinerzieherin mit zwei Kindern“ 
Armutsfälle in den Medien – FORUM

Peter Gach, SHG_Misl, 
Selbsthilfegruppe für Menschen in schwierigen Lebenssituationen

Meine Erfahrungen im Umgang mit JournalistInnen, 
die über Armut berichten, sind überwiegend positiv. 
Zu Beginn (Jänner 2006) kam es bei einem Interview 
für eine Sendung von Ö1 vor, dass meine Wortmel-
dungen entstellt und nicht in der zeitlichen Reihen-
folge der Aufnahme wiedergegeben wurde, die Aus-
sage selbst war aber in Ordnung.

These 1: Menschen, die von Armut bedroht oder be-
troffen sind, haben nicht nur zahlreiche Defizite, 
sondern sind auch ständigem Stress und Druck 
ausgesetzt (AMS, Sozialreferat etc.). Darauf muss 
unbedingt Rücksicht genommen werden.

These 2: Menschen mit Armutserfahrungen und 
ganz besonders erwerbsarbeitslose Menschen bzw. 
Menschen mit Sozialhilfebezug sind zahlreichen 
Vorurteilen ausgesetzt, so etwa, sie wären selbst 
schuld an ihrer Situation, oder sie würden faul in 
der sozialen Hängematte herumliegen usw. Diese 
Vorurteile müssen unbedingt entkräftet werden, 
am besten mit Beispielen aus der Praxis.

 Es gibt sehr viele erwerbsarbeitslose Menschen, die 
in ihrem ursprünglichen Beruf nicht mehr arbeiten 
können, die jedoch oft sozial sehr engagiert sind 
und durchaus andere Beschäftigungen finden, die 
aber nicht gesellschaftlich anerkannt und daher 
auch nicht bezahlt werden.

These 3: Wenn es um solche Themen wie Armut und 
Erwerbsarbeitslosigkeit geht, dann sind unbewusste 
Ängste im Spiel und es besteht die Gefahr, dass es 
zu Abwehrreaktionen kommt. Als Erwerbsarbeitslo-
ser bin ich für einen Menschen, der immer noch eine 
Vollzeitbeschäftigung hat in zweifacher Hinsicht 
eine Bedrohung: 1. könnte es sein, dass ich seinen 
Arbeitsplatz will und 2. bin ich als Erwerbsarbeitslo-
ser ein abschreckendes Beispiel.

These 4: Der Anteil an unbezahlter Arbeit ist immer 
noch höher als der Anteil bezahlter Arbeit, daher 

muss Arbeit neu definiert werden. Zahlen einer 
Schweizer Studie aus dem Jahre 2004 belegen das 
und es wird wohl auch in Österreich ganz ähnlich 
sein. (Quelle: Pressemappe der PK vom Netzwerk 
Grundeinkommen und sozialer Zusammenhalt vom 
20.11.2007)

These 5: Geldsperren des AMS werden in der überwie-
genden Mehrzahl der Fälle ausgesprochen wegen 
Versäumnisse des Kontrolltermins oder anderer ge-
ringfügiger Vergehen und nicht wegen Vereitelung 
eines Arbeitsverhältnisses oder einer Kursmaß-
nahme. Die erschreckend hohe Zahl der Geldsper-
ren erzeugt in der Öffentlichkeit ein völlig falsches 
Bild der Erwerbsarbeitslosen. (Quelle: Pressemappe 
der PK vom Netzwerk Grundeinkommen und sozi-
aler Zusammenhalt vom 20.11.2007)

These 6: Geldsperren des AMS sind nicht selten 
existenzvernichtend. Eine Behörde, die einerseits 
Betroffene verwaltet und versorgt, auf der ande-
ren Seite aber selbst Geldsperren verhängt ist ein 
unlösbarer Widerspruch. Im gewöhnlichen Leben 
muss ein Rechtsbrecher schon sehr viel anstellen, 
um eine ähnlich harte Strafe von einem Gericht zu 
bekommen. Beim AMS werden Geldsperren oft auf 
bloßen Verdacht hin ausgesprochen, ohne vorhe-
rige Warnung und ohne der betroffenen Person Ge-
legenheit zu geben, sich rechtfertigen zu können.

These 7: Überhaupt werden Menschen mit Armutser-
fahrungen, Erwerbsarbeitslose und Sozialhilfeemp-
fänger von den Behörden so behandelt als wären sie 
nicht in der Lage, über sich selbst zu entscheiden. Sie 
werden bevormundet, es werden ihnen wesentliche 
Rechte vorenthalten und oft werden sie so beraten, 
dass es ihnen zum Nachteil gereicht.

Schlussfolgerung: Das alles sollte von den Journa-
listInnen berücksichtigt werden im Umgang mit 
Menschen, die von solchen Dingen betroffen sind.

 
Eva Bachinger, Tageszeitung Österreich: Meine Kriterien in der Armutsberichterstattung:- Die Würde des Betroffenen achten, auf Wunsch auch auf Namen und Alter verzichten.

- Konkrete Fallbeispiele sind wichtig, um das Problem zu veranschaulichen, damit es ein Gesicht 
bekommt. Ein Foto – auch unkenntlich – ist konkreter als nur ein Sujet-Foto.- Ich versuche keinen besonderen Umgang mit Betroffenen zu pflegen. Ich möchte mit ihnen ge-
nauso so korrekt und respektvoll sprechen wie mit Politikern und Experten. 

Andrea Brückner, ORF – ZIB

 a) Bild ist authentisch, glaubwürdig – was man sieht, glaubt man. 

 b) Armut ist Mangel, gehört aufgezeigt, um zu beweisen, dass es das gibt.

 c) Betroffenheit berührt und bewegt dadurch. 

 d) Menschen in schwierigen Lebenssituationen haben etwas zu sagen, zu erzählen.

 e) Austausch, Unterstützung.
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AKTIONS-WOCHE



12.00 ANMELDUNG und MITTAGESSEN

14.00 BEGRÜSSUNG

15.00 REFERAT Die Macht der Stigmatisierung
Status und Scham. Sighard Neckel (Universität Wien, Institut für Soziologie)

16.30 FOREN / WORKSHOPS

1a. Analphabetismus 
Erfahrung moderner „Sprachlosigkeit“ (Teil 1) 
Antje DOBeReR-BeY (VHS-Ottakring, Wien) 

2a. Bloßgestellt – vom Verlust des eigenen Ansehens
Armut, Scham und Stressbewältigung (Teil 1)
kurt SAleNTIN (Universität Bielefeld)

3a. Armuts-Blicke
Ein Sensibilisierungs-Workshop zu Armut und Vielfalt 
(geschlossener Workshop) (Teil 1)
Birgit kUPkA, Maria POHN-WeIDINGeR (beide Anti Defamation league, Wien)

4a. Fehlt Ihnen etwas?
Stigmatisierung und Scham im Gesundheitsbereich (Teil 1)
karin GUTIÉRReZ-lOBOS (Medizinische Universität Wien), Irene HOlZeR (caritas 
Marienambulanz, Graz), Heidemarie DeGeNDORFeR-ReITeR (ambermed, Wien), 
elke ScHlITZ (Aidshilfe, Wien), Norbert kRAMMeR (VertretungsNetz, Salzburg), 
Hilde WOlF (F.e.M. Süd, Wien)

5a. „Nur für die, die es wirklich brauchen“
Sozialleistungen für alle oder nur für Bedürftige? (Teil 1)
Michael FUcHS (europ. Zentrum f. Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung, Wien), 
karin HeITZMANN (WU Wien), Gerhard WOHlFAHRT (Uni Graz) 

6a. Einmal arm – immer arm?
Keine Wege aus der Armut? (Teil 1)
carmen lUDWIG (Uni Frankfurt) und Martina RIcHTeR (Uni Bielefeld) 

7a. Die KlientInnen, die wir nicht mögen
Wenn die HelferInnen stigmatisieren (Teil 1)
Peter PANTUcek (FH St. Pölten), elisabeth HAMMeR, Marc DIeBÄckeR (beide 
FH-campus Wien)

8a. Fremd – illegal – kriminell
ArmutsmigrantInnen – Gefahr oder Gefährdete? (Teil 1)
Veronika HOFINGeR, Arno PIlGRAM (beide IRkS, Institut für Rechts- und kriminal-
soziologie, Wien) 

9. Gute Viertel – schlechte Viertel
Wenn die Adresse zum Stigma wird
Heinz ScHOIBl (Helixaustria, Salzburg), christoph STOIk (FH campus Wien)

10. Menschen zweiter Klasse - Klischees sind immer richtig!
Stigmatisierung als Notwendigkeit erfolgreichen Spendensammelns 
und Marketings.
Anke BeekHIUS (w i e n w o r k), Gabriele FABeR WIeNeR (Trimedia
communications Austria GmbH), Roswitha BReckNeR (Uni Wien)

11. Wissenschaft als Mentorin ungleichheitsfördernder Politik? 
Das Menschenbild der Ökonomie 
Martin ScHÜRZ (BeIGeWUM, Wien)

programm Dienstag 4. märz 2008
12. Soziale Arbeit und die „Neue Unterschicht“
Anmerkungen zu einem unterschätzten und prekären Zusammenhang
Fabian keSSl (Uni Bielefeld)

13. Verkehrte Arbeitswelten – vom Verschwimmen der 
Grenzen zwischen drinnen und draußen
Neue Aspekte von Ausgrenzung im deregulierten Kapitalismus
Ulrike PAPOUScHek, Manfred kReNN (beide FORBA, Forschungs- und 
Beratungsstelle Arbeitswelt, Wien)

18.30 Abendessen

19.30 Buchpräsentation
Aktuelle Leitbegriffe der Sozialen Arbeit. 
Ein kritisches Handbuch
Josef Bakic, Marc Diebäcker und elisabeth Hammer, Verlag löcker

20.30 Lesung
„Ein Licht über dem Kopf“
Dimitre DINeV (Schriftsteller)
am Akkordeon: Martin lUBeNOV

Die Foren 1–8 sind jeweils zweiteilig. Der Teil „a“ findet jeweils am Dienstag 
Nachmittag, der Teil „b“ am Mittwoch Vormittag statt!

Plakatausstellung
Darstellung von Armut in Plakatkampagnen 

Portraitausstellung 
ein Projekt von Studierenden der Universität für Angewandte kunst, Wien

BETROFFENEN-VOR!-KONFERENZ
Sichtbar werden! Sichtbar machen!

Montag, 3. März 14.30 – 18.00
Austausch und Vernetzung,
Stärkung und Präsenz von Betroffenen (VertreterInnen von 
Initiativen und Selbsthilfegruppen armutsgefährdeter und -
betroffener Frauen und Männer) und ihrer Erfahrungen auf der 
7. Armutskonferenz

Erarbeitung von Forderungen

Detailprogramm: www.armutskonferenz.at 



9.00 IMPULS

9.30 12 PARALLELE FOREN / WORKSHOPS

1b. Analphabetismus als Strategie zur Stigmatisierung?
Wie Begriffe diskriminieren. Und was wir dagegen tun können
Otto RATH, Alfred BeRNDl (beide ISOP – Innovative Sozialprojekte) 

2b. Empowerment konkret
Was soziale Arbeit gegen Stigmatisierung und Entmutigung von deprivierten 
Familien tun kann
klaus WOlF (Universität Siegen)

3b. Armuts-Blicke
Ein Sensibilisierungs-Workshop zu Armut und Vielfalt 
(geschlossener Workshop)
Birgit kUPkA, Maria POHN-WeIDINGeR (beide Anti Defamation league, Wien) 

4b. Fehlt Ihnen etwas?
Vermeidung von Scham und Stigmatisierung im östereichischen  
Gesundheitssystem 
Andreas MIelck (GSF - Institut für Gesundheitsökonomie und Management im  
Gesundheitswesen, Neuherberg), Anna Maria DIePlINGeR (Allgemeines  
krankenhaus der Stadt linz)

5b. Die Hosen runter!
Was haben Sozialberatung und Sozialamt gemeinsam? Das Dilemma der 
Fürsorgeleistungen
Stefan ScHNeGG, Helmut kUNWAlD (beide DOWAS, Innsbruck) 

6b. Einmal arm – immer arm?
„Strategien gegen die Vererbung von Armut“  
Strategien für den sozialen Aufstieg
Martina RIcHTeR (Uni Bielefeld) und carmen lUDWIG (Uni Frankfurt), 

7b. Die KlientInnen, die wir nicht mögen
Wenn die HelferInnen stigmatisieren
Peter PANTUcek (FH St. Pölten), elisabeth HAMMeR, Marc DIeBÄckeR (beide 
FH-campus Wien)

8b. Fremd – illegal – kriminell
ArmutsmigrantInnen hinter Gittern
Veronika HOFINGeR, Arno PIlGRAM (beide IRkS – Institut für Rechts- und 
kriminalsoziologie, Wien) ) 

14. Betteln
Strategien gegen die Verdrängung 
Nora FIScHeR, Heimo HIRScHMANN, evelyne HeIlING, christian WAlTeR,  
elke DUFFek (alle FH-Johanneum Graz), Stephan NAGel (Diakonie Hamburg)

15. Initiativen gegen die Stigmatisierung
Projektmarkt und Ideenbörse
Peter kROBATH (Absageagentur Wien), Robert SOMMeR (Straßenzeitung 
Augustin), Hermann OBeRDÜNHOFeN (Saftladen Salzburg), Tina OBeRleITNeR 
(das eigene leben / documenta 2007)

16. Selbst VerSCHULDET!
Überschuldung – finanzielle Ausgrenzung – Gegenstrategien
Peter kOPF (IfS-Schuldenberatung Vorarlberg)

17. „Ich brauche eine Alleinerzieherin mit zwei Kindern“
„Armutsfälle“ in den Medien
elisabeth OHNeMUS (freie Journalistin, Ö1), Andrea BRÜckNeR (ORF – ZiB), 
eva BAcHINGeR (Tageszeitung Österreich), Peter GAcH (SHG_Misl, Selbsthilfe-
gruppe für Menschen in schwierigen lebenssituationen)

programm mittwoch 5. märz 2008

13.00 Mittagessen

14.00 WELTCafé
Respekt in Zeiten der Ungleichheit! 
Moderation: Michaela MOSeR (ASB-Schuldnerberatungen)
erkenntnisse aus Foren- und Workshoparbeit austauschen und verknüpfen.
Maßnahmen und Strategien gegen Stigmatisierungsprozesse entwickeln. 
Für Respekt in Zeiten der Ungleichheit sorgen – und für die Beseitigung der 
Ungleichheit kämpfen.

16.30 ABSCHLUSSTATEMENTS und VIDEOINTERVENTION
BLICK_KONTAKT
rewalk – stories for tomorrow

17.00 Ende

FRAUEN-VOR!-KONFERENZ
Das arme Mensch – ge-scheiter(t)?

Frauenarmut, Scham und Stigmatisierung

Montag, 3. März 19.00 -21.00
Kennenlernen und Vernetzung 
Austausch zum und Einstieg ins Thema

Dienstag, 4. März 9.00 -12.00
Analysen und Gegenstrategien zu
Frauenarmut, Scham und Stigmatisierung
Impulsreferate und Arbeitsgruppen

Detailprogramm: www.frauenarmut.at

AKTIONSWOCHE 
In der Woche vom 25. Februar bis 2. März 2008 finden an
verschiedenen Orten in Österreich öffentliche Aktionen, 
Veranstaltungen und kulturelle Aktivitäten wie Filmvorführungen 
oder Straßentheater statt.

Detailprogramm: www.armutskonferenz.at 
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460.000 Menschen in Österreich sind von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffen.
Es braucht eine Mindestsicherung, die aus der Armut führt und zum Leben reicht:
• existenzsichernde Mindestlöhne und Sozialleistungen • gute soziale Infrastruktur: leistbare Wohnungen, gerechte Bildungschancen,  
    flächendeckende Kinderbetreuung, gute Gesundheitsvorsorge, ...
• Qualifizierung und qualitätvolle Arbeitsplätze • Respekt statt Ausgrenzung 
Damit das Notwendigste für alle gesichert ist! 

Armutskonferenz-Initiative „für eine Mindestsicherung, die zum Leben reicht“

Selbst das Notwendigste ist für viele unerreichbar

www.mindestsicherung.at

Die Armutskonferenz koordiniert Vernetzungstreffen und die Entwicklung von Basisbildungsmo-

dulen für organisisierte Gruppen von Menschen mit Armutserfahrung.

Mit dabei sind AkteurInnen aus Selbstorganisationen, Selbsthilfegruppen und Initiativen von 

verschiedenen Betroffenengruppen: MigrantInnen, Erwerbsarbeitslose, Alleinerzieherinnen, 

Wohnungslose/MitarbeiterInnen von Straßenzeitungen, psychisch Erkrankte, Menschen mit Be-

hinderungen …

„Sichtbar Werden“ dient den Bedürfnissen und Wünschen der Betroffenen zur Stärkung ihrer kon-

kreten Arbeit.

Mehr unter www.armutskonferenz.at

sichtbar werden
Treffen von Menschen mit Armutserfahrung. 
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„Es hat mich sehr beeindruckt, wie viel Engagement und Phantasie die einzelnen Sozial-initiativen 
aufwenden, um Menschen aufzufangen, zu ermutigen und zu begleiten.“ Renate Schütz ist eine 
Unterstützerin des Wiener Spendenparlaments. 
Die 60jährige Pensionistin ist seit Gründung des Spendenparlaments mit dabei: „Als Bürgerin die-
ser Stadt ist es mir nicht egal, wie es Menschen neben mir geht.“

Wer im Jahr mindestens 75 Euro spendet, erwirbt einen Sitz im Wiener Spendenparlament. In jähr-
lichen Versammlungen wird gemeinsam diskutiert und abgestimmt, welche sozialen Initiativen 
wieviel Geld bekommen sollen. Dieses in Österreich einzigartige Projekt sammelt „Stimmen gegen 
Armut“ durch „Spenden mit Stimmrecht“.

Seit Gründung des Spendenparlaments vor sechs Jahren wurden 100.000 € an 36 Projekte für 
Menschen in Not vergeben. Es geht um die Verbesserung der Lebensbedingungen benachteiligter 
Menschen. 

SchülerInnen engagieren sich gegen Armut
Unter den SpendenparlamentariererInnen engagieren sich auch Schulen für Menschen in Not. 
„Wir haben 75 Euro gesammelt, uns mit den Sozialprojekten vertraut gemacht, in der Klasse disku-
tiert und abgestimmt“. Valentina Paspalj, Schülerin der 5e der HBLA Reumannplatz, die mit ihrer 
Klasse am diesjährigen Schulprojekt teilgenommen hat: “Es hat mir gefallen, mich mit den sozialen 
Fragen unserer Zeit auseinander zu setzen und dabei gesellschaftlichen Problemen auf den Grund 
gehen zu können. Man sieht seine Stadt dann mit anderen Augen.“ 

www.spendenparlament.at

Wiener Spendenparlament
Stimmen gegen Armut! Spenden mit Stimmrecht

„Der Kulturpass ist wirklich ein Lichtblick in meinem derzeitigen  Alltag.“  
sagt Sabine R., Kulturpassinhaberin. 

Die von Schauspielhaus und Armutskonferenz initiierte Aktion „Hunger auf Kunst und Kultur“ 
öffnet seit drei Jahren Theater, Film, Tanz und Musik auch für diejenigen, die es sich nicht leisten 
können. Menschen, die Sozialhilfe oder Mindestpension beziehen, Arbeitlose und Flüchtlinge.

www.hungeraufkunstundkultur.at

Hunger auf Kunst und Kultur!
Der Kulturpass öffnet Theater, Film, Tanz und Musik  für die,
die sich`s nicht leisten können. 
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Arm ist nicht nur, wer in Pappschachteln 
am Bahnhof übernachten muss, sondern-
auch  wer am Alltagsleben nicht teilneh-
men kann. Die Statistik spricht von Armut 
und sozialer Ausgrenzung, wenn neben 
einem geringen Einkommen* schwierigste 
Lebensbedingungen auftreten:

Die Betroffenen können abgetragene 
Kleidung nicht ersetzen, die Wohnung 
nicht angemessen warm halten, keine un-
erwarteten Ausgaben tätigen, sie weisen 
einen schlechten Gesundheitszustand auf, 
sind chronisch krank, leben in feuchten, 
schimmligen Wohnungen.

Erwerbslos, alleinerziehend, working poor, 
zugewandert

460 000 Menschen (6 % der Wohnbevöl-
kerung) in Österreich sind von Armut und 
sozialer Ausgrenzung betroffen, Frauen 
stärker als Männer. Ein Viertel der Armuts-
bevölkerung sind Kinder. Ihre Eltern sind 
zugewandert, erwerbslos, alleinerziehend 
oder haben Jobs, von denen sie nicht leben 
können.

Ein Drittel der Betroffenen sitzt dauer-
haft unter den Bedingungen von Armut 
und Ausgrenzung fest. Die Hälfte aller akut 
armen Personen ist nur für ein Jahr dieser 
Situation ausgesetzt.

Nie gedacht

Das Risiko, ohne Halt abzustürzen, ist ge-
stiegen - auch für Personen, die sich`s in ih-
rem Leben nie gedacht hätten. Eine Million 
Menschen gilt als  „armutsgefährdet“. Ihr 
Einkommen liegt unter der Armutsgrenze.

Armut macht krank

Menschen, die in Armut leben, sind dop-
pelt so oft krank wie Nicht-Arme. Arme Kin-
der von heute sind die chronisch Kranken 
von morgen.

Armut ist Stress

Die sogenannte Managerkrankheit mit 
Bluthochdruck und Infarktrisiko tritt bei 
Armutsbetroffenen 3mal häufiger auf als 
bei ManagerInnen.

Armut macht einsam

Wer arm ist, hat weniger freundschaft-
liche und nachbarschaftliche Kontakte.

Armut nimmt Zukunft

Menschen, die am Limit leben, haben 
geringere Aufstiegschancen. Ihre Zukunft 
wird von der sozialen Herkunft bestimmt.

Mangel an Möglichkeiten

Konkret bedeutet Armut: kaum Mög-
lichkeit, in zentralen gesellschaftlichen Be-
reichen zumindest in einem Mindestmaß 
teilhaben zu können: Wohnen, Gesundheit, 
Arbeitsmarkt, Sozialkontakte, Bildung. Wer 
verarmt, verliert substantielle Freiheiten.

Armut und soziale Ausgrenzung 
in Österreich 

armUTSKoNFErENZ. 
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ARMUT BEKäMPFENARMUT VERMEIDEN!
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Als schwelle wird 60% des median-Pro-kopf-Haushaltsein-
kommens definiert: das sind 893 Euro.  
Die meisten Einkommen liegen weit darunter  
(so liegen 251.000 menschen unter 595 Euro).

Quelle: statistik Austria 2008, Eu-siLC 2006.

Bericht über die soziale Lage 2003-2004. sozialministerium.

Bericht zur sozialen Lage 2001-2002, sozialministerium.

Aktuelle Daten unter www.armut.at
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Die Mitgliedsorganisationen:
Arbeiter Samariter Bund Österreich
ARGE MigrantInnenberatung Österreich
Autonome Österreichische Frauenhäuser
ASB Schuldnerberatungen GmbH
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe
Bundesdachverband für Soziale Unternehmen
Caritas Österreich
Dachverband Berufliche Integration
Diakonie Österreich
Europäisches Zentrum für Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung
Evangelische Akademie Wien
Forum Kirche und Arbeitswelt
Die Heilsarmee
Katholische Aktion der Erzdiözese Wien
Katholischer Familienverband Österreichs
Katholische Frauenbewegung Österreichs
Katholische Sozialakademie Österreichs
Kolping Österreich
Netzwerk Österreichischer Frauen- und Mädchenberatungsstellen
Neustart, Bewährungshilfe, Konfliktregelung und soziale Arbeit
Österreichische HochschülerInnenschaft
Österreichische Plattform für Alleinerziehende
Österreichischer Berufsverband der Sozialarbeiterlnnen
Österreichischer Gewerkschaftsbund / Frauenabteilung
Österreichischer Verein für Drogenfachleute
pro mente austria
SOS Mitmensch
St. Virgil Salzburg
Vertretungsnetz: Sachwalterschaft, Patientenanwaltschaft & Bewohnervertretung
Volkshilfe Österreich
Wiener Hilfswerk
Regionale Armutsnetzwerke
      * Salzburg
      * Oberösterreich
      * Kärnten

Die Armutskonferenz ist seit über 10 Jahren als Lobby derer, die keine Lobby haben, aktiv. Sie 

engagiert sich, um das verschwiegene Problem von Armut und sozialer Ausgrenzung in Österreich 

zu thematisieren und eine Verbesserung der Lebenssituation Betroffener zu erreichen.

Armut bekämpfen. Armut vermeiden

Vier Vorteile für Sie:

• laufend unsere Pressaussendungen per mail • regelmäßiger Newsletter mit Berichten und 

Veranstaltungsterminen • Publikationen und Dokumentationen gratis und frei Haus 

• freie Teilnahme an den Armutskonferenzen (nur Verpflegungskosten)

Ein großer Vorteil für uns:

Ein unabhängiger Finanzierungsanteil für die Kernarbeit der Armutskonferenz

75 € im Jahr per Überweisung, Dauerauftrag bzw. Abbuchungsauftrag.

Anmeldungen und weitere Informationen unter office@armutskonferenz.at

Fördermitgliedschaft





Die Publikationen des Fonds Gesundes Österreich

Alles zu den Themen 
seelische Gesundheit;
Bewegung; 
Älter werden, 
aktiv bleiben; 
Gesund mit Pflanzen 
und Ernährung 
mit wertvollen Tipps 
und Adressen.

Alle Publikationen 
erhalten Sie gratis beim
Fonds Gesundes Österreich,
ein Geschäftsbereich der 
Gesundheit Österreich GmbH, 
Mariahilfer Straße 176, 1150 Wien 
Tel.: (01) 895 04 00 
Fax: (01) 895 04 00-20 
E-Mail: info@fgoe.org; 
Web: www.fgoe.org

Ein Geschäftsbereich der 
Gesundheit Österreich GmbH

Inserat 165x125:Layout 1  14.05.2008  12:32 Uhr  Seite 1



„Wie ich’s schaff? Mit dem waff.“

So viel Hilfe für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
gibt’s nur in Wien. Für Menschen, die im Beruf weiter-
kommen wollen. Der waff macht’s möglich.
Neue Chancen: Wir beraten Sie gerne.
2 217 48-555, www.waff.at

Ins_allg_Wie ichs schaff ...+Wien:80x125 Armutkof  06.05.2008  11:49 Uhr  Seite 1

Der Katholische 
Familienverband Österreichs

1010 Wien - Spiegelgasse 3 - Tel: 01/515 52-3201 - www.familie.at
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Fördern Sie Lesen 
über Nachhaltigkeit

Aus 1 mach 2:  
Spenden Sie ein Förder-Abo* für

Sc

(Glocalist Magazine & 
Glocalist Review) 

mailto: office-wien@glocalist.com

*Kleingedrucktes: Das Förder-Abo (Glocalist Magazine und 
Glocalist Review) ist völlig unverb indlich und erlischt nach 
Ablauf 1 Jahres automatisch ohne weitere Kosten für Geförderte 
sowie den Fördernden. 
Ein Förder-Abo kostet für den Fördernden 125,- Euro. 
Es umfasst 2 Zusendungen (Förderer und Geförderter) 
je 10 Ausgaben Glocalist Magazine und 
41 Ausgaben Glocalist Review. 

>>





 Kultur für 
 alle!

Initiiert 2003 von Schauspielhaus Wien
und der ArmutskonferenzInformationen unter www.hungeraufkunstundkultur.at

Auch für jene Menschen, die gerne am  
kulturellen Leben teilnehmen  
möchten, es sich im Moment aber  
nicht leisten können. 

Der Kulturpass macht es möglich. In Wien, Salzburg, der Steiermark, 
Oberösterreich, Vorarlberg und Tirol.



Die Druckerei Berger wird derzeit in der 4. 

und 5. Familiengeneration mit großer sozialer  

Verantwortung geführt. Das ständige Bemü-

hen die Arbeitsplätze der 250 Mitarbeiter in 

der strukturschwachen 

Region Waldviertel zu  

sichern, bedeutet für die 

Mitarbeiter und deren  

Familien gesichertes 

Einkommen - frei sein 

von Existenzsorgen!

G R A F I K H I A S L
M A T T H I A S    F ü R P A S S
L A N G E N L O I S / W I E N
G R A F I K @ H I A S L . A T
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Muss es wirklich
Sachwalterschaft sein?

VertretungsNetz – Sachwalterschaft
erhält vom Gericht den Auftrag
zu beraten und Alternativen zu prüfen

Wir

• ermöglichen persönliche Kontakte
zwischen den Beteiligten

• ersparen oder erleichtern
den Betroffenen das Verfahren

• sammeln Informationen
für die Verfahrensentscheidung

• ermutigen Angehörige zur Übernahme
einer Sachwalterfunktion

• beraten und schulen Angehörige

»Nicht zuviel und
nicht zuwenig –
Das Richtige finden«

Nachrichten aus der Tiefe der Stadt:
alle 14 Tage im Augustin.
Nicht die meistgelesene Zeitung, aber die meistgebrauchte.



Versicherungsagentur 
Michael Höffken

Telefon: 0664 240 92 39
E-Mail: michael.hoeffken@basler.co.at

Seit 1973 in der Versicherungsbranche tätig.
Attraktive und innovative Lösungen 
in den Bereichen:
 -Versicherung
 -Vorsorge
 -Vermögensbildung



DIE BESTE KRIMINALPOLITIK IST
EINE EFFIZIENTE SOZIALPOLITIK.

ARMUTSVERMEIDUNG IST ALSO
DIE BESTE KRIMINALPRÄVENTION!

...  LEBEN OHNE KRIMINALITÄT. WIR HELFEN.

...  www.neustart.at



ZAHLEN.
DATEN.
FAKTEN.

DAS WIRTSCHAFTS- UND SOZIALSTATISTISCHE 
TASCHENBUCH DER AK – ONLINE IM INTERNET

Internationale Übersicht  

Entwicklung der Österreichischen Wirtschaft 

Gesetzliche Bestimmungen 

Zum Blättern, Downloaden, Weiterrechnen

http://statistik.arbeiterkammer.at
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